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OAPITEL L 

Mutmassliche Hypothesen über die Zustände der 

vorpiastischen Zeit. 



Die Frage wem der Besitz an Grund und Boden in der frühesten 
Zeit in Polen zustand. — Hypothesen über die Entstehung der 
sozialen Ordnung in Polen. — Neuere Forscher. Prof. Michael Bo- 
brzyAski, Prof. Stanislaus Smolka, Prof. Franz PiekosiAski in Kra- 
kau. — Prof. Joseph Szujski's Meinung. — Man kann nur Vermu- 
tungen aufstellen. — Die Meinung v. Alfred Bambaud. — Mögliche 
Hypothesen. — Die alte slavische Gemeindeverfassung. — Das Opole 
(vicinium). — Fürst Tadeus Lubomirski. „Über die patrimoniale 
Jurisdiction in Polen". Warschau 1861. — Die monarchische Or- 
dnung beeinträchtigt die Bedeutung des Opole- Verbandes. — Die 

Büthener- Verbände in Waldungen. 

Es lässt sich nicht mit Sicherheit feststellen, ob in 
den frühesten Zeiten, als der polnische Staat sich aus dunk- 
len Anfängen zu einem lebenden Organismus in der Geschi- 
chte entwickelte, der ganze Grund und Boden im alleini- 
gen Besitz des Staatsoberhauptes stand, oder ob eine freie 
Besitzerklasse da war, die seit unvordenklichen Zeiten 
ihre Besitzrechte ausübte. Die . Beantwortung dieser Frage 
ist innig mit der Untersuchung der Hypothesen verbun- 
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den, welche die Entstehung der obersten Gewalt, wie auch 
der ganzen sozialen Ordnung Polens im frühesten uns be- 
kannten Zeitalter erklären wollen. Solcher Hypothesen 
sind mehrere, unter einander abweichende, aufgestellt wor- 
den, welche sich aber im wesentHohen auf zwei Theorien 
zurückführen lassen, von denen die eine auf eine selbstän- 
dige Entwicklung, die andere auf Eingreifen fremder Ele- 
mente hinausläuft, folglich die piastische Monarchie nicht 
aus einer Evolution, sondern aus einer Revolution hervor- 
gehen lässt. 

Versuche einer Darstellung und Erläuterung der Ge- 
sellschaftsordnungwährend der ersten Entwicklungsperiode 
Polens sind vor einigen Jahren wieder aufgenommen worden, 
und zwar von drei Professoren an der Krakauer Universität: 
Dr. Michael Bobrzynski, heute Vicepräsident des Landes- 
schulrates für Galizien, Dr. Stanislaus Smolka, Secretär der 
Academie der Wissenschaften in Krakau und Dr. Franz 
Piekosinski. Im Jahre 1884 erschien zunächst ein Buch von 
Professor Smolka unter dem Titel : „Mieszko der Alte und 
sein Jahrhundert" ^), welches die erwähnten Probleme be- 
rührt. Bereits in demselben Jahre hatten die beiden ande- 
ren Gelehrten in zwei Abhandlungen Stellung genommen 
zu den daselbst geäusserten Meinungen und ihrerseits 
eigene Ansichten ausgesprochen. Während Professor 
Bobrzynski^), gestützt auf die älteste polnische Chronik 
(Gallus) und die wenigen uns erhaltenen Dokumente aus 
dem XII Jahrhundert, welche er mit wirklich eingehender 
Kritik und Schärfe ausnützte, allen Besitz an Boden durch- 



^) Mieszko Stary i jego wiek, v. Dr. Stanislaus Smolka. War- 
schau 1881. 

^) Geneza spoteczeAstwa polskiego. Genesis des socialen 
Organismus Polens. Auf Grundlage d. Chronik v. Gallus und der 
Diplomata des XII. Jahrd. von Dr. Michael Bobrzyi^ski. Krakau. 
Ausgabe der Abhandl. in der Krakauer Akademie. Band XIY. 1881. 
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weg aus Schenkungen der Monarchen herleiten wollte, 
hat anderseits Professor Smolka die Behauptung aufge- 
steUt, dass eine Klasse freier Eleingrundbesitzer den 
Kern der ursprünglichen Gesellschaftsverfassung in Polen 
bildete. Dem gegenüber nahm Professor Piekosinski ^) als 
Grundstein seiner Hypothese eine kriegerische, fremde 
Einwanderung in Polen an, die von den an der Mündung 
der Elbe wohnenden Slaven ausging und erklärte des- 
halb, dass freier Besitz von Grund und Boden in Händen 
von Autochtonen nur vor jener Eroberung mögHch gewe- 
sen sei, dann aber das ganze Land dem Eroberer zufiel 
und dass erst durch späte, kaum am Ende des XI Jahrhun- 
derts anfangende Schenkungen der Monarohen an die Rit- 
terschaft ein Privatbesitz entstand. Die Polemik war eine 
recht interessante und hat Licht auf manche wenig be- 
kannte Zustände geworfen, die eigentliche Lösung aber der 
so wichtigen Frage hat sie nicht gebracht. Professor Smolka 
schrieb noch in demselben Jahre Bemerkungen zu der 
ursprünglichen socialen Verfassung Polens zur Zeit der 
Piasten ^) und Professor Piekosinski zwei Jahre später eine 
Verteidigung seiner Eroberungshypothese ^), in der er auf 
die staatliche Verfassung der westlichen Slavenstämme an 
der Oder und der Elbe hinweist und mit ihr die ursprün- 
gliche polnische Verfassung vergleicht. Seine Hypothese, 



^) O powstaniu spoleczeÄstwa polskiego. Über die Entste- 
hung des sozialen Organismus in Polen in Mittelalter und über 
seine ursprüngliche Verfassung, v. Dr. Franz PiekosiAski. Bbd. 

2) üwagi o pierwotnym ustroju Polski Piastowskiej. Bemer- 
kungen über die ursprüngl. sociale Verfassung Polens zur Zeit der 
Pia ten aus Anlass der Abhandlungen der H. Prof. Bobrzy^ski und 
Piekosii^ski von Dr. Stanisl. Smolka. Ebd. 

^) Obrona hipotezy najazdu. Die Verteidigung d. Eroberungs- 
hypothese als Grundlage der soc. Verfassg. Polens im Mittelalter 
mit Berücksichtigung der Verhältnisse bei den pomm ersehen u. jen- 
seits der Oder wohnenden Slavischen Stämme, von Dr. Franz Pie- 
kosiiiski. Abhandlungen etc. Bd. XVI. Krakau 1883. 

1* 
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die sehr nahe mit einer bereits vor vielen Jahren von Carl 
Szajnocha ^) aufgestellten verwandt ist, hat einige nicht zu 
unterschätzende Beweismomente, ihr Hauptgewicht liegt aber 
grösstenteils auf Beweisen e contrario. Es lässt sich eben 
sehr schwer ein mächtiges Bleich, wo die fürstliche Gewalt 
stark und unumschränkt ist, aus den uns bekannten und 
mutmasslichen slavischen Einrichtungen construiren und 
vieles bleibt immer ungelöst und unerklärlich. Als direkten 
Beweis macht vor allem Piekosinski geltend, dass der freie 
Privatbesitz an Boden erst aus späterer Zeit stamme, dass 
die gesammte Bitterschaft des Landes noch im elften Jahr- 
hundert in grossen befestigten Lagern wohnte und schlies^ 
lieh, dass die Wappen des polnischen Adels nach norman- 
nisch-dänischen Bunen gebildet sind, was dafür spricht, 
dass jene Krieger nicht einheimisch, sondern fremd wa- 
ren. Gleich am Anfange, beim Auftreten Polens in der Ge- 
schichte, sehen wir in diesem Lande eine starke, wohlor- 
ganisirte, monarchische Gewalt, Könige, wie Miecislaus I. 
(963—992) und Boleslaus den Tapferen (992—1026), des- 
sen durchgreifende Faust, wie sich Hüppe in seinem Bu- 
che über die polnische Verfassung äussert, das für den 
Osten werden konnte, was der nervige Arm Carl des Gros- 
sen für den Westen gewesen^). In der Natur des Landes 
lag diese Erscheinung nicht; es war da eher Neigung zu einem 
passiven Widerstände als zu aggressivem Vorgehen vorauszu- 
setzen. Nicht bergiges Land, keine Meeresüfer mit Fjorden 
und Halbinseln, sondern eine bewaldete Ebene, durch Wie- 
sen und Flüsse unterbrochen, bildet die Heimat der polni- 
schen Slaven. Das Volk, das sie bewohnte, musste ein Hir- 
ten- und Ackerbauvolk sein und den Hang zu einer weiten 



*) Lechicki pocz^tek Polski. Der Lechitische Ursprung Po- 
lens. Historische Skizze v. Carl Szajnocha. Lemberg 1858. 

^) Dr. Siegfried Hüppe. Verfassung der Republik Polen. 
Berlin 1867. S. 86. 
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Ausbreitung gehabt haben. Wie hat sich nun dieses Volk 
zusammengeschart und einen centralistischen und kriegeri- 
schen Staat gebildet ? Wir erkennen aus dem verschiedenar- 
tigen Gemisch der späteren Bildungen hie und da die ursprün- 
gliche Form heraus und die primitive Sitte, die früheste 
Gestaltung einer autonomen slavischen Gemeinde mit ge- 
meinschaftlichem Ackerbesitz, wo nach Ablauf einer Reihe 
von Jahren der ganze Boden neu zur Austeilung kam und 
wieder nach einiger Zeit verlassen wurde, weil frische 
Ländereien ergiebigere Ernten versprachen. Von dieser 
Urgestaltung ist der Weg zur festen Niederlassung in na- 
türlicher Entwickelung leicht denkbar und erklärlich. Man 
kann schon darauf verweisen, dass Ansiedlungen, wenn sie 
im Walde gelegen sind, im Gegensatze zu solchen, die auf 
dem flachen Wiesenlande entstehen, durch grössere In- 
anspruchnahme individueller Energie zum individuellen 
Besitz führten. Von da aber bis zu einer festen Organisa- 
tion der staatlichen Gewalt, wie wir sie gleich am Anfang 
der polnischen Geschichte vorfinden, ist die Entwickelung 
eine so erstaunliche, dass man sich vielleicht nicht ohne 
Grund, wiewohl ohne sichere Grundlage, versucht fühlt, 
sie durch ein Eingreifen fremder Elemente zu erklären; 
der Umstand, dass wir keine genaueren Nachrichten über 
etwaige Staatsorganismen aus der Zeit vor Miecislaus ha- 
ben, kommt jener Hypothese zu statten. 

Die den Slaven eigene Unfähigkeit, sich politisch zu 
organisiren, sagt Szujski 0, ihre lose Verbreitung, welche 
einem siegreichen Auftreten auf dem Schauplatze der Ge- 
schichte nach Unterwerfung von anderen Völkern im Wege 
stand, verursachten, dass die ersten politischen Bildungen 



*) Historyi polskiej ksi^g dwanascie. Geschichte Polens in 
12 Büchern v. Prof. Dr. Jos. Szujski. Szujskis Werke, ftesammt- 
ausgabe, Serie II. Band IX. Krakau 1889. S. 7. 
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im Dunkel der Zeiten verhüllt bleiben und die Q-eschiohte 
der Slaven erst seit der Zeit der Weltmonarchie Carl des 
Grossen übersichtlich ist. Wir wissen, dass, wo sich grosse 
slavische Staaten bilden, fast immer eine fremde Hand die 
Zügel der Regierung ergreift, oder sie enstehen durch in- 
direote Einwirkung fremder Eroberer, deren Ziele für die 
Existenz der kleineren slavischen Stämme bedrohlich sind. 
Das Schwert der Waregen hat Eussland eine staatliche 
Einheit gegeben; ist nun auch nicht in einem ähnlichen 
Vorgange der Grund einer Neubildung in Polen zu su- 
chen ? Die Geschichte sagt uns gar nichts darüber. Polens 
Chronikschreiber wissen nur von recht zweifelhaften Er- 
eignissen zu berichten oder sie schweigen grundsätz- 
lich hierüber, wie Gallus, der Erste unter ihnen, der sich 
offen dazu bekennt, wenn er sagt : Sed istorum gesta quo- 
rum memoriam oblivio vetustatis abolevit et quos error et 
idolatria defoedavit, memorare negUgamus et ad ea reoi- 
tanda que fidelis recordatio meminit transeamus ^). 

Mehr Nachrichten, doch eher sagenhaften Inhalts, in 
der Erzählung von den Anfängen des polnischen Reiches, 
sind in der späteren Chronik Boguchwals enthalten ^). Nach 
ihm teilte die alte slavische Gemeinde ihren Acker unter 
alle Dorfbewohner aus, auch Fremde berücksichtigend, 
wenn sie sich als würdig erwiesen hatten, in den Gemein- 
deverband aufgenommen zu werden. Aus diesem Grunde 
sollte Krakus, der Krakauer Fürst, mit Grundstücken be- 
schenkt worden sein, aus demselben auch andere Lechi- 
ten, von denen jene, welche Ansehen und Reichtum ge- 
wannen (Discretiores et locupletiores) zur Regierung im 



^) A. Bielowski. Monumenta Poloniae historica I. Die Chro- 
nik V. Gallus. 1. 3. 

2) Bielowski. Monumenta Poloniae historica II. Die Chronik 
Boguchwalls. 
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Lande gelangten, ohne dass ihnen dafür eine andere Be- 
lohnung, als grösseres Ansehen zuteil wurde. 

Die Lechiten, die hier als Fremde erscheinen, und 
die ganze Erzählung Boguchwals über Krakus gehören dem 
weissohrobatischen Sagenkreise an und sind mit der gross- 
polnischen Überlieferung von Piast und den Popieliden 
gar nicht verwandt. Man könnte sich aber, wenn man 
überhaupt Vermutungen aufstellt, leicht vorstellen, dass 
irgendwelche normannische Fahrzeuge die Weichsel von 
Danzig aus heraufiahrend, eine Anzahl fremder Abenteu- 
rer in ein slavisches Land gebracht haben. Ohne eine Er- 
oberung, für die keine klaren historischen Zeugnisse spre- 
chen, als Hypothese aufzustellen, könnte man den Zufall 
die grosse Bolle eines revolutionären Faktors spielen las- 
sen. Wir haben hier aber nicht mit Hypothesen, sondern 
mit der Erscheinung selbst zu thun. Im Gegensatze zur 
späteren absoluten Monarchie war die ursprüngliche Ge- 
meinde in slavischen Ländern eine Demokratie, in der 
nicht der physischen Kraft, wie bei germanischen Stäm- 
men des Nordens, sondern vielmehr dem Alter und den 
erworbenen Erfahrungen Vorrang gegeben wird, daher auch 
das hohe Alter jener slavischen Oberhäupter, deren Würde 
man, wie Alfred Bambaud zutreffend sagt, mit der eines Ulys- 
ses unter den vielen Königen des kleinen Ithaka verglei- 
chen kann ^). Die Worte y^Starosta^, y^Starschina^ waren 
bei den alten Slaven zuerst nur Bezeichnungen für die 
Würde, die das Alter verlieh. Der sociale Bau fängt mit 
Familienverbänden (wspölnota, zadruga, werw.) an, und er- 
weitert sich zu grösseren Geschlechtsverbänden und sind 
die Namen der Dörfer mit der patronimischen Endung 
auf -ice neben solchen, die eine Form genitivi possessivi 
haben und auf individuellen Besitz weisen (Endungen auf 



») Alfred Rambau d Histoire de la Russie. Paris 1884. S, 34. 
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-<ho und 'in etc.*) als früheste Niederlassungen zu betrach- 
ten. Die zahlreichen Geschlechter kommen mit der Zeit 
in Besitz von Ländereien (zupy) und gewinnen an Macht 
vor anderen. 

Man könnte sich nun eine solche Möglichkeit den- 
ken, dass ein Geschlechtsältester, ein ^lupan, in der Volks- 
souveränität eine Stütze für die Befestigung seines Ein- 
flusses findet, dann erwächst aus dem egoistischen Bewusst- 
sein der Sippe die Alleinherrschaft. Noch eher ist die Cen- 
tralisirung der Gewalt durch eine kriegerische Ordnung 
des Volkes zu erklären, die dann nicht der Starost, son- 
dern ein zum Feldherm gewählter Krieger, ein Wojewode 
durchführt 2). Die Armee wird dann einen Umsturz der 
Verfassung bewirken und ihren Anführer auf den Schild 
erheben. So ist aus einer Feldherrngewalt die fürstliche bei 
einigen slavischen Stämmen westlich der Oder entstanden ^). 
Wenn aber eine Schaar, entweder Krieger eines streitbaren 
Stammes im Kriege, oder fremde Abenteurer die Umge- 
staltung der Verhältnisse eines kleinen slavischen Staats- 
organismus durchsetzen und ein Anführer, wenn er eine 
energische Erscheinung ist, die höchste Staatsgewalt an 
sich reisst, so wird er seinen Willen anstatt des Willens 
aller Freien als Gesetz befestigen und die monarchische 
Ordnung anstatt der republikanischen einsetzen. Er ist der 
Mächtige, (Karl, Kröl, Korol, Jarl) der Kriegsfürst, zum 



*) Joseph Szujski. Historyi polskiej ksi^g dwanascie. Geschi- 
chte Polens in XII Büchern. Krakau 1889. (Szujskis Werke, Band IX). 

') Nach Boguchwals Chronik wurde Krakus zum Fürsten und 
Feldherm anstatt der 12 Wojewoden (Heerführer im alten slavi- 
schen Gemeinwesen) die früher das (krakauer) chrobatische Land 
verwalteten in Kriegsgefahr gewählt; „in eorum capitaneum seu 
ducem exercitus ut verius dicam nam juxta polonicam interpreta- 
tionem dux exercitus woyewoda apellatur". (A. Bielowski. Monu- 
menta Pol. bist. II. 473). 

') Über die Wojewoden bei Piekosinski II. S. 62. 
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Unterschiede der alten BegrijBte einer nur ordnungshalten- 
den Gewalt ^). 

Doch wir wollen es dahingestellt sein lassen, wer den 
ersten Grundstein zum Ausbau der fürstlichen Festen in 
Kruszwica und Gnesen gelegt hat und betrachten die pri- 
mitive slavische Gemeinde insofern, als einige ihrer Ein- 
richtungen sich noch in späteren Zeiten in Polen an ver- 
einzelten Orten behauptet haben. Diese Gemeinden scheinen 
in Verbänden nebeneinander gelebt zu haben, welche Opola, 
lat. Vioinia (russ. oblast) genannt, die ganze Landfläche, wo 
nahe nebeneinander wohnende Gemeinden gewisse gemein- 
same Rechte auf Nutzungen an wirtschaftlichen Gütern und 
gewisse gemeinschaftliche politische und richterliche Ein- 
richtungen hatten, umschlossen. Wir kennen diese Ein- 
richtungen nicht genauer und können nur aus einzelnen, 
bis in spätere Zeiten erhaltenen Spuren auf die frühere 
Organisation schliessen. Zur Zeit der ersten Piastenkönige 
ist das Opole kein Regierungsbezirk mehr, doch bildet es 
noch eine fiscale Einheit, da Steuern und Abgaben auf 
ganze Opola gelegt werden und wirtschaftUoh stärkere 
Gemeinden für schwächere haften müssen. Noch mehr 
als das; es haften diese Verbände solidarisch für jede Ge- 
waltthat, die in ihrem Bereiche vorkommt, wenn der Mis- 
sethäter nicht ermittelt und festgenommen wird. Für Pro- 
fessor Piekosinski ist dies ein Grund mehr für die Be- 
hauptung, dass die politische Ordnung der Piastenmonar- 
chie durch eine fremde Gewalt geschaffen ist, da die uran- 
sässige Bevölkerung im Opole durch die strengen Vor- 
schriften der Gesamthaftung gleichsam als eine unterdrückte 
erscheint *^). 



Gospodyn- Gospodarz- der Wirt und Herr, davon Hospo- 
dar und russisch Gosudar, rocy^apb. 

^) S. 229. Noch ausdrücklicher in Piekosinski. S. Obronahipo- 
tezy najazdu. „Vertheidigung der Eroberungs-Hypotese". Krakau. Ab- 
handlungen Ausgabe der Akademie der Wissenschaften. B. XYI. S.42. 
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In späterer Periode verwischt sich noch mehr der 
öflfentliche Charakter des Opole. Es bleiben nur gemein- 
same Servitutenrechte und eine bestimmte Jurisdiction in 
Grenzangelegenheiten zwischen einzelnen Gemeinden, die 
eine solche „Gegend" verbinden. Die Gerichtsbarkeit des 
Opole besteht noch an einzelnen Orten bis ins dreizehnte 
und vierzehnte Jahrhundert. Sie ist aber vielmehr ein Ge- 
bilde dieser späteren Zeit und hat nur wenig von der ur- 
sprünglichen Verfassung beibehalten. In schwierigen Fäl- 
len, besonders wenn es sich um Grenzstreitigkeiten han- 
delte, wählte man Schiedsrichter aus Mitgliedern der Ge- 
meinde, oder man zog auch Fremde zu Rate. Dem von 
ihnen gefällten Urteile fügten sich dann die streitenden Par- 
teien ohne Apellation. Diese Schiedsrichter sind gewöhn- 
lich alte, erfahrene Leute, man nennt sie auch oft Greise 
(starcy)j oder Einiger (jednawcy, sJdadcy), in Masovien (lit- 
kupnicyjy in Kleinrussland ßucisstwo) ^). 

Wenn wir uns vorstellen wollen, wie das ökonomi- 
sche und politische Leben in einer polnischen primitiven 
Gemeinde organisirt war, so müssen wir die Phantasie 
zu Hilfe rufen, da uns die glaubwürdige Überlieferung recht 
wenig darüber mitteilt. Am besten lässt sich die ursprüngli- 
che Form solcher Organisation an den sich nur langsam um- 
formenden russischen Mirs erkennen, aber diese wohlbekannte 
agrar-sociale Gestaltung wollen wir hier nicht näher be- 
sprechen. Wo sich derartige Gemeinden noch späterhin 
in Polen erhalten haben, war doch ihre Verfassung durch 
den Einfluss der monarchischen Regierung vielfach umge- 
ändert worden, so dass wir kaum einzelne Spuren der pri- 
mitiven Einrichtungen und Gewohnheiten finden können. 
In Streitigkeiten zwischen einzelnen Gemeinden^) wendet 



1) Fürst Lubomirski. Jurysdykcya patrymonialna w Polsce. 
Die patrim. lurisdiction in Polen. Warschau. 1861. S. 27. 

2) Die Mitglieder der Gemeinde — das Volk, das in einem 
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man sich an das Schiedsgericht des ganzen Yiciniums. 
Später, wo das Land christlich wurde, sind vielleicht auch 
Pfarrverbände als Vicinium angesehen worden. Die Com- 
petenz solcher Schiedsgerichte erhält sich längere Zeit nur 
in Grenzstreitigkeiten und da, wo es sich um gewisse geraein- 
same Nutzungen, wie Wälder, Wiesen, Teiche etc. handelt. 
Im fünfzehnten Jahrhundert werden diese Competenzen 
noch mehr geschmälert und schliesslich treten die alten 
Leute nur als Zeugen, die man zur Feststellung einer 
Thatsache, namentlich bei Kegulirung der Grenzen anruft, 
auf. Die Anteile an Acker sind ursprünglich Eigentum der 
ganzen Gemeinde. War aber das Dorf im Walde gelegen, 
so finden wir auch in frühester Zeit individuellen Besitz. 
Der Wald gab in seinen Reichtümern an Holz, Wild, Ho- 
nig und Wachs, Pilzen stellenweise auch Fischen in seinen 
Grewässem dem Ansiedler weit mehr Vorteile als das un- 
bewandelte Land ; ausserdem bot er ihm den besten Schutz 
gegen Feinde. Eine im Walde angesessene Bevölkerung 
betreibt nicht den Ackerbau allein, sondern zum grössten 
Teil Jagd und noch in späteren Zeiten zahlten solche Dör- 
fer, wo sie erhalten blieben, an den König Abgaben in 
Thierfellen und Honig. Auch die Bienenzüchtung war ein 
sehr bedeutender Erwerbszweig in jenen Zeiten. 

Die Büthener bildeten besonders organisirte Vereine, 
welche eigene Rechte hatten. Doch darf man diese Büthe- 
ner Organisationen schwerlich auf die frühen Zeiten der 
slavischen autonomen Gemeinden zurückführen. Sie sind 
vielmehr ein Gebilde mittelalterlicher Zeit und haben 
eine so genaue Anlichkeit mit den Handwerkerzünften, wie 
sich solche in den Städten ausgebildet haben, dass man 
sie ohne Bedenken als eine Art Zunftordnung betrachten 



solchen autonomen Verbände lebt, erscheint als Gesetzgeber und 
Richter, — u. der königl. Starost tritt als Vermittler zwischen den 
privilegierten Gemeinden u. d. Landesregierung, wenn er auch als 
Aufseher bestellt ist. 
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kann. Wohl sind aber einzelne Eechtsbestimmungen und 
Sitten uralten Ursprungs und solche erhielten sich bis in 
späte Zeiten, da sich die Verhältnisse bei der Lebensweise 
welche die Büthener in grossen Waldungen führten, nur 
sehr langsam ändern konnten. 

In einer Abhandlung über die Bienenzüchtung und 
die frühesten Organisationen der Bienenzüchter in Po- 
len berichtet Dr. Karl Potkanski, dass in den ältesten 
Zeiten viele derartige Vereine in den grossen Waldungen 
Polens bestanden ^). Die Bienenstöcke waren individuelles Ei- 
gentum, es gab hier demnach keine solche Gütergemeinschaft 
wie bei Ackerbesitz; es erklärt sich das dadurch, dass die 
Ertragsquelle den Character eines beweglichen Gutes hatte. 
Aber auch ein individuelles Eigentum an Boden kommt in 
solchen Walddörfern vor. Die Ansiedler leben in heidni- 
schen Zeiten als absolut freie Leute, später, als die Wäl- 
der Eigentum des Fürsten wurden, sind sie noch grössten- 
teils als freie „Hospites" anzusehen. Sie werden aber un- 
ter die königlichen Beamten gestellt und die Grundorga- 
nisationen den Kastellaneien einverleibt. Am längsten dau- 
erte die Freiheit dieser Ansiedler in Masovien, dann im 
grossen Urwald der „Kurpien" (puszcza kurpiowska) und 
bei Radom. Dr. PotkaAski führt aus, dass die masovi- 
schen Bienenzüchter in zwölften Jahrhundert über den 
Bugfluss gehen und sich im Kurpienwalde niederlassen, wo 
sich dann ihre Ansiedlungen verbreiten und verwirft die 
Behauptung, als seien diese Bienenzüchtervereine erst in 
späteren Zeiten nach den schwedischen Kriegen im siebzehn- 
ten Jahrhundert durch Flüchtlinge, die in Wäldern hausten, 
gebildet werden. Er beruft sich bei seiner Beweisführung auf 
die Abgaben, die man nach den Quellen bis in das dreizehnte 



*) Karl PotkaAski. Bartnictwo i organizacya barfcnicza (Kur- 
piowie). Büthener Organisationen in Polen. Abhandlung vorgetra- 
gen in einer Sitzung der krakauer Akademie. 1895. 
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Jahrhundert verfolgen kann und wo viele Bestimmungen 
über die Bienenzüchter vorhanden sind. Er meint weiter, 
dass die Ackerbauansiedlungen in Wäldern aus einhöfigen 
Bienenzüchterniederlassungen, die oft den Ort wechselten, 
entstanden und fügt die interessante Bemerkung hinzu, dass 
die Gemerke und Abzeichen der Bienenzüchter vielleicht 
eine ßoUe bei der Bildung der adeligen Wappen gespielt 
haben *). In einer interessanten Abhandlung über die „Kur- 
pien" -Bevölkerung in den grossen Waldungen, die zwischen 
der jetzigen preussischen Grenze und den beiden Flüssen 
Bug und Narew lagen , sagt L. Krzywicki dass die 
Meinung, nach welcher in den Büthener- Gemeinden der 
„Kurpien" Überreste der früheren Opole- Verfassung zu 
finden seien 2) eine ganz irrthümliche sei. Die Büthener 
wählen wohl ihren Starosten, den sogenannten Honigsta- 
rosten und haben eine autonome Jurisdiction, die ihnen 
durch die königlichen Privilegien zugestanden ist. Über 
dieser autonomen Behörde steht aber der königliche Sta- 
rost, von dem es in letzter Stelle abhängt, ob einem 
neuen Ankömmling eine vakante Stelle in der Büthener- 
gemeinde gegeben werden darf, der ferner die Abgaben 
auf die einzelnen vertheilt, und solche, die sie nicht zahlen 
können, absetzen und aus dem Büthenerverbande ausschei- 
den lassen kann. 

Der Büthener ist, meint derselbe Autor, ein absolu- 
ter Eigentümer im Walde so lange, als er durch seinen 
Fleiss das Interesse des Grundherrn besorgt, sobald er aber 
nachlässig wird, tritt die Verwaltungsbehörde der Güter 



*) Darüber auch L. Krzywicki. Kurpie. „Über die Kurpien- 
Bevölkerung''. (Biblioteka Warszawska. Band IV. Heft 1. 1892. 
October. S. 97 ff.)- 

2) Diese Meinung vertreten : W. A. Maciejowski. Historya 
wtoscian w Polsce. Geschichte der Bauern in Polen. Warschau. 
1874. S. 53. — W. Przyborowski. Wloscianie u nas i gdzieidziej. 
Der Bauer bei uns und Anderswo. Historische Skizzen. 1881. 
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auf, entäussert den faulen Büthener seiner Rechte und über- 
gibt den Wald einem andern. Einen derartigen Character 
trägt das nicht vollkommene, — bedingte und Zeit-Eigen- 
tum, dessen Spuren wir schon in der Warschauer Ordnung 
von 1401 vorfinden und das sich gar nicht mit dem Cha- 
rakter der Opole verträgt, dagegen vollständig dem Lehns- 
recht, wie solches an die Büthener- Organisation sich an- 
passte — entspricht *). 

Wir beabsichtigen nicht uns des Weiteren über die 
primitiven Gemeinden zu verbreiten. Der Fürst, der zuerst 
in seiner MachtfuUe durch keine gesetzliche Einschränkung 
gehemmt ist, legt seine schwere Hand auf die alten Opole 
und Zupy und unternimmt eine Neuorganisirung des Lan- 
des, in dem er alle Regierungs- und Verwaltungsbehörden 
in seinen Burgen centralisirt. 



Krzywicki. 1. c. S. 359. 
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CAPITEL IL 



Das Aufkommen des absoluten Königtums. 



Der Monarch ist im Anfang der uns bekannten Gesohichte Polens, 
ein mächtiger und autokratischer Herrscher. — Die Coezistenz gros- 
ser ebenso wie kleiner selbständiger Grundeigenthümer erscheint 
deshalb als kaum möglich. — Militärische Organisation des Lan- 
des. — Die Narok-Dörfer. — Gallus über die Milites. — Al-Bekri. — 
Sind die Rustici auch Milites? — Die Meinung Hüppes. — Die 
starke Basis der monarchischen Gewalt spricht für den Alleinbesitz 
des Grund und Bodens im Lande. — Die Gründe die Professor 

Bobrzyuski dafür anfuhrt. 

Die plastischen Monarchen treten gleich am Anfang 
der uns bekannten Geschichte Polens mit einer solchen 
Machtfülle ausgestattet auf, dass die Existenz grosser 
Herrsohaftsbesitzer neben ihnen nicht als möglich erscheint. 
Noch weniger ist ein Vorhandensein kleiner und abhängiger 
Besitztümer anzunehmen, wenn man bedenkt, wie wenig 
damit die durchweg wohlorganisirte, militärische Macht 
in Einklang zu bringen wäre. Das ganze Land ist noch 
sehr dicht bewaldet und die Ordnung stützt sich auf die 
befestigten Schlösser, die ausschliesslich der Monarch be- 
sitzt. In der nächsten Umgebung eines solchen Schlosses 
bestehen gewöhnlich Ansiedelungen von dienstbaren Leuten 
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die sogenannten „Narokdörfer'* ^). Diese Ansiedelungen sind 
gewiss späteren Ursprunges und zum Zwecke von Verpro- 
viantirung und allerlei Dienstleistung an die Schlossbewoh- 
ner bestimmt. 

Die Bevölkerung der Narokdörfer besteht dann aber 
aus Knechten, sie ist sklavisch. In den Schlössern wohnen 
die Milites, welche die bewaffnete Macht des Fürsten bil- 
den und von denen der Chronist sagt, sie wären zahlreich, 
kriegsbereit und „ad bella fortissimi et doctissimi" ^). Ein 
arabischer Schriftsteller aus dem elften Jahrhundert, Al-Be- 
kri, berichtet nach den Reisebeschreibungen des Juden Ibra- 
him, Sühn Jakob's, der noch im zehnten Jahrhundert sla- 
vische Länder bereiste, dass der polnische Fürst Mieszko 
(Miecislaus I.) seine Krieger, deren er 3000 zählte, die zehnm.al 
so viel anderen gleich kämen, kleidet, bewaffnet und ernährt 
und wenn einer Kinder hat, giebt er ihnen gleich Verpflegung, 
sei es ein Sohn oder eine Tochter, und wenn sie gross wer- 
den, verheiratet er sie und giebt ihnen Aussteuergeschenke. 
Blieben diese Krieger aber in Burgen und verschanzten 
Lagern, so muss man fragen, wo die ursprüngliche freie 
Bevölkerung wohnte ? ferner ob diese Milites aus der Mitte 
der freien Leute gewählt werden, oder ob eine allgem.eine 
Wehrpflicht existirt? Wir wissen nichts davon, wissen aber 
sehr gut, dass der polnische Monarch über beträchtliche 
Truppen verfügt, die teilweise schwer bewaffnet sind. Gal- 
lus sagt von der Besatzung eines Schlosses: „sui (regis) 
fideles". Er spricht von solchen Milites, die in ein neu 
erbautes Castell als Besatzung gebracht werden (eoque 
castello munito necessarios suos ibi milites collocavit) und 
unterscheidet die Kriegerklasse vom Bauern „patria ubi 
milites bellioosi, rustici laboriosi" ^). 



») PiekosiAski. I. 231. 

2) Bielowski. Monumenta Pol. hist. Die Chronik v. Gallus. 

1. 404. 

3) Die Chronik v. Gallus. 410, 14. 405, 21. 458, 35. 395, 5. 
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Man sollte daher annehmen, dass ein strenger Unter- 
schied in der Bevölkerung, zwischen dem Landarbeiter und 
den waffentragenden „regis fideles" besteht. Zur Verteidigung 
in Kriegsnot werden gewiss alle waffentüohtigen Männer 
gebraucht, es flüchten sich dann auch die Bustici in die näch- 
ste Umgebung des Schlosses. Sind solche aber auf Feld- 
zügen, deren die ersten piastischen Monarchen so viele un- 
ternahmen, den „fortissimis" und „ad bella doctissimis** gleich- 
gestellt? Wir wissen aus Dokumenten, dass die „aedificatio 
castri" und die „expeditio" Lasten waren, die auf der un- 
terthänigen Bevölkerung ruhten. Es lässt sich aber schwer- 
lich denken, dass es keinen specifischen Unterschied zwi- 
sehen dem eigentlichen Miles und dem in zweiter Stelle 
zum Kriegsdienst verpflichteten Manne gegeben hätte. 

Die ganze Verfassung des piastischen Staates und die 
Worte, die G-aUus, so oft er von Milites spricht, gebraucht, 
zeugen dagegen. Und ist der Landbauer kein Miles, wie 
ist sein Landbesitz in jener Zeit möglich? Wie gesagt, ist 
der polnische König gleich am Anfange der Geschichte des 
Landes mit grosser Machtfülle ausgestattet, die Prof. J. 
Szujski mit der Stellung fränkischer Monarchen vergleicht. 
Damit der König mit Erfolg seine Mission erfüllen könne, 
muss ihm Alles, Adel sowohl als Nichtadel und Geistlich- 
keit dienstbar sein ^). 

Die Richtung des polnischen Staatslebens, sagt Hüppe, 
ist entschieden centripetal. Alles läuft in der Person des 
Fürsten zusammen. Nicht ohne Grund schreibt die Tra- 
dition die streng militärische Disciplin des Landes, wie 
sie in ihren Hauptzügen bis zu König Ludwig bestand, 
Boleslaw dem G-ewaltigen zu. Ohne Zweifel WÄr der 
Staat Boleslaws vor der englischen Monarchie Wilhelm 
des Eroberers das einzige einheitlich geordnete und nach 
aussen straff zusammen gehaltene Gemeinwesen des dama- 



^) Prof. Joseph Szujski. Geschichte Polens in 12 Büchern. S. 34. 
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ligen Europa, nooh bei weitem einheitlicher als die ihm 
sonst am nächsten verwandten rassischen Fürstentümer ^). 
Wie nun damit die uns bekannte und die mutmassliche 
ursprüngliche slavische Verfassung in Einklang zu bringen 
ist, ob die spärlichen Nachrichten aus jenen frühen Zei- 
ten auf diese oder jene Art zu erklären seien, das sei der 
gelehrten Forschung überlassen. Für uns ist hier von 
Wichtigkeit, dass die starke Grundlage der königlichen Macht 
auch für einen Alleinbesitz am ganzen Boden des Landes 
spricht. Deshalb sind die Gründe, die Professor BobrzyA- 
ski dafür vorbringt, für uns überzeugend. Er sagt näm- 
lich, dass der ganze Landbesitz der Ritterschaft von kö- 
niglichen Schenkungen herkommt denn: 

1) ist die Kitterschaftj im zwölften Jahrhundert auf 
rein persönliche Eigenschaft und Beruf zurückzuführen und 
nur ein Teil hat bereits Landbesitz erhalten, 

2) man findet im elften Jahrhundert ganze Kastel- 
laneien, wie die von Znin z. B., in denen historisch we- 
der individuelles Eigentum, noch eine damit verbundene 
Eitterklasse nachzuweisen sind. 

3) Man kann sich eine derartige ursprüngüche slavische 
Verfassung nicht vorstellen, wo neben den kein Grund 
und Boden besitzenden Heredes, die auf Staatsboden woh- 
nen, unabhängig von diesen noch eine zahlreiche und ur- 
sprüngliche Klasse kleiner Gutsbesitzer bestehen sollte. In 
primären Zuständen herrscht das Gleichheitsprincip. Ent- 
weder kannte man schon das freie individuelle Eigentum 
an Boden, dann waren alle Freie (und die Heredes, wel- 
che von keiner Privatperson abhängig waren, zählten ur- 
sprünglich zu solchen) Gutsbesitzer oder man kannte nur 
das gemeinsame Eigentum, dann mussten alle Freie den 
gemeinsamen Boden bestellen. Wenn wir aber zwischen 
dem gemeinsamen und dem individueUen Besitz die Wahl 



*) Verfassung Polens. S. 15, 16. 
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treffen sollen, so werden wir selbstverständlich dem erste- 
ren ein chronologisches Vorrecht einräumen, erstens weil 
diese Form als niedrigere Stufe der ökonomischen Ent- 
wicklung erscheint, dann aber weil erst die Piastenmonar- 
chie das Entstehen und das Daseinsrecht des individuellen 
Eigentums an Boden der Ritterschaft zu erklären im 
Stande ist. 

4) Man könnte nicht leicht die späteren Schenkun- 
gen der Könige erklären, wäre das individuelle Eigentum 
an Boden als Typus schon da. 

6) Schliesslich würden alle öffentlichen Lasten auf 
dem Boden, nicht auf der Bevölkerung liegen und die 
ganze uns bekannte patriarchale Organisation des polni- 
schen Staates, die sich auf ein persönliches patriarchali- 
sches Verhältnis des Königs zu seinen Unterthanen und 
auch auf den in der Hand des Monarchen zusammenge- 
haltenen Landbesitz stützte, unmöglich und unerklärlich 
sein ^). 



^) BobrzyÄski 1. c 54 u. 4. 
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CAPITEL IIL 



Der Besitz des Monarchen im Lande. 



Gemeinsamer und Sonderbesitz können auch zu gleicher Zeit vor- 
kommen. — Schenkungen von Gütern an Private seitens des Mo- 
narchen. — Der König besitzt das gesammte Land nach den Re- 
geln des Privatrechtes. — Langsame Abnahme des königlichen Be- 
sitzstandes im Lande unter gleichzeitiger Schwächung der Macht 
der Krone. — Die Starosten. — Grod- Land- und Grenzstarosten. — 
Concessionen des Königs Ludwig v. Anjou an die polnische Kitter- 
schaft. — Das der Krone Polens gehörende Land darf weder ge- 
teilt noch vom Monarchen verschenkt werden. — Fortschreitende 
Nationalisirung des königlichen Besitzes. — König Alexanders Sta- 
tut. — Die königlichen Güter dürfen nicht mehr ohne Einwilligung 
der Stände verkauft, verpfändet noch vergeben werden. — Inamo- 
vilibitätsrechte der Starosten seit 1538. — Der Monarch, ein erwähl- 
ter König von Polen, aber ein erblicher Fürst in Lithauen. — Si- 
gismund Augustus verzichtet auf die ihm zustehenden B>echte auf 
Erbfolge. — Das „Quartageld". — Nach dem Aussterben der Jagello- 
nenfamilie werden alle bisher noch königlichen Privatgüter zu Staats- 
Domänen. — Alle Vakanzen in Domänen sollen wohlverdienten Män- 
nern gegeben werden. — Der „panis bene merentium". — Die kö- 
niglichen Tafelgüter oder Oekonomien „bona mensae regiae". 

"Wird man auch geneigt sein, es nicht so strenge zu 
nehmen und den individuellen Besitz als eine schon in 
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frühester Zeit vorkommende Erscheinung anerkennen, so 
ist doch Grund vorhanden, eine solche als keine allge- 
meine bestehende zu bezeichnen. Wo das Bedürfnis die Men- 
schen auseinander trieb und den Einzelnen nötigte, sich 
nur auf seine Kraft zu verlassen, wie es beim Jäger- und 
Büthenerleben in Wäldern der Fall war, werden sich Fälle 
des Sonderbesitzes vorfinden. Wo aber eine zahlreichere 
Bevölkerung zusammenlebt, gilt solches als kaum möglich in 
jener Zeit und Professor Bobrzynski's Meinung ist auch 
die unsrige. Wie dem aber auch sein mochte, es tritt dem 
Anspruch des Monarchen auf alleinigen Besitz kein anderer 
auf bessere Rechte gestützter entgegen und das gesamte 
Land wird mit dem Erstarken der Herrschermacht ein Besitz 
und Erbe des Fürsten. Wir wissen, dass im zwölften Jahr- 
hundert zahlreiche Güterschenkungen an Private seitens 
des Königs vorkommen. Gallus erzählt von Boleslaus Schief- 
mund, er habe änlässlich seiner Heirat mit der russischen 
Prinzessin Zbislava (a. 1103) während der Hochzeit viele 
Landgüter und Schlösser an Ritter vergeben. „Octo siqui- 
dem diebus ante nuptias totidemque post nuptiarum octa- 
vas beiliger Bolezlavus dare munera non quievit, aliis sci- 
Uoeb renones et pelles paliis cooperbas et aurifrisiis delim- 
batas, principibus pallia, vasa aurea et argentea, aliis civi- 
tates et castella, aliis villas et praedia^ ^). 

Professor PiekosiÄski spricht die Meinung aus, dass 
die erste Austeilung von Ländereien an die Ritterschaft 
stattgefunden habe und es seien nur ausnahmsweise frü- 
here Schenkungen vorgekommen ^), Es spricht vielleicht 
dafür, dass die verteilben Schlösser, Städte und Güter haupt- 
sächlich nur den Principibus zufallen. Doch mit Recht hält 
Professor Smolka dieser Behauptung entgegen, dass ein 
solches Ereigniss doch wenigstens dem Chronikschreiber 



» Gallus §. 23. Mon. Pol. bist. I. 444. 
PiekosiAski. 1. c. 149. 
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Stoff zu Bemerkungen gegeben hätte, umsomehr als Gal- 
lus alle Thaten Boleslaus mit grössten Lobsprüohen her- 
vorhebt und nur diese, so wichtige, gleich nach dem Re- 
gierungsantritt durchgeführte, sollte ein denkender Kopf, 
wie Qallus es war, mit Schweigen übergangen haben? Er 
müssfce dann schliesslich einen beschränkten Geist haben, 
fügt Smolka nicht mit Unrecht hinzu*). 

Es sind ähnliche Schenkungen in älteren Zeiten denk- 
bar, obwohl nicht nachweisbar, doch ist ihre Zahl wohl 
unbedeutend und die grosse Masse der Ländereien gehört 
dem Oberhaupte des Staates, dem piastischen Könige und 
hat den Charakter eines Privatbesitzes. Nach dem Tode 
Schiefmunds wird das polnische Land unter die fünf Söhne 
des Verstorbenen geteilt. Die oberste Gewalt kommt nach 
den Gesetzen des Seniorats dem Aeltesten zu, sonst wird 
aber, wie das Land selbst, so auch das Herrscherrecht im 
Lande zerstückelt, es entstehen die sogenannten „Dziel- 
nice**, wörtlich Erbschaftsteile, über die Teilfürsten herr- 
schen. 

Passen wir mit kurzen Worten die vorangegangene 
Erörterung zusammen, so sehen wir, dass der polnische 
König ein erblicher, absoluter und ein nach den Regeln 
des Privatrechtes sein Erbe Teilender ist, mit der Maasgabe, 
dass der älteste Sohn als Senior über die anderen erho- 
ben wird^). Das Erbe bildet aber ursprünglich das ge- 
sammte Land, in dem der Monarch eine patrimoniale Herr- 
schaft über alle seine Unterthanen ausübt. 

Sehen wir jetzt zu, wie allmälich dieser Besitz und 
die mit ihm verwachsene Macht im Laufe der Zeit dem 
Könige verloren geht. So lange die Piastenfamilie regiert, 
sind die königlichen Güter, obgleich sie durch Verschen- 
kungen sich vermindern, noch von sehr grossem Um- 



«) Smolka. 1. c. 311. 
2) Szujski. 1. c. 33. 



— 23 — 

fange, da sie andererseits durch neue Eroberungen ver- 
grössert werden. Alle Burgen („Grody", oastella) ste- 
hen ursprünglich auf königlichem Boden und dort walten 
die königlichen Beamten, Castellane oder Burggrafen ihres 
Amtes. Als dann durch Ausscheidung der privilegir- 
ten Territorien, in welchen der Monarch seine patrimo- 
niale Gewalt zu Gunsten Anderer abgetreten hatte, der 
Wirkungskreis der Castellane und ihre Oompetenz ein- 
geschränkt wurde, traten an ihre Stelle an vielen Orten 
neue Beamte mit weniger ausgedehnten YoUmachten, die Sta- 
rosten, wohl von den alten slavischen Starosten zu unter- 
scheiden, eine Behörde, deren Einführung in Polen böhmi- 
schem Einflüsse zuzuschreiben ist ^). Sie fähren nicht mehr 
die allgemeine Verwaltung des Landes, sondern verwalten die 
königlichen Güter als Procuratores, anderseits aber haben sie 
die polizeiliche und richterliche Gewalt, die sich weiter über 
den patrimonialen Besitz erstreckt, beibehalten. Sie haben 
also wohl das meiste vom alten Castellanamte, doch mit 
Ausschluss jener Befugnisse, die mit dem Heerwesen und 
dem Oommando über einzelne Abteilungen im Kriege ver- 
bunden waren, erhalten. „Oapitanei — sagt von ihnen Stani- 
slaus Krzysztanovicius ^) — sunt praefecti aroium et civita- 
tum regiarum, habent iurisdictionem et coercitationem late 
patentem, non modo in agrestes et oppidanos, verum etiam 
in equestris ordinis homines. Gerunt etiam curam commo- 
dorum et redituum Begis, qui ex re familiari et pensioni- 
bus oppidanorum proveniunt". 

Mit dem Anwachsen der Bevölkerung und mit der 
Ausdehnung des nutzbar gemachten Landes werden die 
oben aufgeführten Pflichten der Jurisdiction und Ooer- 
oition, also einer polizeilich richterlichen Gewalt von der 



^) Szujski. 54, 55. 

^1 Cit. ap. DuÄczewski. Traktat o starostwach. Tractat über 
Starosteien. Warschau. 1758. S. 1. 2. 
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„Cura commodorum et redituum Eegis'', d. h. der Verwal- 
tung königlicher Güter abgesondert. Man unterscheidet da- 
her Grodstarosten, die in Burgen und Städten wohnen und, 
wie sich der citirte Autor ausdrückt „brachium S.egale 
vocantur" und die gewöhnlichen Starosten oder „Gapita- 
nei sine jurisdictione sunt, qui vulgo Tenatarii bonorum 
Regalium nuncupantur" ^). Jene sind Beamte, die Grodgeri- 
chte abhalten, in denen meistens Criminalsachen abgeur- 
teilt werden, ausserdem aber die allgemeine Sicherheit im 
Lande überwachen, diese zuerst gewöhnliche Verwalter 
oder Pächter der königlichen Güter. Der Monarch verfügt 
über seine Besitztümer noch ganz unumschränkt und will- 
kürlich, und kann immer den Grodstarosteien Grundstücke 
abnehmen, um neue „Tenuten" zu errichten^): eben- 
falls kann er solche wiederum verschenken oder auf 
bestimmte Zeit als Lehen vergeben. Erst mit dem 
Sinken der Macht der Krone, und seit dem die Ritterschaft, 
die nunmehr als sozialer Stand in beständigem Aufschwung 
begriffen, um neue Eechte und Privilegien kämpft, ihres 
Einflusses gewahr wird, besonders aber seit der Zeit, da 
die ersten Reichstage der ständischen adeligen Phalanx 
ein noch grösseres Bewusstsein ihrer Macht geben, werden 
dem König Beschränkungen in Dispositionsrechten über 
seine Güter abgezwungen. 

Die der monarchischen Ordnung so unheilbringende 
Nachgiebigkeit Ludwigs von Anjou hat auch hier die er- 
sten wichtigen Concessionen gemacht. Im Kaschauer Pri- 
vileg verspricht der König, dass er keinen Ausländer zu 



1) DuAczewski 10. Es sind hier noch die sogenannten Grenz- 
Starosten zu erwähnen, denen eine grössere Competenz zukam, da 
sie gleichzeitig über die Sicherheit der ihnen anvertrauten Distrikte 
wachten und die Grenze vor Eingriffen der Feinde zu schützen hatten. 

2) Cromer. Polonia. Coloniae. 1578. Liber alter. De Rep. et 
Magistr. Pol. S. 130. „Nam ea (auctoritas) est penes veros praefec- 
tos, quibus eae tenutae voluntate Regia... detractae sunt". 
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Starosten ernennen wird : „Quod nullum Baronem, Militem, 
seu Nobilem, vel alium quemcunque, cuiuscunque conditionis 
existat, extraneum, hospitem, seu alienigenam, praeterquam 
natione Polonam, in Oapitaneum praeficere debemus'' *). 
War es auch an und für sich richtig, dass man sich vor einer 
Zurücksetzung Einheimischer gegenüber Fremden wehrte, 
so liegt schon darin ein Übel für die königliche Macht, 
dass sie sich eine nicht unwichtige Beschränkung auflegen 
liess. Bedeutungsvoller ist aber, was Ludwig weiter ver- 
spricht, dass er nicht nur Polen als Starosten einsetzen, 
sondern keinem Nachkommen der fürstlichen Familie die- 
ses Amt anvertrauen wird. Jeder kann es erhalten „dum- 
modo non descendat de stirpe Ducali", und er fügt hinzu, 
dass er weder Schloss noch Festung im Königreich einem 
Herzog oder einem Fürsten, auch niemandem aus fürstli- 
chem Stamme in Besitz oder Verwaltung weder auf Zeit 
noch auf immer bewilligen werde „Caeterum promittimus: 
quod nullum Castrum, seu fortalitium Eegni Poloniae, alicui 
Duci vel Principi, aut descendenti de gente Ducali, regendum 
et tenendum committemus, pro tempore, vel in aevum".Dann 
will er noch die Grodstarosteien „castra et civitates... de 
quibus honores, et ludiciales sedes procedunt" nur solchen, 
die ihrer Abstammung nach im polnischen Reiche ange- 
sessen und geboren, „terrigenis" und den schon bestehen- 
den Starosten, „consistentibus'' anvertrauen. Doch behält 
sich Ludwig die Verteilung aller anderen Schlösser nach 
seinem Belieben vor und will dieses Recht für sich und seine 
Nachkommen behaupten „Alia autem quaecunque Oastra, 
hospitibus, vel aliis quibuscunque voluerimus, Nos et suc- 
oessores nostri, habebimus et habebunt liberam conferendi 
facultatem" 2). 



1) 1374. Fol. 41. Johann Herburt de Fulstin. Statuta. 1620. Dan- 
zig. 141. 

2) Ebenda, 142. 
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Noch wichtiger ist aber das von Ludwig gegebene 
Versprechen, dass er die Krone Polens nie teilen und um 
kein Land verkürzen werde und zwar, weil das ß.eich durch 
Erbteilung zerstückelt werden könnte „promittmus bona 
fide... ipsam coronam regni Polon. semper salyam et in- 
tegram ac illibatam conservare et nullas terras vel partes 
earum ab ipsa alienare vel minuere — quia corona regni 
praediota per has successiones posset aliquo modo dividi 
rumpi vel quovis modo violari". 

Durch diesen Pakt mit den Ständen wird ein bedeu- 
tender Schritt zur Nationalisierung des königlichen Besi- 
tzes gethan. Die Hauptorte im Lande, wo Gerichte ab- 
gehalten werden und wo sich die Regierungsbehörden cen- 
traKsiren, sind nach Ludwigs Privileg schon als Staatsbe- 
sitz anzusehen. Freilich hat der Monarch noch eine unge- 
mein grosse Zahl von Gütern, über die er ausschliesslich 
verfügt; aber das Bestreben, ihn darin einzuschränken, 
fährte die Stände zu neuen Forderungen, welche der im- 
mer schwächer werdende Monarchismus bewilligt. Der 
nächste Nachfolger Ludwigs, der erste lithauische Fürst 
auf polnischem Throne, Jagello, bestätigt und erweitert die 
Concessionen seines Vorgängers am Tage seiner Hochzeit 
mit der Prinzessin Hedwig (am 18 Februar 1386). Sein 
Sohn Wladislaus bestimmt, dass Güter, die zur Krakauer 
Generalverwaltung gehören (Krakauer Procuratorien) nicht 
verpfändet werden dürfen. (Krakaa 1440). Dessen Bruder Ca- 
simir erweitert dasselbe Privileg auf die Landschaft Sen- 
domir „terra Sendomiriensis 1478 Petrikau«. Schon früher, 
im Jahre 1454 will er alle Hauptorte und Schlösser, wo 
Starosteien bestehen, von Verpfändungen ausgenommen 
sehen, und bemerkt dann zugleich, dass königliche Güter 
nicht nur dem Monarchen allein, sondern auch dem Staate 
nützlich und dienstbar sind, und aus dem Grunde von 
jeher für Erhaltung des Staates bestimmt waren: „nedum 
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pro persona nostra, sed et pro tuitione et conservatione 
E^egni totius, sunt a principio ordinata** ^). 

Die Zeit, in der dieses Statut erteilt wurde, erinnert 
an die folgenschwere Versammlung der adeligen Ritter- 
Schaft in Cerekwiza, die den Monarchen verpflichtete, nichts 
neues ohne die Zustimmung des grosspolnischen Adels zu 
bestimmen, — also wohl die späteren Reichstage begründete. 
Es ist ein dritter Jagellone, König Alexander, der diesmal 
klar und deutlich sagt, dass königliche Güter, wenn sie 
durch Kauf oder auf irgend eine andere Art dem Monar- 
chen zufallen, weder verpfändet noch verschenkt werden dür- 
fen, ohne dass dieser die dazu notwendige Erlaubnis des 
Reichstages einholt und sie soll nur für die Bedürfnisse des 
Staates gewährt werden : „Bona... amplius non impignora- 
buntur: neque donabuntur per Maiestatem Regiam: nisi in 
generali Conventione, pro Reipub. necessitate, Consiliarii 
consentirent, obliganda, donanda, vel inscribenda" ^). Aber 
selbst in solchen Fällen dürfen keine Verpfändungen 
ohne Amortisation gemacht werden. Man ersieht daraus, 
dass schon unter den ersten Jagellonen die Besitzrechte 
des Königs in Kronpolen sehr geschmälert wurden. Er darf 
seine Güter nicht verpfänden, er darf sie nicht verschen- 
ken oder irgendwie belasten, ohne die ausdrückliche Geneh- 
migung der Stände. Immerhin bezieht er noch alle Ein- 
künfte nach Belieben und kann auch nach Belieben seine 
Beamten ein- und absetzen, oder Privilegien auf Güter ge- 
gen massiges Pachtgeld an seine Getreuen vergeben. Wei- 
tere Beschränkungen folgen während der Regierungsjahre 
der zwei letzten Monarchen aus dem Hause Jagello. Im 
Jahre 1638 erklärt Sigismund I. in Petrikau, dass es nicht 
in seinem freien Willen steht, eine einmal verliehene Würde 
and Amtsstelle Jemandem zu entziehen. 



^) Herburt. S. 52. Eazimirus in Nieszowa. 1454. 
') Herburt. S. 52. Alexander Petricoviae 1504. 
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Hierdurch erlangen die Starosten Inamovibilitätsrechte. 
Die Jagellonen tragen nooh den Titel Heres, der in der 
früheren Dynastie einer wirklichen Thatsache des ausge- 
dehnten Besitzrechtes in Polen entspricht. 

Jagello ist aber wie Ludwig ein erwählter König und 
bekennt durch einen Eid, dass er als solcher die Regie- 
rung übernimmt: ^Quod B>egno Poloniae praeesse vellet 
non jure haereditario ad se devoluto, sed per liberam po- 
puli Poloni electionem sibi oblato coUatoque'^ ^). Dasselbe 
gilt von seinen Nachfolgern, die alle als erbliche Monarchen 
in Lithauen erscheinen. Das auf einer feudalen Ordnung 
aufgebaute Staatswesen des Grossfürstentums erkennt sie 
als Eigentümer des gesamten Bodens an, und in diesem Teile 
der Monarchie haben sie nooh die Rechte, welche die 
Krone Polens seit langer Zeit verloren hatte. 

Als aber die Vereinigung der beiden Staaten als ein 
sich aus politischer Notwendigkeit ergebendes Ziel ange- 
strebt wurde und der Durchführung nahe war, verzichtete 
König Sigismund Augustus im Jahre 1664 auf alle ihm 
noch zustehenden Erbrechte. Zwar wird er selbst bei Leb- 
zeiten den Titel Heres weiter gebrauchen, es bleibt aber 
nur der leere Name, eine reelle Bedeutung hat das Wort 
nicht mehr. Er entäusserte sich ein Jahr früher des vier- 
ten Teils aller Einkünfte aus seinen Gütern und überwies 
diese Summe der Staatskasse mit der Bestimmung, sie solle 
zur Erhaltung eines ständigen Heeres gebraucht werden. 

Dieser Quotenteil, „Quarta" genannt, wurde fortan 
zum erwähnten Zwecke bestimmt, und alljährlich in zwei 
Raten von den Pächtern königlicher Güter gezahlt. Als 
nach dem Tode Sigismunds die Krone Polens wieder zur 
„electio'' zurückkehrte, als die langsam vorbereitete und tief- 
gehende Umbildung der staatlichen Verfassung, die aus 



*) Hartknoch. De Republica Polonica libri duo. 1687. Jenae. 
Buch I. Cap. 2. S. 80. 
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einer höchsten Gewalt über das unterthänige Land zur 
höchsten Staatswürde einer adeligen Republik, zu einem 
der sie bildenden Stände machte, ging dem Monarchen 
alles freie persönliche Eigentum an Land und Boden ver- 
loren. 

Die königlichen Güter werden zu Staatsgütern. Hein- 
rich von Valois leistet den Eid, dass fortan polnische Kö- 
nige den Titel Heres überhaupt nicht annehmen werden. 
Die letzte selbständige Grundbesitzerin auf dem Throne 
ist die Infantin Anna aus dem Hause Jagello, die Hein- 
rich heiraten sollte, und die sein Nachfolger Stephanus Ba- 
thory als Gemahlin heimführt. Seitdem diese Privatgüter 
der Königin Anna gänzlich an die Republik gefallen sind, 
hat der Herrscher in Polen keine eigenen Besitzungen 
mehr. Die Constitution vom Jahre 1676 ^) lautet : 

^Alle Vakanzen, bona jure caduco, donato, inscripto, 
seu alioquocunque modo et ratione, ad fiscum nostrum 
ßegium, juste et legitime devoluta et devolenda, wenn 
sie frei sind, werden wir den Edelleuten, nobilibus utrius- 
que gentis, bene meritis nach dem Gesetze geben müssen". 
Es heisst hier also, dass der König überhaupt jede Staro- 
stei und jedes Pachtgut an wohlverdiente Männer zur Nutz- 
niessung geben muss. Diese Bestimmung ist kein Privileg 
des Monarchen mehr, sie ist eine Constitution des Reichs- 
tags; die zu vergebenden Ländereien sind Nationalgüter 
und sollen die Einkünfte als Belohnung für Verdienste ge- 
geben werden. Sie sind also wie Orden und sonstige Aus- 
zeichnungen zu vergeben und den Monarchen bleibt nur 
ein Austeüungsreoht an ihnen, dieses freilich bis zur 
Eegierungszeit von Stanislaus Augustus unversehrt, obwohl 
man auch gegen dieses Recht der Krone Angriffe unter- 
nahm. Da aber durch die Bestimmung, dass die Staatsgü- 



») Vol. legum. Petersburg. 1859. II. S. 163. Von den Gütern 
,Jaris caduci^' und den Vakanzen. 
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ter fortan als ^panis bene merentium^ zu betrachten sind, 
der Schatz nur ein Viertel ihrer Einkünfte bezieht, der Mo- 
narch aber gar keinen Anteil an den Einkünften hatte, so 
wird ihm dieser Verlust durch Anweisung einzelner Güter 
als „bona mensae regiae^ erstattet *). 

Die Oekonomie-Güter, die keineswegs sein Privatei- 
gentum, sondern Staatsdomänen sind, bilden so zu sagen 
eine OiviUiste, er darf sie also weder veräussern, noch ver- 
grössem ^). An solchen Oekonomien erhielt der Monarch: in 
Lithauen die von Grodno, Szawle, Brzeäc, Kobryn, Olita, 
Mohilow, in Kleinpolen die Procuratorien von Krakau, 
dann die Oekonomien von Sandomir und Sambor, schliess- 
lich die Starosteien Kozienice und NiepoZomice als Ersatz 
für die verpfändete Herrschaft') Nowy Dwör, in Preussen 
aber die reichen Oekonomien von Marienburg, Dirschau 
und Boggenhausen, dann die Salzwerke von Wieliczka und 
Bochnia. 



») Im Jahre 1590. Vol. legum. IL S. 312. 

^) S. constitutio a. 1633 bei Hartknoch,!. c. Buch II, Cap. 2. S. 438. 

») Constitutio a. 1717. Vol. legum. VI. S. 143. 



OAPITEL IV. 

Die freie polnische Landarbeiter-Bevölkerung und 

die deutsche Colonisation. 



Freie Leute sind ursprünglich nur auf königlichem Boden angeses- 
sen. - Die freien „Heredes". — Die „Hospites". — Der König übergiebt 
ursprünglich nicht zugleich mit Schenkung der Güter auch die Rechte 
über die Bevölkerung der Freien. — Der König kann auf Einkünfte und 
Leistungen der freien Bevölkerung in den geschenkten Gütern verzich- 
ten, er thut das zuerst der Kirche gegenüber. — Erteilung der Im- 
munitätsrechte an geistliche und weltliche Herren. — Teilung des 
Reiches durch Boleslaus Schiefmund. — Oligarchie mächtiger Sip- 
pen und Barone. — Gegensatz zwischen Ritter und Bauer. — Das 
Lehenswesen verbreitet sich nicht in Polen. — Die patrimoniale Ge- 
walt und Gerichtsbarkeit. — Die deutsche Colonisation in Polen. — 
Freibriefe und Locationsprivilegien. — Die Constitution einer deutsch- 
rechtlichen Gemeinde. — Die Schöffen und der Schulze. — Die 
,,Communitas^'. — Die Eigentumsrechte und die ökonomische Lage 
der Kmeten. — Ordnung des Gemeindebesitzes. — Ackeranteil und 
andere Vorrechte des Schulzen. — Verpflichtungen des Schulzen. — 
Die Bauernstellen — Der Lan. — Die „Hortulani, Gartenbesitzer". — 
Die Kmetenstellen sind erblich. — Erbzinseigentum (Erbzinspacht). — 
Die staatlichen Abgaben. Die Kriegsdienstpflicht. — Die kirchli- 
chen Zehnten. — Der Vergleich König Casimirs mit dem Bischof 
Bodzanta. — Die freie und unfreie Zehntenabgabe. — Wovon wird 
der Zehnte gegeben? — Zehntenbefreiungen. — Der Vergleich von 
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Sochaczew. 14i6. — Verpflichtungen des Knieten der Grundherr- 
schaft gegenüber. — Der Bauer ist persönlich frei und kann nach 
Erfüllung seiner Schuldigkeit ein Gut verlassen. — Wohlstand der 
Kmeten. — Handwerker, Müller und Schankwirte auf dem Lande. — 
Die Verleihung von Privilegien auf Neuansiedelungen an die geist- 
lichen und weltlichen Herren ist als eine Stärkung der ständischen 
Macht der Krone gegenüber anzusehen. — Die Wislicer Gesetzge- 
bung Casimirs des Grossen. — Einschränkung der Freiheitender deutsch- 
rechtlichen Gemeinden; nationale und sociale Gegensätze. - Bedeu- 
tung der autonomen Colonisten. — Die russischen Mirs und die 
deutsch-rechtlichen Gemeinden in Polen. — Die Privilegien der Bau- 
ern erhalten sich länger in den Staatsgütern als in den Privatherr- 
schaften. — Das Statut von Warta. 1423. — Die ständische Exclu- 
sivität des adligen Ritterstandes nimmt seit der humanistischen 
Zeit zu. — Fortschreiten der Colonisation im Osten eine Gefahr 
für die wirtschaftlichen Zustände der westlichen Landesteile. — Die 
Erwerbung der preussischen Lande und der Meeresküste giebt dem 
Handel Polens einen bedeutenden Aufschwung. — Einwirkung auf 
die Arbeitsverhältnisse und den Arbeitspreis. — Der ritterliche 
Grundherr wird zum adeligen Gutsherrn und hebt eigenmächtig die 

Privilegien seiner ünterthanen auf. 

Da der Monarch ursprünglich alleiniger Grundbesi- 
tzer im Lande ist, so findet man freie Leute nur auf sei- 
nem Boden ; die ersten Ansiedlungen und Gründungen von 
Städten kommen nur auf seinem Besitz vor. Andere Privat- 
personen können nur Knechte haben, die sie besolden, oder 
Sklaven, die sie kaufen und in dem Maasse, als sie allmäh- 
lich Landgüter erlangen, verwenden sie die ihnen zu Gebote 
stehende unfreie Arbeit zu allerlei wirtschaftslichen und 
productiven Thätigkeiten, die der Landbesitz ermöglicht. 
Eine freie Bevölkerung ist daher ursprünglich auf den 
Besitzungen Privater nicht vorzufinden. Die ursprüngliche 
Landbevölkerung, die „antiqui rustici" sind dem Ackerbau, 
der Jagd und Fischerei, der Bienenzucht ergeben und le- 
ben auf königlichem Boden als „ascripticii" (adscripti), das 
heisst, sie dürfen ihre Stellen, die sie erblich besitzen nicht 
ohne Erlaubniss des Fürsten verlassen. Ihre Freizügigkeit 
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ist durch den Willen des Grundherrn beschränkt und die- 
ser hat immer die Möglichkeit seinen Bauern die bebauten 
"Grundstücke gegen angemessene Entschädigung wegzuneh- 
men ^). Abgesehen einer solchen ^Eliminatio" sind die „ru- 
stioi duois" in der Ausübung ihrer Besitzrechte unbehelligt 
und wenn die ihnen auferlegten Abgaben und Leistun- 
gen (solutiones, — angariae) nicht zu hoch bemessen 
waren so konnten sie mitunter recht wohlhabende Leute 
«ein ^). Sie heissen „Heredes" oder im weiteren Sinne 
^Possessores'*, schliesslich auch „Aratores" und „Ho- 
mines", wobei kein Unterschied im Freiheitsstande des 
TJnterthanen gemacht wird. Professor Smolka, der fiir 
-einen ursprünglichen, freien Grundbesitz eintritt, fragt 
nun : was geschah im Falle, wo ein solcher Heres meh- 
rere Kinder hatte, die besessene, erbliche Stelle aber 
unteilbar war? Mir scheint, dass die Thatsache des uner- 
messlichen königliehen Besitzes eine klare Antwort giebt 
Der Unterthane oder seine Söhne suchten sich eben neue 
Grundstücke, durch Ausrodung von Wald und überhaupt 
durch ihre Arbeit, nutzbar zu machen und der Monarch 
dürfte dann eine Vergrösserung des fruchttragenden Bodens 
nur unterstützt haben. Verliess aber ein Heres sein Vater- 
haus, so war gewiss ein neuer Anwärter da, der sich zur 
TJebernahme des Gutes meldete und an Stelle des frühe- 
ren Possessor wurde. Dass wir keine Dokumente haben, 
die sich auf diese Bevölkerung beziehen, und ihre Stellung 
im Lande näher erklären, ist ganz natürlich. Nur wichtige 
Acten wurden in jener Zeit schriftlich verfasst und aufbe- 
wahrt ^). 



1) ...his qui debent restitutis aratores liberi recedant. Rzyszcz.- 
Muczk. m. S. 4. a. 1153. 

') Ein „arator ducis" ist nach der Chronik Gallus Piast der 
Erwählte des Volkes nach dem Tode des Fürsten Popiel. 

^) Vgl. Smolka S. 358. Siehe Anhang über die ursprünglichen 
-„Heredes". 

3 
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Ausser den soeben erwähnten kommt hier eine andere 
Kategorie freier Leute in Betracht. Es sind dies Fremde, die 
ins Land kommen um ihre Arbeit oder ihr Wissen im Lande zu 
verwerthen, also Kaufleute, Handwerker, auch solche, die sich 
anzusiedeln wünschen. Sie heissen „Hospites" und „Advenae". 
Sind sie reich, so können sie Land erwerben, wenn ihnen der 
FürstdieErlaubnissdazuerteiltund wir haben Beispiele, wo 
Dörfer in sehr früher Zeit in Besitz von Juden kamen. 
Stehen ihnen aber keine Greldmittel zu Gebote und suchen 
sie nur ihre Kenntnisse praktisch zu verwerten, so gehen 
sie, nach Arbeit fragend, von Ort zu Ort. Die grosse 
Masse jener „Advenae" sind solche Arbeitsleute und Ko- 
lonisten, die, wenn sie Anteil am Ackerboden auf königli- 
chen Gütern erhalten, keine dauernde Eigentumsrechte 
sondern nur zeitweilige Besitzrechte erwerben. Nach Erlö- 
schung der Contraotsjahre und Erfüllung sämtlicher Ver- 
pflichtungen dürfen sie frei wegziehen. Die Grundsätze 
nach welchen man bei der Ansiedlung solcher Hospites 
verfuhr und die ihre Rechte normirten, bildeten das 
sogenannte Recht der Freiziehenden (prawo laz^köw)» 
Wenn in alten Dokumenten von solchen Leuten gesprochen 
wird, so bedeutet „mos liberorum hospitum** eben jene Rechte^ 
die aus einem freien Vertrage entspringen und den Brauch, 
der sie regelte. Ist keine ausdrückliche Zeitbestimmung 
im Contrakte ausgedrückt worden, so wird bald aus dem 
Hospes ein Heres, ohne dass seiner Freiheit Abbruch ge- 
than wird, wenn er immer nur die Möglichkeit hat, nach 
Erfüllung aller Verpflichtungen „a possessione recedere'' d. i. 
frei abzuziehen. 

Wenn nun der Monarch Dörfer und Ländereien bei 
Gründungen der ersten Bistümer an die Kirche verschenkt^ 
(und er giebt ihr manchmal ganze Castellaneien, da es in 
seinem Interesse lag, polnische Bistümer von deutschen 
Metropolien zu trennen), so giebt er oft mit dem Bo- 
den die unfreie an die Scholle gebundene Bevölkerung, 
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„centum servos'* oder ^decimos". Es sind Sklaven, welche 
är in organisirten Gruppen der Zehn- oder Hundertmän- 
ner zur Bearbeitung des Bodens angesiedelt hatte und 
die jetzt ihren Herrn wechseln, da der Monarch sich sei- 
ner Jurisdiction über sie zu Gunsten der Kirche entäussert 
und zwar teilweise oder gänzlich, wenn keine Fälle für 
seine Rechtsprechung über sie vorbehalten bleiben. 

Freie Leute kann er nie schenken, wohl aber solche, 
die frei gewesen und durch Verschuldung in Knechtschaft 
verfallen.. Er verzichtet aber auf die Einkünfte und Lei- 
stungen ^solutiones et angariae", die von dieser Bevölke- 
rung an seinen Schatz fallen und überweist einen Teil 
joder alle seine Rechte in Bezug auf sie der Kirche. Diese 
fordert gleich von Anfang an wichtige Vorrechte für sich. In 
allen Streitsachen, die sich auf Sitten, Ehe, Zehntenabga- 
ben und Wucher beziehen, nimmt sie ausschliesslich für 
sich die Jurisdiction, in Anspruch. Indem sie sich darauf 
stützt, dass ein Gott geweihtes Gut nicht dem Willen 
weltlicher Fürsten unterthan sein kann, erhebt sie Ansprü- 
che auf richterliche Gewalt über Alle, die in ihren Besi- 
tzungen wohnen. Sie strebt nach dieser Gewalt, da sie nur 
dann wirklich grossen Nutzen aus der dienstbaren Bevöl- 
kerung in dien ihr geschenkten Ländereien ziehen kann 
und wir sehen, dass Bistümer, Abteien und Klöster Im- 
munitätsrechte von der königlichen Gerichtsbarkeit und an- 
deren Privilegien der Krone erhalten. Zuerst sind es nur 
wenige ; im zehnten, elfben Jahrhundert einige Bistümer 
und ohne dass die gewährten Rechte sich auf Alles er- 
strecken. 

Als aber die Macht der Kirche nach der Teilung des 
Landes im dreizehnten Jahrhundert gewaltig stieg, erhielt 
sie überall Immunitäten im weitesten Sinne und Papst In- 
nocenz III. verwahrt sich dann gegen jeden Eingriff in die 
Rechte der polnischen Geistlichkeit mit den Worten: „es 

3* 
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soll niemand wagen, jemanden, der auf kirchlichen Erbgü- 
tern wohnt, vor ein anderes Gericht als das des Prälaten 
oder den Richter dieser Kirche zu laden". 

Im dreizehnten Jahrhundert werden bereits Immuni- 
tätsrechte auch an weltliche Herren verliehen. Einzelne ha- 
ben sie schon weit früher besessen. So wissen wir, dass 
der Richter Prandota auf Prandocin, am Anfang des zwölf- 
ten Jahrhunderts ein „jus aquae et baculi" in seinem Erb- 
gute ausübte, doch nur in beschränktem Maasse und, wie man 
annehmen darf, nur in Sachen seiner eigenen Unterthanen 
untereinander, da dieses Recht durch ein Privileg des 
Herzogs Boleslaus Pudicus im Jahre 1243 sehr erweitert 
wird *). Fremde Ritter, die nach Polen kamen, und sich 
im Dienste des Königs hervorthaten, bekamen oft neben 
der Belohnung an geschenkten Ländereien eine Auszeich- 
nung im Jarisdiotionsprivileg, so Ritter Landfried, der von 
Kasimir dem Gerechten, und Ritter Gotthard, der von 
Konrad, Herzog von Masovien Immunitätsrechte von der 
Gerichtsbarkeit des Castellans, wie auch des Palatins er- 
hielten und somit sowohl in Privat- als auch in Criminal- 
sachen auf ihren Gütern Recht sprechen konnten. Die 
Krone weigert sich aber anfänglich, viele und weitgehende 
Rechte zu vergeben. Smolka citirt nur 36 solcher Doku- 
mente, die an Privatleute erteilt worden sind und die alle 
aus dem dreizehnten Jahrhundert stammen ^). Nach 1300 
mehrt sich die Zahl derselben und nunmehr erlangen 
in rascher Nacheinanderfolge ganze adelige Sippen die 
Befreiung von der „citatio castri''. Bald kommt die Zeit, 
in der der gesamte Adelstand diese Befreiung als sein 
Recht ansieht und eine absolute Herrschaft über seine 
Unterthanen begründet. Ist anzunehmen, dass ursprünglich 



*) Siehe Codex diplomat. Mogilnensis. S. 18. 
2) S. 379. 
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keine Freisassen auf Privatgütern vorkommen, so wird 
in der späteren Zeit die Sachlage eine ganz andere. 

Boleslaus Schiefmunds Testament hat eine Teilung des 
Landes zur Folge. Das Ansehen der Teilfiirsten sinkt, eine 
mächtige Oligarchie geistlicher und weltlicher Herren kommt 
auf, an den zahlreichen kleinen Höfen sehen wir einflussreiche 
Barone, auch viele Fremde, die wichtige Stellen er- 
langen. Der Privatbesitz gewinnt an Umfang und Bedeu- 
tung und damals wurden wohl Dominia mit der darin woh- 
nenden Bevölkerung an geistliche und weltliche Grosse 
vergeben. Der Grundherr, Eittersmann oder Kirchenfürst, 
hat dann neben Unfreien, die für ihn arbeiten, Freie, die 
ihm Abgaben bezahlen. Es sind dies teils solche, die seit 
altersher hereditäre Grundstücke besitzen , und in Dör- 
fern, vvro sie eine alte Organisation aus der Zeit der Opole 
verbindet, oder in einzelnen Gehöften wohnen, teils aber 
neue Kolonisten, die durch allerlei versprochene Erleichte- 
rungen, — wobei die Freiheit von Kriegsdiensten nicht am 
wenigsten in die Wagschale fällt, — angezogen, in das Land 
kommen. 

Ritter und Bauer, zwei Gegensätze, zwei ganz ver- 
schiedene Interessensphären, schon in der ersten Periode 
einer Civilisation unter sich unähnlich, Menschen von ganz 
verschiedenem Gepräge, sehen wir einander entgegentreten. 
Für den einen sohliesst sich der Horizont über den sein 
Dorf umgrenzenden Wäldern ab, ihn ruft der Sonnenauf- 
gang zur alltäglichen Arbeit auf seinem Felde, der Son- 
nenuntergang entbietet den Ermüdeten nach Hause, wo auf 
seinem Herd das Feuer angezündet ist; sein ganzes Leben 
gehört zwei Empfindungen, die beide zur wahren Leidenschaft 
werden, der Liebe, mit der er an seiner Arbeit und sei- 
nem Besitz hängt und der Liebe des väterlichen Heimes, 
der Eiuhe. Den Kriegsmann dagegen lockt die Feme, sein 
Schwert ist ihm ein treuer Gefährte, die Sonne weckt ihn 
zu neuen Unternehmen, der Abend läset an die vollbrach- 
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ten Thaten denken: streiten will er, sich mit Anderen mes- 
sen, herrschen. Sein ideelles Streben, mit dem die reelle 
Begierde Schritt für Schritt geht, ist auf Erwerbung von 
Buhm und Macht gerichtet; die Früchte seiner Tha- 
ten sind goldene Sporen, die Früchte der Thätigkeit und 
der Anstrengung des Bauern goldene Aehren. Um diese 
beneidet der Ritter den Bauer zuerst weniger als um die 
Freiheiten, die es dem Landarbeiter ermöglichen, durch ei- 
gene Tüchtigkeit ein „jus militale** im Kriege zu erwer- 
ben, in Folge dessen der Grundherr darnach strebt, dass seine 
Unterthanen von der Kriegspflicht befreit werden. 

Das Lehenswesen, wie es sich im fränkischen Reiche 
ausgebreitet hat, findet in Polen keinen günstigen Boden 
für sich. Der Altbauer kommt also nicht in ein solches 
Verhältniss zum Herrn, dass er seine Stelle als klei- 
nes Lehen behält und kann er seine Rechte weder er- 
weitern noch lange behaupten, so wird sich natürlich all- 
mählig seine Lage dem Grundherrn gegenüber verschlech- 
tem. Der Ritter hat sich bereits ein Landgut angelegt, auf 
dem er seine Knechte arbeiten lässt; jetzt versucht er, auch 
andere Unterthanen zur Arbeit zu zwingen, und da er die 
Mittel dazu hat, so erreicht er dieses seinem Willen gemäss. 

Alle Gewalt ist bei ihm; er ist Herrscher auf sei- 
nem Gute und zwar ein absoluter; wie früher im Namen 
des Königs, so werden jetzt in seinem Namen die Gerichts- 
sitzungen eröffnet. Das patrimoniale Gericht besteht in ei- 
nem polnischen Dorfs gewöhnlich aus drei Personen, dem 
Richter, einem zweiten Richter und einem Schriftwart, die 
alle drei von der Gutsherrschaft ernannt werden. Es entschei- 
det in Civil- und Oriminalsachen ohne Appellation, ausgenom- 
men die Fälle in denen es sich aus eigenem Willen an ein sta- 
rosteiliches Landgericht in ^dubiis" um Entscheidung wendet. 
In weniger wichtigen Fällen begnügt sich der Herr, anstatt 
ein Gericht zu berufen, damit, dass er durch seinen unter- 
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gebenen Verwalter (wJodarz ^) vorgefallene Streitigkeiten 
schlichtet und leichtere Vergehen bestraft. Alles Autonome 
im Dorfe soll verschwinden, vor allem die Erinnerung an 
das Opole, er erklärt sich aus eigener Initiative für durch 
die althergebrachte Sitte nicht gebunden und verweigert 
die Anerkennung der Servitutenrechte fremder Gemeinden 
an dem, was sein Eigentum ist. Dies thut er oft in einer 
ceremoniellen Form, durch dreimalige Verkündigung in der 
Kirche auf dem Marktplatze und auf dem Friedhofe ^), Es 
tritt an die Stelle der früheren Gewohnheit das patrimo- 
niale ßecht des Grundherrn. Das polnische Recht stellt den 
Grundsatz auf, sagt Lubomirski, dass die patrimoniale Ge- 
richtsbarkeit ein Attribut des ritterlichen Adelstandes ist, 
^jus militale" und dass nur ein Adliger allein Richter sein 
kann, der Nichtadlige aber selbst über andere, die seines 
gleichen sind, nicht Gericht halten kann ^). In dieser kur- 
zen Besprechung über die Erteilung von Immunitätsprivi- 
legien an die Ritterschaft anticipiren wir die Zeit, wenn 
wir von einer absoluten Abhängigkeit des Bauern von sei- 
nem Grundherrn sprechen. Im dreizehnten und noch im 
vierzehnten Jahrhundert haben nur wenige Private aus- 
nahmslos alle Rechte über ihre Bauern ; in polnischen, d. 
h. solchen Gemeinden, wo das polnische Recht gilt, noch 
weniger als in den neu entstehenden deutschrechtlichen. 

Wir sehen, dass eben in diese Zeit die wichtige Er- 
scheinung der deutschen Colonisation in Polen, welche die 
Lage der Bauern wesentlich veränderte, fällt, und wollen 
jetzt diese Kolonisation eingehender besprechen. Der grosse 
Mangel an Arbeitskräften und die schreckliche Verödung 
des Landes nach dem ersten, so unheilvollen Einfalle der 
Tartaren, die bis nach Schlesien vordrangen (1241 — 42) 



*) Lat. Vladarius. 

^) Lubcmirski. Patrim. Jurisdiction. S. 30. 

^) Patrim. Jurisdict. 10. 
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haben das Bedürfnis geschaffen, die Bevölkerung durch Her- 
beirufung fremder Ansiedler zu vermehren und gleichzeitig 
die Hebung der Landwirtschaft und mit ihr des allge- 
meinen Eeichtums zu bewirken. Schon in der voraufge- 
gangener Zeit sehen wir einzelne Bischöfe und Klöster deut- 
sche Bauern auf ihre Güter heranziehen. — Das Cistercien- 
serkloster zu Lubii^i; in Schlesien erhält im Jahr 11 75- 
ein Privilegium vom Herzog Boleslaus Wysoki (dem Hoch- 
gewachsenen) welcher den Mönchen die Erlaubniss erteilt 
Kolonien nach deutschem Eechte zu gründen. Die Cister- 
cienser sind somit die ersten, welche das Colonisirungs- 
werk mit gleichzeitiger Gewährung des „jus teutonicum**^ 
in Polen unternehmen. — Bald aber ergiesst sich wie 
ein Strom die neue Colonisation über Schlesien und Ost- 
preussen in die polnischen Lande. Wenn man bedenkt,, 
dass die hohe Geistlichkeit zum grossen Teile noch aus- 
Fremden besteht, unter welchen wieder das deutsche Ele- 
ment vorwiegend ist, und dass sie überall mit dem Bei- 
spiele vorangeht, dass Fürsten sie nach Kräften unterstü- 
tzen und die Ritterschaft sich der allgemeinen Bewegung 
anschliesst, so kann man leicht begreifen, wie schnell sich 
die neuen Ansiedlungen im ganzen Lande verbreiten ^). Die 
Kirche steht in dieser Zeit auf der Höhe ihrer Macht in 
Polen und man kann sagen, dass sie damals die grosse 
Aufgabe, die Kräfte des Landes aufzurichten, mit Erfolg 
erfüllte. 

Der deutsche Ansiedler zieht bereitwillig nach dem Osten, 
er thut es in erster Linie, weil er gerufen wird, weil man 
ihn braucht und ihm Versprechungen macht, ihm Freihei- 
ten ankündigt, er thut es noch aus dem Grunde, weil zu 
jener Zeit in Deutschland der Bauer, ob auf geistlichem oder 



') Eine kurze Abhandlung über die „Deutsche Einwanderung in 
Polen im Mittelalter" von Richard Bartolomeus erschien in Decem- 
ber Hefte der Preussischen Jahrbücher. Jhr. 1896. S. 462—480. 
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weltlichem Eigenthum angesessen, schon schwere Lasten zu 
tragen hatte, vor denen flüchtend, er sich in die Städte 
begab und „Pfahlbürger" wurde, oft aber in eine kaum 
bessere Lage kam. Er kommt daher nach Polen, weil er 
leichtere Lebensbedingungen findet. Fast sämtliche polni- 
schen Städte verdanken ihre Existenz einer ausdrückli- 
chen Willensmacht des Monarchen, nicht wie in Deutsch- 
land, wo sie allmählig entstanden, nicht gegründet werden *)» 
Ein Freibrief, sagt Hüppe, von ähnlicher Bedeutung 
für die Stadt als eine constitutionelle Charte für einen 
heutigen Staat, schrieb jeder Ansiedlung die Normen ihrer 
Entwicklung vor ^. Dasselbe gilt für die Gründung der 
Dorfgemeinden. Eine jede erhält besondere Privilegien, 
welche die Bedeutung von Locationscontrakten haben. 
Diese Locationsprivilegien sichern der entstehenden Ge- 
meinde eine ziemlich weite Autonomie zu ; vor allem wur- 
den ihr die Befugnisse, sich selbst nach deutschem Rechte 
richten zu dürfen, wie auch Freiheit von allen Leistungen 
an den Grundherrn, die nicht contraktmässig festgesetzt 
waren, zugesichert. Unter dem deutschen Rechte „jus teu- 
tonicum" verstand man das sächsische, speziell aber das 
Magdeburger, dessen Abarten nach den Städten, wo es 
zuerst recipirt wurde und von wo aus es sich in Polen 
verbreitete. Rechte von Kulm, Sroda etc. heissen. Das ei- 
gentliche Magdeburger Recht ist in Kleinpolen und in 
Preussen am meisten vorherrschend, wogegen das kul- 
mische in den nördlich gelegenen Teilen Grosspolens, dann 
aber in Pommern, wo der Einfluss des deutschen Ordens 
sich erstreckte, in Masovien, d. h. den Wojewodschaften 
Warschau, Plock und Rawa, wie auch in einzelnen Gegen- 
den Lithauens mehr verbreitet ist. Auch das Lübeck'schö 



S. Hüppe. S. 177. 
2) S. Hüppe. S. 177. 
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Recht finden wir in einigen preussischen Städten, wie z. 
B., Elbing in Gebrauch. 

Wenn die alt-slavische Gemeinde an eine Republik, die 
spätere polnische Gemeinde an eine absolute Monarchie erin- 
nert, so erinnert uns die deutschrechtliche an einen constitutio- 
nellen Staat. Auch hier ist der Grundherr als Monarch anzuse- 
hen, der aber im Locationsprivileg einen Teil seiner Re- 
chte dem Volk cedirt. Die „Kmeten'' — so heissen die Bau- 
ern in solchen Gemeinden — erhalten eine ziemlich breite 
Autonomie, deren wichtigste Bestandteile eine unabhän- 
gige Gerichtsbarkeit und eine privilegirte, unter der Ga- 
rantie des Staates stehende Stellung des Schulzen, des 
obersten erblichen Dorfbeamten, bilden. Das Gerichtswe- 
sen in der Gemeinde kennt zwei Instanzen, ein aus freier 
Wahl der Kmeten hervorgehendes Schöjffengericht und das 
Tribunal des Grundherrn. Diese Autonomie ist in Städten 
wie auch auf Dörfern nach einem und demselben Typus 
und zwar nach der städtischen Verfassung deutscher 
und im besonderen sächsischer Communen gebildet, und 
besteht zwischen den neugegründeten Städten und den 
Dorfgemeinden der Unterschied weit mehr in der Bedeu- 
tung der Niederlassung als in den Grenzen der Oompetenz. 

Die Vorschriften, die das Leben ordnen, sind hier und 
da auf derselben Grundlage aufgebaut, nur sind sie weniger 
zahlreich, wo wenige Menschen zusammenleben, und wo 
die Macht des anderen Elementes, das hier wirkungsvoll 
in die Verhältnisse der Gemeinde eingreift, des Grund- 
herrn nämlich, stärker auftritt. Daher kommt es vor, dass 
neben der Schöffenbank an einzelnen Orten, in Dörfern 
auch ein Gemeinderat vorhanden ist, und wenn, wie es 
gewöhnlich der Fall war, kein solch gesetzgebender Kör- 
per im Dorfe besteht und die Schöffen nicht die regel- 
mässige Zahl von zwölf erreichen, sondern ihrer nur 2, 6 
oder höchstens 7 sind, so hat die Gemeinde an ihrer 
inneren Verwaltung und Gesetzgebung doch gewiss einen 
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Anteil und ihr Anwalt und Beschützer, der erbliche Schulze, 
hält an der Tradition eines selbständigen Schaffens und 
Denkens fest. Vor seinem Hause steht das Zeichen der 
Gerechtigkeit, ein Pranger, in seinem Hause versammeln 
sich die Schöffen zu Q-erioht, oft auch im Pfarrhause, in 
der Schenke, nicht aber in der Curia des Herrn. Das Dorf- 
gericht hält gewöhnliche Sitzungen und solche, die einmal 
im Jahre in ausserge wohnlicher Oadenz abgehalten wer- 
den und „judicia bannita^ (s%<ly g&jone) heissen. Es gilt 
der Grundsatz eines „Judicium parium" und tritt der Fall 
ein, dass Prozesse zwischen Personen, die unter polnischem 
Hechte stehen, wie es z. B. die Adligen sind, und solchen, 
die in einer deutschrechtliohen Gemeinde wohnen, vor- 
kommen, dann wird ein „Judicium duplex'' gebildet und 
das Urteil ergiebt sich aus dem Kompromisse, der in bei- 
den Foris gefällten Entscheidung. Der Grundherr bildet, 
wie gesagt, die zweite Instanz, wo es sich um Rechtssa- 
chen, die zwischen seinen Unterthanen vorkommen, han- 
delt, der Schulze aber kann nicht vor das Gericht des Herrn 
belangt werden. Er verantwortet sich vor einem Ge- 
richte, das aus Seinesgleichen besteht, oder auch einem 
hohen königlichen Beamten, dem Castellane und dem Wo- 
jewoden. Bei ihm wird das Gesetzbuch aufbewahrt, nach 
dem die Schöffen ihre Urteile abfassen, ihm liegt es ob, 
die Tradition zu erhalten, er hat auch das Protokoll der 
Gerichtssitzungen, das Gemeindebuoh, das dabei oft eine 
Chronik des autonomen Lebens in der Gemeinde ist, zu 
führen. Es soll aber in einer Gemeinde nur ein Schulze 
im Gerichte sitzen *). 



^) „...et quod eciam unus (scultetus) debet eorum presidere 
iudicio et villanis, et non plures". (Codex von Gross-Polen. B. III. 
8. 81. Nr. 1361 anno 1357). 

a) Ein Fall, wo zwei Schulzen im Dorfe wohnen: „ita ta- 
rnen, quod unus eorum uno anno, et alter alio iudicabit,... et tercium 
denarium, ad eos ratione scultecie pertinentem, ambo inter se divi- 
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Die Gesamtheit der Knieten, die „oommunitas" (Gro-^ 
mada) bildet ein organisches Ganzes; dieses kleine Volk 
soll bei Gerichtssitzungen, besonders bei den feierlichea 
„judiciis bannitis" anwesend sein; durch freie Wahl be- 
stimmt es die Schöffen und andere Beamte, bestimmt die Ke- 
partition der Abgaben und Steuern und im Falle, wo das 
allgemeine Wohl eine Umänderung der geltenden Vor- 
schriften, oder ein besonderes Vorkommniss die Ausnahme 
vom bestehenden Grundsatze erfordert, ergreift es die Ini- 
tiative und wendet sich an den Grundherrn mit Bitten und 
Vorstellungen *). Hat aber der Herr gegen die zugestande- 
nen Freiheiten der Gemeinde gehandelt, so wendet sich 
diese durch die Vermittlung des Schulzen an die königli- 
chen Gerichte. Der Kmete hat zwar kein gesetzlich aner- 
kanntes Klagereoht. doch ist der Herr bei Nichtbeachtung^ 
des „jus teutonicum" in Gefahr, sein Privileg zu verlie- 
ren. In der Wislicer Gesetzgebung Königj Kasimirs finden 
wir eine Bestimmung, dass die ritterlichen Grundherren, 
die gegen das concedierte teutonische Becht handeln, 
sich nicht mehr auf dasselbe Recht berufen dürfen. Wir 
kommen darauf noch späterhin zu sprechen. 

Wie das neue Dorf bei seiner Entstehung eine ge- 
messene Landfläche, wo alle Aecker genau unterschieden 
und geordnet neben einander liegen, bildet, so bilden alle 



dent, ne craethonibus in exigendis penis graves esse videantnr". 
(Cod. V. Gr. Polen. II. S. 479. Nr. 1153 a. 1335). b) Strafgelder- Zu- 
Weisung an Schulzen : „nee non tercium denarium de qualibet re 
iudicata et non iudicata. (Cod. v. Gr. Polen. B. III. S. 273. a. 1365. 
Nr. 1551). c) „...duos laneos sive mansos liberos... De iudicio... tercius 
vero denarius ad iam dictos scultetos devolvetur". (Cod. v. Klein 
Polen. S. 189. a. 1319. CLIX). 

*) Sic itaque, predicti Scolteti et kmethones, ac Dnus volen- 
tes inter se certos census et labores cognoscere,... sie quod dicti 
kmethones... per unam sexagenam pro anno inte^ro, scilicet per XV 
grosses ad quelibet quatuor tempora in anno ...solvere .... debent. 
A. Helcel. II. S. 123. a. 1401. Nr. 792. 
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Mitglieder der Gemeinde eine abgeschlossene Gesellschaft, 
«inen kleinen Staat so zu sagen, welcher den Nachbarn 
gegenüber eine abwehrende und „exclusive" Politik ver- 
folgt. 

Welche Eigentumsrechte haben nun die Kmeten und 
-wie ist ihre wirtschaftliche Lage? Wie bemerkt, wurden, 
-gleich bei Anlegung einer Colonie die Aeckeranteile genau 
Ausgemessen was in alten polnischen Ansiedlungen nie ge- 
schah. Im Gegensatze zum polnischen Dorfe, wo die bäuer- 
lichen Grundstücke zerstückelt auseinander liegen, ist hier 
der ganze Besitz der Gemeinde von vorne herein geor- 
dnet, und in Stellen, die einzelne Ansiedler erhalten sowie 
gemeinsame Weide geteilt. 

Der Schulze, welcher die Ansiedlung unternimmt und 
ausführt, erhält einen grösseren Anteil an Grund und Boden, 
bIs die übrigen Bauern. Dass er ein Mehr an Ackerboden 
bekommt, dass ihm besondere Erleichterungen oder gar Frei- 
heit von Zinszahlung, die zeitlich oder lebenslänglich sein 
kann, gewährt ist und andere Einkommensquellen, wie 
die Schenke „taberna^, die Schlächterei „macella^ und die 
Mühle „molendina" gestattet werden ^), ist nicht nur als Be- 



^) Als Richter erhalten die Schulzen die sog. Teilpfennige, 
und einen Teil der Strafgelder (vergl. ob. S. 43. Anm.). Wir füh- 
ren hier einige Beispiele an: 

1) Dedimus eidem sculteto de divisione cmethonum tertiam 
ovem sibi cedat (sie!). (Cod. v. Gr. Polen. B. III. S. 363. Nr. 1648. 
Ä. 1371). 

2) Ackeranteil eines Schulzen : Damus... Sculteto... Sextum Man- 
sum liberum cum Area, et Keliquiis omnium Laneorum. de quo 
^uarta pars Lanei fieri non poterit vel eciam mensurari. et in eisdem 
Ortulanos locare. (Codex Cathedrae Cracoviensls. I. S. 20S. CLXII. 
-a. 1337). 

Gewöhnlich bekam der Schulze den 10 Teil von allem Boden 
— wo 41 mansos, 4 mansos liberos (Rzyszczewski-Muczkowski. IL 
■S. 377. CCCLV. anno 1412) '— wo 18 mansi — 2 mans. liberos. 
<Ebenda, S. 411. CCCLXXII. a. 1425). 
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sdnuDung des Contraktes, welchen die Colonisten mit dem 
Grundherrn schliessen, sondern auch als ein besonderes 



Decimum maüsum a censu liberum. (Cod. v. Gr. Polen. B. III. 
S. 121. Nr. 1393, anno 1358). 

3) Der Schulze kann auf seinem Acker Leute ansiedeln, die 
sog, Gärtner-Hortulanos : „...Ac hortos exponare..., prout sibi melius 
ezpedierit, kmetonibus , hortulanis, artificibus seu mecbanicis et 
sicut sibi competentius videbitur expedire..." (Cod. v. Tyniec. B. I. S. 
170-171. a. 1392). 

Permittimus etiam scultetum in suis mansis liberis ortos 
facere pro ipsius utilitate. (Cod. v. Gr. Polen. II. S. 128. N. 757. 
a. 1296). 

4) Andere Vorrechte der Schulzen, als Errichtung von Müh- 
len, Gastwirtschaften und Schenken etc.: ,,Quartum eciam ortum et 
terciam thabemam, vel si plures ibidem thaberne, extunc tercium 
denarium de qualibet tabema exigendum...^^ (Rzyszczewski-Mucz- 
kowski. II. 2. DLXX. a. 1427. 841). 

Duos ortos, unum pro Taberna alium pro Molendino liberos, 
(Cod. V. Kl. Polen. 8. 363. CCCIII. a. 1369). 

Piscina: ,,et postquam eandem piscinam... aperiri ad evacuandum 
<2ontigerit, tunc idem (scultetus)... tercium piscem habebunt de eadem*^. 
(Cod. Cathedr. Cracov. II. S. 40. CCLXXVII a. 1372). 

4 mansos, pistrinum, macellum, tabernam, ita quod dominum 
Regem ac suos capitaneos aliam tabernam inibi locare non licebit 
(ausschliessliches Privileg.) „....tertiam partem tabemarum^ orto- 
rum, pistorum, fabrorum, iuramentorum... (Gerichtliche Gebühren). 
(Cod. v: Gr. Polen. B. III. S. 350. a. 1370. N. 1632). 

Duos mansos liberos cum medio, tabernam liberam, macel- 
lam carnificum, sutorum, pistorum, et unum fabrum (Ebd. S. 355. 
a. 1370. N. 1638). 

Addidimus... scolteto thabemam locare...; ita tamen, quod nulla 
alia thabema debet sini et locari...^ nisi elabentur anni liberales. 
(Ebd. S. 255. a. 1364. N. 1528). 

Cote O^ic), quod polonicaliter dicitur wcup (Einkaufsschilling bei 
Holznahme im Walde). Ebenda. 

Similiter et de omni gagyo (von jedem Walde) tercium de- 
narium recipiet (bei Hoknahme). (Ebd. S. 288. a. 1366, N. 1568). 

Venatio ferarum — und ein dritter Groschen von der Jagd- 
beute. (Cod. V. Gr. Polen. B. III. S. 273. a. 136.5. N. 1551). 
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Abkommen zwischen der Herrschaft und dem Schulzen 
und als Gegenleistung für die Erfüllung des Versprechens 
einer Neucoloniesierung des Bodens zu verstehen. Denn 
es kann vorkommen, dass ein solcher Schulze sein Ver- 
sprechen nicht hält und doch mit kühner Stirn das ihm 
Versprochene fordert, ohne dass er sich im geringsten be- 
müht, die Arbeit der Ansiedlung vorzunehmen. 

„Et qaia nonnulli assumentes huiusmodi villas ad 
locandum, postmodum desertas relincunt, semper se earum 
scultetos nominando, Talibus igitur fraudibus occurrere vo- 
lentes, .^.addicimus hanc conditionem..., ut si prefatus Scul« 
tetus... predictam villam per suam negligentiam non loca- 
verit..., extunc elapsis predictis sedecim annis a iure ipsius 
Soultecie oadat^ *). 

Die neue Gemeinde geniesst einige Jahre Befreiung 
von allen Zinsen und Abgaben, dann müssen aber die An- 
Siedler einstehen, dass sie eben so viel Jahre auf dem 
Grund und Boden bleiben werden, als sie volle Befrei- 
ung ^) hatten. 

"Will ein Bauer seine Stelle früher verlassen, so muss 
er die volle Summe für die übrig bleibenden Jahre zahlen 
und seinen Acker in gutem Zustande einem anderen Wirt, der 
in seine Stelle tritt, übergeben. Die Zahl der freien Jahre 
(die Wola oder Lgota genannt waren) war gewöhnlich 
durch Binge oder Nägel, die an einen Pfahl angeschlagen 
waren, bezeichnet, und ein solcher Pfahl stand mitten 
im Dorfe. Der deutsche Bauer, an das Lehenswesen in 



') Codex Cathedr. Cracov. II. S. 20. CCLVI. anno 1351. 

^) 1. Unum annum libertatis concedimus hijs, qui ab antiquo 
sedent in villa; qui vero de novo venerint, tres annos libertatis 
donamus... (Cod. v. Klein Polen. S. 189. CLIX. a. 1319). 

Durante libertate, ...racione decime... quatuor scotos... Expi- 
rante... libertate,... racione decime... quatuor mensuras tritici, ...qua« 
tuor avene, ratione vero census, fertonem... (Cod. v. Gr. Polen. II. 
8. 291. a. 1311. N, 950). 



— 48 - 

der Heimat gewöhnt, übernimmt seinen Anteil an dem 
parcellirten Acker und betrachtet es als Lehen. 

Diese Bezeichnung liegt dem polnischen Worte „lan", 
^laneus mansus^ zu Grunde und ^tan^ heisst so viel als 
■eine BauernsteUe. Dieselbe waren von verschiedener G-rös- 
se. Man unterschied den grossen fränkischen, der 86I.6I272 
polnische Qaadratellen hatte, den kleinen fränkischen mit nur 
€81.210n Ellen, den grossen teutonischen 729.000n El- 
len, dann die kleinen polnischen von 362.880 und 115.200 
(Kmetenlane). Die kulmische Hufe hatte 30 kulmische 
Morgen und 606.250Q Ellen. Er gab auch eine solche, 
die in Lithauen eingeführt war und 35 Morgen ein- 
s^hloss. Der grösseren Übersicht halber führe ich hier 
diese verschiedenen Flächenmasse mit Berechnung in pol- 
nischen Ellen, wie sie der Reichstag vom Jahre 1764 fest- 
gesetzt hat, an. Einen Laneus, selten mehr, und nach Über- 
einkommen oder nach der an Ort und Stelle herrschenden 
Gewohnheit, in bestimmtem Maasse ausgemessen, erhält der 
Kmete ^). Der Schulze erhält gewöhnlich drei oder vier Lan. 
Er verteilt die Stellen und erhält daher ofc von dem Kme- 
ten ein Teilgeld. Ist der zu verteilende Aokergrund sehr 
gross, dann werden die einzelnen Stellen grösser und es 
kommen auch mehrere Schulzengehöfte in einem Dorfe 
vor. Kann ein Bauer eine ganze Stelle nicht nehmen, weil 
er das dafür zu entrichtende Geld nicht hat, oder da ihm 
keine genügenden Arbeitskräfte, um den Lanus zu. be- 
stellen, zu Gebote stehen, so nimmt er einen halben oder 
weniger, ja oft begnügt er sich mit einem Garten neben 
dem Hause und heisst dann Gärtner oder Hortulanus ^). 

*) Siehe weiter Seite 49. Anmerkung 1. a, b, c, d, e. 

2) a) Ortulanorum vero eciam quilibet per sex grossos com- 
munes ...annuatim solvere sint astricti. Ortulanorum quoque predic- 
torum quilibet unum diem pro Castro .... laborabunt. (Rzyszcz.- 
Muczk. II. 2. DLXX. a. 1427. Nr. 841). 

b) Dicti autem quatuor ortulani jure polonico... respondebunt 
,..modo polonico laborare sint astricti. (Rzyszez.-Muczk. II. ö. 290. 
^ CCXCII). 
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Solche Hortulani waren aber selten deutsche Colo- 
nisten und eher polnische Bauern, die in den Gemeinde- 
verband aufgenommen waren, denn Ansiedler, die aus der 
Fremde kamen, begnügten sich gewöhnlich mit einem Gar- 
tenbesitz nicht '). 

Oft stehen solche Hortulani ausserhalb der Gemein- 
deverbänder 2). Der Anteil eines Colonisten ist nicht 
klein zu nennen. Er hat gewöhnlich zwischen 60 bis 130 
Magdeburger Morgen Ackerboden, ausserdem das Recht, 
sein Vieh auf der Gemeindeweide zu halten und gewöhn- 
lich bekommt er das für seine Bedürfnisse nötige Holz 
von der Herrschaft umsonst, oder er kann es sich selbst im 
Walde fallen; auch sind ihm oft andere Servitutenrechte, 
wie die Weide im Walde, das Pilze- und Beerenlesen etc. 
zuerkannt, die Erleichterungen, (Lgoty) oder wenn sie ge- 
gen gewisse Bezahlung erlaubt werden, Einkaufsfreiheiten 
(wkupy — wr^bne etc.) heissen ^). Werden nach der statt- 



^) a) Quodque nullus incola sea villanus ibidem plus, quam 
duos mansos debeat habere. (Rzyszcz.-Muczk. II. S. 335. CCCXXV. 
a. 1382). 

b) Nullus vLUanus plus, quam uoum mansum ibidem debeat 
obtinere. (Eb. S. 317. CCCXI. a. 1370). 

c) Quilibet kmetho sive Incola habens unum Mansum vel plu- 
res. (Cod. v. Klein Polen. S. 326. CCLXXVI. a. 1365). 

d) Unum kmetonem sive lanenm. (Helcel II. S. 131. 859. a. 1402). 
(Über die Schulzenlane vergleiche Seite 45. Anmerkung I. 2). 

^) Siehe Seite 83. Anmerkung 2) b. 

^) a) ...per unum pullum de... manso censuali... Pro quolibet 
manso illibero seu censuali... per quindecim grosses pragenses sol- 
vere tenebuntur, et per unam mensuram avene de Silva quod ga- 
iove (Waldabgabe) vulgari nomine vocitatur. (Rzyszcz.-Muczk. 11. 
2. S. 725. DVIII. a. 1349). 

b) Et homines in praedictis laneis residentes debent habere 
libera pascua et ^^wr^mb^' (Recht Holz im Forste zu nehmen) in sil- 
vis... (Libri Badomenses IV. p. 397). 

c) in nemore, quod dicitur gayove, (solvent). (Cod. v. Gross- 
Polen. III. S.398. 1685. a. 1373). Vergleiche darüber S. 46. Anm. I, 4. 

4 
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Flächenangabe der verschiedenen ..Lane** 

nach dem 

Maass von 1764. 



Polnische 



Poln. Ellen 



1) Grosser fränkischer Lan . . 

2) Kleiner „ „ . . 

3) Polnischer Kmeten-Lan . . 

4) yf kleiner Lan . . 

5) Deutscher (teutonicus) Lan . 

6) Kulmische Hufe (nach den 
späteren (poln.) Maass . . . 

7) Kulmische Hufe (nach dem 
alten kulmischen) 

8) Kulmische Hufe (nach dem 
neuen kulmischen) .... 



o 

D 



■3 

ä 

D 



9) Lithauische Hufe 



10) Bevlsions-Lan (für die ausge- 
wählten Stellen der kriegs- 
Pflichtigen „WybraÄcy") . . 



50 
40 
21 
6 
43 

30 

28 

28 
35 



90 



138 
110.4 
51.2 

248 
60 

26 

291 

210.74 



« 


o 


bß 




a 


o 


:cä 


u 


y^ 


PQ 



Fläche 



3915 
3915 
3024 
1200 
4050 

6750 



217'/. 
174 
120 
96 
180 

75 



6750 



851512720 
681200 

362880 

115200 

729000 

506250 



225 



1518750 



Die polnische Elle = 0.5955 Meter. 

Die polnische Elle = 2 Fuss = 24 Zoll (Lokieö). 

Die Ruthe = l^j^ Ellen = (4.4665 Meter) = 10 kleine Ru- 
then (Pr§t). 

Die Kette => 10 Ruthen. Das Mass (miara) = I5V2 EUen^ 
(Sznur). 

Ein Stock (Laska, Wierzbna) = 15 Ellen. 

Der Morgen = SOOQ Ruthen. Die Hufe = 30 Morgen. 

Nach der Constitution von 1764 ist die alte Krakauer Elle 
(constitutio von 1565, Vol. leg. II. S. 49) als Einheitslängenmass be- 
stimmt worden. 
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gefundenen Oolonisirung entweder durch Neurodungen 
oder sonst durch Zuschlagung neuer Grundstücke die Stel- 
len vermehr^ so heissen dann solche zugemessenen Aecker 
„przymiarki'' und werden teils an die Knieten gegen be- 
sondere Vereinbarungen vergeben, oft aber an andere 
Leute, die in den Gemeindeverband nicht gehören, schle- 
chtere Rechte haben und dem Herrn unbedingt unterwor- 
fen sind, ausgeteilt '). 

Der Kmete besitzt dagegen seine Stelle erblich und 
da er sich im allgemeinen nur zu Zinszahlungen verpflich- 
tet hat, so ist sein Verhältnis der Grundherrschaft gegen- 
über als das einer Erbzinspacht zu bezeichnen, wobei er 
im Unterfchänigkeitsverbande steht. Nicht selten beschränkt 
die Location die Grösse seines Ackers. 

Die Lasten, die ein Bauer zu tragen hatte, bestehen 
aus drei Categorien : Abgaben an die Krone, Zehnten an die 
Kirche und Zinszahlung neben anderen Schuldigkeiten 
an den Grundherrn. 

"Was zuförderst die staatlichen Abgaben betrifft, so 
hatten die Kmeten seit der Zeit als König Ludwig die Adli- 
gen von allen auf ihren Herrschaften lastenden Diensten 
und Zahlungen „angariae, solutiones" mit Ausnahme einer 
Grundsteuer von 2 Groschen von jedem Lane „in recogni- 
tionem dominii directi*' in seinem Kaschauer Privileg be- 
freite, nur diese kleine Abgabe an den Fiscus zu bezah- 
len. Dasselbe bestätigt König Jagello in Jedlna^) und fügt 
hinzu, dass die Schulzen und Diener der Adligen, auch 
die Müller und Schankwirte und die Hortulani, wenn sie 
weniger als einen halben Lan besitzen, zu keiner Zahlung 
herbeigezogen werden dürfen, von einem halben Lan haben 
sie aber 1 Groschen zu geben. Wo mehrere Bauern ein 



^) Vergl. S. 45. Anmerkung ± „...de quo quarta pars Lanei 
fieri non poterit" etc. 
2) Fol. 51. 

4* 
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Grundstüok besitzen, ist ohne Untersohied so viel als von 
anderen zu erheben, die Steuer lastet also auf dem Bo- 
den. Das Statut Jagellos bestimmt als Strafe für diejeni- 
gen welche im festgesetzten Termin (von Michaelis bis 
Nicolai) die Steuer nicht eingebracht und sie dem königli- 
chen Beamten „Executor" nicht zugestellt haben, die Weg- 
nahme eines Ochsen; wenn dann innerhalb weiterer 14 
Tage keine Zahlung erfolgt, so kann der Executor zwei 
Ochsen, ebenfalls ohne Rückgabe „sine spe restitutionis^ 
beschlagnahmen. 

Ausser der Grundsteuer triffi) den Colonisten die Kriegs- 
dienstpflicht. Der Schulze soll nach König Casimirs Ge- 
setz *) auf allen Expeditionen Heeresfolge leisten, gewöhn- 
lich zieht er dann beritten und bewaffnet ins Feld^). Die 
Bauern stellen aber eine bestimmte Anzahl Soldaten aus ihrer 
Mitte. Bald aber wird diese Leistung in Zahlung verwan- 
delt und die geistlichen Herren bemühen sich zuerst, Be- 
freiung von der Militärpflicht für ihre Kmeten zu erlan- 
gen. Dies steht sowohl im Interesse des Grundherrn als 
auch des Landarbeites und wir sehen dann nur die Schul- 
zen allein längere Zeit an Kriegszügen teilnehmen. 

An die Elirche giebt der Kmete einen bestimmten 
Zehnten ab. Schon seit den ältesten Zeiten erhält die 
polnische Geistlichkeit als Schenkung die Abgaben 
die früher an den Monarchen gezahlt wurden. Wir ha- 
ben bereits in den vorangegangenen Erörterungen da- 
von gesprochen und bemerken hier, dass der Zehnte als 
festgesetzter Teil vom Ertrag nicht nur vom Getreide und 
allen Feldfrüchten, sondern auch von dem Gewinn bei in- 
dustrieller Thätigkeit und von der Jagdbeute oft der Kir- 



1) 1368. Wislica fol. 10. 

') Item alia servitia et ad bellum, velut aliisculteti sunt obli- 
gati, similiter obedire tenebuntur. (Cod. v. Kl. Pol. S. 208. CLXXV. 
a. 1327). 
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che geschenkt wurde, wie das die Ballen der Päpste In- 
nooenz IL und Eugen HL approbirten. 

Für die Entwicklung der Oolonisation war der Ver- 
gleich König Casimirs mit dem Krakauer Bischof Bo- 
dzanta von grosser Bedeutung, da er die Freiheit von Ab- 
gaben auf lange Jahre, bei ueugegründeten Niederlassun- 
gen, daneben aber die Möglichkeit, den in Naturalien ent- 
richteten Zehnten in Geld zu zahlen, begründete. 

Dieser Ausgleich kommt im Jahre 1369 zwischen Bi- 
schof und Monarch unter Mitwirkung und durch Vermitt- 
lung des Primas-Erzbischofs von Gnesen Jaroslaus Bogo- 
rya Skotnicki zu Stande. Die wichtigsten Punkte dieses Ab- 
kommens, die vom Erzbischof kraft der ihm erteilten 
Macht einseitig darüber zu bestimmen, festgestellt wur- 
den, waren folgende: Wo der Zehnte nach alter Gewohn- 
heit im Felde vor der Ernte ausgemessen „wytyczna dzie- 
si^cina" — „manipulatim lata decima** oder in Garben 
genommen wurde, soll er auch weiter in derselben "Weise 
abgeliefert werden. Doch sind die Schulzen, wie auch die 
Stadtvögte davon ausgenommen und diese zahlen von ih- 
ren Stellen, wenn dieselben nicht über 4 Lau gross sind, 
und durch ihre Besitzer bearbeitet werden, 4 Scotos, Pra- 
ger Groschen von jedem Lan am Martinitage im Monat 
November. Wenn ein Schulze mehr Acker hat, oder seine 
Stelle verkauft, auch verpachtet, dann ist er gehalten, die 
Abgabe „in natura" zu leisten. Weit wichtiger noch ist 
Bestimmung, dass in neuen Colonien, welche jenseits der 
Weichsel nach Preussen hin liegen und wo bis dahin 
der Zehnte nicht abgeliefert war, da die Colonisten Frei- 
jahre geniessen, dann nach abgelaufener Freiheit statt der 
„Decima manipulatim lata" eine Zinszahlung eintreten soll, 
und zwar ist von jedem Lan, ob er gross oder klein ist, 
ein „Ferto grossorum pragensium" *) am Martinitage zu 



^) 1 Mark Silber ist in damaliger Zeit 48 Groschen gleich. — 
1 Scotos = 2 Groschen. Ein Groschen = 3.113 Gramm Silber. Ein 
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zahlen. Die Schulzen zahlen weniger, 3 Sootos vom Lan 
und zwar nicht au den Bischof, sondern an die nächste 
Pfarrkirche; „ubi audiunt divina, ac percipiunt Ecclesia- 
stica säcramenta^, erst wenn sie mehr als 4 Lane besi- 
tzen, oder, wie erwähnt, ihre Besitzung veräussern, ist von 
jedem Lan ein Ferto an die bishöffliche Camera abzuge- 
ben. Dafür haben die Schulzen die Pflicht, die Kmetenbei- 
träge einzuziehen und sie dem bischöflichen Procurator 
getreu zu überweisen. Wo aber schon früher die Zehn- 
ten eingeführt waren, sollen sie unverändert bestehen. 
Dies soll überall beachtet werden und ist auch für spä- 
tere Zeiten bindend, sagt der Bischof, er will aber, wie er 
das für die Ansiedlungen in Eot- und Kleinreussen that, 
auch den an der Karpathenkette entstehenden Niederlas- 
sungen eine Erleichterung gewähren, da die dortigen Län- 
dereien weniger fruchtbar, und das Klima rauher ist. Die 
Colonisten, die dorthin wandern, werden nur 3 Scoti vom 
Lan zu entrichten haben. Im Allgemeinen ist es festge- 
setzt, dass Jeder, der ein Recht auf den Zehnten hat, ihn im 
Laufe der Woche nach Jacobi nehmen soll, im anderen 
Falle steht es dem Bauern frei, wenn er nur fünf Garben 
von je 60 Garben auf dem Felde liegen lässt, das übrige 
Getreide abzufahren. Die Grundherrschaft kann von ande- 
ren Berechtigten den Zehnten kaufen, dies muss aber vor 
Jacobi geschehen, da später jeder Geistliche den Zehnten 
unbehelligt veräussern kann. Der Adlige, der seine Heredi- 
tas von einem andern im Wege der Uebereikommer erhält, 



Prager Groschen = 3.717 Gramm Silber. Der Groschen = 12—16 
und 18 Denarii. (Siehe bei PiekosiAski. O monecie i stopie menni- 
cz6j w Polsce w XIV i XV wieku. Krakow, 1878. Über die Münze 
und den Münzfuss in Polen im XIV. und XV. Jahrb.). 1 Ferto = 
12 poln. Groschen — oder Prager Groschen. — (Ostrowski Th. 
Civilrecht der Pöbln. Nation. 2 Th. Leipzig. 1802. S. 281) wo auch 
die Werthe alter poln. Münzen in Gulden u. Groschen v. 1 766 ange- 
geben sind. 
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soll an dieselbe Kirche, an die früher der Zehnte gewohn- 
heitsmässig abgeliefert wurde, auch weiter prästiren. Wenn 
er aber die Kmeten vertreibt, oder auf irgend eine Art 
ihre Aeoker zur Bestellung erwirbt, muss er an die Kirche, 
der gesetzmässig die Zehntenabgabe vom Kmetenacker zu 
leisten ist, dieselbe auch ferner abliefern. Der Unterschied 
zwischen der Gesetzmässig festgesetzten und der durch Ge- 
wohnheit sanktionirten Abgabe besteht darin, dass im letz- 
teren Falle der Grundherr das Recht hat den Zehnten an 
eine beliebige Kirche zu entrichten, er liefert die „Deci- 
ma" ab und schenkt sie gleichzeitig, — es steht in seinem 
freien Willen wem sie zu teil wird und er ist nur durch 
die Sitte und Uberleiferung an das Einhalten früherer Ver- 
bindlichkeiten gebunden. 

Die Abgabe des Kmeten ist im Gegenteil „illibera- 
lis", eine unfreie, und die Kirche, an welche sie gegeben 
ivird, kann sie reklamiren und den nicht rechtzeitig Zah- 
lenden öder Abliefernden belangen. Daher heisst die „de- 
cima illiberalis in gonythwam^ d. h. mit Androhung einer 
gerichtlichen Verfolgung. 

Wovon wird nun die „Decima** entrichtet? Nach Bo- 
dzantas und Jaroslaus Festsetzungen, die aber zuerst für 
die Diöcese Krakau galten, ist bestimmt, dass, wo der 
Acker nur mit dem Pfluge bearbeitet wird d. h. in den 
sog. Spannwirthsohafben der Zehnte der ganzen Ernte zu 
entrichten ist mit Ausnahme von Rüben, Mohn, Kraut, 
Zwiebeln, Knoblauch und ähnlichem Gemüse. In den 
sogenannten Spaten wirtschaften „si quis ligonisando plan- 
taverit**, ist keine Abgabe zu zahlen. Bei Hanfanbau 
sind da, wo ein grosser Pflug gebraucht wird „inte- 
grum aratrum** vier Bund, wo ein halber, oder die so- 
genannte Socha, zwei Bund als Zehnten abzuliefern. Von 
neu gerodetem Boden aber ist nach der bischöflichen 
Ordnung, die der König speciell genehmigt „ad hoc spe- 
oialiter aocedente'' bestimmt, dass, wenn die neuen Aec- 
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ker als weitere Ausdehnang der bestehenden betrachtet 
werden können, von ihnen sogleich nach Anbau der Zehnte, 
an dieselbe Kirche, an welche bisher die Abgabe geleistet 
wurde, einzuliefern sei. Von solchen Ländereien dagegen, 
die in einiger Entfernung „a dextris vel a sinistris ab anti- 
quis agris" von der Ansiedlung liegen und von den Colo 
nisten in Besitz genommen und ausgerodet werden, kommt 
der. Zehnte dem Bischof zu. 

In allen hier angeführten Regelungen hat der Kra- 
kauer Bischof eine 30- jährige Zehntenfreiheit für die 
Teile seiner Diöcese, welche durch Tartareneinfälle stark 
gelitten hatten, gewährt „terrae Lublinensi, Ciechowiensi 
et Lukowiensi** mit der Einschränkung, dass, wenn der 
Monarch oder irgend ein Grundherr während der Dauer 
der Freiheitsjahre den Zehnten für sich einziehen wollte, er, 
der Bischof, darauf Anspruch erheben kann. Diese Befrei- 
ung gilt nur für die Abgaben, welche an die bischöfliche 
Camera entrichtet wurden und unbeschadet der Rechte 
anderer Geistlicher bei den ihnen zugewährten Zehnten 
Aeckern. König Casimir hat den Krakauer Bischof zu die- 
sen für die Colonisten günstigen Satzungen zu veranlas- 
sen gewusst und die Worte „ad petitionem instantem Se- 
renissimi principis'' zeugen von seinem thätigen Einflüsse 
auf Bodzantas Zehntenordnung. 

Sie ist als eine liberale zu bezeichnen ; spätere Ver- 
träge stellen schwierigere Bedingungen an die Untertha- 
nen, so z. B. der Vergleich von Sochaczew, der zwi- 
schen Ladislaus, Herzog von Masovien, und dem Bischof 
Andreas von Posen im Jahre 1446 abgeschlossen wurde. 

Nach der masovischen Ordnung ist der „Garbenzeh ente 
von allem Geköme, als: Roggen, Weitzen, Gerste, Hafer, 
Erbsen, Linsen" an die Kirchen abzugeben, und nur vom 
Lein eine Geldabgabe zu zahlen. Die Kmeten sollen den 
Zehnten mit eigenen Fuhren den Geistlichen zustellen; 
nicht so der Adlige, und sind auch die Bauern zur Abfuhr 
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der herrschaftliohen Zehnten nicht verpflichtet. Adlige, die 
Güter als Belohnung ftr Verdienste vom Herzog erhielten, 
waren vom Zehnten frei. .Der Pfarrer, der den bey einem 
B».n. abgelog.,« Zehnte» ftr »oL ...tose J läset, 
mnss die Hälfte des Strohes für diesen zurücklassen. Wer 
aber den Zehenten gekauft hat, kann das ganze Stroh ver- 
langen". Die Abgabe des Zehenten ist beim „Winterge- 
treyde vom Anfange der Ernte an bis zu Bartholomäi, vom 
Sommergetreyde aber von Bartholomäi bis zu Maria Geburt^ 
abnehmen". Nach dieser Zeit kann ein Jeder mit Zuzie- 
hung zweier Zeugen den Zehnten an den Ort wo er ge- 
wöhnHch zu prästiren hat zustellen *). 

So viel über diesen Vertrag. Die kirchlichen Abga- 
ben, die er festsetzt, sind, wie wir sehen, keineswegs 
leichter und bequemer als die im J. 1369 für die Krakauer 
Diöcese eingeführten und stellen im Gegenteil eine hö- 
here Last zu Gunsten der Kirche vor. 

Soweit über Zehnten. 

Was schUesslich die Verpflichtungen, des Kmeten dem 
Grandherm gegenüber betrifft, so sind dieselben verschie- 
den, je nach Gewohnheit des Ortes und der Bestimmung 
des Contraktes. Als Grundsatz gilt, dass er nur Zinszah- 
lungen zu leisten hat, doch sind gewisse Arbeiten, wie 
Fuhren, Hilfe bei Ernten, Ausbesserangen der Wege und 
andere ähnliche in beschränkter Zahl nicht ausgeschlos- 
sen 2). Der Zins ist anfangs nicht höher als zwei Mark von 



•) Ostrowski. Civilr. etc. 1. Theil. Berlin 1797. S. 262. 

') Einige contraktmässig festgesetzte Verpflichtungen , wie 
solche die alten Documente anführen, lassen wir hier folgen. 

A) Arbeiten. 1) Incolae eciam hereditatis nostre predicte . . . 
ad estivalia semel, ad yemalia vero ter, perpetuo nobis et nostris 
successoribus arabunt, arpicabunt, et nostris seminibus seminabunt. 
(Rzyszcz.-Muczk. II. S. ^2bL a. CCLVI. anno 1334). 

!2) Duo iugera camporum nostrorum unum ad hyemem et aliud 
ad estatem arare et excolere sine contradictione tenebuntur. (Cod. 
Cathedr. Cracov. I. S. 243. CLXXIII. anno 1343). 
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«iner Hufe, gewöhnlich wird eine Mark gezahlt *). Die 
Mark Silber ist ^) im Jahre 1469 gleich 34 polnischen Gul- 
den 27 Groschen, was nach deutschen Gelde ungefähr 14 
Reichsmark ausmacht. Man muss aber den damaligen Wert 
des Geldes im Auge behalten. Um dieselbe Zeit kostete 



3) Item kmethones nobis fenum falcare tenebuntur. (S.zyszcz - 
Muczk. I. S. 238. CXXXII. anno 1372). 

4) Dictique incole pro nostra stacione Bodzanczinensi per 
unum currum pini vel lignorum adducere, per unam mensuram no- 
stri frumenti in agris nostris in villa propinquiori seminare, metere 
et conducere sint astricti, et talia facere, prout alil incole ipsius 
vicini consueverunt. (Cod. Catedr. Cracov. II. S. Ü4. CCCXVIJ. 
anno 1383). 

B) Abgaben in Naturalien. 1) Duas urnas mellis... solvere 
tenebuntur. (Ebenda). 

^) De quolibet magno manso . . . quatuor mensuras siliginis, 
ler avene, duas tritici, duas ordeacei et fertonem grossorum usuab's 
monete, et alium fertonem pro decima.... XXX ova et unum latus 
carnium pro octo scotis ad diem Pasche, ad Nativitatem beate vir- 
ginis Marie per duos pullos. ...kmethones duo prandia..., scoltetus 
vero unum, vel pro... prandio fertonem grossorum... De... manso men- 
suram humuli... (Cod. von Gross Polen. III. S. 364. 1641). a. 1371). 

C) Geld-Zins. 1) ...racione vero census de magno manso fran- 
conico... per octo scotos, de parvu autem Sredensi (v. Schroda) per 
fertonem grossorum... solvere tenebuntur. (Cod. Catedr. Crac. II. 
S. 9. CCXLVill. a. 1334\ 

"2) De quolibet manso solubili pro censu Sex Scotos. (Cod. 
V. Klein Polen. S. 364. CCCIII. a. 1369). 

D) Zinsquoten bei Verpfandungen von Gütern- intromissionen. 
1) Intromissio in 6 mansos possessos in Komorow ubi essent sex 
marcae de censu... 

2) Si non solverent externe debet dare intromissionem super 
kmetbone possesionato ubi esset una marca de censu. (Libri Sa- 
dom. iV. p. 180. a. 1449). 

3) 40 marcae debiti. Intromissio in 4 mansos ubi sunut 4 Mar- 
<;ae de censu. (Ebenda p. 288). 

^) Der Kegel nach am St. Martinistage wie andere Abgaben. 
2. B. Geflügel, die sog. Mbrtinigänse etc. 
') Nach Czacki's Berechnung. 



i 
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eine Hufe Land 29 — 30 Mark Silber. Wenn wir annehmen, 
dass der Zins damals 2 Mark hoch angeschlagen war, so 
zahlte der Pächter an den Eigentümer ziemlich genau 7 
Percent von dessen Capital *) ; das sind die Durchschnitts- 
ziffem. Ausnahmsweise gut gelegene Grundstücke, wie z. 
B. in der Nähe der Stadt Krakau erreichten sehr hohe 
Preise. So wurden in Prs^dnik, einem Dorfe bei Krakau, im 
Jahre 1479 zwei Lanei und eine Wiese für 16 Mark Sil- 
ber verpachtet. Achtzig Jahre früher, 1398 verkaufte ein 
Krakauer Bürger in demselben Dorfe fünf Lane für den 
Preis von 280 Mark Silber, wobei also der Laneus auf 
mehr als BO Mark berechnet war. Sobald der Kmete seine 
Stelle übernahm, zahlte er gewöhnlich an den Grund- 
herrn einen Einkaufsschilling „hospitale** ^). Darin liegt ei- 
nerseits eine Bürgschaft für den Herrn, dass der Bauer auf 
seinem Gute verbleibt, anderseits aber eine Versicherung 
für den Bauer, dass der Herr ihm willkürHch seine SteUe 
nicht abnehmen wird. Thut es dieser, so hat er dafür 
eine entsprechende Summe, die manchmal im Contrakte 
festgesetzt ist, zu bezahlen. Der Dorfbewohuer der sich 
eingekauft hat, ist persönlich ganz frei und kann nach Er- 
füllung der kontraktmässigen Bedingungen sich anders- 
wohin begeben. Doch wird der Grundherr, da dies in 
seinem Interesse liegt, von vornherein fordern, dass der 
Schulze und die Kmeten persönlich im Dorfe verbleiben, 
widrigenfalls er mit Abnahme der Stelle oder sogar 
strengeren Strafen droht ^). Selten ist das Gegenteil der 



*) Maciejowski. Geschichte der poln. Bauern. S. 109. 

^) Et quilibet kmetho de agro suo empto VIII scotos census 
annualim solvere tenebitur. (Libri Radom. II. pag. 11). 

3) a) Scolthetus eciam ipse et sui posteri ac iDCole ville 
ipsius in ipsa villa personaliter residebunt; non facientos, scolthetus 
scolthetia, et villanus manso careat ipso facto. (Rzyszcz.-Muczk. IL 
S. 291. CCXCII. a. 1351). 

b) Scolthetus.... et incole memorati in ipsa villa ex speciali 
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Fall ^). Er will sie moralisch und materiell an die neuen 
Niederlassungen binden, zwar nicht in der Art einer ge- 
waltsamen ,,adscriptio^, da der Bauer darauf niemals ein- 
gehen würde, aber dadurch, dass er das Verbleiben in das 
eigene Interesse des Kmeten stellt. 

Dieser kann immer aus dem Unterthänigkeitsverhält 
nisse scheiden, er verliert aber, wenn er das vorzeitig thut, 
das Hospitale, und wenn er eine Zeit lang von allen do- 
minialen Lasten frei war, so muss er noch ein entspre- 
chendes Lösegeld bezahlen. Es genügt aber, wenn Andere 
für ihn soHdarisch bürgen, oder wenn er einen passenden 
Stellvertreter findet, der seine Verpflichtungen der Herr- 
schaft gegenüber übernimmt. Waren dem Kmeten die ihm 
gestellten Bedingungen vorteilhaft, so blieb er auf dem 
Gute und gieng daran, das ihm überwiesene Grundstück 
in wohlbestellter Land umzuwandeln. Er teilt es, um es 
nach dem System der Dreifelderwirtschaft zu bestellen, 
und baut sich aus dem von der Herrschaft gewährten Ma- 
terial Haus und Hof. Bei günstigen Verhältnissen kann er 
alsdann oft zu grösserem Wohlstand gelangen, da alles, 
was er nach Bezahlung der schuldigen Abgaben und Zin- 
sen erspart, sein unbestrittenes Eigentum ist 2). Ein Kmete 



pacto debeant personaliter residere, et si quispiam ipsoram hoc 
contempncret, et in eadem villa non resideret, scolthetus scolthetia, 
et villanus manso, et quidquid mobile ibi habebit, eo facto omni- 
mode Sit privatus. (Ebenda. S. 314. CCCIX. anno 1365). 

^) Licebit etiam Sculteto praedicto et posteris suis permanere 
in alio loco et bona praedicta ac hortos exponere et locare et con- 
venire, prout sibi melius expedierit Kmethonibus, Hortulanis, artifici- 
bus seu mechanicis .. (Rzyszcz.-Muczk. III. S. 347. CLXXVI. anno 
1392). 

'^) Einige Ziffern betreffend Getreidepreise, a) XL. cassulas 
siliginis et XXX. tritici in valore duodecim marcarum. (Libri Ra- 
dom. IV. pag. 455). 

b) IV. Cassulas siliginis in valore sex marcarum. (Ebenda, 
pag. 81. anno 1442). 
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von Sandomir im fünfzehnten Jahrhundert, der den Mut 
hat, gegen seinen Woyewoden Klage zu erheben, giebt 
den Wert seiner beschädigten Habe auf beinahe 60 Mark 
Silber an. Derselbe hatte über 20 Stück Grossvieh, 20 
Schweine und sein Wintersaatkom allein schätzte er auf 
12 Mark '). 

Der Wohlstand auf dem Lande musste wohl ein ziemlich 
allgemeiner gewesen sein, wenn König Johann Albrecht 
sich in seinem Statute über den Mutwillen und die Ver- 
schwendung der Kmeten ärgernd „propter desordinationem", 
von ihnen sagte, ihr Hochmut sei so gross, als hätten sie 
kein Gesetz über sich ferner dass sie teure Blleider tragen 
und Ausgaben machen, die ihrem Stande nicht gezie- 
men^. 

Ausser dem Schulzen und Kmeten finden wir in 
den deutschrechtlichen Dörfern noch andere Leute mit 
voUen Bechten und Landbesitz. Es sind das Hand- 
werker, wie Schmiede, Böttcher, kleine Kaufleute, ins- 
besondere aber zwei Kategorien, die MüUera und die 
Schankwirte „Molendinae** und „Tabernae" waren bei 
Ausstellung des Locationsprivilegs oft als Einkommens- 
quellen dem Schulzen erlaubt. Es bekommen sie aber 
auch andere und mit ihrem Besitze wird gewöhnlich 



c) Quatuordecim scrophas in valore XX. marcarum. (Ebenda 
p. 446. anno 14d0). 

^) Banernreichtum. Maciejowski. Gesch. der Bauern. S. 1,14. 
Andere aus gerichtlichen Verhandlungen bekannte Ziffern, a) ...pro 
parte strenui Ronyn de Crayow quia obtinuit jure in Vito Kme- 
thone de Brudnow pro quo ipsum cita verat praedictus Vitus pro U 
pecoribus et !2 porcis, 4 scrophis, 18 capris et t25 cassulis siliginis. 
(Libri Badom. IL anno 1417. p. 165). 

b) Nicolaus de Bzeczniow Johannem Emethonem de ibidem 
iure evasit pro 4 bobus, 6 equis, 5 vigldis sulami (?) 30 capeciis si- 
liginis et 17 tritici et depascatione 10 capecionum siliginis. (Ebenda 
p. 212. anno 1410). 

2) Statut von 1496. Petrikau. 
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ein oder einige Lane Acker verbunden. Solche Besitzun- 
gen sind, da die Natur des Q-rundstücks unverändert blei- 
ben muss, in rechtlicher Hinsicht den Kmetenstellen nicht 
unähnlich *). Der Mühlenacker wie die Schulzenacker bleibt 
als solcher bestehen, ganz gleich, wer die Mühle oder die 
Scholtisei besitzt. Ebenso wie der Kmete kann der Schulze 
Dispositionsrechte über seinen Besitz, soweit sie der Grund- 
herr im Contrakte genehmigt, erhalten, doch bleibt das Ei- 
gentum am Boden bei der Herrschaft, wenn es nicht im Privi- 
leg ausdrücklich zugestanden wird, dass der Ansiedler seine 
Stelle verschenken oder veräussern kann ^). Das „Dominium 
utile" ist beim Bauer, das „Dominium directum" beim 
Grundherrn. Wohl haben diese freien Einsassen gewöhn- 
lich eine privilegirte Stellung, die ihnen die freie Dispo- 
sition über die besessenen Stellen erleichtert, doch vor 
allem liegt der grössere Vorteil vor dem gewöhnlichen Kme- 
ten in ihrer ökonomischen Lage. Sie werden reicher und 
gelangen schneller zum Besitz eines Kapitals schon dadurch,, 
dass ihre Stelle grösser ist und sie doch oft weniger Steuern 
und Zinsen als derjenige der das Land bearbeitet zahlen, dann 
aber, dass sie grösseren Gewinn aus ihrer Beschäftigung als 
der Bauer aus seiner Feldarbeit ziehen. Darin ist auch der 
Grund zu suchen, dass in der späteren Entwickelung, während 
dieser in eine immer grössere Abhängigkeit vom Grund- 



*) H.(enricus) et H.(enricus) molendinarii, nobis (Episcopo Wla- 
dislavieosi) et nostris sucessoribus, singulis annisin festo beati Martini, 
persolvent unam marcam argenti usualis... Insuper iuxta formam pri- 
vilegii de constructione eiusdem molendini, inter nostrum prede- 
cessorem dominum Episoopum Wolimirum et milites heredes de 
Chalyn, hiniti et confecti: eisdem militibus.... LXa modios annone 
universe annuatim molere tenebuntur. (Bzyszcz.-Muczk. IL S. 98. 
99. CXIII. anno 1280). 

*) Sculteti tenebunt et possidebunt libera et soluta cum po- 
testate ipsam Scultetiam vendendi, donandi, possidendi et commu- 
tandi nostra tamen.... voluntate.... obtenta. (Rzyszcz.-Muczk. IIL 
S. 259. CXXl. anno 1359). 
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herrn verfällt und schliesslich an die Scholle gebunden 
wird, sie ihre Privilegien oft unverkümmert behalten und 
weiter nur zur Zinszahlung angehalten werden ^). Infolge 
einer besseren materiellen Lage nähern sie sich dem städ- 
tischen ßürgerstande und treten mit ihm in enge Be- 
ziehung, besitzen nicht selten Häuser und Plätze in Städ- 
ten und werden zu richtigen Bürgern, ja manchmal suchen 
sie Verbindungen mit dem Adel anzuknüpfen, oder gelan- 
gen durch Kriegsdienste zur Nobilitation. 

Der Kmete dagegen wird immer mehr herabgedrückt 
uad wenn er nicht die Möglichkeit hat, seine wachsenden 
Schulden zu bezahlen, gerät er in schwere Bande der Un- 
freiheit. Das Grundübel, das dazu führte, dass die bäuerli- 
chen Verhältnisse auf eine abschüssige Bahn kamen,, 
entstand schon in der ersten Periode der grösseren 
Verbreitung deutscher Colonien. Es sind die Fürsten 
daran Schuld , die durch zu zahlreich erteilte Privile- 
gien, auch Gründungen von Städten und Dörfern die 
Macht der Privaten, der Stände, des ritterlichen Adela 
befestigen. Damals haben noch keineswegs alle Grundher- 
ren eigene patrimoniale Gerichtsbarkeit. Zwar, durch die 
früheren Vergebungen der Monarchen erhielten ganze Sip- 
pen Immunitätsprivilegien und berufen sich die Angehöri- 
gen der adligen Wappen der Topor und StarykoA '^) im 
Jahre 1366 bei einem Processe ihrer Unterthanen mit der 
Stadt Lelow darauf, dass Niemand, kein Tribunal, kein 
Eichter, auch nicht der Monarch selbst ihre Dienstleute 
und Bauern richten darf, nur sie, die Herren und ihre Er- 
ben allein und der König erkennt die Ansprüche jener 
Sippen an. Doch ist seine Macht noch im Stande das An- 
sehen und die wirkliche Autorität einer allgemeinen Justiz. 
zu erhalten. Mit der Erlaubnis, neue Kolonien anzusiedeln,. 



^) Der Fall ist fast nur in Domänengütern zu beobachten. 
^) Lubomirski. Patrimoniale Jurisdiction. S. 9. 



— 64 — 

folgt regelmässig eine Erweiterung der an die Stände ge- 
machten Concessionen und aus diesem Grunde hat die Co- 
lonisation zur Stärkung des Einflusses der grundherrlichen 
Gewalt nicht wenig beigetragen. Das Locationsprivileg, 
sagt Professor Ulanowski, war eine Oession der monarchi- 
schen Gewalt zu Gunsten des Edelmannes, denn diese 
wurde von ihm im Bereiche seines Territoriums dargesteUt 
und ausgeübt und das polnische Dorf war gleichsam ein 
kleiner Staat im Staate, ein besonderer Organismus mit 
eigener Autonomie, Gerichtsbarkeit und später selbst mit 
einer besonderen Gesetzgebung, die vom Herrn oder von 
der Gemeinde ausgeübt wurde, so dass man in Polen im 
rechtlichen Sinne von keinem besonderen Bauernstande 
sprechen kann, wo die Kmeten eines jeden Dorfes beson- 
dere Gruppen bildeten, die \mter einander keinen Berüh- 
rungspunkt haben ^). Die Befreiung des Adels von der kö- 
niglichen Jurisdiction über Bauern mit der gleichzeitigen 
Gewährung von Freiheiten an das Bauernvolk, meint ein 
anderer Autor, ist als ein interessanter Vorgang zu be- 
zeichnen. Es hat den Anschein, als ob hier ein gegensei- 
tiger Dienstaustausch stattfinde. Das Volk unterstützt den 
Adel gegen den Monarchen und erzwingt für sich die Ge- 
währung ausgedehnter Privilegien^). Es scheint aber, dass 
hier das Umgekehrte vorgekommen ist. Der Monarch un- 
terstützt das Volk dadurch, dass er dem Adel Immunitä- 
ten gewährt. Wenn es auch auf den ersten Blick paradoxal 
aussieht, so ist es doch erklärlich, wenn man die Macht- 
stellung des Adels im Auge behält. Es ist kurz vor der 
Kasohauer Acte König Ludwigs, der polnischen goldenen 
Bulle, in der der Monarch die Besitzungen des Adels von 
allen darauf nach polnischem Rechte lastenden Pflichten 



^) ulanowski B. Wieä polska. Krakow. 1894. Das polnische 
Dorf. S. 7. 

^) Fürst Lubomirski. Über patrimoniale Jurisdiction. S. 15. 16. 
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befreit, mit Ausnahme von zwei Groschen, die von jedem 
Lane an den Schatz in „recognitionem dominii directi" zu 
zahlen sind und der Heeresfolge im Kriege. Kasimir der 
Grosse hatte nun entweder den Kampf mit dem Adel auf- 
zunehmen, oder er musste auf Kompromisswegen die bäuer- 
liche Freiheit zu schützen suchen. Es wurde ihm klar 
dass er keine allgemeine und freiheitsfördernde Rege- 
lung der unterthänigen Verhältnisse gegen den Willen 
der privilegirten Stände durchzuführen vermöge und er 
erweiterte die Imraunitätsconcession, um dadurch die Co- 
lonisirang Polens zu bewirken. Er hatte nicht die weitere 
Zukunft vorausgesehen; für ihn war es wichtig, dass die 
Gewährung von deutschem Rechte an städtische und Dorf- 
gemeinden, an und für sich, eine Wohlstand und Freiheit 
fördernde Massnahme sei. Sie wäre wirklich ein Grund- 
stein der Freiheit für das polnische Volk geworden, hätte 
sie staatlichen Schutz für sich und ein starkes Executions- 
recht gefunden. Sie enthielt aber die Gewährung von 
Privilegien an den Adel und aus dem Grunde brachte sie 
ein latentes Unheil init sich. Der Bauernkönig hatte also 
den Bauern eine zweifelhafte Wohlthat erwiesen; doch ist 
während seiner Regierung der Wohlstand der Bauern im 
allgemeinen als gut zu bezeichnen. Die geistlichen und 
adhgen Herren wetteiferten im Anlegen von neuen Colo- 
nien und mussten den ankommeoden Arbeitern günstige 
Vorschläge machen, um sie auf ihren Besitzungen zu er- 
halten. Die Conkurrenz zwingt den Grundherrn womö- 
glich annehmbare Bedingungen zu stellen, wodurch der 
andere Contrahent, die erste Zeit wenigstens, in glückli- 
chen Verhältnissen leben kann bis sich das Recht des 
Stärkeren geltend macht und der Herr aus willkürlicher 
Ermächtigung sein eigenes Werk, die Constitution der 
Gemeinde zerstört. Das allgemeine Recht hat unter Casi- 
mir wenig mit den Unterthanen zu thun. Wie er die ein- 
zelnen Regelungen dem guten Willen der Herren über- 

5 
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liess, ia der Hoffnung, das deutsche Recht werde vielleicht 
auf dauernde Zeic der unterthänigen Bevölkerung zum 
Schutze dienen, hat er nur einige Bestimmungen über die 
Bauern in seine Wislicer Gesetzgebung aufgenommen. Auch 
ist diese Gesetzgebung kein einheitliches Werk und kein 
von ihm allein erschaffenes. 

Die Wislicer Gesetzgebung, sagt Professor Piekosin- 
ski, bildet weder ein neues System der Gesetze, noch hat es 
das Gewohnheitsrecht in die Form eines geschriebenen 
gefasst. Unsere Forscher , führt er aus, stimmen darin 
überein, dass neben den geschriebenen Statuten die Lan- 
dessitte allgemein herrschte; ist dies aber der Fall, dann 
ist die Wislicer Gesetzgebung nur eine Oorrectur der gel- 
tenden Landessitte und zwar eine nach zwei Richtungen 
vorgenommene, nänilich um die zum Missbrauch ausgear- 
tete Sitte zu verbessern, dann aber, wie ich glaube, um 
die verschiedenen Bräuche, die in verschiedenen Teilen 
(Landschaften, „terrae") einer und derselben Provinz un- 
ähnliche Normen aufstellten ^) einheitlich zu gestalten. Was 
in diese Sammlung aufgenommen war und sich auf Kme 
ten bezieht, können wir mit kurzen Worten sagen. 

Von einer Jurisdictionsordnung des Königs über Bau- 
ern ist nie ausführlich die Rede. Was von den Sätzen 
des Statuts hervorgdhoben zu werden verdient, ist die auf 
Verpflichtung zu Kriegsdiensten lautende Bestimmung. Der 
Kmete und der Schulze, die sich zum Kriegsdienst stellen, 
haben noch Möglichkeit durch Auszeichnung bessere Re- 
chte zu erwerben und das Band, das sie mit dem Staate 
vereint, ist noch nicht gelöst. Für den Kopf eines Miles 
„e cmetone aut sculteto" ist ein Wehrgeld von 15 Mark 
Silber zu bezahlen, während sonst für einen getödteten 
Kmete n nur drei Mark zu entrichten waren. Ferner, und 



') Piekosiiüski. Uwaga nad ustawodawstwem wislicko-piotr- 
kowskiem. Krakow. Iö9l. Ueber die Wislicer Gesetzgebung. 
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dies ist wichtig, will der König, dass Erbschaften unge- 
schmälert den Kmeten zufallen; falls ein Unterthan keine 
direkte Nachkommenschaft hinterlässt, soll von der Erb- 
schaft anderthalb Mark für einen Kelch, der an die Paro- 
chialkirche zu geben ist, abgezogen werden, den Rest teilt 
unter sich die Familie des Verstorbenen. Der König bezeich- 
net hier die Sitte, dass der Grundherr ein solches Ver- 
mögen an sich reisst, als eine der Billigkeit widerstre- 
bende und absurde „vero contrariam et absurdam repu- 
tantes". Dieses G-esetz ist auch grundsätzlich für alle Zei- 
ten in Kraft geblieben. Wenn hier ein ausgesprochener 
Schutz dem Bauern gewährt ist, so sind die anderen Vor- 
schriften der Wislicer Gesetzgebung nicht immer für ihn 
günstig. Nur ein oder zwei Kmeten höchstens dürfen im 
Jahre da^ Dorf verlassen. Ausnahme davon bilden einige 
besondere Fälle, und zwar müssen die Bauern fortgehen, 
sobald der Herr einem kirchlichen Banne verfallt, bei Strafe 
der Verweigerung einer christlichen Bestattung. Sie können 
weggehen, wenn 1) der Herr sie durch eigne Schuld und in 
Folge von Excessen ihrer Güter beraubt ; 2) wenn er ein 
Bauemmädchen oder Frau vergewaltigt, schliesslich, 3) wenn 
sie angehalten werden für Schulden des Herrn einzustehen 
und ihre Güter verpfändet werden. Beim Verlassen seines 
Dorfes soll der Kmete Haus und Hof in gutem Zustande, 
den letzteren mit einem Zaum umgeben, dem Herrn über- 
geben „domo bona relicta et decenter septa". Er muss 
so lange Dienste und Abgaben leisten, als seine Frei- 
heit dauerte und einen leistungsfähigen Wirt an seiner 
Stelle finden, wenn er nach deutschem Rechte angesessen 
ist. Einen flüchtigen Bauern kann der Herr im Laufe ei- 
nes Jahres überall abfordern; thut er es später, so verliert 
er sein Recht. Der Bauer kann aber durch Zahlung von 
3 Mark (so viel als das Wehrgeld für seinen Kopf be- 
trägt) und eines vollen Jahreszinses dazu sich von der 

Verfolgung befreien. Die Bauernsöhne sind noch unbedingt 

5* 
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frei und von ihnen sagt das Statut nichts. Es bestimmt 
aber im "Weiteren Strafen auf alle Frevler, die das bäuer- 
liche Grut schädigen und sichert die Ordnung im Lande. 
Auch sollen die Soldaten bei ihren Vorbeimärschen keinen 
Schaden dem Kmeten anrichten und überhaupt nicht in 
adligen Dörfern konsistiren. 

Die Gesetzbestimmungen des Statutes überdauern nicht 
die entsprechenden ökonomischen und politischen Verhält- 
nisse des Landes. Jene Regelungen werden nicht aus- 
drücklich aufgehoben, wenn neue beschränkende Consti- 
tutionen sie nicht ersetzen, doch mit dem Umschwünge 
der öflfentlichen Stimmung, die den ökonomischen Verän- 
derungen folgte, werden sie nicht berücksichtigt. Es ge- 
schah das allmälig. Nicht nationale Gegensätze, auch 
nicht vorwiegend poUtische , sondern die wirtschaftli- 
chen Motive haben den Grundherrn dem Bauern feind- 
lich gegenüber gestellt. Wir müssen aber die deutsche 
Colonisatiön in Polen am Ende des Mittelalters als ein 
überaus glückliches und die wirtschaftliche Entwicke- 
lung förderndes Moment bezeichnen. Das wache Eechts- 
bewusstsein und die wirtschaftliche Tüchtigkeit der Co- 
lonisten bewirken überall einen Aufschwung des natio- 
nalen Reichtums und nichfc weniger die moralische Stär- 
kung des Bauernstandes. Die deutschrechtliche Gemeinde 
hebt die Bedeutung des bäuerlichen Elementes und stellte 
den Landarbeiter auf eine höhere sociale Stufe. In natio- 
naler Hinsicht bildet sie keine Gefahr und auf diesem Ge- 
biete war kein Kampf zu befürchten. Weit bedenklicher als 
die Tausende der einwandernden Kmeten waren die krie- 
gerischen Ordensritter, denen Herzog Conrad von Masovien 
zwei seiner Provinzen abgetreten hatte. Kommt es auch 
anfangs oft vor, dass der Grundherr sich nur durch einen 
Dolmetscher mit seinen Kmeten verständigen kann, so wird 
dieser eben dadurch, dass man seiner Nationalität keinen 
Zwang anthut, bald polonisirt. Die Einwirkung ein-ser frei- 
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heitlichen Gemeindeordnung ist aber eine so grosse, dass 
polnische Bauern überall ihre Herrschaften und die Für- 
sten um eine ähnliche Verfassung in ihren Dörfern er- 
suchen. Wir sehen sie im dreizehnten und vierzehnten 
Jahrhundert den Monarchen um Gewährung des „jus teu- 
tonicum" formlich bestürmen. Leszek, Herzog von Krakau 
und Sandomir erlässt ein Verbot, dass polnische Bauern 
in deutsche Gemeinden aufgenommen werden, da dann 
eine massenhafte Auswanderung aus polnischen Dörfern 
zu befürchten war. Doch Casimir der Grosse ertheilt öfters 
ohne die Grundherren zu befragen, seine Zustimmung zur 
Einführung des deutschen Rechtes und dieses verbreitet 
sich schnell durch das ganze Land und dringt in die neu 
eroberten reussischen Provinzen gleich nach ihrer Verei- 
nigung mit Polen, wo der freie Kmete an Stelle des 
zwangsweise dienenden Unterthanen er^scheint. 

Ueberall bedeutet es eine Selbständigkeit des Land- 
arbeiters und einen Fortschritt gegen die früheren Verhält- 
nisse. Hätte der polnische Adel im Kampfe gegen die Oli- 
garchie der kirchlichen und weltlichen Magnaten die Macht 
der Krone befestigt, hätte er nicht das Königtum selbst 
im weiteren Verlauf der Geschichte seiner bedeutendsten 
Rechte beraubt und die ganze Staatsregierung an sich ge- 
rissen, um sich eine ausschliesslich privilegirte Stellung 
zu verschaffen, so wäre der Fleiss des K»neten für Polen 
ein Grundstein wirklicher Grösse geworden. Denn so we- 
nig wir uns dem Wahn hingeben können , dass eine 
grosse Freiheit der Landarbeiter in Polen damals als 
diese Klasse fast überall in ganz Europa unter dem Drucke 
schwerer Lasten lebte, möglich gewesen wäre, können 
wir doch glauben, dass bei einer festen monarchischen 
Ordnung es nie zu einer solchen Abtödtung des Geistes und 
Abschwächung aller Energie, wie dies im achzenten Jahr- 
hundert im unterthänigen Volke Polens an den Tag tritt, 
kommen könnte. 
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Viele russische Schriftsteller sind voll Begeisterung 
für die altslavische Mirverfassung, wie sie noch heute, be- 
sonders im nördlichen ßussland» besteht. Wir wollen die- 
ser primitiven Organisation nicht die Bedeutung abspre- 
chen, die sie in wenig entwickelten Zuständen haben kann; 
sie kann sich aber nur bei mangelhafter Entwicklung des 
Selbständigkeitsgefühls in der arbeitenden Bevölkerung er- 
halten. Etwas anderes ist es, wenn sich Menschen aus ver- 
ständiger Einsicht, dass die Vereinigung ihrer Kräfte weit 
mehr zu erzielen erlaubt, als die Einzelnen durch geson- 
derte Initiative erreichen können, zusammenthun und or- 
ganisiren. Etwas anderes wieder, wenn eine solche Orga- 
nisation als primäre Erscheinung vorliegt und der fördern- 
den Initiative des Einzelnen, der Energie einer individuel- 
len Kraft einen trägen Socialismus der Masse entgegen- 
stellt. Es ist etwas ünbewusstes, etwas Fatalistisches, was 
im russischen Mir dominirt. Der Bauer bekommt sein 
Grundstück durch Verlosung, ist es gut oder schlecht, er 
muss es nehmen. Damit ist aber eine wirkliche und för- 
dernde Entwicklung seiner Eigenschaften beinahe unmö- 
glich, er ist und bleibt ewig ein Bauer und keine persön- 
liche Initiative wird sich eine bessere Zukunft zu erschaf- 
fen und zu erkämpfen suchen. Die altslavische Gemeinde 
ist ein lebensfähiges Gebilde in frühen Zeiten ihres Beste- 
hens, nach Jahrhunderten ist sie eine starre Ueberlieferung 
geworden und als solche kann sie nur da bestehen, wo 
die Entwicklung ökonomischer und politischer Zustände 
nur sehr langsam vor sich geht. 

Mit den Vergebungen von Gütern und Immunitäten 
an die Ritterschaft verschwindet allmählig jede Spur der 
alten autonomen Gemeinden in Polen. An ihre Stelle tritt 
die Verfassung, die ein jeder Herr seinen Unterthanen 
zu geben gesonnen ist, also schliesslich der Wille des 
Grundherrn. Mit der deutsch-rechtlichen Gemeinde aber 
kommt das Ferment eines neuen Lebens in die polnischen 
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Dörfer; sie wirkt regenerirend und ihr ist es zuzuschrei- 
ben, wenn sich die Freiheit des Bauern über 100 Jahr*e 
im Lande verbreitet und fast noch andere hundert Jahre 
bis in die Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts mit weni- 
gen Beschränkungen besteht, während im westlichen Eu- 
ropa in dieser Zeit der Zustand der Landarbeiter sicherlich 
en schümmerer war. 

Mit der Reaction kommt das polnische Recht, das 
Recht des „dominus" überall wieder zur Herrschaft. Wo 
aber, wie in den Staatsdomänen, die Lage der Bauern im 
Allgemeinen eine bessere war und einzelne ihnen erteilte Pri- 
vilegien ihnen erhalten blieben, da ist die Quelle dieser 
Freiheiten fast immer in der Zeit zu suchen, als das Lo- 
cationsprivileg einer neuen Ansiedlung ihre Selbstverwal- 
tungsrechte und den Besitz des Bodens auf dem die Nieder- 
lassungsrechte bestehen und den Besitz des Bodens auf dem 
die Niederlassung stattgefunden hat, sicherte. Es hatte aber 
das „jus teutonicum'' eine Schattenseite, die man nicht 
unberücksichtigt lassen kann. Es hat sich nicht vollständig 
eingebürgert oder vielmehr, wenn auch seine Geltung im 
Lande sich immer mehr ausbreitete, so blieb es doch auf 
den Bürger- und Bauernstand beschränkt und musste dem 
polnischen Rechte gegenüber doch immer ein Gegensatz 
bleiben. Wenn es in der Gemeinde selbst ein gutes und 
billiges Verhältnis zwischen dem Grundherrn und dem 
Kmeten förderte und die beiden Contrahenten einander 
näherte, so geschah es unter der Bedingung, dass die Rit- 
terschaft es nicht nur anerkannte, sondern befolgte. Nun 
aber war die polnische Gesetzgebung in allen Fällen, wo 
der Grundherr etwas zu seinem Vorteil deuten wollte, für 

• 

^hn eine günstigere, daher beruft er sich mit Vorliebe auf 
polnisches Recht. Aus demselben Grunde wird der Bauer, 
vor allem aber der Schulze, der im Recht bewandert ist, 
Schutz bei den deutschrechtlichen Magistraturen suchen 
und sich an die städtischen Tribunale anlehnen. Dadurch 
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entsteht eine Spaltung, die mit der Zeit auch eine politi- 
sche Bedeutung erhielt. Die Knieten unterstützen die Städte 
gegen den Adel und geben demselben oft Grund zu einem 
schroffen Vorgehen gegen ihre Privilegien. Die hussiti- 
sche Bewegung in Böhmen und Mähren und die Bauern- 
aufstände in Ungarn blieben nicht ohne Rückwirkung auf 
Polen. Die Geschichte führt uns Fälle von Unruhen und 
Wirren auf dem Lande an, die sich jedoch nie zu einer 
grösseren Bewegung entfaltet haben. 

Die Gemeinden deutschen Rechtes konnten keine 
stark organisirte Gemeinschaft bilden, um den Adel die 
Stime zu bieten; sie unterliegen und das Statut von Warn h 
(1423) „de sculteto inutili et rebelli" bedeutet den ersten 
Sieg der Bitterschaft, dem weitere folgen. Die SteDung 
des erblichen freien Schulzen ist durch dieses Statut er- 
schüttert, der Schirm der Kmeten fallt dem grundherrli- 
chen Willen zum Opfer *). Die meisten Scholtiseien wer- 
den aus den Händen ihrer Besitzer ausgekauft und solchen 
gegeben, die der Herr nach Belieben absetzen kann und 
die nicht „rebelles** werden können. 

Die Kluft zwischen Adel und Volk vergrössert sich 
mit der Verbreitung der humanistischen Bildung und der 
römischrechthchen Ideen, so wie der westlichen Oultur, 
die einen grossen Einfluss auf die ständischen Exclusivität 
ausübt. Die öffentliche Meinung hält dann ein Annähern 
des Edelmannes an den Bauern für etwas, was den erste- 
ren erniedrigt und selbst seine Rechte schädigt. Von ent- 
scheidender Bedeutung für das Loos der Kmeten sind aber 
die wirtschaftlichen Verhältnisse gewesen. Seit der Erwer- 
bung der reussischen Provinzen, die in die Zeit Casimirs 



*) Schon früher suchten sich die Grundherren gegen die an- 
wachsende Macht der Bauern dadurch zu schützen, dass sie keinem 
mit Rechten eines ,,Mi]es^^ privilegirten Schulzenstellen anzukau- 
fen erlaubten, — sondern nur Bauern, die weniger widerstandsfähig 
waren. 
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fällt, hat Polen das Bewasstsein seiner Mission, den Osten 
zu erobern und zu civilisiren. 

Die Zahl polnischer Ansiedler in Klein- und Rotruss- 
land mehrt sieh und diese erste Kolonisation erstreckt sich 
bis zum Bugflusse. Mit dem Aufblühen des Ackerbaues in 
diesen Provinzen erwächst aber eine wirtschaftliche und 
sociale Gefahr für die eigentlichen polnischen Landesteile. 
Der Bauer verlässt seine heimatliche Gegend und begiebt 
sich nach der Grenze, nach der ersten Ukraine. Ihn zieht 
die Versuchung einer grösseren Freiheit, einer leichteren 
Bereicherung, es bemächtigt sich seiner das Auswande- 
rungsiieber und die Emigration nimmt in rascher Ent- 
wicklung zu. Dadurch wurde ein starker Verlust von Ar- 
beitskräften in den westlichen Landen fühlbar, der ritter- 
liche Edelmann, welcher nicht mehr im rauhen Handwerk 
des Krieges allein seinen einzigen Lebenszweck erblickt 
und eine längere Friedenszeit gemessen kann, legt die 
Waffe in der Rüstkammer ab und widmet seine Aufmerk- 
samkeit dem Pfluge. Er sieht, wie Schweiss und Fleiss zu 
Gold wird, wie sich der Ertrag des Bodens durch inten- 
sive Bearbeitung vermehrt und wie die Werte der Güter 
schnell emporsteigen. Je mehr Gelegenheit sich bietet 
Reichtum zu erwerben, desto mehr begehrt er ihn. 

Mit der Erwerbung der preussischen Lande, die Po- 
len dem deutschen Orden abgewinnt, eröffnen sich seinem 
Handel wichtige Handelsplätze, besonders Danzig, da» 
eine centrale Marktstelle für seine Produkte wird. Schon in 
früherer Zeit verkaufte Polen seine Erzeugnisse nach Preu- 
ssen, jetzt aber wird durch Besitz der Meeresküste die Be- 
deutung des polnischen Handels eine weit grössere und 
fiir die Ordnung der socialen Verhältnisse im Lande von 
tiefgehender Wirkung. Das Jahr 1464, in welchem die 
preussischen Stände die polnische Hilfe gegen den Orden 
anrufen und eine aus Rittern und Bürgern zusammenge- 
setzte Gesandtschaft in Krakau erscheint, dann aber 12 
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Jahre später der Thorner Friede sind in der wirtschaftli- 
chen Geschichte Polens Momente von weitgehender Be- 
deutung. Für die eroberten Provinzen war ein Anschluss 
an Polen weit vortheilhafter als ein weiteres Verbleiben 
unter der Herrschaft des Ordens, die materielle Zukunft 
war für sie eine Bereicherung, da sie das Emporium eines 
grossen Landes oder wenigstens seiner am meisten civili- 
sirten Provinzen werden sollten. Die politische und natio- 
nale Seite gab zu keinem Besorgnissen Anlass, da der pol- 
nische Monarch ihre alten Einrichtungen, Sitten und Privi- 
legien bereitwillig bestätigte; waren ja damals die meisten 
Städte Polens von deutschen Bürgern bewohnt, blühend 
und frei. Die Rückwirkung eines Aufschwunges des Han- 
dels überhaupt und des Getreidehandels im besonderen 
auf die wirtschaftlichen Zustände hatte in erster Linie 
eine Vermehrung des angebauten Ackerbodens, damit aber 
gleichzeitig eine Vermehrung der auf die Landarbeiter ge- 
legten Lasten zur Folge. 

Die Ritterschaft wird in dieser Periode zu einer adli- 
gen Klasse von Grundbesitzern, die Grund herren zu Guts- 
herren. Jetzt ist aber die Freiheit der mit deutschem Re- 
chte privilegirten Gemeinden ein Dorn* im Auge dieser 
Gutsherren geworden. Um produciren zu können, müssen 
sie Arbeit um jeden Preis zur Verfügung haben, die Un- 
terthanen aber wehren sich, auf ihre Rechte verweisend, 
gegen eine willkürliche Auflegung neuer Schuldigkeit. Da 
schreitet der Gutsbesitzer rücksichtslos gegen die Consti- 
tution vor und hebt das Privileg auf. Der Adel ist schon 
zu solcher Machtfülle gelangt, dass ihm die Krone keine 
Beschränkung, noch weniger ein Verbot auflegen kann. Er 
übt auf seinen Dörfern eine absolute Gewalt und hält sich 
durch keine kontraktmässigen Pflichten dem Bauern ge- 
genüber für gebunden. Seit dem fünfzehnten Jahrhundert 
hören wir von zahlreichen Fällen, wo es heisst, der Herr 
habe das teutonische Recht aufgehoben „dominus levavit 
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justheutonicum" ^), was oft auf gewaltmässigem Wege voll- 
bracht wurde. Es fängt nun für den polnischen Bauern 
eine schwere Zeit an, in der die Unterschiede besserer Be- 
sitzrechte verloren gehen und an ihrer Statt allgemeine 
Verknechtung der Unterthanen auf adligen Gütern entsteht. 
Dieser Process, der nicht plötzlich und nicht durch eine 
allgemeine Bestimmung entschieden wird, zieht sich in 
die Länge und erfolgt in einer ganzen Reihe von Beschränkun- 
gen, welche die bäuerliche Freiheit allmälig mindern. Nur 
ein Teil jener Beschränkungen findet in den Constitutio- 
nen der Reichstage Ausdruck. Das Weitere übernahmen 
die Regelungen einzelner Landtage und im grösseren 
Masse noch die private Initiative. Diese letztere ist in den 
bauernfeindlichen Bestimmungen den Gesetzen vorange- 
schritten und wir sehen, dass Frohndienste und andere 
Belastungen zuerst in einigen Landesteilen den Kmeten 
aufgebürdet werden. Es sind hauptsächlich drei Catego- 
rien von Beschränkungen zu unterscheiden. In erster Reihe 
bestrebt man sich, den Bauern an die Scholle zu binden, 
dann wird ihm der Gerichtsstand entzogen, schliesslich die 
Zahl der schuldigen Dienste vermehrt. 



') S. Lubomirski. Patrim. jurisd. S. 48. 
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CAPITEL V. 

Fortschreitende Beschränkung der bäuerlichen 
Freiheiten. Gerichtsbarkeit in den Domänen. 



Erschwerung der Freizügigkeit. — Flüchtige Bauern und das Statut 
J. Albrechts. — Die Strenge der Albertinischen Gesetzgebung wird 
nach dem Tode dieses Monarchen nur wenig gemildert. — Die Con- 
stitution Sigismund I. von 1511. — Die Constitution von 1532. — 
Gesetze über Bauern, die sich in die Städte begeben. — Erschwe- 
rung des freien Aufenthaltes in den Städten. — Zeugnisszwang. ~ 
Verbot der Auswanderung aus dem Lande. — Bestimmungen über 
die Bettler und Vagabunden. — Verweigerung des Gerichtstandes 
und des Klagerechtes der Bauern. — Das Statut von Wislica. — 
Jagellos Mahnbrief an die Beamten. — Statut Alexanders. - Statut 
Johann Albrechts. — Das Privileg von Mielnik. 1501. — Sigismund I. 
Verweigerung des Salvus conductus der Privat- ünterthanen. — Si- 
gismund IL — Jurisdiction in den Domänen, — Die Referendare 
seit 1507. — Assessoren-Tribunal. — Feststellung der Competenz 
des Assessoren-Tribunals seit 1680. — Besonderes Referendargericht 
seit Sigismund III. — Lustrationen der Domänen: — Seltenheit d»'P 
Revisionen. — Frohaarbeit. — Frohnzwangs-Einführung durch diö 
Gesetze von Thorn und Bromberg 1519—20. — Die Confoederation 
der Dissidenten von 1573 bestimmt, dass der Gutsherr alle Rechte 

über seine ünterthanen besitzt. 

Wie wir wissen, hat schon Casimir der Grosse die 
Freizügigkeit des Bauern durch sein Statut erschwert. La- 
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dislaus Jagello wiederholt mit wenigen Unterschieden die 
Bestimmungen Casimirs. Es ist da nur gesagt, dass wenn ein 
Kmete seine Stelle verlässt, ohne dass der Herr daran 
Schuld trage, man ihn bis viermal im „Judicium bannitum", 
d. h. also während vier Jahren rufen soll und wenn er 
dann noch nicht wiederkehrt, kann erst der Herr die 
Stelle einem anderen geben *). Doch erschienen diese Vor- 
schriften den späteren Generationen zu freiheitlich. 

Die Bauern flüchten und verlassen die Dörfer, um 
nach dem Eldorado des östlichen Landes zu gehen. Sie 
ihun das, weil ihr Herr sie bedrückt und ausbeutet, oder 
weil sie sich vor dem Arm der Gerechtigkeit furchten; sie 
thun es aus Angst oder aus Uebermut, in Friedenszeiten, 
um ihr Los zu verbessern, noch eher aber, wenn ein Krieg 
im Lande wütet, der unsägliches Elend und Verwüstung 
mit sich in die Dörfer Polens bringt. Die Landstreicherei 
vermehrt sich in erschreckender Weise, eine elende Land- 
streicherei von Bettlern, von denen das Statut Johann Al- 
brechts sagt: „Item cum viderentur,... mendicantes laici et 
foeminae in tanta multitudine esse : ut dari non possit Regnum, 
(iudicio eorum, qui multas orbis partes peragrarunt) fre- 
quentiam continens mendicantium tantam**... ^) und von ent- 
laufenen Bauern, die sich oft in räuberische Banden zu- 
sammenthun und das Land beunruhigen „sie quoque, fu- 
rantur, praedantur, et in moribus depravantur" ^). Schon Ca- 
sim,ir der Jagellone beschliesst, dass alle Tenutarii der kö- 
niglichen Güter, die Bürger in den Städten, der landsäs- 
sige Adel und die geistlichen Herren auf Ersuchen der 
Gutsherren ihre flüchtigen Bauern auszuliefern verpflichtet 
sind und dies nach den Regeln des polnischen Landrech- 
tes, wobei die Widerstrebenden mit 6 Mark Silber bestraft 



*) lagello. Cracoviae 1423. Herburt. S. 252. 

2) Herburt. Seite 277. a. 1496. 

») Johann Albrecht, Petrikau. 1496. Ebenda. S. 256. 
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werden, wovon die Hälfte der Kläger, die andere das G-e- 
rioht erhält. Die Actio wegen entlaufener Dnterthanen „pro 
Kmethonibus fngitivis" ist vor dem Grodgerichte der Sta- 
rostei zu führen ^). Streng und ungünstig für die Unter- 
thanen lauten die Statute Johann Albrechts. Nur ein Kmete 
kann im Jahre das Dorf freiwillig verlassen, nur ein Kme- 
tensohn darf sich einen freien Beruf, sei es ein höheres 
Studium oder ein Handwerk auswählen. Alle anderen blei- 
ben auf dem väterlichen Erbe an die Scholle gebunden 
und auch dieser eine muss, wenn er sich anderswohin 
begiebt, ein Zeugnis vom Herrn bekommen „litteras testi- 
moniales", dass er gleichsam als freigelassen „tamquam 
emancipatus'' weggeht. Wer gegen diese Vorschriften han- 
delt und aus dem Gute entweicht, soll ohne Processfüh- 
rung „sine juris strepitu" mit einer Strafe von 14 Mark 
belegt werden, wobei nach Bezahlung der Summe die 
Verpflichtung der Auslieferung nicht erlischt. Dann soll 
aber der freie Abgang nicht verweigert werden unter Stra- 
fen, die nach den althergebrachten Gewohnheiten in jeder 
„terra" dafür bestimmt sind „...poena... quae antiquitus... de- 
cerni consuevit" ^). Ein Kmete aber, der seine Herrschaft 
auf unerlaubte Art verlässt, soll von königlichen Beamten 
aus Städten und Domänengütern von jedem Gutsbesitzer 
aus seiner Herrschaft ausgeliefert werden nach Vorschrif- 
ten des polnischen Rechtes, da ein Gerichtsverfahren mit 
der Forderung der Auslieferung verbunden ist. Dieses ge- 
schieht an Ort und Stelle, wo sich der entlaufene Bauer 
befindet. Wird ein Adliger aus diesem Grunde citirt, so muss 
er, welches Amt und Stellung er auch immer bekleidet, im 
ersten peremptorischen Termine erscheinen. Nur eine wir- 
kliche Unmöglichkeit eine „infirmitas vera**, wird berück- 
sichtigt, dann muss aber jemand im Namen des Gerufenen 



1) Casimir. 1451 in Nova civitate, S. Herburt. S. 258. 

2) Albert Petrikau. 1496. Ebenda, ö. 255. 
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das Gericht um Aufschub „dilatio" bitten. Selbst der kö- 
nigliche Starost unterliegt diesem Zwange. Der überführte 
Schuldige soll die gesetzliche Strafe bezahlen, oder einen 
Bürgen stellen. Bis dabin darf er nicht den Ort des Gerich- 
tes verlassen. Thut er dies, ohne Satisfaction geleistet zu 
haben, so unterliegt er einer „poena major" von 14 Mark 
und das königliche Gericht gibt ihm bei Zahlung dieser 
Strafe auf. Ausserdem muss er den Kmeten ausliefern *). Der 
König motivirt sein Statut durch zwei Gründe, die grosse 
Licenz und Sittenlosigkeit der Bauern einerseits und den 
Mangel an Arbeitshänden in den Gütern „proridentes li- 
cenciositati tarn adolescentum plebejorum quam desertioni 
bonorum**. Was die Processführung anbetrifft, so will die 
Constitution von 1496, dass Sachen, bei denen es sich um 
Flüchtlinge handelt, nicht vor Grod-, sondern vor Landge- 
richte kommen, wo sie im ersten Termin peremptorisch, unge- 
achtet der Nichtanwesenheit des Richters, des Unterrich- 
ters und anderer Beisitzer, wenn nur der Gerichtsschreiber 
und die Kämmerer „notarius et camerarii'* da sind, ver- 
handelt sein sollen. (Zwei Wochen vor der Cadenz des 
Landgerichtes müssen überall, die Wojewodschaften Ma- 
soviens ausgenommen, die Processe wegen Einlösung der 
Güter und wegen entlaufener Unterthanen verhandelt wer- 
den, was bei uns Niederlegung der Bücher oder „positio 
actorum terrestrium" genannt wird '^). Letztere Bestimmung 
erweitert König Alexander aucji auf geistliche Gutsbesi- 
tzer (1506). 

Die Strenge der Albertini'schen Gesetzgebung sollte 
durch spätere Aenderungen ein wenig gemildert werden. 
Schon der erste nach dem Tode dieses Monarchen abge- 
haltene Reichstag wiederholte die Erlaubnis für solche, die 



') Stat. Joh. Albert 1496. 

^) Th. V. Ostrowski. Oivilrecht der Pohlnischen Nation. II. TeiL 
Leipzig 1802. S. 95. 



— 80 - 

sich den Studien widmen, oder ein Handwerk erlernen 
wollen, sich in die Lehre zu begeben, wobei nicht gesagt 
wird, dass nur ein einziger Kmetensohn gegen den Willen 
seines Herrn weggehen dürfte ; freilich ist hier nur von 
Studien und Handwerk die Rede nicht im Allgemeinen 
von servitia, wie im früheren Statute *). Eben dasselbe 
wird in der Constitution von 1603 ausgedrückt. Kmeten- 
söhne sollen ungehindert freigelassen werden, wenn sie 
eine höhere Bildung anstreben; dann aber müssen sie vor 
ihrem zwölften Lebensjahre das Elternhaus verlassen, oder 
wenn sie Handwerker sein wollen, in welchem Falle das 
Alter kein Hindernis bildet. Jedenfalls sollen sie ein Zeu- 
gniss vom Herrn erlangen „dominis suis requisitis". 

Das Albertini'sche Statut musste wirklich drückend 
und unbillig selbst den Staatsmännern jener Zeit erschei- 
nen, da es im Jahre 1611 durch eine Constitution Sigis- 
mundL aufgehoben wird. Dieser König hat zwar die genann- 
ten Bestimmungen im Jahre 1610 korroborirt und früher 
noch im Jahre 160 f sie auf die russischen Provinzen nach 
Ansuchen des dortigen Adels erweitert „ad supplicationem 
terrarum russiae", doch scheint er auf Fürsprechen einiger 
seiner Eäthe, der geistlichen vermutlich, anderer Meinung 
geworden zu sein. In seiner Constitution sagt er nämlich, 
dass er das Statut Johann Albrechts über die Kmeten- 
söhne, die ohne die Erlaubniss ihrer Herren aus den Dör- 
fern nicht gehen dürfen, ^us gerechter Ursache und nach 
seinem und seiner ß>äte Willen, da einigen von ihnen die- 
ses Statut unbillig und der allgemeinen Freiheit widerstre- 
bend zu sein schien, bis zum nächsten Reichstag aufhebt. 
Nun ist auf diesem Reichstage keine Widerinkraftsetzung 
des Statuts erfolgt. Professor Bobrzynski meint, dass die 
„libertas communis** hier so viel als Interesse der Stände 
heissen soll und dass die Räte König Sigismunds .das Sta- 
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tut von 1496 noch für zu liberal hielten ^). loh glaube 
Dicht, dass man diese Tendenz dem königlichen Willen 
zuschreiben kann und zwar aus dem Grunde, weil Johann 
Albrecht in der Beschränkung der bäuerlichen Freizügig- 
keit so weit gegangen war, dass hier nur eins zu thun 
übrig bheb, d. i. jedem Kmetensohne absolut zu verbieten, 
ohne direkte Erlaubnis seines Herrn irgend wohin auszu- 
wandern. Obgleich nun dies mit der Zeit als aUgemeine 
Oewohnheit wurde, so ist keine Constitution je erlassen 
worden die das ausdrücklich vorgeschrieben hätte. Wir sehen 
aber, dass Sigismund in gleicher Zeit mit der obigen Be- 
stimmung eine zweite, die über Ehen zwischen besitzen- 
den und besitzlosen Unterthanen statuirt, ergehen lässt, 
wo er ausdrücklich sagt, dass die nichtbesitzenden in den 
TJnterthänigkeitsverband der Besitzenden kommen, dass 
aber die Ehfu frei und ungehindert abgeschlossen werden 
aollen ^). Die Betonung der Freiheit ist auch gewiss in den 
Worten „libertas communis« zu finden. Der König will 
eine „moderatio**, also Aenderung, aber auch Milderung 
des alten Statuts. Dieses betrachtete er und seine Räte als 
„parum aequum** und hebt es „ex juxta causa'' auf. Es 
scheint, als ob er sich durch Anführen aller dieser Moti- 
ve vor dem ständischen Egoismus des Adels hätte recht- 
fertigen wollen. Hätte er im Q-egenteil eine Verschärfung 
des Statutes geplant, vor wem brauchte er sich dann zu 
fürchten? Es wären dann wohl andere Worte in der Arringe 
seiner Constitution, wie solche Johann Albrecht z. B. ge- 
braucht, als wie Schurkerei, verdorbene Sitten und Unwille 



') Professor BobrzyAski. Karta z dziejöw ludu wiejskiego 
w Polsce. Eine Karte aus der Geschichte der polnischen Bauern. Im 
Jahrbuche der Krakauer Akademie der Wissenschaften für 1891/2. 
Krakau. 1892. Seite 163. 

'^ De filiabus vero eorundem Kmethonum, seu colonorum, 
propter Matrimonia (que libera esse volumus...) Sigismundus. Bydgo- 
stias. 1511. Herburt. S. 257. 
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zam Arbeiten weit eher als die Moderatio angebracht ge- 
wesen. Ein nicht unwichtiger Grund dafür, dass die Consti- 
tution von 1611 nicht beschränkend war, ist, dass in letzterem 
Falle eine neue Bestimmung hätte aufgenommen werden müs- 
sen. Hier haben wir aber nur eine Aufhebung des Bestehen- 
den. Was tritt dann an die Stelle des Statutes Alberti? 
Entweder die früheren Gesetze Casimirs, oder die Landes- 
sitte. Beides dürfte aber für den Bauern günstiger sein als 
die Constitution von 1496. Die Constitution von 1511 ist 
also eine freiheitliche Massregel, eine recht unbedeutende, 
ßiber doch eine solche. Dagegen lässt Sigismund strenge gegen 
flüchtige Bauern verfahren. Als im Jahre 1620 in Preussen 
der Krieg mit dem Markgrafen Albrecht von Brandenburg 
entbrannte, erlaubte der König die Auslieferung von Bauern^ 
die ihre Stellen wegen Unglück, in das sie der Krieg gestürzt 
hat, „ob praesentis belli inflictam sibi calamitatem^ vt- rlassen^ 
überall ohne Prooessfiihrung zu verlangen *). Geht aber die 
Sache vor das Grodgericht, so wird sie ohne Appellation 
entschieden. Diese strengere Constitution mildert der Kö- 
nig dadurch, dass er ihr nur auf die Dauer eines Jahres 
Kraft verleiht. Die Processe wegen fremder Unterthanen sol- 
len nach der Verordnung von 1B30 nicht in den Gütern 
selbst, sondern vor dem Grod- oder Landgericht geführt 
werden und sollen die Gerichtsdiener aber auch jeder 
Adlige auf seiner Herrschaft nach dem schon früher übli- 
chen Brauch solche Unterthanen verhaften. 

König Sigismund wiederholt noch ausdrücklicher im 
Jahre 1682, dass den Starosten und ihren Amtsleuten 
ebenso wie den Magistraten der Städte die Pflicht obliegt, 
Unterthanen, seien es Kmeten, Gärtner oder Sonstige, 
auch Kmetensöhne, welche ohne Erlaub niss und Wissen 
ihrer Herren in andere Provinzen flüchten, festzunehmen 
und zu Zwangsarbeiten so lange anzuhalten, bis sie ihre 

') Bydgostiae. 15:20. Herburt. S. 251). 
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Herrschaft reklamirt, in welchem Falle dann nach Iden- 
titätsfeststellung der Unterthanen dieselben gegen eine 
Vergütung von 12 Groschen Unkesten unbedingt ausgelie- 
fert werden müssen. In der Vorrede dieser Constitution ist es 
betont, dass diese Massregel, um den Mangel an Arbeits- 
leuten vorzubeugen, getroffen sei. „Consulentes commodi- 
tati rei communis domesticae Regni nostri, (quae plerunque 
fugitivorum colonoram, seu kmethonum, vel filiorum eorum 
maUtia, ita defraudatur : ut multi subditorum nostrorum, ex 
defeotu laborantium, et servitiorum, in laboribus necessariis 
negligantur) Statuimus et decernimus .... etc." ^). Dem 
Bauern wird also förmlich nachgejagt, überall, wohin er 
kommt, kann er ohne weiteres angehalten und zu schwe- 
rer Arbeit gebraucht werden, bis ihn sein eigener Herr 
findet und zurückfordert. Hätte diese Bestimmung eine 
strenge Handhabung erfahren, so dürften die Unterthanen 
kaum gesonnen sein, öinen Fluchtversuch zu unternehmen. 
Es war aber anders. Wie einerseits der Verlust der arbeits- 
pflichtigen Leute für den Gutsbesitzer empfindlich war, so 
ist für seinen Nachbar und noch mehr für den in weniger 
bevölkertem Lande wohnenden Edelmann der Zudrang 
fremder Unterthanen auf sein Gut ein reiner Gewinn und 
es steht in seinem Interesse, sie zu beschützen und sie gut 
zu behandeln. Die königliche Verordnung mochte wenig 
befolgt sein, schliesslich lässt sie Sigismund wieder fallen 
und erklärt im Jahre 1638, dass die Statuten vom Arreti- 
ren der Bauern in Zukunft Niemanden mehr binden soll, 
an ihre Stelle treten die früheren Bestimmungen, d. h. 
dass es jeder Herrschaft freisteht, ihre Unterthanen von 
einem Anderen auf dem Gerichtswege zurückzufordern 
„jure mediante«. 

Gleichzeitig mit den aufgezählten Beschränkungen sind 
solche, welche sich auf das Begeben der Bauern in die 



»") Sigismundus. Cracoviae. 1532. Herburt. S. 257. 

6* 



— 84 -> 

Städte beziehen, erlassen worden. Schon im Statut Oasi- 
mir des Jagellonen ist die Bede davon, dass auch Bürger 
der Städte zur Zurüokerstattung der entlaufenen Kmeten 
an ihre Herren gehalten werden. Johann Albreoht befiehlt 
dasselbe seinen Burggrabiis, er sagt in seinem Statute, dass 
Leuten, die nicht domilicirt sind und sich auf wöchentli- 
che Dienste vermieten , unvorsiohtigerweise in Städten 
Schutz und Unterkunft gegeben wird. Man beachtet we- 
nig, was für Beschäfcigungen eigentlich diese Leute nach- 
gehen. Sie werden aber einmjJ durch Diebstähle, ein an- 
deres Mal wieder auf andere Art zu Gelde zu kommen 
suchen. Wenn die Erntezeit eintritt und die Arbeitspreise 
steigen, wollen sie sich dann gegen möglichst hohen Lohn 
zur Arbeit in den Dörfern verdingen „in villis messis tem- 
pore salariet exigentes gravia". 

Daher erlässt der König ein Verbot, solche in die 
Städte aufzunehmen, die keine Abgangszeugnisse von ih- 
ren Herren besitzen, auch diejenigen, die sich nicht auf 
die Dauer eines Jahres in Dienste stellen mit Ausnahme 
solcher, die ein Handwerk betreiben oder irgend eine Be- 
schäftigung, ähnlich den, welche den Städtern zum Le- 
bensunterhalt dienen, ausüben. Solche können als Inquilini 
selbst auf kurze Zeit in Dienste bei Bürgern treten. Die 
Luft der Städte macht frei, sagt ein deutsches Spriichwort 
und in Deutschland ist die Stadt oft ein sicherer Hort für 
den Bauern, der vor der Verfolgung seines Herrn flüchtete, 
geworden. Dasselbe würde sicherlich auch in Polen der 
Fall gewesen sein, hätte sich der Einfiuss der Städte über 
das 15 Jahrhundert erhalten. Sie sind aber den landsässi- 
gen Adel gegenüber machtlos geworden und die Batsher- 
ren können die Auslieferung eines Unterthanen dem da- 
rauf bestehenden Adeligen nicht verweigern. Es müssen 
aber Fälle vorgekommen sein, wo die Städte es versucht 
haben, die zugelaufenen Kmeten aufzuhalten. Zwei Consti- 
tutionen von Sigismund, die von 1605 und von 1510, wel- 
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che die Auslieferang der Bauern den Städten anbefehlen^ 
haben als Motiv die Eintracht und das gute Einverneh- 
men zwischen den Ständen „ut concordia inter omnes pas- 
sim conserveto^. Nur die ohne Schädigung fremder Inte-^ 
ressen in den Städten wohnenden Inquilini können gelit- 
ten werden. Im Jahre 1619 bestimmt schliesslich der Kö- 
nig, dass alle Bauern ohne Beschäftigung, die in die Stadt 
kommen, im Laufe von drei Tagen entweder einen Dienst 
finden, oder ein Handwerk ergreifen müssen, widrigenfalls 
sie von der Polizei „officium civile" verhaftet, in Ketten 
gelegt und zu städtischen oder Festungsarbeiten verwen- 
det werden sollen. Dasselbe konnte, wie wir es gesehen 
haben, ein jeder Gutsherr auf seinem Gute thun, bis die 
Constitution von 1638 dieses Becht aufgehoben hat. — 
Soweit von flüchtigen Unterthanen. 

Nicht nur solche, sondern die Bauern im Allgemei- 
nen durften nicht ausserhalb der Landesgrenzen auf Ver- 
dienste gehen. Solche protektionistische Verordnungen fin- 
den wir schon im Albertinischen Statut. Der König erlaubt 
nicht, dass arbeitsuchende Leute zur Erntezeit nach Schle- 
sien und Preussen auswandern und sollen die Starosten, 
die königlichen Gutspächter, sowie auch jeder Gutsbesi- 
tzer jene Leute anhalten und sie zu Arbeiten im Lande 
verwenden. Noch ausdrücklicher erklärt die Constitution 
von 1601, dass die Kustici überhaupt Polen nicht verlas- 
sen können um Arbeit in den Nachbarstaaten zu suchen, 
da dies diesen fremden Staaten zu Gute komme „juvendis 
aliarum provinoiarum laboribus'* und der Starost, wie auch 
jeder Gutsbesitzer dürfen sie daran verhindern und nach 
Bedarf bis zu einem Monate auf ihren Gütern arbeiten 
lassen, dann aber an die Heimatsorte „ad propria*^ zurück- 
stellen. Sigismund hat im Statut von 1638 den Befehl an 
die Grenzstarosten, keinen Bauern die Grenze passieren zu 
lassen, aufrecht erhalten. 

Was endlich den verarmten und dienstunfähigen TJn- 
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terthanen betrifft, so gilt hier das vielerwähnte Statut Jo* 
hann Albrechts, welches im Paragraphen ,,de mendiois^ 
über Bettler bestimmt, dass die Magistrate in der Stadt, 
der Gutsbesitzer oder der Pfarrer auf dem Lande, solchen. 
Leuten ein besonderes Abzeichen geben sollen, damit diese 
berechtigt werden, unbehelligt von Almosen zu leben. Alle, 
die ohne solche Abzeichen betroffen werden, sollen verhaf- 
tet und zu Zwangsdiensten oder zur Arbeit an den Grenz- 
festungen im Osten „pro laboribus castrorum turcis et tar- 
taris commetaneorum^ verwendet werden. Um im Lande 
frei umherzugehen und von der Barmherzigkeit zu leben, 
müssen die Bettler ein schrifdiches Zeugniss der Domi- 
nialherrschaft erhalten: 

In gleicher Weise mit der Einschränkung der Freizügig- 
keit wird das Klagerecht dem Bauern erschwert und endgültig 
verweigert. Eine ausgesprochene Regelung der bäuerlichen 
ßeohte, was den Gerichtsstand betraf, gab es nicht. Keine 
gesetzlichen ]Normen waren da und es ist mehr die Ge- 
wohnheit, die hier den Ausschlag gab. Der Monarch hatte 
wohl da, wo die Privilegien der Kmeten bestritten wer- 
den und ihnen von Seiten der Gutsherrschaft Unrecht wi- 
derfahrt, die Befugnis, einzuschreiten, wenn man ihn um 
Schutz bat. Sein oberster Gerichtshof und die Landesge- 
riohte nehmen die Klagen der Bauern an, und die mut- 
willigen Edelleute werden vor sie citirt. In einzelnen Lan- 
desteilen haben diese Gerichte selbst besondere Tagungen, 
die sogenannten „termini kmethonales^, wo die bäuerlichen 
Angelegenheiten verhandelt werden. Die Gewährung des 
deutschen Rechtes im Locationsprivileg implicirt die pa- 
trimoniale gutsherrliche Jurisdiction. Doch soll der Guts- 
herr dieses Recht anerkennen und in der bevorzugten 
Stellung des Schulzen liegt für die Kmeten eine Garantie, 
dass ihnen zugewährte Freiheiten nicht verkürzt werden. Kö- 
nig Casimir bestimmt in seinem WisUcer Statut, dass, wenn 
in einem Dorfe, wo das teutonische Recht galt, diesem zu- 
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widergehandelt wurde, man sich nicht mehr desselben be* 
dienen darf. Er will, dass die Processe wegen Verbrechen 
nach dem Rechte, welches im Dorfe üblich ist, eingeleitet 
und auch zu Ende geführt werden „Quapropter volumus: 
quod si crimen est commissum: illo Iure, quo villa eadem 
usa fuerit, illud tenebitur iudicare simul et terminare^ ^). 

Casimir führt als G-rund dieses Gresetzes an, dass es 
viele Bitter gibt, denen das deutsche Kecht in ihren 
Dörfern von ihm oder seinen Vorgängern bewiUigt wurde 
and die es doch nicht beachten und lieber die Vor- 
schriften des polnischen befolgen. Die Arrioge lautet hier : 
Dass nach den Decreten der Kirchenväter das Gesetz 
jene, welche die ihnen verliehene Macht nicht gebrauchen, 
die Autorität des Privilegs verlieren lässt. 

"Was kam nun, falls der Edelman die Vorschriften 
des ;,jus teutonicum" nicht befolgte? 

Der Kmete fühlte sich gleichsam seines ihm schuldi- 
gen Gehorsams entbunden und suchte Schutz beim Monar- 
chen. Die Worte des Bauernkönigs, die er an die ihn um 
J3ülfe flehenden Kmeten gerichtet haben soll: „desuntne 
^obis sambuci et Alices quibus eos uloiscamini^ ^) klingen 
wenig glaubhaft. Casimir ist zwar nicht im Stande, das 
unterthänige Volk unmittelbar unter seinen Schutz zu neh- 
men, zu mächtig aber, um eine schroffe Rechtsverletzung 
unbestraft zu lassen. Er, der einen widerspänstigen Woye- 
woden zum Hungertode verurteilt und einen trotzigen 
Edelmann, der die Bauern schindete, mit strenger Strafe 
belegt, konnte nicht; als einzigen Weg zur Gerechtigkeit 
und Genugthuung den Bauern eine gewaltsame Selbsthilfe, 
ein Lynchgesetz bezeichnen. Der König beschirmt also die 
Kmeten und erhört ihre Klagen. Inwieweit dies eine Folge 
berechtigter Ansprüche ist und nicht vielmehr als Gnaden- 

') Kazimirus Magaus. Visliciae. 1368. Herburt. S. 250. 
^) Warsevicius Chr. De optimo statu libertatis, Libri duo. 
Oracovrae. M. D. XCVIII. S. 120. 
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akt anzusehen ist, schwer beurtheilt werden. Die deutsch^ 
rechtliche Gemeinde hat den Bauernstand in socialer Hin- 
sicht merklich gehoben und so lange das Wohlwollen der 
Stände dem Kmeten gegenüber ungemindert besteht, ist 
die königliche Fürsorge fühlbarer. Als oberste ordnung- 
haltende Gewalt mischt sich die Krone in die Angelegen- 
heiten der Gutsherren und ihrer Unterthanen. Als aber 
die Stimmung umgeschlagen hat, sieht man, dass die Be» 
strebungen, dem Bauern gegen seine Herrschaft beizuste- 
hen, immer seltener werden. Der König beweist den Kme- 
ten, dass sie unter das Forum der gutsherrlichen Justiz 
gehören. Es folgb überhaupt eine grosse Verwirrung in 
jener Zeit, wo zwei verschiedenartige Rechte im Lande 
gelten, während die noch nicht bezwungene monarchische 
Gewalt mit dem immer stärker werdenden ständischen 
Willen einen lange dauernden Kampf führt. Der König 
verspricht ein einheitliches Recht für alle Landesteile zur 
Geltung zu bringen und doch bleibt die Consuetudo wie 
in vielen anderen Sachen, so auch in der Regelung der 
bäuerlichen Angelegenheiten stärker als das Gesetz. 

Wir sehen, dass Unterthanen des Erzbischofs von 
Gnesen vor ein königliches Gericht vorgeladen werden und 
Ladislaus Jagello richtet ein Schreiben an Beamte von 
Kaiisch, den Palatin ebensowohl wie an die Starosten und 
Landrichter, in dem er sie mahnt, keinen solchen Process 
anzunehmen, da niemand als der Erzbischof allein die Ju- 
risdiction über seine Leute besitzt. Der Monarch erinnert 
also seine Beamten an ein bestehendes Privileg und dies 
ist für die Zeit bezeichnend. Der Erzbischof, Primas und 
erster Würdenträger des Reiches kommt erst durch ein 
Mahnschreiben des Königs zu seinem Rechte. Wie sich 
diese Zustände ohne eine gesetzliche klare Normirung 
entwickelt haben, so wird auch ohne eine solche die Klage 
dem Bauern verweigert. Zuletzt lassen die Landgerichte den 
Kmeten nur in Anwesenheit des Herrn erscheinen. Der 
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Kmete wendet sich direkt an den Monarchen und am 
Hofe wird ihm oft das, was der adlige Landrichter ver- 
sagte, zugestanden« Das ständische Interesse gewinnt immer 
mehr an Einfluss auf dem Lande. Die Provinzialversamm- 
lungen des Adels mussten darauf hingewirkt haben, dass 
die Landgerichte die bäuerlichen Beschwerden rundweg 
abschlugen. Die Starosten werden sich dem nur selten 
widersetzt haben und sie thun nichts mehr, als dass sie 
dem bedrückten Unterthanen einen Geleitbrief geben, da- 
mit er sich an die königliche Majestät mit seiner Bitte 
wende. Die mächtigen Herren treten aber bald dagegen 
mit Vorstellungen auf und der Monarch fügt sich ihrem 
Willen. 

König Alexanders Statut vom Jahre 150B *) bestimmt, 
dass in Folge von Einwendungen der Prälaten und des hohen 
gross-polnischen Adels, die es für eine Geringschätzung ihrer 
Person halten, dass bisher die Starosten von Posen die 
Gewohnheit hatten, Geleitbriefe den Kmeten zu ertheilen, 
fortan kein solcher Brief mehr den Unterthanen der Prä- 
laten, Barone und des Adels, seien es Kmeten oder Bür- 
ger oder Dienstleute erteilt werde und sie sowie überhaupt 
Jeder, der sich beschweren will, an die Landgerichte, 
an das „jus commune^ appelire, damit einem Jeden 
der Schutz des Gesetzes zuteil werde. Diese Bestimmung 
hat den Anschein einer gerechten Berücksichtigung der 
ünterthanenklasse. Man könnte meinen, dass die Gerichte 
lange Zeit hindurch dem Bauern und Bürger in Privatbe- 
sitzungen zugänglich waren und dass Jedermann das Brecht 
erhielt, sich gegen andere zn verteidigen, und die Klage der 
Schwachen der des Mächtigsten gleichgestellt wurde; hatte 
ja der König ausdrücklich gesagt: „ut cuique juris patro- 
cinium debebitur". Doch mit nichten. Die Ablehnung des 
„salvus conductus'' bedeutet eine Concession an die privi- 



^) Volumina legum. I. S. 137. 



— 90 — 

legirten Stände, die gar nicht darch den zugestanden Ge- 
richtsstand aufgewogen wurde. 

König Johann Albrecht beabsichtigte wie sein Yater 
Casimir der Jagellone, zunächst mit Hilfe des Adels die 
Oligarchie der mächtigen Herren zu beugen und dann 
eine absolute Regierung zu begründen. Er macht daher 
dem zahlreichen kleinen Adel bedeutende Zugeständnisse, 
befreit ihn von Zöllen und hofft den Schwerpunkt der in- 
neren Politik vom Reichstag, wo die Senatoren vorwie- 
genden Einfluss hatten, auf die Landtage und Versamm- 
lungen des kleinen Adels zu verlegen und hier eine Stü- 
tze für die königliche Macht zu suchen. Sein Statut ist für 
den adligen Gutsbesitzer sehr günstig. Nicht nur, dass er 
die Freizügigkeit der Unterthanen, wie wir es schon ge- 
sehen haben, bedeutend erschwert, er bestimmt noch, dass 
im Falle bäuerlicher Schulden der Gutsherr allein vorzu- 
laden sei und schwächt dadurch die wirtschaftliche Unab- 
hängigkeit des Kmeten. Noch wichtiger ist die als ^Con- 
suetudo^ in die Gesetzsammlungen aufgenommene Bestim- 
mung, nach der, wenn ein Edelmann eines fremden Un- 
terthanen Gut, sei es ein bewegliches oder unbewegliches 
„Quando Nobilis, vel quiscunque alius, receperit subditis et 
kmethonibus alterius res aliquas, vel retia, aut aliqua instru- 
menta aquatica, in iluvio vel in aliis locis.... non kmethones 
Uli,... sed domini eorum agere debent.... Et similiter intelli- 
gendum est de aliis bonis, videlicet Sylvis, Gaiis, Borris *) 
mellificiis, limitum violatione... etc." ^) schädigt und gewalt- 
sam an sich reisst, nicht der Kmete, sondern sein Herr eine 
solche That vor Gericht bringen soll. Die Sitte ist vermutlich 
um diese Zeit enstanden und, ganz und gar in demselben Sinne 
verfasst, ermöglicht sie dem Gutsherrn seine Unterthanen 
vollkommen zu beherrschen. Diese „Consuetudo" ist ge- 

') Gaiis, borris = Wäldern — aus dem polnischen von gaj, 
bör = Wald. 

2) Herburt. S. 260. Consuetudo. 
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wiss ein Werk der Landtage. Sie hat sich im ganzen 
Lande verbreitet, da sie dem Interesse der Gutsbesitzer 
im vollen Masse entsprach. Sie stellt das Princip, dass die 
Klage dem Gratsherrn und nicht dem Bauern zustehe 7,qaia 
actio est haereditalia qaae non composit kmetonibus^. 

iNfach dem Tode Johann Albrechts, dieses energischen 
Monarchen, kommt sein Bruder Alexander zur Begierung 
und mit ihm die Mächtigen des Beiches. Das Privilegium 
von Mielnik beschränkt der König zu Gunsten des Senats 
(26 November 1501). Die Starosten werden der direkten 
Einwirkung des Hofes dadurch entzogen, dass sie nun- 
mehr den Bat der Senatoren ihrer Provinzen einholen 
müssen. Die schnelle und gehorsame Ausführung der kö- 
niglichen Verordnungen wird dadurch erheblich erschwert. 
Die oben angeführte Constitution, dass die Starosten keine 
Geleitbriefe den Unterthanen der Prälaten, Barone und 
Procedes, vor allem aber auch jedes Edelmannes geben 
sollen, ist in dieser Ordnung der Dinge enthalten. Die 
ständische Oligarchie hat sich des Einflusses auf die Poli- 
tik des Landes wieder bemächtigt und die von den beiden 
Vorgängern Alexanders dem Adel gebrachten Opfer sind 
nutzlos für den Monarchismus geblieben. Die Bestrebun- 
gen dieser Herrscher in den breiten Schichten des Land- 
adels Popularität zu erlangen, werden von der neuen Be- 
gierung nicht aufgegeben, nur dass diese Popularität nicht 
mehr für die Festigung der monarchischen Ordnung, son- 
dern zum Vorteil der Stände ausgebeutet wird. Die dem 
Landadel zugewährten Freiheiten bleiben daher ungemin- 
dert bestehen und gewinnen noch mehr an Bedeutung. 
Dann aber ist ein allgemeiner Bechtsschutz, so wie ihn 
der König haben will, nur eine platonische Forderung. Man hat 
dem Unterthanen eine direkte Beschwerde an den König 
unmögUch gemacht und ihn an die Landgerichte verwie- 
sen. Diese, die berufen sind, ihn vor dem Uebermuth der 
Mächtigen und Privilegirten zu schützen, befinden sich ganz in 



— 92 — 

der Hand dieses Standes und dienen seinem Interesse. Es ist 
daher sehr natürlich, dass die Kmeten davoa nicht ablassen 
wollen, den Monarchen mit Bitten zu bestürmen. 

Der „salvus oonductus" wird durch eine neue Kund« 
gebung des Königs als absolut für Privatunterthanen un- 
zulässig erklärt. Sigismund I. sagt, dass er auf Ersuchen 
der Landabgeordneten und nach Besprechung und Einwil- 
ligung seiner Räte bestimmt habe, keine eisernen Briefe 
den Dienern gegen ihre adligen Herren zu ertheilen, auch 
nicht gegen die Unterthanen dieser Herren. Nur Stadtbür- 
gern darf der König gegen Andere solche Geleitbriefe 
erteilen, nicht aber gegen Adelige und deren Untertha- 
nen *). 

Sigismund Augustus wiederholt im Jahre 1650, dass 
Geleitbriefe, die gegen die Bestimmungen der Statute er- 
theilt sind, keine Kraft haben. In der Processordnung vom 
Jahre 1B23 ist von einer Klage der Unterthanen keine 
Rede mehr, der Gerichtsstand ist ihnen gänzlich entzogen 
worden und sie dürfen nur mit Beistand ihrer Herren vor 
dem Richter erscheinen. Eine Klage gegen diese Herren 
ist also nicht mehr denkbar. So in adligen Gütern. Die 
Kirchengüter sind keine haereditäre private Besitzungen 
und die Autorität der Capitel und Bischöfe ist hoch über 
die einzelnen Mitglieder des Olerus erhoben. Es bildet sich 
daher schon gleich von Anfang an ein Instanzenzug und 
die Unterthanen wissen, dass Kirchenfürsten sie gegen 
ihre unmittelbaren Herren in Schutz nehmen. Wir sehen 
dann, dass Appelationen an höhere geistliche Behörden bis 
zum siebzehnten Jahrhundert als etwas Uebliches vorkom- 
men, doch sind sie keineswegs gesetzmässig bestimmt und 
gründen sich nur auf Gewohnheit. Seit dem siebzehnten 
Jahrhundert wird die Ingerenz der kirchlichen Würdenträ- 
ger in die patrimonialen Rechte ihres untergestellten Cle- 
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ras immer unbedeutender, im aobzehnten Jahrhundert sind 
kaum Fälle einer solchen anzuführen. 

Anders steht es mit der Jurisdiction in den Staats- 
domänen. Der Monarch kommt nicht, als er die Haeredi* 
tat im Lande verliert, um sein Schutzreoht über die in 
den Krongütern ansässige Bevölkerung. Eechtlich wird 
immer sein „dominium directum" als begründet erscheinen, 
obwohl in Wirklichkeit auch auf diesem Gebiete der Kö- 
nig keine absolute Herrschaft ausübt. 

Sigismund I. hat im Jahre 1607 zwei rechtsbeflissene 
Beamte an seinem Hofe angestellt, die Referendare heissen 
und von denen einer ein weltlicher, der andere ein geistli- 
<3her ist. Beiden liegt es ob, die an den König gerichte- 
ten Bitten und Beschwerden anzuhören und dem Monar- 
<jhen darüber genauen Bericht zu erstatten. Sie sollen da- 
her frühmorgens nach der Messe im Schlosse bis zur Mahl- 
zeit, dann aber bis zur Abendstunde Interessenten anhö- 
ren und von ihren Angelegenheiten Kenntnis nehmen, kei- 
neswegs aber Entscheidungen treffen, da sich dieses der 
König reservirt. Eine weitere Verordnung vom Jahre 
1538 wiederholt, dass die B»eferendare keine Gerichtsbar- 
keit ausüben dürfen, ausgenommen, wenn der König dabei 
ist, dann können sie ihm mit Bat beistehen, haben also 
eine consultative Stimme im königlichen Gericht. Die Ent- 
scheidungen treffen sonst gewöhnlich der Hofrichter oder 
Unterrichter, welche sich an die Gesetegebung König Ca- 
simirs zu halten haben. König Sigismund Augustus sagt 
im Statut von 1650, dass die Beamten der Hofkanzlei und 
die Referendare Streitsachen anzuhören haben um dann da- 
rüber in Anwesenheit der Parteien dem Könige vorzutragen. 
Er fügt hinzu, dass dieses deshalb geschehe, da in den sie 
Gerichten die nach deutschen Sitte recht sprechen sehr viele 
Processe haben. Es handelt sich hier um Differenzen des Adels 
mit den Städten, nicht der Bauern mit ihren Herren, es 
-könnten aber Streitsachen zwischen den Tenutarii in den 
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Starosteien und den Domänenunterthanen vorliegen. Der 
König führt noch selbst den Vorsitz im Hofgericht. In spä- 
terer Zeit entstehen aus diesem obersten Tribunale einige 
mit besonderen Competenzen ausgestellte Gerichtsstätten^ 
nämlich das ßelations-, das assessorisohe und das Keferen- 
dargericht. Der Vorgang ist folgender: Die Gerichts- 
barkeit der Curia wird dem Kanzler anvertraut, dies ge- 
schieht zuerst, da sie mit der Zeit für den Monarchen eine 
Last wird, dann aber weil alle einflussreichen Stellen von 
der parlamentarischen Adelsregierung in Anspruch ge- 
nommen und behauptet werden. 

Das Kanzlertribunal lieisst assessorisches Gericht. Die 
beiden Grosskanzler und als ihre Stellvertreter die Vice- 
kanzler führen das Präsidium. Auf der ßichterbank sitzen 
hohe Beamte, wie die Grossnotare, die Grossschreiber und 
die B>eferendare als „assessores nati^, daneben einige aus 
dem Senat und den Keichstagsboten, die alle entscheidende 
Stimmen haben. Die Entscheidungen erfolgen durch Ab- 
stimmung, wobei das Majoritätsvotum das Urteil bestimmt* 
Vor dieses Gericht kommen vor allem Streitsachen unter 
Bürgern der mit deutschem B.echte beliehenen Städte^ 
wen eine Appellation vom Beschlüsse des Stadtgerichts 
vorliegt, dann Streitsachen der Bürger mit Starosten, Pro- 
cesse, wo es sich um Anerkennung von Privilegien aus 
Staatsgütern, um Eegulirung Her Grenzen zwischen die- 
sen und Nachbargütern und verweigerte Zahlung von Zehn- 
ten in den Domänen, um eine „evocatio extra forum", eine 
Expulsion und andere in den Domänen vorkommende Dif- 
ferenzen, wo Privilegien angefochten werden, handelt. Vor 
dieses Gericht kommen auch Sachen, die sich auf andere 
Gonfessionen (auf die sog. „dissidentes"), und auf das „jus 
hospitum**, also Rechte Fremder beziehen. In den seltenen 
Fällen, wo ein in diesem Gerichte eingeleiteter Process 
unentschieden bleibt, oder von dem endgiltigen Urteil 
eine Berufung an den König ergeht, entscheidet der Ee- 



— 95 — 

lationshof, in dem der Monaroh selbst mit seinen Senato- 
ren und hohen Beamten sitzt und wo die Referendare die 
Streitsache einführen. Im Appellationswege kommen hier 
alle erwähnten Fälle mit Ausnahme jener, wo es sich um 
Privilegium und Rechte der Städte handelt, da hier die 
Annahme gemacht wird, dass der Monarch sie „ex vi do- 
minii directi" entscheiden darf und daher auch die Auto- 
rität und das Votum des Kanzlers für das Fällen des Ur- 
teils vollkommen genügt. 

Die endgiltige Organisation des assessorischen Ge- 
richts und die Feststellung seiner Competenz erfolgte erst 
im Jahre 1680 unter Johann III. Sobieski, und ist das 
Werk des Kanzlers Wielopolski und des Unterkanzlers 
Gninski gewesen. Früher aber noch waren alle Streitsa- 
chen des unterthänigen Landvolkes der Krongüter der 
Competenz des Assessorentribunals entrückt und es wurde 
für sie während der Regierungszeit Sigismund III. ein be- 
sonderer Gerichtshof unter Vorsitz der Referendare gebil- 
det. Hierher gelangen nun alle Sachen „juris colonarii". 

Den Referendaren, die hier aus demselben Grunde 
wie die Kanzler in Processen der Städte definitiv entschei- 
den können, werden einige Beisitzer „cum voce decisiva*^ 
zageteilt. Es sind das Beamte wie die Instigatoren, die 
Metricanten und Regenten der Hofkanzlei, der Schreiber 
des assessorischen Gerichts und ein besonderer Referen- 
dariatsschreiber. Das Gericht entscheidet in letzter Instanz. 
Wenn ein Unterthan klagen will, so hat er davon die 
Qutshersschaft, also den Starosten oder Verwalter, gegen wel- 
chen oft seine Klage gerichtet ist, zu benachrichtigen, dann 
aber dem nächsten Grodgerichte ein Manifest vorzulegen* 
Er erhält einen Geleitbrief, um sich unbehelligt nach dem 
Orte, wo die Referendargerichte abgehalten werden, zu 
begeben. Alsbald erfolgen auch an beide Parteien adres- 
sirte königliche Mandate, die ihnen befehlen, sich in be- 
stimmter Zeit dem Gerichte zu stellen. Den Unterthanen 
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vertritt hier gewöhnlich der Instigator und er ist es, der 
im Namen seiner Schutzbefohlenen klagt; der Unterthan 
kann sieh dann selbst verteidigen, oder einen Bechtsan- 
walt, deren einige dem Gerichte zugeteilt sind, wählen. 
Das Gericht entscheidet entweder definitiv, oder, was häu- 
figer vorkommt, es beordnet eine Commission, welche an 
Ort und Stelle den Fall prüfen und das Urteil fällen solL 
Wir werden später eine nähere und ausführlichere Be- 
sprechung der Beferendargerichtsbarkeit folgen lassen, hier 
beschränken wir uns nur auf die Thatsache des Entste- 
hens einer für die Untertbanen der Staat?' guter bestimm- 
ten Justizbehörde. 

Ein anderes in den Domänen wirksames Institut sind 
die sogenannten Lustrationen. Durch die Constitution von 
1662 *) ist nämlich verordnet worden, dass Staatsgüter je 
alle fünf Jahre einer Revision unterzogen sein sollen. Eine 
solche Lustratio hat zum Teil die Einkommensquellen zu 
inventarisiren. Dabei wird aber auch der Besitzstand und 
die Besitzrechte der Unterthanen berücksichtigt und es 
ist nicht unwichtig, dass die revidirenden Commissionen 
Regelungen der Arbeit und anderer Lasten treffen, vor- 
kommende Misstände und Missverständnisse berichtigen 
und „abusive" Gewohnheiten aufheben können. Sie grei- 
fen also in die ökonomischen und rechtlichen Verhältnisse 
der Bevölkerung modifizirend ein. Hier zeigt sich auch 
deutlich, wie wenig der Monarch eigener Herr in den Do- 
mänen ist. Er kann nicht Commissäre nach Belieben er- 
nennen und nur ein Dritteil wird von ihm gewählt, die 
übrigen bestimmt der Senat und der Ordo „equester". 
Hätten die Revisionen der Domänen dem Wortlaut des 
Gesetzes nach, regelmässig stattgefunden, so wäre doch 
^in regeres Interesse an der Förderimg des Wohlstandes 
der Unterthanen die Folge davon gewesen. Eine wieder- 
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holte EinmisohuDg der Staatsbehörden in die Verhältnisse 
des Landvolkes hätte das Bewusstsein der Notwendigkeit 
einer Unterstützung dieses Volkes gestärkt und vielleicht 
eine zielbewusste Wirksamkeit in dieser Sichtung her* 
vorgerufen. 

Es kommt aber nicht selten vor, dass fünfzig und 
mehr Jahre zwischen zwei Revisionen vergehen und ge- 
wöhnUoh sind solche nur dann angeordnet, wenn ein Kron- 
gut in andere Hände übergeht. Sie wirken eher zum Nach- 
teil als zum Schutze der ünterthanen, da sie die schuldi- 
gen Leistungen, ungeachtet der früheren Privilegien, wenn 
nur die Gewohnheit solche als allgemein im Lande verbrei- 
tete bezeichnete, vermehren und sanktioniren. Denn hatte 
einerseits das bessere Loos der Bevölkerung in den Staats- 
gütern einen bemerklichen Einfluss auf die- bäuerUchen Zu- 
stände im Lande überhaupt dadurch, dass es die Privat- 
unterthanen zum Verlassen ihrer Stellen und Zuströmen 
nach der Starosteien bewegte, so sind andrerseits die stren* 
geren und grösseren Schuldigkeiten der ünterthanen in 
den Privatgütern nicht ohne Rückwirkung auf die Lage 
der Domänenbauern geblieben. Die privilegirten Starosten 
bemühen sich auch redlich, das höchste Maass von Anfor- 
derungen an die Arbeit ihrer Bauern zu stellen und errei- 
chen dies um so leichter, je weniger energisch die Arbei- 
ter seitens der Regierung geschützt werden. 

Der Frohnz wang ist zuerst auf Grund zweier gesetzlicher 
Bestimmungen eingeführt worden: die Constitution von Thom 
und die von Bromberg, welche in zwei aufeinander folgenden 
Jahren erlassen wurden. Das Weitere wurde der Willkühr 
einzelner Gutsbesitzer überlassen, die schon so weit durch 
die Privilegien geschützt war, dass sie den angebahnten 
"Weg ohne Zaudern antreten konnte. Wenn der Thorner 
Friede von 1466 zwar mittelbar nur, aber doch nicht in 
wenigem Masse die bäuerhche Freiheit schädigte, so ist 
wiederum in dieser Stadt im Jahre 1519 ein Gesetz zvl 
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-ge- 
stände gekommen, das eine allgemeine Frohnpfliolit in Po- 
len einführte. Das Arbeiten für den Herrn ist in den ein- 
zelnen Landesteilen schon weit früher Sitte geworden. Sa 
in Masovien, wo man noch im Jahre 1421 den Bauern an- 
hielt, einen Tag wöchentlich für die Gutsherrscheft den Dienst 
zu verrichten. Das Herzogtum Masovien, ein Lehen Polens, 
war damals noch in seiner inneren Verwaltung selbständig 
und selbst nach seiner Einverleibung sind einzelne Son- 
derrechte Masoviens beibehalten worden. Durch die Thor- 
ner Constitution Sigismunds wurde ein Tag wöchentlicher 
Frohnpflicht für die ganze unterthänige Bevölkerung Po- 
lens festgesetzt. Ausgenommen sind nur diejenigen, die durch 
besondere Abmachungen überhaupt nur zu Zinszahlungen 
mit Naturalabgaben verpflichtet waren. Dasselbe Gesetz 
wird im Jahre 1620 in Bromberg wiederholt mit der Aen- 
derung, dass nur Domänenbauern, die auf Grund von Aus- 
nahmsprivilegien eine Mehrzahlung in Zinsen ausweisen, 
von Frohndiensten befreit sein können. Damit sind alle 
Bauern, welche bisher frei von Arbeitsleistungen waren, in 
eine schlechtere Läge gekommen. Nicht ein Frohntag mehr 
oder weniger, aber der den alten Privilegien zuwiderlau- 
fende und sie beseitigende Beschluss ist von principieller 
Bedeutung. Von nun ab hören wir zwar von keinen wei- 
teren Bestimmungen wegen Festsetzung von Frohnpflich- 
ten im Gesetzgebungswege, die Bahn war aber offen 
und der Bann gebrochen. Die private Initiative des Land- 
adels kann jetzt das Weitere übernehmen. So lauge noch 
jagellonische Fürsten regieren, ist eine, wenngleich immer 
schwächer wirkende Rücksichtsnahme auf den Untertha- 
nenstand erkennbar, mit dem neuen Wahlkönigtum kommt 
die Zeit einer unbedingten Gewalt der Herren über die 
dienstpflichtige Bevölkerung ihrer Güter auf. Das sech- 
zehnte Jahrhundert ist noch nicht zu Ende, als schon in. 
einzelnen Gegenden die Zahl der Frohntage das höchste 
Mass erreicht. Der Bauer wird oft wie ein Lastthier be- 
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handelt and seine ganze Kraft ausgenützt. Er ist dann 
nicht mehr im Stande, seinen eigenen Acker ordentlich zu 
bestellen und muss infolge dessen bald wirtschaftlich he- 
runterkommen. Der Gutsherr theilt nun die Kmetenstel- 
len, deren Erhaltung mit den Anforderungen, welche an 
den Bauern gestellt werden, nicht mehr möglich ist, in 
kleinere Parcellen, unterstützt den Landarbeiter mit An- 
spannvieh, Zeug und Geräten und bekommt ihn dadurch in 
seine Macht. Anstatt einer wohlhabenden, obwohl weniger 
zahlreichen Bevölkerung sieht man in Dörfern zahlreiche 
Bauern, die armselig und oft nicht den Sklaven unähnlich 
ihr kümmerliches Dasein führen. Neben ihnen und auf 
ihre Kosten erweitert sich das Landgut. Der Gutsbesitzer 
aber ist Herr über ihre Habe, ihr Leben, ihr Gewissen. 
Ina Jahre 1673, nachdem der jagellonische Stamm ausge- 
storben war, steht Polen vor einer neuen Königswahl. Die 
Gefahr der Reformation ist schon vorüber , der König 
wird ein strenggläubiger Katholik sein. Mit Heinrich von 
Valois, dessen Name schon an die St. Bartholomaeusnacht 
mahnt, könnten die nicht katholischen Polen, die soge- 
nannten Dissidenten eine Zurücksetzung, wenn nicht eine 
Verfolgung befürchten. Noch stärker aber tritt das Be- 
denken auf, dass der neuerwählte Monarch ein autokra- 
tisches Regime anstreben und die Freiheiten des Adels 
einschränken könnte. Der Adel betrachtet sich schon als 
^populus polonus", er schliesst in sich den Inbegriff des 
polnischen Volkes. Hunderttausend Edelleute erscheinen 
auf dem Wahlplatze und mit dem neuen Wahlkönige er- 
hält Polen entgiltig den Charakter einer adligen Demokra- 
tie. Das kostbarste Gut des Ritterstandes ist aber die Herr- 
schaft über die Unterthanen. 

Als sich in Warschau vor der Königswahl die Dissi- 
denten versammelten, bildeten sie eine Oonföderation, die 
ihre Glaubensfreiheit proklamirt; damit verbindet der Adel 
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die Bestimmung einer schlechtweg unbeschränkten Gewalt 
über die unterthäaige Bevölkerung seiner Güter. Er thut 
das mit der Motivirung, Eeligionsfrieden unter den Bau- 
ern zu erhalten. Dieses ist aber nur ein Vorwand. Die 
Bauern haben nur im geringen Masse an der religiösen 
Bewegung im sechzehnten Jahrhundert teilgenommen. Vo- 
rüber sind schon die Zeiten, wo sich ihr freiheitlicher und 
unabhängiger Sinn in kühner That offenbarte und die noch 
ein Jahrhundert früher unruhigen und aufrührerischen 
Kmeten sind nicht mehr im Stande religiöse Meinungs- 
verschiedenheiten mit Gewalt zu bekuadigen. Der Arti- 
kel 4 jener Conföderationsacte lautet: Doch woUen wir 
durch diese unsere Conföderation keine herrschaftlichen 
Rechte über Unterthanen sowohl der geistlichen als der 
weltlichen Herren derogieren und thun keiner Gehorsams- 
pflicht der Unterthanen ihren Herren gegenüber Abbruch, 
im Gegenteil sollte eine solche Licenz ^sub praetextu re- 
ligionis" vorkommen, so wird es auch jetzt einem jeden 
Herrn frei stehen, den ungehorsamen Unterthanen „tarn 
in spiritualibus quam in secularibus^ nach seiner guten 
Meinung zu bestrafen. 

Dies ist eine definitive Bestätigung und Festsetzung 
seiner Privilegien, die der Adel sich selbst ausstellt. Die 
Herren wollen das Recht haben, den Glauben ihrer Un- 
terthanen nach dem Grundsatz „cujus regio illius religio** 
zu bestimmen, und eine bittere Ironie liegt in den Wor- 
ten „sub praetextu religionis^ wenn die Oonföderirten 
von einem für die öffentliche Ordnung gefahrlichen Glau- 
benseifer der Bauernreden. Ihre Besorgnisse bestehen nicht 
darin, dass das unterthänige Volk sich gegen die adlige 
Herrschaft zu einer Empörung aufraffen könnte, vielmehr 
aber, dass die Krone es versuchen könnte, einen Weg zu 
diesem Volke zu finden. Das haben die damaligen Ge- 
setzgeber verstanden, sagt Professor BobrzyÄski, und dess- 
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halb hatte die Conföderation „inter dissidentes**, die Hen- 
rioianischen Artikel und die ^paota oonventa'^, die eine 
Eegierung im Staate unmöglich machten, die Regierung 
Privater in Dörfern mit Erfolg in Schutz genommen *). 



^) Eine Karte aus der Geschichte der polnischen Bauern. 
Krakau 1892. Jahrbuch der Akademie der Wissenschaften. S. 173. 
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CAPITEL VI. 

Die Lage der Bauern seit dem Wahl-königtum. 
Einfluss der Decentralisation des Landes. Glau- 
bensgegensätze, wirtschaftlicher Niedergang seit 
den Kriegen des 17. Jahrhunderts. 



Die Decentralisation Polens ein Vorteil für die TJnterthanen. — Lit- 
hauen und die Provinzen in Südosten. — Die soziale Ordnung Li- 
thauens ist eine ganz verschiedene von der polnischen. — Die Co- 
lonisirung der neu erworbenen Provinzen. — Die ukrainischen Pro- 
vinzen ein Herd dauernder Unruhen, weil hier alle unsicheren Ele- 
mente Schutz ünden. — Satrapen-Herrschaft der Gutspächter und 
Verwalter. — Die Kosacken. — Die Juden auf dem Lande. — Si- 
gismund I. erteilt an den Adel ein Privileg, Branntwein und andere 
Getränke zu fabriciren. — Die Juden stellen sich unter die Schutz- 
herrschaft des Adels. — Religiöse Gegensätze. — Die Reformations- 
bestrebungen treten anarchisch auf. — Der Bauer nimmt keinen 
Anteil an der religiösen Bewegung. — Die griechische Orthodoxie 
und die Union mit Rom. — Die ersten aufrührerischen Vorgänge 
in der Ukraine sind nicht aus den religiösen Gegensätzen erwach- 
sen. — Der Aufstand Chmielnickis. — Russland und seine Politik 
in der religiösen Frage in Polen. — Zurücksetzung und Geringschä- 
tzung der ruthenischen Elemente durch die polnische Geistlichkeit 
und den Adel. — Das Gelübde König Johann Casimirs im Jahre 
1656. — Der Reichstag und die Provinzialtage. (Landtage). — De- 
centralisation und ihre Folgen. — Verwüstung des Landes nach den 

Kriegen. 
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Mit der Einführung der Wahlkönigtums ist diia Verkneoh* 
tung der Bauern im rechtlichen Sinne beschlossen, in der 
Wirklichkeit ist es anders gewesen. Mehr wie ein anderes 
Land in Europa war Polen in politischer und ökonomischer 
Hinsicht decentralisirt. Während im vierzehnten Jahrhundert 
die ursprünglich polnischen Territorien ein wohlorganisir* 
tes Land bilden, wird in den damals erworbenen reussi- 
sehen Provinzen die neue Regierung und mit ihr die neuen 
Eechtsbestimmungen und Sitten das Altbestehende allmäh- 
lich verdrängen und eine Neuordnung der Verhältnisse 
nur langsam bilden. Seit der Vereinigung Lithauens mit 
Polen unter dem Scepter des jagellonischen Hauses drin- 
gen die polnischen Institutionen in das Grrossherzogtum- 
uad der dort herrschende Feudalismus wird durch sie un- 
tergraben. 

Mit dieser Vereinigung eröffnen sich die weiten Län* 
dereien des nördlich gelegenen Semigalien, der Wojewod- 
schaften Polock, Witebsk, MÄcislaw, Minsk, dann im We- 
sten die preussischen Territorien des deutschen Ordens 
und nach dem Thorner Frieden das Land bis an das Mee- 
resgestade, noch später die von Russland gewonnenen Wo- 
yewodschaften Smolensk und Czemich6w der polnischen 
Colonisation, während im Südosten die breiten Fluren Po- 
doliens, Volhyniens und der eigentlichen Ukraine (Woje- 
wodschaften BracJaw und Kiew) auf lange Jahre die Krä- 
fte des Landes in fortschreitender Neuerwerbung frucht- 
baren Bodens absorbiren. Der westliche und nordwestli- 
che Teil der Republik ist nahe am Meere gelegen, hat 
Küstenbesitz und zwei grosse schiffbare Ströme, die Weich- 
sel und den Niemenfluss. Ganz im Gegenteil dazu ist die 
grosse Masse der östlichen Länder vom Meere abgeschnit- 
ten, der Dnieprfluss auf einer ganzen Strecke unfahrbar 
(porohy), der Dniestr in seinem mittleren Lauf nur auf 
dem einen Ufer polnisch. Zu Nachbarn haben jene Pi*o- 
viazen Türken, Tartaren und Walachen. Der Ackerbau 
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konnte sich in solchen Verhältnissen nur langsam ent- 
wickeln, selbst wenn der Boden ein sehr reichen: war. 

Dann aber die politischen und confessionellen unter- 
schiede, die einer Annäherung an Polen, daher auch einer 
rasch vorsichgehenden Ausgleichung der Zustände im Wege 
waren. Bis zu den von Casimir dem Jagelloniden an Lii- 
thauen erteilten Freiheiten *) ist kein wesentlicher Unter- 
schied in den Hoheitsrechten des Grossfursten zu merken, 
er ist der oberste Lehensherr, dem andere Fürsten, Boja- 
ren und alle Leute dienen sollen. Das Lehnswesen ist hier 
zu voller Blüte entwickelt, grundsätzlich verschieden von 
Polen und die ständischen Privilegien des polnischen Adels 
stehen wiederum in schroffem Gegensatze zu der Dienst- 
pflicht der lithauischen Grossen. Wie dann die alte Ord- 
nung fällt und das fremde Element energisch vorgeht, er- 
wächst vielen, die bisher in untergeordneter Stellung leb- 
ten, Vorteil durch Gleichberechtigung mit dem Adel Po- 
lens. Grösser jedoch mag die Zahl Jener gewesen sein, 
die dabei verlieren und die statt kriegerischer Dienste, bäu- 
erliche Pflichten übernehmen. In solcher Lage befinden 
sich die unbemittelten Bojaren, die auch zum Kriegsauf- 
gebot gehörten und die jetzt zum grossen Teil mit dem 
Bauernstande gleichgestellt werden. Die Verschlechterung 
ihrer Rechte bedeutet aber nicht gleichzeitig eine Ver- 
schlechterung ihrer ökonomischen Lage. Sie haben als Bo- 
jaren nur Zins zu zahlen und gewisse Dienste ihrem Herrn 



^) Privilegium vom 2 Mai 1447. Ausgleichung des lithauischen 
Adels mit dem polnischen in der persönlichen Freiheit. „Neminem 
captivabimus^ etc. Freier erbh'cher Besitz der verliehenen Güter. 
Befreiung von den Lasten auf Grund des grossherzoglichen Rechtes. 
Der Beamte des Grossherzogs, der sogen. Dziäcki darf sich nicht 
in Angelegenheiten der Gutsherren und ihren Unterthanen mischen. 
II. Der Sudebnik, ein neues Gesetzbuch, enthaltend das Gerichtswe- 
sen in Sachen, die Fürstliche und Privatunterthanen betriffen, wird 
von Casimir an Lithauen verliehen. 
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zu verrichten, seltener Frohnarbeiten zu leisten. In dieser 
Hinsicht sind sie vielleicht nicht ungünstiger als früher 
gestellt Da sie aber vor dem Gesetze, gleich dem Bauern, 
auf den Schutz ihres Herrn verwiesen werden, so hängt 
es nur vom Willen der Letzteren ab, ob er ihre Freiheiten 
berücksichtigt und erhält. Für die sklavische Bevölkerung 
der lithauischen Dörfer war der Einfluss Polens ein glück- 
licher; diese Sklaven werden zu hereditären Unterthanen 
und stehen unter dem Schutze des Gesetzes. Sowie aber das 
Gesetz das Loos der Bauern in die Hände des Gutsherrn 
übergiebt, stehen diese unter dem Schutze des christlichen 
Gewissens, welches die Sklaverei nicht anerkennt. Wäh- 
rend diese sooial-politische Umwandlung stattfindet und 
noch keine festen Zustände etablirt sind, kommen Schaa- 
ren von Ansiedlern, besonders in die südöstlichen Pro- 
vinzen. 

Die grossen Magnatengüter entstehen durch Sehen- | 
kungen der Monarchen, wüste Steppenländereien werden 
zu umfangreichen Latifundien, die nicht selten mehrere 
Quadratmeilen umfassen. Casimir der Jagellone wehrt noch 
mit starker Hand den Andrang polnischer Herren in seine 
erblichen Länder. Nicht lange aber konnte die Fluth der 
Emigration angehalten werden. Mit elementarer Krafb 
durchbricht sie alle ihr gestellten Hindernisse und ergiesst 
sich in die gesegneten Ländereien Podoliens und Volhy- 
nieas, wie der Ukraine. Hier ist der Ansiedler gleich dem 
amerikanischen Squarter auf Selbsthülfe angewiesen, in 
ewiger Besorgnis vor einem Einfall der Tartaren, einer 
Plünderung durch Bäuber, oder einer Empörung seiner Ar- 
beiter. Von 1647 — 1618 sind nach Zölkiewski's Angabe 
dreissig grössere Tartareneinfalle in jene Provinzen zu ver- 
zeichnen, die kleineren nicht mitgezählt. Wenn neue An- 
siedlungen entstehen, trägt die Bevölkerung in gleichem 
Masse einen kriegerischen wie einen bäuerlichen Cha- 
racter. Solche Niederlassungen sind gewöhnlich mit zwan- 
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zig- oder mehrjähriger Freiheit beschenkt, während wel- 
cher der Gutsherr nur aus dem Eechte, Branntwein und 
andere Getränke zu verkaufen, das er gewöhnlich sich re- 
servirt, Einkünfte zieht. Die angesessenen Leute erhalten 
sich lange bei massigen Zinszalilungen, die Bojaren, die 
aus früherer Zeit im Lande wohnen, bei ihren Privilegien 
und wird die Zahl der Freisassen durch frische Elemente, 
besonders durch den zahlreich nach Osten strömenden ma- 
sovischen Kleinadel vergrösserb. Die Lasten, die aus dem 
Besitz und der Pachtung der Ländereien auf der Bevölke- 
rung liegen, sind daher in jenen Gegenden weit niedriger 
üls in Klein- und Grosspolen, desto drückender macht sich 
die Pflicht, Grenzfestungen und Schlösser in unruhigen 
Zeiten zu verteidigen, dem Golonisten fühlbar. Und die 
Zeiten sind nie ganz ruhig geworden. Die Gegnerschaft zwi- 
schen der besitzenden und herrschenden und der unterthä- 
iiigen Classe ist nicht nur durch die allmählich gesteigerte 
Arbeitsforderung entstanden. Die Unterdrückung des Bau- 
ers erreichte bei der mehr extensiven Bewirtschaftung des 
Bodens und wo immer „de cruda radice" Dörfer gebildet 
werden, nie einen so allgemeinen Charakter wie es in den 
auf einer höheren Stufe der Cultur stehenden Landestei- 
len vorkam. Hätte sich die politische Macht der Republik 
gründlich im Osten befestigt und der Einfluss der Regie- 
rung, wenn auch diese Regierung eine adlige Classenherr- 
sohaft war, eingebürgert, so wäre man zu einer friedli- 
chen Entwicklung der Zustände an der Ostgrenze gekom- 
men. Was die Zustände der Ukraine eben entbehrten, 
war eine feste Ordnung, und die musste man schaffen, 
wollte man nicht in ewiger Besorgniss vor einem Aufstande 
leben. Dass sie nicht geschaffen wurde, ist das beste Zeu- 
gnis für die Schwäche des ständischen Parlamentarismus, 
unter welchem Polen lebte. Man darf nicht mit sentimen- 
taler Naivität behaupten, dass der entzündliche Prccess an 
der Ostgrenze nur durch die Schuld der strengen Herren, 
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die ihre Bauern unterdrückten und des religiösen Fanatis- 
mus, der sie dem Polentum entfremdete, in unheilbarer 
Form fortdauerte. 

Sind viele Uebelstände nicht zu leugnen, so ist es 
ersichtlich, dass die Kohheit, die sich in den Lebensver- 
hältnissen dieser Provinzen fühlbar machte, vor allem durch 
die unsicheren Zustände, die auf Mangel an Ordnung be- 
ruhen, zu erklären ist. Es weht eine freiheitliche Luft in 
der Ukraine, der Steppenwind übertönt das Echo mancher 
Frevelthat. Nicht nur flüchtige Unterthanen, sondern Ade- 
lige, die vor dem Arm der Gerechtigkeit entweichen, sind 
hier vor der Strafe geborgen. Man fragt nicht nach dem 
Namen und der Vergangenheit der ankommenden Coloni- 
sten, sie sind erwünscht und werden angenommen. Die 
Herren sollen nur versuchen, ihre entlaufenen Unterthanen 
zu reklamiren ; unter dem Schutze mächtiger Magnaten 
fühlen sich diese sicher und brauchen sich nicht zu fürch- 
ten. Die Colonisation bringt also viele Elemente, die durch- 
aus anarchisch sind. Diese Colonisation weist eine entschie- 
den andere Natur als die deutsche des dreizehnten und 
vierzehnten Jahrhunderts auf. Damals kamen Leute, die 
eine Ordnung gründeten, Sie kamen und brachten ihr 
Eecht, ein strenges casuistisches Recht mit sich. Die Ge- 
meinde hatte gleich bei ihrer Entstehung feste Verwal- 
tungsgrundsätze, autonomische Behörden und einen Be- 
schützer in der Person des Schulzen, der eine ziemlich 
starke Executivgewalt besass. Diese ganze Organisation 
brauchte der Gütsherr nicht erst zu schaffen, musste sich 
vielmehr selbst in sie einfügen. Hier sehen wir aber ein 
ganz anderes Verhältnis. Die Ansiedelung ist bei weitem 
loser, die Dörfer haben eine sehr beschränkte Auto- 
nomie und die Repräsentation der patrimonialen Herrschaft 
ist gewöhnlich bei einem Beamten, da der Herr selten in 
seinen Gütern wohnt. 

Dieser Beamte hat die weitesten Vollmachten und tritt 
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satrapisch auf, kann aber bei der mangelhaften üeberwa- 
chung nicht im Stande sein, jedes Vergehen zu bestrafen 
und jeder Ausschreitung vorzubeugen. Die Folge ist, dass 
er um so härter und strenger da verfahren wird, wo er 
durch Strafmassregeln ein Beispiel statuiren wUl, das als 
Abschreckung für andere dienen soll. Auf diese Weise geht 
der Gerechtigkeitssinn verloren. Anderseits thut die Kepu- 
blik recht wenig in militärischer und polizeilicher Hinsicht 
um die Sicherheit im Lande zu festigen. Die feindlichen 
Scharen und Horden haben immer leichtes Spiel beim Ein- 
dringen in das polnische Land und die Guerilla an der 
Grenze wird selten unterbrochen. Dies sind Ursachen, die 
es ermöglicht haben, dass an der Ostgrenze Polens zuerst 
zahlreiche Landstreicherbanden, dann aber ein kriegeri- 
scher und räuberischer Bund der Kosacken entstehen 
konnte. 

Die Kosacken sind eine organisirte Anarchie, die ihr 
Leben der anarchischen Verfassung Polens verdankt, ein 
Kind des geheiligten Ungehorsams des „liberum veto^. Das 
ruhige und passive russische Element, sagt Professor Bo- 
brzynski, würde niemals das Kosackenwesen geschaffen ha- 
ben, wie es dies auch nicht that, bis nicht die Fluth der 
polnischen Colonisation an das Ufer des Dniepr mit Wucht 
angeschlagen hat ^). Der Kampf der russischen Bevölke- 
rung mit dem Polentum ist aber nicht eine direkte Fol- 
gerung der fortschreitenden Colonisation. Die Verhältnisse 
hätten sich ganz anders gestalten können, wäre mit dieser 
Colonisation gleichzeitig eine normale Entwicklung der 
Ordnungsschützenden Gewalt fortgeschritten. Es war aber 
das Gegenteil der Fall und man hatte es dazu kommea 
lassen, dass im siebzehnten Jahrhundert ein schrecklicher 
Krieg entbrannte, der den Character einer socialen Revo- 



*) Professor BobrzyÄski. Eine Karte aus der Geschichte der 
polniscbeD Bauern. S. 189. 
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lation deutlich an den Tag legte, die besten Früchte der 
Civilisation für lange Zeit, das Einvernehmen zwischen bei- 
den Nationalitäten bis an das Ende der Republik vernich- 
tete. Wenn wir die Lage der Unterthanen im Südosten 
Polens näher betrachten, so ersehen wir, dass einerseits die 
lose Verbreitung einzelner Ansiedlungen und Bauemstel- 
len, das Vorhandensein grosser unbebauter Territorien, da- 
bei kein einheitliches Vorgehen und keine Tradition in der 
Bestimmung der Anforderungen, die man an den Landar- 
beiter stellte, schliesslich der Reichtum des Bodens, der 
die Lebensmittelpreise sehr beeinflusste, ihnen oft zu gute 
kommen mussten. Wir sehen auch, dass ein grosser Teil 
nur Zinsen zahlt und ihre Grundstücke mit ewigen Besitz- 
rechten und Berechtigung zur Veräusserung, was dem vol- 
len Eigentum beinahe gleich kam, behält. Dagegen ist die 
Abwesenheit der Gutsherren, die gewöhnlich in der Resi- 
denz weilten, oder auf anderen Besitzungen im Westen 
mit Vorliebe wohnten, ein Uebel, da sie den Verwalter 
und andere unterstellte Beamte zu Repräsentanten des Ge- 
setzes und der Gerechtigkeit, zu eigenmächtigen Herren 
macht. 

Ein anderes Uebel ist der Landjude. Er ist zwar auch 
in anderen Provinzen zu finden, hier hat er aber ein loh- 
nendes Feld und man sieht ihn überall in den Dörfern als 
Pächter, Vermittler, Schankwirt, immer aber als Aufsauger der 
bäuerlichen Habe. Die Bedeutung des Juden im polnischen 
Dorfe ist sehr gross, bei der Verbreitung und Zahl der 
IsraeUten in Polen. In älteren Zeiten waren alle Juden 
direkt dem Könige unterthan und hatten eine eigene Ver- 
waltung und Autonomie auf Grund der Privüegien König 
Casimirs, die das Statut des Herzogs Boleslaus von Kaiisch, 
die erste an Juden in Polen erteilte Gerechtsame vom 
Jahre 1264 bestätigt und erweitert haben. Obwohl sie mit 
den Städten und der Geistlichkeit zu kämpfen hatten, fühlten 
sie sich doch durch des Königs starken Arm beschirmt 
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Mit der Schwächung der monarchischen Grewalt sehen wir 
vor der harten Notwendigkeit, sich einen anderen Schutz 
zu suchen und diese Notwendigkeit ist nicht nur eine po- 
litische, sondern, und zwar überwiegend eine ökonomische. 
In den Städten konnten sie kaum mehr existiren. Das ein- 
zige, was sie als Unternehmer führen dürften, war der 
Wucher, sonst waren ihnen durch die vielen Erschwerun- 
gen alle anderen Einkunftsquellen abgesperrt. Bis dahin 
erfreuten sich die jüdischen Gemeinden einer absoluten 
Freiheit und wehrten jede Einmischung in ihre Angele- 
genheiten mit allen Kräften ab. Mit der schnellen Vermeh- 
rung der jüdischen Bevölkerung gestaltete sich das Leben 
in den Städten für die Juden immer schwieriger, da diese 
ausser den vielen Abgaben an die Magistrate noch grosse 
Lasten für die Erhaltung autonomer Behörden in der 
Schule und im Gerichtswesen tragen mussten und ihnen 
die Existenzmittel immer mehr verkürzt wurden. Das 
grösste Elend bedrohte nun diese Bevölkerung, wenn sie 
in denselben Verhältnissen verharren wollte. Da erscheint 
als ßebtungsmittel eine Auswanderung aus den Städten 
auf das Land. Diese Rettung ist aber nur unter der Be- 
dingung möglich, dass die Juden auf ihre Privilegien ver- 
zichten und sich als Unterthanen des landsässigen Adels 
unter dessen Schutz begeben. Hilfe wurde ihnen durch den 
Adel geboten. 

Dieser erhielt nämlich von König Sigismund L ein 
Privileg, Branntwein und andere Getränke nicht nur für den 
eigenen Gebrauch, sondern auch zum Verkauf von allem, 
was über den Verbrauch ging, „si quid eis superabunda- 
verit" sowohl auf dem Lande, als auch in den Städten zu 
brennen. Die Juden erkannten bald, dass man aus den 
Verkauf dieser Getränke Gewinn ziehen kann und sie be- 
eilten sich aus Furcht vor der städtischen Ooncurrenz, die 
adeligen Wirtshäuser in Pacht zu nehmen. Die Zahl sol- 
•cher Wirtshäuser in den Städten war aber sehr beschränkt. 
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Ausser jenen, "die dem Adel angehörten, waren viele bür- 
gerliche, mit denen der Jude harte Oonkurrenz auszuhal- 
ten hatte, ausserdem erschwerte eine scharfe ControUe des 
Woyewoden jede mögliche Unterschlagung und Verschlech- 
terung der verkauften Ware, da dieser hohe Beamte Eecht 
und Pflicht hatte, die Beaufsichtigung der Wirtshäuser zu 
führen. 

Um sich nun von dieser Beaufsichtigung zu befreien^ 
schlagen die Juden den einzigen Weg, der ihnen offen 
bleibt, ein und begeben sich unter die Schutzherrsohaft 
des Adels. Sie verloren, indem sie das thaten, die ihnen 
zugesicherten Rechte, insbesondere das autonome Gerichts- 
wesen in der Gemeinde, doch wurden ihnen dieselben Vor- 
teile gewöhnlich von den neuen Herren zuerkannt. Auf 
dem Reichstage in Krakau im Jahre 1539 giebt Sigis- 
mund I. folgende Erklärung an die Stände: Es sind uns 
Ansuchen seitens des Adels zugegangen, welcher von den 
in seinen Städten und Dörfern wohnenden Juden allein 
Nutzen ziehen und nach eigenem Willen Gerichtsbarkeit 
über sie ausüben will „ut jus illis arbitratu suo dicant". 
Darauf antworten wir, dass, wenn die Juden auf andere 
Gerichte und ebenso auf die ihnen von unseren Vorgän- 
gern erteilten, und von uns bekräftigten Rechte, daher 
auch auf unseren Schutz verzichten, wir, da uns kein wei- 
terer. Nutzen von ihnen kommen kann, auch keinö Pflicht 
haben wollen, ihnen Wohlthaten zu erweisen** ^). Diese bün- 
dige Erklärung ist somit ein Wendepunkt in der Geschichte 
der polnischen Juden. Um dieselbe Zeit, um die der Kmete 
endgiltig unter die absolute Herrschaft seines Gutsherrn 
kommt, gerät unter diese Herrschaft ein grosser Teil der 
israelitischen Städteeinwohner Polens, die nun in die Dör- 
fer emigriren. Sie hatten dem Bauern, der, in schwerer 
Arbeit bedrückt, wenig Unternehmungssinn zeigte, ebenso- 



»> Volumina legum. I. S. 270. 
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wie dem aa ein leichtes Leben gewohnten Edelmanne ge- 
genüber, den Vorteil einer mehr complicirten Natur und 
eines strebenden, zielbewussten Charakters. Von frühester 
Jugend auf lernten sie andere Menschen zu fürchten, zu has- 
sen und zu verachten, da sie gefürchtet, gehasst und ver- 
achtet waren. Durch lange Talmudstudien entfremdeten sie 
sich von frühester Jugend auf allem, was sie umgab, sie 
konnten sich daher willkürlich aus einer Gedankenwelt in 
eine andere nur durch Vorstellung versetzen, infolge des- 
sen konnten und mussten sie auch nach zwei verschiede- 
nen Masstäben alles beurteilen, sie waren doppelartig und 
doppelsinnig geworden. Und fügt man noch hinzu, dass 
ihr ganzes Streben darnach gieng, wo möglich viel Beich- 
tum in kurzer Zeit anzusammeln, denn Geld war ihre 
einzige Macht da, wo sonst ihre Lage vom Gutdünken 
unberechenbarer Leute abhing, so begreift man, wie sie 
ihre intellectuelle Ueberlegenheit auszunützen sich bestreb- 
ten. Aber anderseits waren sie so zahlreich und der Fa- 
milienvater hatte oft für so viele Köpfe zu sorgen, dass 
sich der ganze Verdienst nicht selten als kaum ausreichend 
herausstellte. Sie waren von allen angefeindet und wenn 
sich der Zorn des Bauern mancbmal brutal in Sehlägen 
äusserte, so gab sich der des Edelmannes in Erpressungen 
kund und die Geistlichkeit trat auf den Provinzialsynoden 
mit aUer Kraft gegen die Ausbreitung des Judentums auf. 
Im siebzehnten Jahrhundert beginnt in der polnischen Ju- 
denschaft ein Drang nach Osten sich fühlbar zu machen. 
Man brauchte da intelligente Vermittler, man sieht sich 
nach Agenten um, die fähig wären, den kleinrussischen 
Bauern wirtschaftlich und politisch zu überwachen. Dazu 
eignete sich aber der Jude ganz vortrefflich. Er giebt dem 
königlichen Starosten in Krongütern und den adeligen 
Herren in ihren Rittergütern den höchsten Pachtzins un- 
ter der Bedingung eines Branntweinmonopols für Fabrika- 
tion und Ausschank. Er nimmt ausserdem Mühlen, Teiche, 
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Gärten, mit einem Worte alle Einkommensquellen in Pacht 
und weiss sich dem Bauer ebenso wie dem Q-utsherrn 
nützHch, ja unentbehrlich au machen. Das Bestreben der 
Juden, das vielen Bauern zuerkannte Brecht auf eigene 
Branntweinbrennereien zu verkürzen, ist auch ein Grund des 
Hasses gegen sie und gegen die Gutsherrschaft gewesen. 
Schliesslich kann man die religiösen Gegensätze nicht 
mit Schweigen übergehen, obwohl sie nicht die wichtigste 
Eolle im Zerwürfnisse der Unterthanen und der herrschen- 
den Klassen in Polen gespielt haben. Der religiöse Kampf 
hatte da nie einen so scharfen Charakter, wie es im westli- 
chen Europa der Fall war, angenommen. Ohne Zweifel ist 
die kleine Zahl der Städte, welche als Centrum einer fort- 
geschrittenen geistigen Entwickelung und eines regen po- 
litischen Selbstbewusstseins Einfluss auf die reformatori- 
schen Bestrebungen haben konnten, von Nachteil für diese 
Bestrebungen gewesen. Weder der Monarch, noch der Adel 
wären im Stande gewesen, einen Vorteil aus einer re- 
ligiösen Revolution zu ziehen. Das erste wäre möglich, 
wenn die Krone ihre Macht durch Niederwerfung des stän- 
dischen TJebermutes gestärkt hätte, das Gegenteil, wenn sich 
eine entschieden republikanische Richtung durch Abschaffung 
der königlichen Würde begründet hätte. Beides war fast 
gleich unmöglich. Der Monarch musste mit dem Adel 
rechnen, da er sonst keinen anderen Stützpunkt hatte und 
der Adel, obwohl ein grosser Teil der neuen Lehre erge- 
ben war, stand politisch auf der unverrückten Basis seines 
ständischen Interesses, wie wir es aus den Beschlüssen der 
Confederation „inter dissidentes" deutlich erkennen. Er 
würde gegen sich selbst nicht aufrichtig gehandelt haben, 
wenn er das Königtum, welches die Quelle seiner Privilegien 
bildete, entschieden bekämpft hätte. Die monarchische Ord- 
nung war für ihn eine Notwendigkeit und eine durchaus 
demokratische Form des Staates würde die unteren Volks- 
schichten ermutigt haben, sich gegen den Einfluss der 

8 
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Adels aufzulehnen. Das geheiligte Privileg musste also in 
Kraft erhalten bleiben. Dabei ist die Thatsache nicht min- 
der wichtig, dass die Katholiken tüchtigere Kräfte in ih- 
rem Lager hatten und Männer wie Martinus Cromer, der 
Primas Kamkowski, der Cardinal Hosius, die Jesuiten 
Wujek und Peter Skarga, neben politisch begabten und 
gewandten Legaten der Curie wie ein Lippomano oder 
Commendoni hatten gegen die Reformation hoher, Kirchen- 
fürsten, wie UchaÄski mächtiger Magnaten wie Radziwill, 
Laski, Siennicki und geistreichen Tribunen, wie Andreas 
Fricius das geistige Uebergewicht. 

Dazu kommt es, dass die Reformationsbestrebungen 
in Polen durchaus anarchisch auftraten. Dieselbe verderbli- 
che Anarchie, die schon in jener Zeit im Staatsleben ihr 
Unwesen zu treiben anfängt, ist in der religiösen Bewe- 
gung zu erkennen. Die lutheranische, calvinische und 
zwinglianische Richtung, der Arianismus und der ihm na- 
hestehende Socinianismus erscheinen zu gleicher Zeit in 
Polen und, unter einander getrennt, können sie sich zu 
keiner imponirenden und dauernden Majorität vereinigen. 
Daneben sehen wir Versuche der Bildung einer national- 
polnischen Kirche. Es fehlt den reformatorisch Gesinnten 
an organischem Zusammenhang und einheitlichem Vorge- 
hen. Die ganze Bewegung ist, wenn auch verbreitet, mehr 
oberflächlich, nachahmend als tief und selbstbewusst. Die 
Reaction war daher keine nach schweren blutigen Kämp- 
fen vorsätzlich unternommene Unterdrückung, sondern viel- 
mehr eine Umkehr der Gemüter. Die Regierung der bei- 
den letzten JageUonen ist nach wie vor eine tolerante ge- 
blieben und nach dem Ableben Sigismund Augustus ist 
eine Wiederaufnahme des Kampfes seitens der Dissidenten 
nicht mehr denkbar. 

Der Bauer hat aber an der religiösen Bewegung fast 
gar keinen Anteil genommen, sie blieb auf die Sphäre 
des Adels und des städtischen Standes beschränkt und 
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starb ab, ehe sie in die breitesten Volksschichten gelan- 
gen konnte. In den östlichen Provinzen Polens hatte aber 
die Reformation keinen Boden gefunden. Hier sehen wir aber 
zwei Glaubensbekenntnisse neben einander, die griechisch- 
orthodoxe und die römisch-katholische Religion. Der ersteren 
gehören nur Unterthanen an, während die aus Polen kommen- 
den Kolonisten und die oberen Classen, wie auch ein gros- 
ser Teil des Volkes den römischen Glauben bekennt. Der 
hohe Adel Lithauens hat sich fast allgemein zum Katho- 
licismus bekehrt, da die ersten Jagellonenkönige gegen die 
griechische Orthodoxie mit Nachdruck auftraten. 

Im Jahre 159B erklären sich, unter dem Einflüsse der 
pohlischen Geistlichkeit, die griechischen Kirchenfürsten, 
wie der Metropolit von Kiew, der Erzbischof von Polock, 
die Bischöfe von Wladimir, Luck, Chelm und PiAsk für 
eine religiöse Union und unterwerfen sich dem heili- 
gen Stuhle. Diese Union folgt auf die frühere politische 
Annäherung Lithauens an Polen. Ein Teil der Bevölke- 
rung hat sie aber nicht anerkannt und protestirte unter 
Führung des Fürsten Constantin Ostrogski gegen das abge- 
schlossene Bündniss. 

Diese griechischen Dissidenten sind später mit den 
protestantischen Dissidenten in Fühlung getreten ^). Doch 
haben die vereinigten Dissidenten keine gewaltmässige Ver- 
teidigung ihrer Interessen vorgenommen. Sie schlössen sich 
fester zusammen, um die ihnen zugewährten Rechte zu 



^) Sie sollen im Jahre 1599 in Wilna einen Pact geschlossen 
haben, die Nachricht davon ist in der Geschichte erhalten. Ein darauf 
bezügliches Schriftstück, eine Abschrift aus dem fürstlich Radziwil- 
Fschen Archiv in Königsberg hatte die Reichstagsdeputation, wel- 
che den Process des russischen Bischofs Sadkowski und Anderer 
um Aufwiegelungen in der Ukraine Beschuldigten im Jahre 1789 
führte, in den Papieren des Bischofs gefunden. TaÄski Ignacy. Relacya 
deputacyi do examinowania oskarÄonych o bunty. Warszawa. Rela- 
tion dieser Deputation vom Jahre 1790. S. 16. Anm. 
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wahren und auf dem Reichstage sich gegenseitig za unter- 
stützen. 

Öie Wirren und Aufstände der ukrainischen Länder 
stehen auch ursprünglich in keinem Zusamenhang mit religiö- 
sen Forderungen. Ein Bäuberhauptmann, wie Nalewayko 
im Jahre 1596 und Pawluk im Jahre 1637 waren Kosa- 
kenanführer, die auf Kosten der ruhigen Bevölkerung ihr 
Unwesen trieben. Das von König Stephanus Bathory an- 
gestrebte Ziel, aus den Kosaken eine organisirte Grenz- 
miliz zu bilden, ist nach dem Tode dieses thatkräfügen 
Monarchen aufgegeben worden und seitens der wilden 
Steppensöhne erfolgen neue Unruhen, die man nur mit Mühe 
unterdrückte. Die Constitutionen von 1590, 93 und 96 ha- 
ben alle das Bestreben eine straffe Handhabung der Gesetze 
herbeizuführen und Ordnung in der Ukraine zu festigen. Nach 
der Constitution von 1590 werden die Gutsherren für die 
Ausschreitungen ihrer Unterthanen zur Verantwortung gezo- 
gen. Die Gewährung einer Autonomie den Siez- und Zapo- 
roze-Kosaken, ihre militärische Verfassung und Rechte blei- 
ben erfolglos und man sieht sich genötigt, zu radicalen 
Mitteln zu greifen. Auf dem Reichstage von 1638 wird die 
Notwendigkeit eines energischen Vorgehens betont und die 
Gesetzgeber entschliessen sich, die den Kosaken erteilten 
Privilegien ein für allemal abzuschaffen und dieses freie, 
unruhige Element zu Unterthanen zu machen, den Guts- 
herrschaften unterzuordnen und an die Scholle zu binden. 
Ein anderer Teil soll aber in die polnischen Truppen als 
sogenannte Register- Cavallerieregimenter einverleibt wer- 
den. Wir wollen hier nicht erörtern, ob diesö Mass- 
nahme eine gute und nützliche war. Es steht aber fest, 
dass auf diese oder jene Art Ordnung in den Grenzpro- 
vinzen geschaffen werden musste, wollte man nicht ewig 
einen Herd der Unzufriedenheit unterhalten. Ist aber der 
Weg einer Gleichstellung der Kosaken mit dem Bauern- 
stande einmal eingeschlagen worden, so hätte man ihn 
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mit der ganzen Energie verfolgen und mit der nötigen 
Macht die Ausführung des Vorhabens beschleunigen sollen. 

Man that das nicht und zehn Jahre später fand sich 
ein Bohdan Ohmielnicki, der aus einer Privatfehde einen 
Aufstand, aus einem Aufstand aber einen wüsten schreck- 
lichen Krieg entfachte. Die Empörung des Kosakentums 
verband sich mit dem Unwillen des Bauern gegen seinen 
Herrn. Aus einem Funken entstand ein grosser Brand und 
das Hineinziehen anderer socialer und politischer Interes- 
sen, sowie auch des religiösen Fanatismus geschah in auf- 
geregter Kriegszeit, in der die blinden Massen des Volkes 
den Freiheit und Beute verheissenden Anführern folgten. 
Der Umstand, dass religiöse Gegensätze mit den socialen 
zusammenfielen, da wo die oberen Classen der Gesellschaft 
römisch-katholisch, die breiten Volksschichten aber grie- 
chisch-katholisch oder griechisch-orthodox waren, hat dazu 
nicht wenig beigetragen. Politisch, auch mehr als religiös 
waren die Motive, die Ohmielnicki bewegten, sich um Hilfe 
an Bussland zu wenden und die Herrschaft des Czaren 
anzuerkennen. Der orthodoxe Glaube hatte damals noch 
sein anerkanntes, kirchliches Oberhaupt im Patriarchen von 
Constantinopel und Russlands Herrschaft wird von den 
Kosaken so lange der polnischen vorgezogen, bis sich mit 
ihr eine Erweiterung der. Privilegien verbindet. 

Nach Ohmielnicki's Tode wendet sich der Hetman Wy- 
howski im Jahre 1659 gegen die Russen und unter- 
wirft sich wieder der Republik die jetzt nicht nur die 
kosakischen Freiheiten bestätigt, sondern auch erheblich 
erweitert und der griechischen Orthodoxie eine Gleichstel- 
lung mit den römischen Bischöfen im Senat gewährt. 

Seit den Kriegsjahren von 1648 tritt nun die reli- 
giöse Frage mehr und mehr in den Vordergrund. Mit der 
Zöit, als die russische Nationalkirche unter Peter dem 
Grossen entstand, beginnen die disunirten Griechen Polens 
nach :-Bussland zu gravitiren und die russische Politik 
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versteht es, durch eine fortwährende Einwirkung auf die 
Dissidenten Polens Grund für eine Einmischung und Ein- 
greifen in das polnische Staatsleben zu gewinnen. Von ei- 
ner Verfolgung der Orthodoxen in Polen kann man zur 
Zeit der ersten Jagellonen freilich sprechen, seit dem sech- 
zehnten Jahrhundert nur von einer Zurücksetzung, und als 
sich das Interesse der Kosaken und des feindlichen Nach- 
barlandes mit den religiösen Motiven verband, von einem 
Misstrauen. 

Eine ähnliche Zurücksetzung, zwar in weniger schar- 
fem Sinne ist aber auch in der Stellung der imirten Grie- 
chen zu den römischen Katholiken bemerkbar. Dies ergiebt 
sich daraus, dass die letzteren das herrschende und das 
social hervorragende Element bilden. Die polnische Geist- 
lichkeit ist überwiegend adlig, die ruthenische bäuerlich, 
und wo beide in Berührung kommen, spielt dieser das- 
senunterschied eine wichtige Bolle. Deshalb genossen 
die unirten Bischöfe kaum eines höheren Ansehens im 
Senate als die disunierten. Auch ist die Bildungsstufe 
der griechischen Geistlichkeit gegenüber der römischen 
eine niedrigere und beide Gründe erklären die Gering- 
schätzung mit der man der ersteren gegenüber trat. Wenn 
ein Schriftsteller am Ende des siebzehnten Jahrhunderts 
von den unirten Griechen sagt: „Sensim tamen magis ma- 
gisque ad latinorum sententiam inclinant^, so lässt es sich 
denken, dass der Einfluss eines culturell höher stehenden 
Priestertums auf die weniger gebildete griechische Geist- 
lichkeit eine fühlbare Wirkung hatte. Hierzu kommt die 
Thätigkeit der vielen und so verschiedenen Orden der rö- 
mischen Kirche, besonders aber der Jesuiten, welche an 
der Annäherung der Orthodoxen und einer wo möglich 
noch stärkeren Vereinigung der unirten mit Bom arbei- 
teten. Dass aus der Geringachtung des ruthenischen 
Olerus und der Buthenen überhaupt, die man mit „rustici^ 
als gleichbedeutend zusammenstellte und aus dem zeloti- 
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Bohen Wirken einzelner Priester Uebelstände entstehen 
konnten, ist in der damaligen Zeit leicht denkbar, doch 
sind diese Uebelstände erst durch das Eingreifen des mäch- 
tigen nordischen Nachbarn zum wirklichen Uebel geworden. 
Wie die Sachen aber auch lagen, nie haben die reli- 
giösen Meinungen in Polen zu einer solchen Unter- 
drückung Andersgläubiger geführt, wie es im westlichen 
Europa vorkam und wenn der rebellische Kosake den glei- 
chen Hass den Gutsherren, den Juden, wie den Pfaffen entge- 
genbrachte, so hat man darin zuerst den Ausdruck eines revo- 
lutionären, gegen jede Autorität gerichteten Willens zu su- 
chen. Man wollte den Kosaken im Jahre 1638 die Freiheit 
nehmen und hat es nicht mit nachdrücklicher Entschie- 
denheit durchgesetzt; zwanzig Jahre später beschenkte 
man sie mit neuen weitgehenden Privilegien, verstand aber 
nicht, sie wirklich an die Interessen Polens zu binden. Die 
Möglichkeit, ein stehendes Heer aus diesen irregulären 
Truppen zu bilden, lag bei der mangelhaften, militärischen 
und finanziellen Ordnung Polens der Verwirklichung fern. 
Behaupteten doch die Aufständischen, dass sie nur gegen ihre 
Herren, nicht gegen die Krone kämpften und sie behaupteten, 
dass der König, den sie um Schutz baten, sie auf ihre Sä- 
bel verwiesen haben soll, antwortend : „Da ist euer Schutz". 
Man ist unwillkürlich an die Casimir dem Grossen zuge- 
Bchriebenen Worte erinnert: „Habt ihr keinen Feuerstein 
um euch zu rächen". Sie hatten Eisen und sie hatten 
Feuer und verwüsteten die üppigsten G-egenden des Landes. 
Den Monarchen aber brachte der unheilvolle Krieg um den 
ihm noch verbliebenen Einfluss und um die Macht. Er konnte 
nur mit Hülfe der reichen Magnaten, welche die Grenz- 
provinzen colonisierten, die aufständische Bewegung bemei- 
stem und das Schwert eines Fürsten Wisniowiecki wurde 
ihm ebenso notwendig, wie es auch gefährlich war. Die 
Latifimdienwirtschaft breitete sich immer mehr im Osten 
aus und nicht der Monarch, sondern der Magnat war Herr 
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im Lande, dessen Wort gefürchtet wurde. Die Kämpfe, 
in Folge deren um die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts 
der Monarchismus den Ständen unterlag, führten dazu dass 
jetzt die innere Kraft der Nation selbst dem privaten 
Egoismus unterliegt. Die Unterthanenklasse hat darunter 
am schwersten zu leiden. 

Es ist ein tief ergreifendes Ereigniss, wenn König 
Jobann Casimir in Lemberg vor dem Muttergottesaltare 
knieend, um Vergebung seiner Sünden bittet und sich der 
Unterdrückung des unterthänigen Volkes beschuldigt, wo- 
rauf er ein Gelübde leistet, nach dem Ende des Krieges 
mit den Ständen der Republik alle Mittel anzuwenden, um 
diesem Volke zu Hilfe zu kommen (anno 1666). Eine öf- 
fentliche Selbstanklage, ein reuiges Bekenntnis war das, 
welche die wahre Ueberzeugung des Monarchen kennzeich- 
nen. Zu einer thätigen Initiative der Krone war es aber 
zu spät, ihre Macht war gänzlich gebrochen. Den Ständen 
aber konnte man nicht zumuthen, dass sie sich ihrer Vor- 
rechte willkürlich entäussern. Das lag weder im Charakter 
der Zeit, noch war ein solcher Entschluss für die Masse 
der adligen Gutsbesitzer denkbar und durchführbar. Im 
Gegenteil werden die Gutsherren noch mehr in ihren Pri- 
vilegien gestärkt, wie die Kraft der Regierung geschwächt 
und ermattet darniederliegt. 

Die centrale Gewalt, der Einfluss des Reichstages 
kann nicht mehr die centrifugalen Bestrebungen der klei- 
nen Provinzialtage zügeln, diese reissen die ganze Macht 
an sich und erweitern ihre Competenzen. Die Steuerein- 
nahmen werden noch während der Regierungszeit Johann 
Casimirs von den Provinzialtagen in eigene Verwaltung 
genommen, die Decentralisation erreicht ihre höchste Stufe, 
in jeder Woyewodschaft schalten und walten die adligen 
Possessionati zu ihrem nächsten VorteiL Die politische 
Kurzsichtigkeit wird, dank eine Verminderung erfahrener^ 
gebildeter Elemente immer allgemeiner, ebenso wie das ra- 
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dioale Phrasenthum, welches dem Privatinteresse dient. Bei 
der Verlegung des politischen Schwerpunktes in die 
Provinzen sinkt der geistige Gensus in den gesetzgeberi- 
schen und beratenden Körpern und jedeWoyewodschaft, die 
eigene Politik führen will, ist beinahe ein kleiner autono- 
mer Canton, in dem vom engen Standpunkte des Par- 
ticularismus die grossen Nationalfragen beurteilt werden. 
Die Folge davon, die sich in kurzer Zeit zu erkennen giebt, 
ist der waojssende Einfluss einzelner Familien im Lande, 
die es verstanden haben, eine sich feilbietende Gunst der 
Masse zu erwerben. Während der Zeit der sächsischen 
Herrschaft sehen wir, wie jene Familien die Schaaren der 
mit goldener Freiheit privilegierten nach Belieben lenken, 
selbst aber ein Spielzeug der Interessen fremder Mächte, 
deren Einfluss sich in Polen sich festsetzt, geworden sind. 
Diese fortschreitende] und durchaus erklärliche Entwick- 
lung anarchischer und centrifugaler Kräfte führt den Staat 
dem Verderben zu, kommt aber den Gutsherren zu Gute. 
Am schwersten lastet sie auf den Unterthanen. 

Die Kriege des siebzehnten Jahrhunderts haben den 
Wohlstand des Landes untergraben. An Stelle vieler Nie- 
derlassungen sieht man nur Ruinen und Wald, wo Dörfer 
spurlos verschwunden sind ^). Der Kmete, der wohlhabende 



*) Herr Krzywicki giebt in seiner Abhandlung „Kurpie" (über 
die „Kurpien"') zwei Tabellen, in welchen nach den Lustrationen 
die Folgen der verheerenden Kriege veranschaulicht sind. Wir füh- 
ren hier einige ZiiFern an. in der Starostei Lomza waren im Jahre 
1673 um die Stadt Kolno von 42 Hufen (wlöki) Ackerland nur 10 
bebaut und angesiedelt. 

Im Dorfe Labno auf 30 Hufen 3 angesiedelt 
„ K^ty „ 30 „ 21/^ „ 

„ „ Borköw „ 301/2 „ 21/2 „ 
„ „ Czerwone,, 401/2 n ^^^ 1/2 „ 
„ „ Zabiele „ 45 „ nur 1/2 „ u. s. w. 

(Biblioteka Warszawska pro September 1892. Band III. Heft 3. S. 
554. Tafel I). Vgl. Weiss. Preussen, Lithauen und Masovlen. Ru- 
dolstadt. 1878. Seite 71. 
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Vollbauer kann sich nioht mehr behaupten, an seine Stelle 
sehen wir fast überall in jener Zeit Halbhufener oder Yier- 
telhufener treten. Die Frohnen, Dienstleistungen und Ab- 
gaben werden nach allen Biohtungen hin vermehrt, auch 
neue Steuern treffen die Bevölkerung in erhöhtem Masse, 
da der Staat G-eld braucht und der Adel keiner Besteue- 
rung unterliegen will. Wir wollen hier nioht auf die Do- 
miniallasten, wie sie im siebzehnten Jahrhundert vorkom- 
men, näher eingehen, da sioh dieselben Lasten am Ende 
der Existenz des polnischen Staates in derselben Form er- 
halten und wir sie bei Besprechung der Zustände unter 
Stanislaus Augustus nach Möglichkeit kennen lernen wer- 
den. Es sei aber des Steuerwesens, wie es sich mit der 
Zeit ausbildete, und wiefern es den Unterthanen betraf, 
übersichtUch erwähnt. 
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CAPITEL VII. 



Das Steuerwesen in Polen und die Belastung der 
Unterthanen. Die Kirchen - Abgaben und die 

Kriegspflicht. 



Die Grund- und die Getränkesteuer. — Die „Lan" -Steuer. — Die 
„Czopowe" und „Szel§zne"-steuer. — Die „BÄUchfiang"-8teuer. — 
Die allgemeine Kopfsteuer. — Ungleiche Belastung der Volksklas- 
sen bei der Kopfsteuer von Jahre 1590 und der von Jahre 
1662. — Art der Repartition. — Woyewodschaftssteuern. — Decla- 
ration ,,cum^ und ,,sine abjurata". — Exactionsgebühren. — Steuer- 
fireibeit und Privilegien des Adels. — Das Salzprivileg. — Spezielle 
Abgaben in Domänen und in den Kirchengütern. — Die ^^Hibemen"- 
gelder. — Das „subsidium charitativum". — Die Steuertarile. — 
Grundfehler bei der Steuervertheilung. — Abgabe an die Kirche. — 
Zehnten und Messgelder. — Schüttgetreide. — Uebereinkommen 
wegen Zehnten-Ablieferung. — Lustrationen der Kirchengüter. — 
Kriegspilicht der Unterthanen. — Die „Lanen"-Truppen werden 
durch Stephanus Bathory aus Bauern geschaffen. — Die „Auslesen- 
Leute. — Die Kriegspfiicht wird in eine Geldabgabe umgeändert. — 

Bei Besprechung der deutsch-rechtliohen Dorfgemein- 
den ist schon von den Abgaben, welche die unterthänige 
Bevölkerung zu tragen hatte, die Bede gewesen. Im sech- 
zehnten und in den ersten Decennien des siebzehnten Jahr- 



— 124 — 

hunderts bis zum Jahre 1629 warea auf den Beiohsta- 
gen nur zwei Gnippen von Steuern dauernd festge- 
setzt worden , die Grundsteuer und die GeLränkesteuer. 
Was die erstere anbetrifit, so ist sie von der seit König 
Ludwig von Anjous Zeiten festgesetzten sogenannten kö- 
niglichen Abgabe („regale'', polnisch ^krölestwo** oder „po- 
radlne" von ;,radto"), welche an Stelle der früheren „An- 
gariae^ trat, abzuleiten. 

Jene Abgabe wurde, wie schon erwähnt, in der Höhe 
von zwei Groschen von jedem Lane erhoben und lastete 
auf dem herrschaftlichen Vorwerksacker ebenso wie auf 
den unterthänigen BauernstelleD. Sigismund I. hat im Jahre 
1607 die Palatine und CasteUane von dieser Zahlung aus- 
genommen und später bildete sich die Gewohnheit zum 
Princip aus, dass jeder Adslige dieser Steuerfreiheit ge- 
niesst. Nicht so der Unterthan. Seit Stephanus Bathory ist 
die Lanensteuer auf einen polnischen Gulden normirt 
worden (1678). Der kleine Landadel, welcher keine Unter- 
thanen hatte, war auch, obwohl ihm eine Erleichterung 
zugute kam, dieser Steuer unterzogen, hatte aber nur ei- 
nen halben Gulden vom Lan zu entrichten. Diese Norm 
bildet einen Steuersatz, der im Bedarisfall verdoppelt, ver- 
dreifacht und noch mehr nach Beschluss des Reichsta- 
ges erhöht werden konnte. Sie heisst daher „simpla^. 
Diese Summe, die auf dem unfreien Boden lastete, war 
von den Kmeten zu leisten. Die Gärtner, Häusler und 
Komorniken und überhaupt alle die ünterthanen im Dorfe, 
die nicht einen ganzen Lan besassen, hatten nach dem 
Beschluss des königlichen Universalschreibens von 1678 
die erstere ä zwölf Groschen, die anderen Kategorien a 6 
und 4 zu entrichten, welche Beiträge in demselben Masse 
wie die Lanenabgabe im Notfalle erhöht wurden. Die städti- 
schen Aecker werden auch ohne Unterschied zur Zahlung 
der Lanengelder herangezogen. Von den städtischen Häu- 
sern aber, wie von den Erwerbszweigen der Bürger wird eine 
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besondere Steuer, die „exactio civilis^ (polnisch „szos") ^) 
heisst, in verschiedenen Höhen, je nach der Lage der Im- 
mobilien und Bedeutung des Gewerbes, erhoben. Sie war 
mit der Lanensteuer verbunden und gleichzeitig festgesetzt. 

Die andere Q-ruppe bildet, wie gesagt, die Besteue- 
rung der Getränke. Nach der Ordnung König Bathorys 
waren, was die Getränke betraf, drei Steuerarten be- 
stimmt. Eine Brennsteuer für Branntwein, die in Städten 
von jedem Kessel 24 Groseben, in Dörfern 12 Groschen 
betrug, dann eine Schanksteuer, welche die Hälfte der Brenn- 
steuer ausmachte. Für das Bier ist die Besteuerung eine 
andere, da man hier nicht von der Quantität, auch nicht 
vom Maischen und Brauen, sondern von der verkauften 
Ware zu zahlen hatte und zwar von jedem Groschen 2 
Denare, was gleich 117o ist. Die Last der Steuer fallt auf 
den Verkäufer, nicht auf den Gonsumenten. Diese Getränke- 
steuem waren aber hauptsächlich von den nichtadeligen 
Klassen getragen, die gutsherrlichen Branntweinbrennereien 
sind von ihnen befreit und beim Verkauf von Bier zahlt 
der Adel 37o weniger als alle Anderen. Ausser Branntwein 
und Bier unterliegen der Verkaufssteuer andere spirituöse 
Getränke und zwar die verschiedenen im Lande producir- 
ten Methsorten, wie auch die importirten Weine und Li- 
queure. 

Die Getränkesteuern heissen im Allgemeinen „Ozo- 
powe". In späterer Zeit wurden für die Getränke, wie auch 
für andere Waren eine neue Steuer, die sogen. Accise er- 
hoben, die aber keine dauernde war. Dann trennte man 
von ihr das „ Quantum*^, welches die Getränke allein be- 
lastete und unterschied diese Zusatzsteuer von der eigen- 
tlichen ^Czopowe** unter dem Namen „contributio solida- 
ria**, die 10% des Warenpreises bildete „szel^zne''. So blieb 



*) Vergl. Zakrzewski. üeber den Generalhufenschoss. Leip- 
zig. t885. 
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es bis zum Jahre 1629. Dieses wichtige Datum bezeichnet 
die Abschaffung der Lanensteuer und eine Ersetzung die- 
ser durch die sogenannte Kauchfangsteuer ^). 

Die neue Abgabe wird von jedem Rauchfang, bei- 
nahe dasselbe wie von jedem Hause entrichtet und ist zu- 
erst auf einen halben Gulden, bald aber noch in demsel- 
ben Jahre auf einen ganzen festgesetzt. Der Gedanke, 
Wohnungen, nicht Aecker zum Objekt der Besteuerung zu 
machen, war den beratenden Ständen durch die leichtere 
TJebersichtlichkeit der Steuerzahler und vielleicht auch 
durch die Hoffnung auf ergiebigere Einkünfte dictirt, 
denn, wenn die Lanensteuer im Jahre 1629: 199.897 Gul- 
den betrug, so hatte man von der Eauchfangsteuer im er- 
sten Jahre 317.968 Gulden erzielt, was auch die Erhöhung 
des Steuersatzes auf einen Gulden rechtfertigt^). Die 
„simpla^ der ßaiiohfangsteuer konnte ebenfalls wie bei der 
Lanenabgabe verfielfacht werden. Diese Steuer behauptet 
sich mit kurzen Intervallen, in denen man wieder zu der 
alten Besteuerungsart zurückgriff bis in die letzten Regie- 
rungsjahre Sobieski's. 

Eine weitere, schon in früheren Zeiten ausnahmsweise 
vorkommende Steuerform ist die allgemeine Kopfsteuer. 
(Von speciellen, jüdischen oder tartarischen sei hier ab- 
gesehen). Es ist dies eine der ältesten Steuerarten, sie 
war allgemein, freiwillig und ausnahmsweise in Notlage 
des Staates bewilligt. Aehnlich wie im westlichen Europa 
„dime saladine" waren es die Türkenkriege, die zuerst zu ei- 
ner Besteuerung, der sich alle Volksklassen unterzogen, 
Anlass gegeben haben. Ein solcher „census capitum" war 



') Gleich „Herdsteuer". 

2) PawiAski Adolf, ßz^dy sejmikowe w Polsce na tle stosun- 
köw wojewödztw kujawskich, Warszawa. 1888. (Die Regierung der 
Landtage in Polen (v. 1572—1795) auf Grund der Verhältnisse der 
Kujaw'schen Woyewodschaften dargestellt von Prof. Adolf PawiA- 
ski). S. 136. 
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bei den privilegirten Ständen höchst unbeliebt und daher 
nnr in äussersten Fällen zugelassen. Nach 1520, wo in An- 
sehung eines Tartareneinfalles eine Kopfsteuer beschlossen 
war ^), wiederholte sie sich einmal im Jahre 1590, als eine 
Kriegsgefahr seitens der Türken drohte, wird aber, da der 
Krieg nicht zum Ausbruch kam, in demselben Jahre rück- 
gängig gemacht 2) um erst nach 70 Jahren im Jahre 1662 
wieder zu erscheinen. Man wollte aber damals, als man sie 
öfters wiederholte, nicht den Namen einer Kopfsteuer be- 
halten, da er dem gesetzgebenden Körper zuwider war 
und nannte sie daher „subsidium reipublicae generale^. Ei- 
nige Male wiederholt, hat sie sich eingebürgert und seit 
1717 als eine* dauernde Hauptsteuer andere Besteue- 
rungsarten verdrängend besteht sie bis 1775. Wir sehen 
also, dass man bei der Besteuerung dem Gedanken ver- 
folgt, hauptsächlich die unterthänige Bevölkerung zu tref- 
fen. Zuerst ist der unfreie Boden besteuert, dann das Haus 
des Unterthanen, schliesslich er selbst. Bei dem immer 
fühlbarer werdenden Bedürfniss an Geldmitteln, werden 
aber auch die privilegirten Stände zur Zahlung herbeige- 
zogen, doch sie gemessen dabei fast immer grosse Esleich- 
terungen und ist ihr Anteil ein kaum bemerkenswerter. 
Die Kopfsteuer führte aber dadurch, dass sie alle Staats- 
angehörige zur Zahlung heranzog, zu statistischen Berechnun- 
gen und auf Grund der Angaben steuerpflichtiger Land- 
und Städtebewohner könnte man, wenn uns diese Anga- 
ben genau erhalten zugegangen wären, von dem Ergeb- 
nisse einer allgemeinen Volkszählung im siebzehnten Jahr- 
hundert sprechen, was nicht ohne Interesse ist, weil stati- 
stische Nachrichten aus jener Zeit über die Einwohnerzahl 
eines grösseren Staates überhaupt nirgends vorhanden sind. 



*) Sigismunduä I. Bydgostiae. 1520. 

^ Sigismundus III. Warschau am 12. Juli 1590 s. bei Profes- 
sor PawiAski. Rz^dy sejmikowe. S. 137. 
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Ich werde auf diese Materie in einem besonderem Ka- 
pitel zurückkommen. 

Die Belastung der verschiedenen Volksklassen ist bei 
der Kopfsteuer votn Jahre 1690 und der von 1662 sehr 
ungleich. Wir sehen, wie sich die Lage immer mehr zu 
Gunsten des Adels verändert. Während im Jahre 1520 ein 
Edelmann, der keine Kmeten auf seinem Gute hatte, ei- 
nen Gulden zahlt, entrichtet derjenige, der angesiedelte TJn- 
terthanen besass, acht Gulden. Die Schulzen und Dorf- 
vögte haben, wenn sie erbliche Besitzungen oder unter- 
thänige Leute hatten, ebensoviel als die adeligen, also 
acht Gulden, zu zahlen, solche aber, die keine Besitzung 
haben, nur 8 Groschen, die Frauen und Kinder je einen 
Groschen, alle anderen Bauern ebenfalls einen Groschen 
pro Kopf zu entrichten. Die Abgaben schwanken auch nach 
der Grösse des Vorwerks und der Zahl der Unterthanen 
in jeder Herrschaft. Im Jahre 1662 aber hat der adelige 
Gutsbesitzer nur drei Gulden zu entrichten, ohne Rücksicht 
der Grösse seines Gutes. Ein Impossessionatus zahlt zwei 
Gulden, einer vom Kleinadel, der nur einen Lanen bebaut, 
ebenso viel und wenn mehrere auf demselben Grundstück 
wohnen, ä einen Gulden, die Frauen und Kinder ä 15 
Groschen. Hat aber ein solcher kein Gespann, so giebt 
er nur 16 Groschen, während der Bauer einen polnischen 
Gulden pro Kopf abgeben musste. Die Städte waren in 
Kategorien eingeteilt und für jede eine besondere Ein- 
heitstaxe bestimmt. Die städtischen Beamten, die Geist- 
lichkeit sowohl, wie alle Würdenträger der Republik hat- 
ten besondere höhere Quoten zu entrichten. Bei allen den 
a.ufgezählten Steuerarten sieht man, dass der Uuterthan im 
Grossen und Ganzen eigentlich die Last zu tragen hat. 

Noch schlimmer stand es aber mit der Eepartition, 
wenn, wie es das Gesetz wollte, die Gutsherrschaften die 
Verteilung der Steuerlast in ihrem Bereich unternahmen. 
Zwar sagt die Ordnung von 1690^ dass sie es so einrioh- 
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ten soll, dass die ökonomisoh Stärkeren mehr tragen, als 
die Schwachen *) und die Constitution von 1622 betont 
diese philantropische Bestimmung und sagt, dass sich die 
Gutsherrn falls der Unterthan so arm ist, dass er nur ganz 
wenig oder gar nichts an Steuern zu zahlen im Stande 
ist, seinen Anteil aus eigenen Mitteln bestreiten „de pro- 
prio" und seine Bürde auf sich nehmen sollen ^) ; doch dürf- 
tea diese schönen Worte, welche die Nächstenliebe pre- 
digten, wenig Grehör gefunden haben. Sie waren im Tone 
einer Mahnung gehalten, aber durch keine Drohung zu 
einem wirkungsvollem Gesetz gemacht. Die Gutsherren 
hatten dadurch freie Hand in der Auflegung und Vertei- 
lung der Steuerlasten im Bereiche ihrer Herrschaften und 
konnten nach Belieben dem einen mehr, dem anderen we- 
niger aufbürden. 

Dazu kommt noch, dass das gesamte Steuerquantum, 
welches von dem Reichstage bewilligt wurde, die einzelnen 
"Wojewodschaften untereinander teilten und in ihrem Be- 
reich eigenmächtig eintrieben. Sie behielten dabei nicht 
nur einen, bedeutenden Teil in ihren Provinzialkassen für 
eigene Bedürfnisse, wobei hauptsächlich Largitionen und 
Diätengelder für Abgeordnete gemeint waren, sondern wollten 
auch die allgemeinen Ausgaben, wie die Bestreitung der 
Militärkosten für eigene Rechnung führen. Desshalb streben 
sie darnach, die eingehenden Steuern in der Woyewodschafts- 
kasse anzuhalten und selbst einige Einkommensquellen, 
wie die Getränkesteuer, überhaupt nur für den eigenen Bedarf 
zu verwenden. Die Steuerquoten, die sie auf sich nehmen, 
sind also Pauschquanta, und die Anteile, welche auf die 
einzelnen Herrschaften fallen, haben denselben Charakter. 
Diese Wirtschaft wird am Ende des siebzehnten und noch 
einen grossen Teil des ao tzehnten Jahrhunderts fortge- 



*) Volumina legum. III. S. 311. 
'0 Volumina legum. V. S. 63. 
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setzt, obgleich im Jahre 1717 eine Reform, welche die 
Einschränkung der Competenzen der ProvinziaUandtage 
zum Zwecke hatte, angebahnt wurde und dazu führte, dass 
die für die Erhaltung des Heeres nötigen Summen nicht 
mehr von den woyewodschaftlichen Exactoren, sondern 
direkt von den militärischen Oommandos erhoben wurden. 
Die Unterthanen hatten aber einen schweren Nachteil 
durch die WiUkür, welche in der Auflegung der Steuern 
herrschte, erfahren. Denn wenn auch die Woyewodschafts- 
steuerbeamten, die durch "Wahlen bestimmt waren, eine 
genaue Berechnung steuerpflichtiger Leute zusammenstell- 
ten, so war die Belastung einer Gemeinde oder eines 
Gutes dem Gesetze nach nicht unbillig. In der Bepartition 
auf einzelne Unterthanen konnte sie gänzlich ungerecht 
sein. Aber die Mühe der wiederholten Rechnungen war 
den Steuereinnehmern, wie auch den Gutsherrschaften zu 
lästig, als dass sie sich ihr öfters unterziehen wollten. 

Man erlaubte den Gutsherren eine sogenannte De- 
claration „cum abjurata" abzugeben, d. h. er, oder ein von 
ihm bevollmächtigter Stellvertreter hatte die Zahl der La- 
uen, resp. der Rauchfänge zu nennen und darauf den Eid 
zu leisten und so wurde auf Grund dieser seiner Erklä- 
rung die Steuer festgesetzt. Bei der Kopfsteuer ist es der 
Pfarrer, der eine Berechnung der Steuerzahler in den Dorf- 
und Stadtgemeinden vornimmt, der Eid auf die Richtig- 
keit der Angabe wird aber von der Herrschaft geleistet. 
Verlassene brachliegende Ländereien, unbewohnte oder ver- 
brannte Häuser sind nicht in Anrechnung gebracht, der 
Steuersatz dagegen gewöhnlich höher als bei einer Abgabe 
ohne „abjurata" bemessen. Der Vorteil für die Herrschaf- 
ten ist einleuchtend, da dabei die Art und Weise, wie sie 
die schuldige Geldsumme repartirten, nicht zur Einsicht 
kam, was bei der Controle des Beamten stattfand. Die 
Worte des Gesetzes, nach denen der Herr für den armen 
Unterthanen zu zahlen hatte, sollten nicht zu oft in Erin- 
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nerung gebracht werden. Diese Fassionen kommen bei der 
Lanensteuer seit Johann Casimirs Zeit ^) bei der Bauoh- 
fangsteuer seit 1662 vor. Bei der Kopfsteuer war, wie ge- 
sagt, die Bevölkerungsliste von den Pfarrern zusammenge- 
stellt, dann vom Gutsherrn, oder seinem unterstellten Be- 
amten beglaubigt und das Gesetz von 1667 bestimmt dass nur 
ein Adliger zur Eidesleistung herangezogen werden kann ^). 
Der Pfarrer hat jedooh bei Anfertigung der Listen zwei 
Gemeindemitglieder zu Hilfe zu ziehen und diese können 
Bauern sein. In Städten sollen ihm Beamte behülflioh 
sein und die Beglaubigung erfolgt durch den Magistrat. 
Die so zu Stande gebrachten Berechnungen können jedoch 
controliert werden. Doch auch im Falle, wenn ein Steuer- 
einnehmer direkt die Eintreibung besorgte, wurden die 
Zahlungspflichtigen oft drangsalirt und zwar dadurch, 
dass sie die Kosten des Verfahrens, das Salär der Beam- 
ten aus eigener Tasche zahlten. 

Oft mussten, sagt Professor Pawinski, die Steuerzah- 
ler von jedem Gulden einen Groschen für den Exactor 
geben und es unterliegt keinem Zweifel, dass andere Zah- 
lungen zu Gunsten des Beamten ausschliesslich, auf ihnen 
lasteten. Von einer Vereidigung nahm der Exactor drei Gro- 
schen, von den Quittungen, die den Gemeinden und Dör- 
fern verabfolgt wurden, sechs Groschen. Ein Beschluss des 
Provinzialtages der kuj avischen Woyewodsohaften hat diese 
Norm als eine „more antiquo'' geheiligte, bestätigt^). Ausser 
den allgemeinen Steuern, die auf dem Reichstage bestimmt 
wurden, kommen auch solche, welche die Woyewodschaf- 
fcen für locale Zwecke bewilligen, in Betracht. Als solche 
sind zu nennen die plebeische Kopfsteuer, welche alle 
Nichtadeligen traf und verschiedene Verbrauchssteuern, 



^) Prof. PawiAski. Die Regierung der Landtage in Polen. S. 134. 
^) Volumina legum. V. S. 97. 
3) PawiAski. Ebenda. S. 171. 
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unter welchen eine, die auf Brot gelegt war, zu bemerken 
ist, dann aber gewerbliche Steuern, wie Mühlen- Pflug- 
und eine Arbeitssteuer für Leute, die sich zu Diensten 
vermieteten, Haus- und Gewerbesteuern und andere, die 
alle den Charakter wechselnder und prekärer Belastungen 
haben. 

Der Ordo equester ist aber nicht nur von den meisten 
Steuern befreit und hat das Privilegium, Waren für eige- 
nen Bedarf ohne Zoll einzuführen, er hat noch ausserdem 
eine wichtige Erleichterung im Beziehen eines der wich- 
tigsten Lebensmittel, nämlich des Salzes. 

Die einzelnen Wojewodschaften haben das Recht, 
ein bestimmtes Quantum Salz von dem königlichen Berg- 
werke und Salinenamte um einen viel niedrigeren Preis 
als der, um welchen gewöhnlich das Salz verkauft wurde, 
zu erhalten. Seit 1669 wird ihnen ein Fass Salz fiir drei 
polnische Gulden, seit 1686 fiir 80 Groschen (gleich 2 Gld. 
20 Gr.) verabfolgt, während in derselben Zeit andere Käu- 
fer 6—6 Gld. zahlten. Im Jahre 1740 wird letzterer Preis 
auf über 9 Gld. erhöht, so dass der Adel mehr als zwei 
Drittel des Preises geschenkt bekam *). Freilich war es nur 
ein gewisses Quantum, das für den niedrigeren Preis ab- 
gegeben wurde und das Salinenamt sandte die Salzfasser 
nicht regelmässig ab. Es kam vor, dass einige Jahre ver- 
gingen, ohne dass eine Woyewodschaft ihr Salz bekam, 
dann vindicirt sie aber den ganzen Rückstand und erhält 
oft auf einmal grössere Partien Salz, die über den Bedarf 
reichen. Die Verteilung erfolgt in der Woyewodschaft und 
wird entweder nach der Zahl der unterthänigen Kmeten- 
lane, oder nach der Grösse der Vorwerke einzelner Herr- 
schaften getroffen 2). Professor PawiAski berichtet, dass in 
der sandomirschen Woyewodschaft auf jedes Vorwerk zwei 



PawiAski. Ebenda. S. 245. 
2) PawiAski. 8. 239. 
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Gewichtssteine „balwany" minderwertigen und ein Stein fei- 
neren Salzes kamen, während in den kujavisohen Wojewod- 
schaften die ßauchfangsregister von 1629 als Repartitions- 
unterlage genommen wurden; da in diesen beiden Woje- 
wodschaften ungefähr 800 adlige Dörfer vorhanden waren, 
so entfielen auf ein jedes durchschnittlich vier Fässer^). 
Der Gutsherr verkaufte dann aber oft sein Salz an die 
Uuterthanen und konnte ihnen einen beliebigen Preis an- 
setzen. 

Der Unterthan konnte nur dann eine Befreiung von 
Steuern erhalten, wenn er sich in wirklichem Elend be- 
fand, das einem „casus fortuitus**, einem Elementarscha- 
den zuzuschreiben war. Dazu gehört Unglück, das durch 
Krieg, Epidemie, Ueberschwemmung, vor allem aber durch 
Feuersbrunst verursacht ist. Ein Gesetz von 163B bestä- 
tigt ältere Privilegien, nach welchen dem durch Feuerschaden 
oder Feindeshand gänzlich zu Grunde gegangene „fundi- 
tus'* Unterthan en eine vierjährige Steuerfreiheit zugewährt 
wurde 2). Der Geschädigte musste beim Grodgerichte sein 
Unglück zur Kenntnis bringen. Die Aufhebung der Steu- 
erlast erfolgte dann als eine gänzliche oder teilweise und 
konnte selbst verlängert werden ; auch erstreckt sie sich 
auf ganze Dörfer und Städte bei grösseren Calamitäten. 
Da aber die Gutsherren die Steuern ihrer Unterthanen ein- 
treiben, so werden sie es sein, die eine Reklamation im 
Falle von Elementarschäden einbringen. 

Wir hätten hiermit die Steuerbelastung in adeligen 
Herrschaften, was die wichtigsten Punkte betrifft, berührt, 
es bleibt noch übrig der Abgaben zu erwähnen, die spe- 
ciell in Domänen und Kirchengütern vorkommen. Wie 
schon gesagt, waren die adligen Herrschaften von den 



») PawiÄski. S. 239. 

2) Volumina legum. III. S. 413. 
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Einquartirangen der Truppen befreit. Das Heer lagerte in 
Städten, in den Staatsgütern und geistlichen Besitzungen. 

Eine besondere Steuer, die Hibema beisst und die 
zuerst, wie der Name besagt, für die üeberwinterung des 
Militärs gezahlt wurde, ist später als eine Grundsteuer dau- 
ernd eingeführt worden. Sie ist hoch bemessen und beträgt 
oft mehr als die eigentliche Lan- oder ßauchfangsteuer. 
Im Jahre 1649 zahlte man ein Schock Groschen d. i. 2 
Gulden vom Lan ^). Dann werden die Hibemengelder wie 
die übrigen Abgaben auf verschiedene Höhen gesteigert. 
Sie erreichen schon im Jahre 1662 20 Gulden pro Lan. 
Die Geistlichkeit, welche auf ihre unabhängige und beson- 
dere Stellung hält und der es schwer fiel, die hohen Hi- 
bemengelder in gleichem Masse mit den Krongütem zu 
zahlen, befreite sich von der gesetzmässigen Aufbürdung 
dieser Steuer und erklärt sich dagegen bereit, mit einer 
bestimmten Summe für denselben Zweck als freiwillige 
Gabe beizusteuern. 

Seit 1662 strebt der geistliche Stand eine Befreiung 
von militärischen Exactionen und Stationen in seinen Gü- 
tern an und erhält dieses Privilegium; dafür zahlen die 
Geistlichen einen Beitrag, der „Subsidium Charitativum*^ 
genannt wird und den die Geistlichkeit auf dem Reichs- 
tage jedesmal als freiwillige Gabe deklarirt. Die Consti- 
tution von 1717 sagt ausdrücklich, dass dieses Subsid nicht 
aus Schuldigkeit, sondern aus Vaterlandsliebe in Zeiten 
dringender Not gegeben wurde ^). Die Hibemengelder wa- 
ren fär die Domänengüter eine schwere Last. Nicht nur, 
dass sie eine beträchtliche Höhe erreichten, sondern sie 
wurden auch durch die Militärverwaltung noch womöglich 
gesteigert und auf unerlaubte Art eingezogen, wobei es 



1) Constitution von 1649. Vol. leg. IV. S. 128. 

2) Skrzetuski. Prawo polityczne narodu polskiego. Warszawa. 
1782. Politisches Recht der polnischen Nation. Bd. I. S. 357. 
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nicht selten zu Gewaltthätigkeiten kam. Man erlaubte sich 
gegen die gesetzlichen Bestimmungen diese Steuer zu 
erheben und Hess z. B. statt von jedem Lane für jedes 
Cavalleristenpferd so und so viel bezahlen ^). 

Im aligemeinen hielt man sich beim Auflegen der 
Steuern an ältere Tarife. So hat der Lanentarif von 1578 
noch nach 60 Jahren als Basis der Besteuerung gedient. 
Dann, als man nach Beschliessung der £auchfangsteuer 
eine neue Berechnung anordnete, blieb der hergestellte 
Tarif wiederum für lange Zeit in Kraft. Im Jahre 1662 
^orrigirt, ist er wieder für die späteren Jahre giltig. Bei 
der Kopfsteuer hielt man sich an die Angaben vom Jahre 
1662 fünfzehn Jahre lang und die Volkszählung von 1676 
bleibt seit 1717 für die ganze Dauer der Kopfsteuererhe- 
Tbung, also über 60 Jahre massgebend 2). Die einzige Wo- 
yewodschaft Posen befolgt die Tarife von 1674, weil in 
ihren Acten die Volkszählung von 1676 fehlte ^). Nur aus- 
nahmsweise kommt es vor, dass nach Epidemien, Krieg 
und ähnlichen Vorgängen, die auf die Bevölkerungszahl 
Einfl^uss hatten, die nicht mehr vorhandenen Leute von 
der Berechnung wegfallen. So im Jahre 1678 waren die 
von dieser Welt „peste sublati" weggelassen % Das ge- 
schah dann auf örund einer „abjuratio" der Grundherr- 
sohaften. Sonst werden auch die todten Seelen gezählt. Der 
Hibernengeldertarif ist mit dem für die Lanensteuer gilti- 
gen gleich. Nach der Constitution von 1686 hält man sich 
an eine ein Jahr früher stattgehabte Berechnung. 

Fassen wir das über die Steuern vorgebrachte zusam- 
men, so können wir sägen, dass die fehlerhafte Einrichtung 
der Steuerbestimmung zuförderst darin bestand, dass ein 



») Pawiiiski. Die Regierung der Landtage in Polen. 

2) Constitution. Vol. leg, VI. S. 117. 

3) Volumina legum. VI. S. 117. 

•) Volumina legum. IV. S. 259. PawiAski. S. 155. 
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humaner Einfloss auf die Belastung der unteren Yolksklas- 
6en durch den sich festsetzenden Brauch der BewiUigung 
einer Pauschalsumme, die dann unter Woyewodschafben 
geteilt wurde, unmöglich wurde ; femer war durch die 
Verschiebung des politischen Gewichtes auf die Land- 
tage, der Provinz Anlass gegeben, ihre Einkünfiie selbst 
zu verwalten, wodurch grosse Bedürfnisse in den einzel* 
nen Wojewodschaften, damit aber auch höhere Steuerfor- 
derungen geschaffen wurden, was sich in den Particular- 
steuem kundgibt. Schliesslich konnten die Gutsherr- 
schaften durch Fassionen und willkürliche Bestimmung der 
Steuerlasten ihrer Unterthanen, diese sehr benachteiligen. 
Ohne Rücksicht darauf, wie die Steuer hiess und ob 
sie auf Boden, Häusern oder direct auf Menschen lastete, 
konnte sie dem Unterthanen gleich drückend erscheinen. 
Er hat auch die grösste Last zu tragen, wo hingegen die 
Gutsherrschaften von der Besteuerung nur wenig betroffen 
werden und ihnen noch andere Erleichterungen, wie bei 
Ankauf des in staatlichem Monopol stehenden Salzes und 
der vom Auslande bezogenen Waren zu Teil werden. 

Die Abgaben, welche die Unterthanen an die Erche 
zu leisten hatten, sind entweder Zehnten in Naturalien, 
oder Geld und Messgelder, die an die Stelle der Zehnten 
treten. Es wurde bereits gesagt, dass die Kmeten in einer 
deutschrechtlichen Gemeinde gewöhnlich einen Kompro- 
miss eingehen, um die lästigen Abgaben des „in natura" 
in Garben oder vor der Ernte im Felde bemessenen 
Zehnten, in eine bequemere Form von Schüttgetreideab- 
gabe, oder eine festgestellte Geldzahlung zu ändern. Die 
Höhe des Zehnten, die Modi der Abgabe und die Bestim- 
mungen, worauf sie sich erstreckt, sind für das ganze 
Land nicht einförmig geordnet worden. Es herrscht hier 
eine Mannigfaltigkeit, die alte Sitte, wie wir sie auch auf 
anderen Gebieten sehen. Einige Provinzen halten sich an 
den bekannten Krakauer Vergleich zwischen Casimir dem 
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Grossen und dem Bischof Bodzanta vom Jahre 1369, den 
Ladislaus Jagello im Jahre 1432 bestätigt hat und nach 
welchem die zehnte Garbe von dem Winter- und Sommer- 
getreide ebenfalls von den Hülsenfrüchten der Kirche» ab» 
zageben ist. In anderen Landesteilen ist der Zehnte nur 
auf die Wintersaat beschränkt, oder erstreckt sich daneben 
auf einzelne Sommergetreidearten, wie Hafer und Weizen» 
In Podlachien wird ein festes Quantum in der Höhe von 
60 Garben, oder ein Schock Bogen und eben so viel Som- 
mergetreide von einer Hufe gegeben. 

Im Südosten, in den reussischen Landen, kommen di^ 
Messgelder, die das ganze Dorf an den Pfarrer zahlt und 
die sogenannten „Maldraten^ ^), d. h. Schüttgetreideabga* 
ben öfter als die Zehntenschuldigkeit vor. Lithauen, wo 
erst seit Jagello's Zeiten sich die katholische Religion ver- 
breitet hat, kennt die Zehntenabgabe wenig, da hier gleich 
bei der Errichtung der Kirchspiele dem Pfarrer Acker- 
stücke und andere Einkunftsquellen eingeräumt waren. Wo 
noch nach altem Brauch der Zehnte in l^aturalien ge- 
liefert zu werden pflegt, soll, so lange kein bindender Ver- 
trag zwischen dem Pfarrer und der Herrschaft geschlossen 
ist, dieselbe Abgabe weiter bestehen. 

Das Uebereinkommen wird durch gegenseitige Erklä- 
rangen des Geistlichen und des Gutsbesitzers zu Stande 
gebracht und die Bauern haben nicht mehr das Becht, aus 
eigener Initiative den Abschluss eines solchen Vertrages 
zu fördern. So lange der Kompromiss nur auf dem guten 
Willen der Parteien begründet ist, bindet er Niemanden, 
und es erwachsen viele Misshelligkeiten aus der Nichtbe- 
folgung der eingegangenen Verpflichtungen , besonders 
wenn aus religiösen Meinungsverschiedenheiten der Guts- 
herr sich mit dem Geistlichen verfeindet. Erst unter La- 
dislaus IV im Jahre 1634 wurde eine grössere Klarheit in 



*) MaJdraty. 
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diese Zustände gebracht. Eine polnische Gesandtschaft in 
Born bewegte den Papst ürban VIII zur Erlassang einer 
Bulle, welche die „Oomposition" zwischen Gutsherrschaf- 
ten und Kirchenvorständen regelte. Nach solcher kann die 
Naturalabgabe in Geldzins umgestaltet werden, wenn der 
Bischof der Diöcese den Vergleich sanktionirt. Geht der 
Pfarrer auf den Vertrag nicht ein, so hat der Bischof zwei 
Domcapitelberren zu beordnen, die dann die Befugnis ha- 
ben, das Abkommen zu Stande zu bringen. Bei Summen, 
die 60 polnische Gulden übersteigen, ist der Appellations- 
weg an den Erzbischof und dann noch an den Nuntius 
erlaubt. Das einmal Festgesetzte kann dann nicht umge- 
ändert werden, und weder der derzeit sein Amt beklei- 
dende, noch ein neuer Probst darf gegen die Zahlung 
Einwendungen erheben, da der Vergleich jetzt rechts- 
kräftig wird und jede Streitigkeit, die möglicherweise 
vorkommen kann, nach dem Gesetze von 1635 der Ent- 
scheidung durch weltliche Gerichte überwiesen wird *). Das 
geistliche Forum hat nur die „compositio^ zu bestimmen; 
ist sie einmal beschlossen, dann geht jede Klage entwe- 
der an das Grodgericht, wenn es sich um Geldzehnten, 
oder an das Landgericht, wenn es sich um Naturalzehnten 
handelt. So nach dem Gesetze von 1635. Später werden 
alle Prozesse wegen Zehnten im Landgericht entschieden^). 
Das Gesetz von 1635 will auch, dass in Staatsgütern der 
Zehnte nur „in natura^ geleistet wird ^und schliesst 
dadurch die Möglichkeit von Compromissen in diesen Gü- 
tern aus. Es ist immer der unterschied zu betonen, wel- 
cher zwischen der Abgabe von herrschafhlichen Aeckem 
und der von den Bauemstellen besteht, da bei den erste- 
ren der Zehnte an eine beliebige Kirche, bei den letzte- 
ren aber an die eigentliche Pfarrkirche abzuliefern ist. Die 



^) Volumina legum. III. S. 407. Composition. 

^) Volumina legum. VII. S. 340. Von den Zehnten. 
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Leistung „in natura" fällt den Unterthanen bedeutend 
schwieriger schon aus dem Grunde, weil bei Zinszahlun- 
gen der Wert des Geldes mit der Zeit abnehmen muss 
und somit die schuldige Summe weniger beträgt. Doch ist 
der Bauer dadurch, dass der Compromiss die Herrschaft 
bindet und diese für die ganze Quote aufzukommen hat, 
nicht direct dem Pfarrer gegenüber zur Zahlung verpflich- 
tet. Die Zehntenabgabe leistet er sammt anderen Schuldig- 
keiten seinem Herrn und muss sich oft gefallen lassen, 
dass dieser statt des entsprechenden Anteiles an der Ge- 
samtsumme ihm eine mehr drückende Last aufbürdet. Es 
musste nicht selten vorkommen, dass Gutsherren, welche den 
Zehnten in Geld an die Kirche zahlten, von ihren Bauern 
denselben in Naturalien abforderten. Der Verfasser der pol- 
nischen Oivilrechts, der Piaristenpater Theodor Ostrowski 
äussert sich darüber, dass ein solcher Gutsherr der Simo- 
nie eingedenkt sein sollte und dass keine Sitte und kein 
alter Brauch, noch die Herrschaftsrechte dieses Verfahren 
gestatten ^). Es ist wohl anzunehmen, dass die Geistlichkeit 
solchen widerrechtlichen Handlungen entgegentrat, doch 
da kein Gesetz dafür mit Strafe drohte, musste der Miss- 
brauch sich widerholen, namentlich wenn bei neugeordne- 
ten und neu den Untertl^anen ausgeteilten Grundstücken 
der Gutsherr die Ablieferung eines Garbenzehnten von 



^) „Noch muss man bemerken, dass diejenigen Grundherrschaf- 
ten sehr gewissenlos und widerrechtlich handeln, die, wenn sie, es 
sei laut einem solchen Vergleich oder durch ein Uebereinkommen 
mit dem Probste, den Zehenten vom ganzen Dorfe in G-elde bezah- 
len, sich doch das Recht anmassen, den Zehenten von den Aeckern 
der Unterthanen in natura für sich zu erheben. Sie haben weiter 
kein Recht als nur einen Theil des verglichenen Geldbetrages auf die 
Dorfsgemeinde nach Verhältniss ihrer Crescenz zu repartiren, und 
hiervon kann Niemanden, weder die Gewohnheit, wenn sie auch noch 
so alt ist, noch die grundherrlichen Befugnisse dispensiren^, Civil- 
recht der Pohlnischen Nation. Berlin 1797. I. Theil. S. 259—260. 
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den Bauern abfordert, da dann diese Forderungen unter die 
allgemeinen Bestimmungen des Contraktes fiel, der zwi- 
schen Herr und Bauer abgesohlossen war. Die Herren 
sind noch in dem Punkt bevorzugt, dass sie nicht die Pflicht 
haben, den Zehnten den Q-eistlichen abzustellen, wohin- 
gegen die Unterthanen, auch die Städtebewohner nach ei» 
ner Bestimmung Sigismund HI. (1614 Warschau) das Ge- 
treide ihrem Pfarrer zustellen müssen. Es ist aber nach dem 
Gesetze von 1611 ausdrücklich verboten, eine Zahlung für 
die Empfangsbestätigung des Zehnten abzufordern. Wie 
gesagt, herrschte im Lande in Betreff der Zehntenleistung 
eine Mannigfaltigkeit der Bestimmungen. 

Man hat keine Sammlung dieser gewohnheitsmässigen 
Begelungen zusammengestellt und richtete sich nach den 
Lustrationen der Kirchengüter und Einkünfte, welche Lu- 
strationen zur Zeit, als die Geistlichkeit Polens in Notjah- 
ren des Landes aus eigenen Mitteln dem Staate zu Hilfe 
zu kommen beschloss, unternommen wurden und von de- 
nen die erste im Jahre 1448, die zweite im 1627 durchge- 
führt waren. Die Lustration von 1448, aus der Zeit Casimir 
ni., kurz nach der unglücklichen Schlacht bei Warna, in 
der Ladislaus der Jagellone im Kampfe gegen die Türken 
fiel, ist im Buche, „Liber beneficiorum", betitelt, enthalten, 
die andere unter Sigismund L zusammengestellte im ^Liber 
retaxationum", beide im Archiv der Krakauer Kathedrale. 
Nach dem schon angeführten Gesetze von 1636 haben die 
beiden Quellen den Wert rechtskräftiger Dokumente für 
alle Güter, mit Ausnahme der adeligen, da für die letzte- 
ren die Möglichkeit neuer Fortsetzungen auf dem Compro- 
misswege dem Ansehen früherer Kegelungen zuwiderlief. 

So viel von den Zehnten und Leistungen, die der Unter- 
than der Kirche schuldig war. Auch hier ist er, dem Gutsherrn 
gegenüber benachteiligt und in adligen Gütern durch die 
Verbindung des Zehnten mit anderen Abgaben manchmal 
im Ungewissen, wie hoch diese Last bestimmt werden kann. 
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Auf die Kriegspflicht der Unterthanen komme ich noch 
zurück. 

Der Kriegsdienst, dem der Schulze und teilweise auch 
die Kmeten in deutsohrechtliohen Gemeinden unterlagen, 
wurde mit der Zeit durch Ausnahmsprivilegien einigen er- 
lassen, dann aber ist er mit der sich verbreitenden Grewohnheit 
nicht mehr von den Bauern gefordert worden. Noch Sigis- 
mund I. erklärte, dass die Schulzen in geistlichen Gütern, 
wenn sie nicht durch Privilegien befreit waren, zur Teilname 
an Kriegsexpeditionen verpflichtet sind. Die geistlichen 
Herren sollen aber auf der nächsten Synode diese Privile- 
gien ihrer Schulzen vorweisen, damit sich der Monarch 
überzeugen kann, wem die Immunitäten zustehen*). Sigismund 
Augustus will aber die alten Gesetze wiedereinführen, 
da, wie er sagt, wo der Männer Zahl grösser, da auch eine 
grössere Macht ist; er bestimmt auch „renovando antiqua 
Statuta**, dass von den Scholtiseien Leute zu Kriegsdienst 
gehen sollen ohne Unterschied, ob diese Scholtiseien im 
Besitze von Schulzenfamilien stehen, oder schon ausgekauft 
sind. Doch will der König das Statut seines Vaters in Kraft 
erhalten und sagt, dass nur diejenigen geistlichen Herren, 
die auf den nächsten Reichstag keine Privilegien mitbrin- 
gen, von ihren Scholtiseien Soldaten zu stellen haben ^). 
Diese Gesetze wurden aber nicht lange befolgt. Zwar be 
«timmen die Staude in Notzeiten, dass sie so und so viele 
Leute von ihren Unterthanen ausrüsten und der Armee 
auflihren werden, aber dies geschieht spontan, unregelmäs- 
sig und kommt nur selten vor. 

Eine organisirte Truppe, in der die Bauern dienen 
konnten, gab es nicht. Erst der kriegerische Stephanus Ba- 
thory bildet eine solche und zwar aus den Domänenbau- 
ern. Im Jahre 1678 ergeht eine Constitution, nach welcher 



*) Sigismundus. Petricoviae. 1538. Herburt. Statuta. S. 446/47. 
^) Sigismundus Augustus. Petricoviae. 1550. Herburt. Statuta. 
S. 447. 
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jeder zwanzigste Kmete nach Vorschrift ausgerüstet „ju^ 
stis armis instructus" als Fusssoldat in eine besondere 
Abteilung des Heeres einverleibt wird ^). Der Acker eines 
solchen Bauern war dann von allen Abgaben und Lasten 
frei, da die neunzehn anderen die schuldigen Leistungen 
des erlesenen Bekruten auf sich nehmen mussten, wie sie 
auch seine Equipirung aus eigenen Mitteln bestritten. 
Diese Constitution Bathorys wurde im Jahre 1690 von Si- 
gismund III. wiederholt und in den späteren Erläuterun- 
gen hat man bestimmt, dass diese Dienstpflicht auf dem 
Boden lastet und von je 20 bäuerlichen Lanen in den Do- 
mänen ein Mann zu stellen sei, der mit einer Flinte „bom- 
barda", einer Axt „securis" und einem Beil „acinax" be- 
waffnet sein soll 2). 

Das aus Bauern bestehende Fussvolk heisst Lanen- 

* 

oder Ausleseinfanterie und die Soldaten ;, Ausleseleute** ^). 
Unter Bathory's Führung zeichneten sich diese Truppea 
im russischen Kriege bei Polock und Smoleiüsk aus und 
es kam vor, dass der König Bauern nobilitirte. Daher 
hätte die Bestimmung Bathory'd eine grosse Bedeutung 
für das unterthänige Volk gewinnen können, wäre sie in 
derselben Absicht weiter ausgeführt und entwickelt wor- 
den. Die Bauern würden dadurch einen Weg geftinden ha- 
ben, sich zu tüchtigen, dem Staate höchst nützlichen Leu- 
ten auszubilden und eine bessere Stellung im Staate zu 
gewinnen, die Krone hätte eine ihrem Willen gefügige 
militärische Kraft und das ganze Lane eine VermehruDg 
seiner Macht gefunden. Doch dadurch eben wurde die La- 
neninfanterie beim Adel unbeliebt und die Unpopularität 
dieser Truppen war der Grund, dass sie in der 1. Hälfte 
des siebzehnten Jahrhunderts nur wenig in Gebrauch kam. 



^) Hartknoch. De Bepublica Polonica libri duo. Jenae. 1687. 

2) Constitution von 1559. S. 663. 

3) Polniscli „WybraAcy". 
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Zwar erweitert ein Gesetz vom Jahre 1620 die Aushebung 
der bäuerlichen Soldaten, die bisher nur in Kronpolen ge- 
schah, auf Lithauen, doch stand damals ein Türkenkrieg 
bevor, der diese Massregel erklärt. Im Jahre 1649 will 
aber das Gesetz statt der Kekruten eine Abgabe von 60 
polnischen Gulden von jedem Soldatenlan bezahlt haben. 
Die Landrichter sollten die betreffenden Lane revi- 
diren, damit sie in unverminderter Grösse bestehen. Von 
anderen Lasten sind solche Bevisionslane befreit ^). Die 
Aenderung ist einerseits durch grossen Geldmangel im 
Staatsschatz, wie auch durch das Misstrauen gegen die 
Bauern möglicherweise begründet. Denn das Jahr 1649 
bringt den Kosakenkrieg und den grossen Bauernauf- 
stand in der Ukraine. Erst nach der Sohlacht bei Be- 
resteczko, in der Ghmielnicki's Streitmacht gebrochen 
warde und als von anderer Seite sich die Gefahr eines 
schwedischen Krieges nahte und die Bussen von der Nord- 
grenze androhten, hat man das alte Gesetz wieder in 
Kraft gesetzt durch die Constitution vom Jahre 1662 und 
1653. Damit aber der Adel keinen Anstoss daran finde, 
ist festgesetzt worden, dass die Landtage nicht nur die 
Wahl der Lustratoren der Soldatenlane treffen, sondern 
auch die Anführer für die ausgehobenen Bauern bestimmen 
sollen. Die Constitution vom Jahre 1662 setzt hinzu, dass 
diese Anführer je alle drei Jahre von neuem gewählt wer- 
den müssen. In Ausnahmefällen, sind vom ßeichstage ein- 
malige Aushebungen der Bekruten aus allen Landgütern 
ohne Unterschied anbefohlen worden, so im Jahre 1676, 
wo bestimmt wurde, dass von je 28 Häusern ein gut be- 
waffneter und bekleideter Soldat, der für ein halbes Jahr 
verproviantirt sein musste, zu stellen sei. Dass der Soldat 
aus eigenen Mitteln seinen Unterhalt für ein halbes Jahr 
zu bestreiten hatte, wurde schon durch frühere Gesetze 



*) Constitution von 1649. 1. 
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bestimmt. Nach dem Tode Sobieski's ist wiederum der 
Bauer durch längere Zeit nicht militärisch verwendet wor- 
den, was durch die Wiederholung des Gesetzes über La- 
nenmilizen vom Jahre 1729, in dem gesagt wird, dass der 
Kriegsdienst nicht durch Geldzahlung abzufinden sei, be- 
stätigt wird. Während der Eegierungszeit der Wettiner 
ist aber jene Miliz, wie überhaupt das Militärwesen in Polen 
in die grösste Desorganisation und Verfall gebracht wor- 
den und die Lanenregimenter existirten kaum auf dem 
Papier, oder vielmehr, sie waren gar nicht mehr vorhan- 
den. Die Auslesekmeten waren nur zu grösseren Zahlun- 
gen herangezogen, wenn sie überhaupt nicht gleich ande- 
ren Bauern zu allen herrschaftlichen Diensten gezwangen 
wurden. 

Mit der obigen kurzen Darstellung der Steuern, Zehn- 
ten und Kriegsdienstlasten, wie sie sich im Laufe der 
Jahre seit dem sechzehnten Jahrhundert, entwickelt haben, 
schliessen wir die vorliegende Skizze ab. 



CAPITEL VIII. 

Die vollkommene Unterthänigkeit der Landarbei- 
ter und Kleinstädter den Gutsherrschaften gegen- 
üben Gesetze über Plebejer und Bauern in den 

Staedten. 



Der Unterthan ist ganz uud gar in die Macht seines Herrn gekom- 
men. — Gesetze wegen Auslieferung flüchtiger Unterthanen. — Das 
Bürgschaftsrecht in Masovien. — Abmachungen mit Preussen wegen 
Auslieferung flüchtiger Bauern. — Condition eines Plebejers im 
Allgemeinen. — Bevorzugung der Adeligen bei Verleihung kirch- 
licher Würden und Belassung in kirchlichen Aemtern. — Sta- 
rosten-Aemter. — Rechtsanwälte und Procuratoren. — Ueber Bau- 
ern, welche in die Städte gingen. — Nur einzelne Bürger, nicht 
Stadtgemeinden dürfen Güter kaufen. — Bevorzugung des adeligen 
Grundbesitzes und Bestimmungen bei Vermächtnissen von Gütern 
an die Kirche. — Die unbeschränkte Herrschaft des Gutsherrn über 
sein^ Unterthanen bringt ihnen Schaden, aber auch nicht selten 
Vorteil. — Betrachtung über die Zeit und ihr Gepräge. — Aufge- 
klärte Patrioten. — König Stanislaus LeszczyAski. — Klöster- und 
Kirchengüter- Verwaltungen. — Kleingrundbesitz und die Fürsorge 
för Unterthanen.— Standesinteresse und die allgemeine Wohlfahrt. — 
Privilegien durch Gutsherrschaften ausgestellt. — Schottische und 
holländische Ansiedler. — Die Hauländereien. — Die Philipponen. — 
flin Locationsprivileg vom Jahre 1751. — Sind die Unterthanen in 
Polen als Leibeigene zu betrachten? — Menschenhandel. — Citate 
aus Pater Smiglecki's Buch über „Wucher" etc. 1641. — Anzelm Go* 



stomski in der „Oekonomik". 
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Wir sehen, dass der Unterbhan ganz und gar anter 
der Herrschaft seines Gutsherrn steht. Aus dem Unterthä- 
nigkeitsverbande kann er nur durch einen freiwilHgen 
Act, ein schriftliches Attest oder Deposition vor Gericht 
durch den Gutsherrn entlassen werden und kein anderer 
Wille ist mächtig genug, um diesen dazu zu zwingen. 
Nach Casimirs des Grossen Gesetzgebung hatte der Un- 
terthan noch die Möglichkeit, sich durch Zahlung von 3 
Mark Silber zu befreien, später kauft er sich los, wenn er 
so viel, als das Wehrgeld für den Kopf eines Plebejers 
beträgt, an die Herrschaft entrichtet. Die Loskaufssumme 
beträgt also im Jahre 1B20 zehn Mark, dann dreissig und 
noch mehr. Doch wie sich mit der Zeit der Wert eines 
Arbeiters immer vergrössert, bestehen die Herren darauf, 
dass sie ihre Unterthanen zurückbekommen und die Con- 
stitution Sigismunds von 1543 will, dass überhaupt kein 
Lösegeld, weder von zehn Mark noch irgend wie viel „ulla 
alia summa" statt des Bauern genommen werde. 

Der flüchtige Kmete soll mit all seinem Hab und Gut 
zurückerstattet werden und ist er gestorben, so wird doch seine 
FamiJie und Habe ausgeliefert, für ihn aber eine gesetzli- 
che Strafe gezahlt. „Kmetho profugus restituatur, et noD 
redimatur decem Marcis" *). Bis zur Zeit, wo alle Provin- 
zen und von der Krone Polens abhängige Länder mit ihr 
dauernd vereint werden, sicherten gewisse Sonderrechte 
dieser Länder die Freiheit der Unterthanen und wenigs- 
tens gestaltete sich ihr Los zu einem erträglicheren. 

In Masovien z. B. besteht noch bis zum Jahre 1676 
das sogenannte „Bürgschaftsrecht" (r^kojemstwo), nach 
welchem, wenn ein Gutsherr einem anderen für alle Ver- 
pflichtungen des Unterthanen einsteht, dieser dann unbe- 
sorgt seine Stelle verlassen darf. Im königlichen Preussen 
erlangen erst seit 1568 polnische Reichstagsbeschlüsse Ge- 

») Herburt. Statuta Regni Poloniae. Dantisti. M. DC. XX 
S. 255-256. 
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setzeskraft, doch schon ein Jahr früher ist eine Constitu- 
tion über Verfolgung entlaufener Unterthanen auf dieses 
Land ausgedehnt worden. 

Das herzogliche Preussen unterlag nie der polnischen 
Gesetzgebung, es wurden aber mit diesem Lande Abma- 
chungen wegen Auslieferung flüchtiger Bauern getroffen. 
Die bis 1669 Lithauen angehörenden Palatinate von Kiew, 
Braclaw und Volhynien haben nach ihrer Einverleibung 
mit Polen das lithauisohe Statut beibehalten, welches in 
seiner letzten Eedaction in Sachen, die über Unterthanen 
handeln, mit wenigen Ausnahmen die Bestimmungen der 
polnischen Rechte befolgt. In Polen erging aber im Jahre 
1B88 eine Constitution, welche lautete, dass man den ent- 
laufenen Unterthanen nicht über 500 Mark, Familie und 
alles bewegliche Gut mitgerechnet, taxiren darf, damit zu 
hohen Schätzungen eine Grenze gesetzt wird. Doch gin- 
gen einzelne Woyewodsohaften darüber hinaus und so wird 
in Kaiisch eine Taxe von 1000 Gulden festgesetzt, die 
dann nachträglich der Reichstag auf die Landschaften Ka- 
iisch, Lemberg und Oheim ausdehnte ^) "Was half das alles 
aber gegen die allgemeinen Verhältnisse, wo das Recht 
des Stärkeren zwingend und überzeugend war. Nicht nur 
dass die neu in Oultur genommenen Länder des polnischen 
Far East und die Nachbarländer einen grossen Teil der 
unterthänigen Bevölkerung an sich zogen, ebenso war im 
Innern des Landes das Hin- und Herziehen arbeitsloser 
Bauern eine alltägliche Erscheinung. Der Herr, zu dem die 
entlaufenen Unterthanen kommen, hat ein Interesse, sie zu 
behalten, wenn er noch Hände zur Arbeit nötig hat. Er 
weiss, dass der Bauer auf alle Bedingungen eingehen wird, 
da er um keinen Preis auf die frühere Herrschaft zu- 
rückgehen will. Anderseits, wie schwer war es, bei der 



^) Professor Bobrzyhski. Eine Karte aus der Qegchichte der 

polnischen Bauern. S. 191. 
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langsamen Procedur der polnischen Q-erichte, der mangel- 
haften Polizeiordnung im Lande, bei den Erleichterungen, 
die von der Natur allein schon dem Flüchtling geboten 
waren, wo so viele und grosse Wälder einen beträchtli- 
chen Teil des Gesamtareals bedeckten, wie schwer war es, 
die unterthänige Bevölkerung wirklich in dauernder Schol- 
lenpfliohtigkeit zu erhalten. Die üblen politischen Verhält- 
nisse waren ein mildernder umstand im harten Lose der 
polnischen Unterthanen, erstens indem sich immer leich- 
ter Grelegenheit bot, despotische Herrschaften zu verlas- 
sen, dann aber dadurch, dass diese Möglichkeit einiger- 
massen regulirend auf die Gutsherren und ihr Verhältniss 
zu den Unterthanen einwirken musste. 

Der Unterthan, welchem sein Herr einen Freiheits- 
brief gab, konnte sich in die Stadt begeben und dort ent- 
weder in einen Dienst treten, einen Handwerker- oder 
Kaufmannsberuf ergreifen, sich den höheren Studien wid- 
men, oder in den geistlichen Stand eintreten. Wir haben 
die Satzungen der Gesetze, die sich darauf beziehen, an- 
geführt und wollen hier nur der Beschränkungen erwäh- 
nen, die einen Plebejer trafen, wenn er eine höhere Car- 
riere anstrebte. Der Unterschied zwischen Nobilis und Igno- 
bilis im geistlichen Stande wurde anfangs nur für die Be- 
setzung der Bistümer in Erwägung genommen und da- 
mit begründet, dass die adelige Abkunft dem hohen Wür- 
denträger eine Stütze zum Schutze der kirchlichen Interes- 
sen war — „prompta et facilis ecclesiarum defensio*' ^). 

Johann Albrecht beruft sich aaf die Sitte, dass in den 
Diöcesen von Gnesen, Wladysiaw, Posen und Plock man 
keine kirchlichen Aemter, Dolmherrnstellen und Praeben- 
den an Plebejer zu geben gewöhnt war, wie es ältere Sta- 
tuten und Privilegien haben wollten und da er bemerkte, 



*) Johannes Albertus. Petricoviae. 1496. Hartknoch. De Repu- 
blica Polonica libri duo. Jenae. 1687. S. 360. 
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dass diese Statute weniger genau befolgt werden, sehe er 
sich bewogen, festzusetzen, dass nur Adeligen in den er- 
wähnten Diöcesen Präbenden erteilt werden. Der König 
bestimmte ferner die Zahl der Nichtadeligen, die als Do- 
ctoren der Theologie, Medicin und Rechtswissenschaft zu 
den Facultäten und CoUegien zugelassen werden dürfen. 
Diese Bestimmungen wurden wiederholt unter Alexander 
(1606), Sigismund I (IBIO— 38), Sigismund Augustus (1B50) 
und Sigismund III (1607, 1633, 1638). Aus der Zahl der 
Wiederholungen ersieht man aber, dass diese Vorschrift 
nicht immer beobachtet wurde. Unter Sigismund I ist 
weiter angeordnet worden, dass alle Aebte der polnischen 
Klöster von Adel sein sollten und im Falle einer Wahl 
sei nur ein Kandidat, der „bene natus" ist, zu berücksich- 
tigen. Befindet sich kein solcher im Kloster, dann habe 
sich das Kapitel an ein anderes Kloster derselben Obser- 
vanz zu wenden und erst in Ermangelung eines Adeligen 
sei ein Plebejer polnischer Nation zu wählen ^). 

Der Adel hat es der Curie und dem Monarchen übel 
genommen, dass ein Cromer und ein Hosius, die von nioht- 
adüger Abkunft waren, zu Bischöfen ernannt wurden^). 
Noch strenger wurde das Verbot, dass kein Plebejer zu 
einer höheren Stellung gelangen soll, bei den weltlichen 
Aemtem eingehalten. Nicht nur die Staatswürden, sondern 
auch die Hofchargen und einzelne Landämter wurden den 
Plebejern vorenthalten ^). 

Nur in den preussischen Provinzen kam es noch im 
sechzehnten Jahrhundert, und zwar ausnahmsweise vor^ 
dass ein Bürgerlicher das Starostenamt bekleidete. Hart- 
knoch sagt aber, dass zu seiner Zeit es nicht mehr der 
Fall sein könnte ^). 



») Herburt. Statuta. S. 3. 

2) S. Fredro A. M. Historia Henrici Regis. S. 133. 

^) Constitutio 1550. S. 7. 

*) Hartknoch. 1. c. S. 635. 
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Selbst die Rechtsanwälte und Proouratoren mussten 
von Adel sein mit Ausnahme der Hofgeriohte, der Asses- 
soren- und Eef erendargerichtsbarkeit ; Ausnahme davon 
bilden die mit einem Doctortitel ausgezeichneten Plebe- 
jer*). In Städten können Nichtadelige selbstverständlich 
auch gerichtliche Funktionen ausüben. Es war aber den 
Adeligen erlaubt, als Anwälte bei solchen Gerichten zu 
fungiren. 

Die Unterthanen hätten ein besseres Los in der An 
näherung an die Stadtbevölkerung finden können, hätten 
die Städte, wie es in Deutschland der Fall war, grössere 
Landbesitzungen gehabt und Güter kaufen können. Das 
war aber den polnischen Städten, wie auch Jedem, der 
„ignobilis** war, untersagt. Nach dem Albertinischen Sta- 
tut ist weder ein hereditärer, noch ein aus einer Obligatio 
abgeleiteter Besitz an Boden dem Städter gestattet, mit 
Ausnahme der Grundstücke, die bei der Location der Stadt 
gegeben wurden. Sigismund I (1538) und Sigismund Au- 
gustus (1650) bekräftigten diese Beschlüsse ^). Unter Si- 
gismund IIL beschäftigt sich die Gesetzgebung mit demsel- 
ben Gegenstande und die Constitution von 1611 ^) will jeden, 
der gegen das Verbot handelt, mit Verlust der erworbe- 
nen Güter bestrafen. Auf dem Reichstage von 1686 traten, 
wie Hartknoch berichtet*), die Abgeordneten mit scharfen 
Eeden gegen eine grosspolnische Stadt, die zwei Dörfer 
durch Kauf erwarb und forderten von Könige, er solle 
diese Güter für vacant erklären^). Die Tatsache, dass im 
siebzehnten Jahrhundert allen Verboten entgegen so 
etwas vorkommt, ist ein Beweis, der eben so klar 
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nie die öftere "Wiederholung verschiedener Gesetze, von 
einer schwachen Handhabung der Justiz zeugt. Einige 
Städte waren aber auf Grund besonderer Privilegien von 
den erwähnten Bestimmungen ausgenommen, so vor allem 
die preussischen ^), dann Krakau ^), Wilna und Lemberg ^). 

Nach der Constitution von 1611 dürfen aber nur ein- 
zahle Bürger, nicht die städtischen Gemeinden als solche, 
Landgüter kaufen. Eine autonome, auf Grundlage des deut- 
schen Rechtes aufgebaute Gemeindeordnung haben alle 
königlichen Städte, und von denen, welche unter der Herr- 
schaft der geistlichen oder weltlichen Herren stehen, ein 
Teil, kraft erteilter Privilegien, die der Monarch bestätigte. 
Es kam aber öfters vor, dass dieser einige seiner Gü- 
ter gegen andere mit Privaten austauschte, was nicht 
ohne Zustimmung des Reichstages geschehen konnte. "War 
in solchem Gute eine Stadt, so wird sie der neuen Herr- 
schaft unterthan und wird unbedingt von dieser abhän- 
gig, wenn nicht ausdrücklich gesagt wird, dass ihre Au- 
tonomie erhalten bleiben soll. Die Gutsherren konnten un- 
behindert die nur von ihrem guten Willen abhängigen Zu- 
geständnisse rückgängig machen und die städtische Bevöl- 
kerung nach eigenem Ermessen mit Schuldigkeiten be- 
legen. 

Der Ordo equester will aber, dass sein gesammter Be- 
sitz im Lande unvermindert bleibe, er setzt auf dem Reichs- 
tage im Jahre 1636 eine Constitution durch, die rückwir- 
kende Kraft bis 1632 besass und bestimmte, dass seit je- 
ner Zeit keine adeligen Güter an die Kirche fallen sollten 
und zwar, weder durch Kauf, noch geschenk weise und dass 
eine Nichtbeachtung dieses Gesetzes nicht nur die Nichtig- 



*) Constitution von Sigismund I. 1538 civibus bona terrestria 
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keit der Transaotion, sondern noch weitere Strafen nach 
sich ziehen sollte. Ausgenommen werden Schenkungen von 
kleinen Grrundstüoken an arme Pfarrkirchen. Wenn Jemand 
in ein Kloster tritt, so muss er vorher sein Gut verkaufen 
und hat dann freie Disposition über die erhaltenen Sum- 
men. Nur eine auf dem Reichstage erfolgte Zustimmung 
der Stände ermächtigt die Geistlichen zur Erwerbung 
neuer Güter *). Nicht ganz bestimmt drückte sich die Con- 
stitution über die Bechte der Capitel aus und so kam es 
zu einigen grösseren Processen zwischen Privaten und den 
Capiteln, insbesondere den von Warschau und Krakau, die 
schliesslich zu Gunsten der Kirche entschieden wurden. 
Eine weitere Beschränkung brachte die Constitution von 
1670, die es nicht gestattete, dass Landgüter, welche Städ- 
ten angehörten, der Geistlichkeit zufallen. Damit ward der 
Besitzstand an Boden für alle socialen Classen mit Aus- 
nahme des Adels begrenzt. Der Adelige hatte dagegen 
volle Freiheit und absolute Herrschaft auf seinem Gute 
und einen treflPenden Ausdruck für seine Privilegien geben uns 
zwei Artikel der Constitution von 1688, deren einer bestimmt, 
dass des Adeligen Haus ein Asyl ist, wo ein Verbrecher zwar 
verhaftet, aber nicht mit Gewalt fortgeführt werden darf, der 
zweite eine Zuerkennung der Erbschaftsantretung nach 
jedem Fremden enthält, der ohne Hinterlassung von di- 
recter Nachkommenschaft auf dem Gute eines AdeHgen 
stirbt. Der staatlichen Gerichtsbarkeit, wie dem staatli- 
chen Fiscus ruft hiermit der adelige Gutsherr ein „noli 
me tangere" entgegen. 

Der gesetzgeberische Wille des Gutsherrn in seiner 
Herrschaft ist unbeschränkt. Daraus erhellt aber, dass ia 
der Mannigfaltigkeit der Bestimmungen, welche die Exi- 
stenz der Unterthanen regelten, Leid und Freud, Glück 



>) Skrzetuski. Politisches Becht der polnischen Nation. 1787. 
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und schwere Sorge diesem zuteil werden konnte, da der 
Masstab seines materiellen Wohlstandes und seiner geisti- 
gen Entwicklung je nach der Gesinnungsart und Han- 
dlungsweise des Herrn geregelt war. Die althergebrachte 
Sitte, die Erinnerung an die früheren Freiheiten, an die 
Bedingungen des Looationscontraktes, die ökonomische 
Lage der Provinz und die sociale Stellung des Gutsherrn 
waren alle ebenso viele Motive, deren Einwirkung auf die 
Unterthänigkeitsverhältnisse und die Zustände auf dem 
Lande von Bedeutung war. Vor allem ist hier aber bei 
den grossen Befugnissen der Herrsohafts der Charakter des 
Herrn und seine Bildungsstufe massgebend. 

Diese tragen im Allgemeinen das Gepräge der Zeit 
und je mehr wir uns dem achtzehnten Jahrhunderte nä- 
hern, desto mehr gewinnt die eigennützige, beschränkte 
Denkungsart an Verbreitung. Im Staatsleben überwiegt das 
ständische und particularistische Interesse jede tiefer an- 
gelegte und energische Bestrebung, und in der „liberum 
Veto" Freiheit hört man nur die Stimme des unzufriede- 
nen Egoismus. Das goldene Jahrhundert der polnischen 
Litteratur, die E>egierungsjahre der beiden letzten Jagello- 
nen sind noch reich an trefflliohen und begabten Männern. 
Die Autorität der Krone ist zwar nach Johann Albrechts 
unglücklichen Feldzügen und durch das Nachgeben der in 
der Denkungsart der Benaissance aufgeklärten Sigismunde 
zu Grunde gegangen und nur ein grosser Staatsmann, oder 
ein grosser Feldherr konnte sie aufrichten. Die Nation 
fühlte sich aber mächtig und vielleicht mehr als in 
anderen Ländern treten uns um diese Zeit in Polen viele 
Erscheinungen thatkräftiger und denkender Männer entge- 
gen und was für die Gesamtheit und für das Staatsinte- 
resse verderblich ist, wird für das Individuum gedeihlich, 
so lange es an Kräften dem Lande nicht gebricht. Die 
Freiheit und Toleranz von oben geben dem Adelsstande 
ein grosses Selbstbewusstsein und politische Macht, führen 
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aber allmählioh zur Bedrückung der unteren Klassen. Wie 
aber nach allen Kriegen des siebzehnten Jahrhunderts, die 
für Polen ebenso verderblich waren und zersetzend wirkten, 
wie der dreissigjährige Krieg gleichzeitig die Macht des 
deutschen ßeiches schädigte, eine lange Ohnmacht das 
Land befallt, verkümmern in der politischen Schwäche die 
Charaktere, und das moralische Niveau sinkt mit dem gei- 
stigen immer mehr herab. Es liegt eine tiefe Wahrheit in 
den Worten Plato's, die er Socrates in den Mund legt, 
dass eine bewusste Heuchelei viel besser als eine unbe- 
wusste und naive Falschheit sei, da letztere in der Wur- 
zel des Charakters angelegt ist. Wenn wir auf die Zu- 
stände der ersten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts in 
Polen zurückblicken, können wir uns des Gedankens nicht 
erwehren, dass ein ganzes Volk unbewusst falsch gewor- 
den ist, dass es in Selbstüberschätzung und Grossdüukel 
lebte und keine Energie, keinen Mut, weder den militäri- 
schen, noch den civilen mehr hatte. Man möchte die Län- 
der, wo am Ende des Mittelalters herrschsüchtige und hin- 
terlistige, aber starke Männer die ßegierung festigen, um 
diese Herrscher beneiden. Polen hatte weder einen Lu- 
dwig XI, noch einen Iwan den Grausamen unter sei- 
nen Königen, keinen Herrscher, der durch alle Mittel und 
Wegen die Einheit des Staates und die Macht der Krone 
begründet hätte. Statt einer Festigung sehen wir eine nach 
und nach fortschreitende Auflösung aller die Einheit des 
Staates zusammenhaltenden Kräfte und die politischen Un- 
tugenden, welche die moralischen nach sich ziehen, verderben 
die Gesinnung einer ganzen Nation. Es fehlt dem Staats- 
leben an Ordnung, an der ersten Bedingung jeder Staats- 
form, sei sie monarchisch, oder republikanisch und zur Zeit 
als Sobieski seine Türkensiege feierte, schrieb schon Hart- 
knoch, dass die Meinung, Polen bestehe durch Anarchie 
^Polonia confusione regitur" — sprichwörtlich geworden 
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sei ^), Wenn wir aber das allgemeine Niveau noch so schlecht 
beurteilen wollen, so ist es nicht wegzuleugnen, dass ein- 
zelne weitbHckende und über ihr Jahrhundert erhabene 
Männer, die Missstände erkennend, ihnen nach Möglich- 
keit entgegentraten und dass es neben solchen viele gab, 
die sich durch Menschlichkeit und Gerechtigkeit in ihrem 
Verhältnis zu Unterthanen bewegen liessen, nicht als De- 
spoten, sondern väterlich und milde ihr Volk zu regiren. Die 
unumschränkte gutsherrliche Machtfülle gab solchen Indivi- 
duen die Möglichkeit, die Unterthanen ihrer Herrschaften in 
eine bessere Lage zu bringen. Alte Schriftsteller citiren 
verschiedene Namen jener, die sich durch edelmütige Han- 
dlungsweise und verständige Fürsorge ihren Schutzbefohle- 
nen Bauern und Städtern gegenüber ausgezeichnet haben. Es 
sind das gewöhnlich hohe geistliche und weltliche Herren, 
die eine bessere Bildung und Civilisation von dem niedri- 
gen Adel günstig unterscheidet. Das sechzehnte und sieb- 
zehnte Jahrhundert, das letztere in seiner ersten Hälfte, 
liefern uns mehr solcher Beispiele als die spätere Zeit, in 
der während der Regierung sächsischer Könige die Bil- 
dung in allen Ständen auf eine sehr niedrige Stufe gesun- 
ken war. Die Beaction beginnt sich nur langsam in den 
Gemütern Bahn zu brechen. Wir können eigentlich nur in 
den drei letzten Jahrzehnten des achtzehnten Jahrhunderts 
von einer wirklichen Beaction sprechen. 

Wenn sich früher beredte Stimmen gegen die Anar- 
chie und Unterdrückung des Volkes erheben, so sind das 
vereinzelte Meinungen klar denkender Patrioten, die kei- 
nen Wiederhall in der Masse finden. 

Eine solche That ist vor allem das Werk des Königs 
LeszczyÄski, das in der Epoche, in der ein Edelmann „auf 
dem Schosse des lieben Vaterlandes ruhig einzuschlum- 



») Hartknoch. 1. c S. 929. 



— 166 — 

mern" ^) wünschte, als Vorbote der späteren geistigen Be- 
wegung erscheint doch als Mahnraf an den Adel Polens 
zuerst nur wenig Gehör findet. Man ist nicht erstaunt, zu 
sehen, dass König Stanislaus sich weit ausführlicher über 
Polens Zustände, im besonderen aber über die Lage der 
polnischen Unterthanen in der französischen Bearbeitung 
seiner „freien Stimme'' ^) ausdrückt und dass er hier weit 
energischer die ungezügelte Willkür der Gutsherren ver- 
dammt. Neben einigen Kirchenfürsten und weltlichen Ma- 
gnaten sind auch Klöster zu erwähnen, die auf ihren Gü- 
tern eine mehr liberale Ordnung unterhielten. Dadurch, dass 
diese Güter nicht Einzelnen, sondern dem ganzen Con- 
vente angehörten, dann aber, dass die Geistlichen und im 
besonderen die Orden schon durch ihren Charakter auf die 
Förderung der Gerechtigkeit angewiesen waren, erhellt es, 
dass das Los der Unterthanen in solchen Gütern ein er- 
träglicheres sein konnte. 

Eine kurze Monographie der Einrichtungen, wie sie 
im Dorf Kasina, das dem Krakauer Dominikanerconvent 
angehörte, vorhanden waren, hat Professor B. Ulanowski 
im Jahre 1894 unter dem Titel.* „Das polnische Dorf in 
rechtlicher Beziehung vom XVI bis ins XVIII Jahrhun- 
dert" verfasst, worin die Darstellung der Autonomie der 
Dorfgemeinde allerdings einer sehr beschränkten und eines 
geregelten gesetzlichen Verfahrens uns vom Vorhandensein 
ähnlicher Regelungen in anderen Gütern überzeugt. Die 
Herausgabe weiterer Mitteilungen aus den Dorfgemeinde- 
büchem, die Professor Ulanowski unternimmt, wird gewiss 



*) Pami^tnik polityczny i historyczny. Historische und politi- 
sche Gedenkschrift. (Zeitschrift). Warschau. Jahrgsuig 178i. Mysli 
pewnego patryjoty. Gedanken eines Patrioten. S. Korzon Tadeusz. 
WewnQtrzne dzieje Polski za Stanislawa Augusta. Krakow. 1882. 
Innere Geschichte Polens. B. I. 42. 

'-) La voix libre du citoyen, ou observations sur le gouverne- 
ment de Pologne. S. 1. M. DOC. XLIX. 
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ein wichtiges Material zur öesohiohte der polnischen Bau- 
ern liefern und von grösstem Interesse sein. 

Ueberhaupt wird da, wo der Herr die Justiz selbst 
verwaltet, eine mehr gedeihliche Fürsorge dem Untertha- 
nen zuteil, als in Grütem, wo der unterstellte Beamte 
alle polizeiliche Gewalt in seinen Händen hat und alle 
Streitigkeiten nach Willkür entscheidet. Desshalb fin- 
den wir auch auf grösseren Herrschaften öfter Bauern mit 
besseren Bechten als auf kleinen Gütern, in denen die 
dienstpflichtige Kraft in hohem Masse in Anspruch ge- 
nommen wurde. Verhältnisse zwischen Gutsherrschaft und 
ünterthanen, wo eine breitere Autonomie im Gemeindele- 
ben letzteren zuerkannt wurde, werden wohl nur in selte- 
nen Fällen vorkommen. Wir wollen nicht ohne Bedenken 
generalisiren, können aber kaum annehmen, dass bei ei- 
ner ausgeprägt ständischen Begierung, wie wir sie in Po- 
len seit dem siebzehnten Jahrhundert sehen, der Gedanke 
einer autonomischen Ordnung und Selbständigkeit des Bau- 
ern sich auf dem Lande verbreiten konnte. Die grosse 
Masse der adeligen Staatsbürger ist lediglich durch ihr ei- 
genes Interesse beseelt und überall, wo Reformen versucht 
werden, die eine selbst noch so kleine Begrenzung der 
ständischen Selbstherrlichkeit bedeuten, stcssen sie auf den 
stärksten Widerstand. Der einzelne Mensch bekennt nur 
ungern seine Fehler, er entäussert sich nicht wiUig der er- 
worbenen Macht, eine Körperschaft thut dies noch weni- 
ger, am seltensten aber ein ganzes Volk. Der Adel Polens 
betrachtete sich als die allein vollberechtigte Bevölkerung 
der [Republik. 

Man kann ihm nicht zumuten, dass er richtiger in 
der Frage, ob es für das allgemeine Wohl gut und för- 
derlich sei, dem Ünterthanen eine grössere Freiheit zu ge- 
währen, urteile, als es die adeligen Stände Oesterreichs 
und Preussens zur Zeit der Eeformbestrebungen ihrer 
Monarohen thaten. In diesen Ländern war aber die B>egie- 
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rung mit Mitteln ausgestattet, über welche sie in Polen 
nicht verfugte und die Staatsoberhäupter konnten selbst 
gegen die Meinung und den Willen der Stände den ihrigen zur 
Q-eltung bringen, weil sie eine reelle Macht und Ansehen 
besassen und lange Jahre die angebahnte Eichtung ver- 
folgten, wodurch allmählich der Widerstand gelähmt wurde. 
In Polen fand erst in der letzten Periode der Unabhän- 
gigkeit dieses Landes die Idee einer Neuordnung der 
Republik stärkere Wurzeln und die Bewegung, wel- 
che eine Revision der Staatsgrundgesetze und die Schaf- 
fung einer wirksamen Regierung zum Ziele hatte, dringt 
dann erst in die Masse und wird mehr und mehr populär. 
In der Constitution vom 3 Mai 1791, welche vor allem der 
Ueberzeugung und Wahrnehmung einer wachsenden Ge- 
fahr für das Bestehen des Staates zu verdanken war und 
welche durch die erste Teilung Polens wesentlich geför- 
dert wurde, sehen wir, dass der Adel einen Teil seiner 
Rechte anderen Staatsangehörigen zugesteht und dass er 
auf absolute und willkürliche Bestimmung über G-esetzge- 
bung und Politik, wie sie in der „liberum veto** und der 
Oonföderations-Freiheit ausgedrückt und verherrlicht wird, 
verzichtet. In diesem Sinne ist die Constitution vom 
3 Mai eine Abdication, die um so wichtiger ist, als sie 
nicht durch eine fremde Macht erzwungen, sondern durch 
die Bestrebungen des mehr aufgeklärten Teils des polni- 
schen Adels erfolgt. In ruhigen Zeiten\wäre es kaum denk- 
bar, dass ein grosser Umschwung der öffentlichen Meinung 
in kaum drei Deoennien zu Stande kommt. In dieser Zeit 
mehren sich auch die Versuche, die von Privaten unter- 
nommen werden, den Unterthanen mehr Freiheit zuteil 
werden zu lassen. In früherer Periode aber haben die guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse fast überall dieselbe Ge- 
staltung eines direkten, durch keine anerkannte Verfassung 
der Gemeinden abgeschwächten Absolutismus, der durch 
die Gesittung des Gutsherrn gemildert wird. Das will aber 
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nicht sagen, dass Unterthanen mit besseren Rechten sehr 
selten vorhanden waren. Es sind solcher nicht wenig, be- 
sonders in den östlichen Provinzen, wo die Latifundien 
reicher Magnaten sich oft meilenweit erstreckten und wo 
es an Ackerboden nicht fehlt. Städte und Bauern er- 
halten oft Rechte, gewöhnlich eine schriftliche Urkunde, 
auf bestimmte Grundstücke, Gärten, Mühlen, Teiche etc. 
und diese Privilegien sind entweder auf eine Zahl von 
Jahren beschränkt, oder es wird eine dauernde Nutzniessung 
der Güter zugewährt, oft mit der Freiheit, sie an andere 
zu schenken, zu vermachen, oder zu verkaufen, jedoch mit 
jedesmaliger Einholung der herrschaftlichen Einwilligung. 
Nicht selten wird das herrschaftliche Privileg im 
Grod- oder Landgerichte oblatiert, d. h. als Urkunde auf- 
genommen, ohne dass es dadurch den Schutz des Gesetzes 
erhält. Diese Rechte werden den Unterthanen unentgelt- 
lich als Geschenk und Belohnung, oder gegen eine Vergü- 
tung, was öfter geschieht, gegeben. Auf dem privilegir- 
ten Boden sind gewisse Dienste und Abgaben als Last 
geblieben, manchmal werden fast keine Schuldigkeiten ver- 
langt. Die Unterthanen, die im Besitze solcher Privilegien 
sind, befinden sich im Ganzen in einer guten Lage, sind 
aber nie sicher, dass der Herr, sein Erbe, oder ein neuer 
Gutsbesitzer sie bei ihren Freiheiten erhält. Ausser diesen 
Leuten finden wir Unterthanen mit besseren Rechten un- 
ter Colonisten, die in das Land freiwillig kommen, aber 
auch gerufen werden. In erster Reihe sind hier die Schot- 
ten und Holländer zu erwähnen, die im sechzenten Jahr- 
hundert nach Polen wanderten. Sie kamen als Flüchtlinge^ 
die man ihrer Religion wegen verfolgte ; so zum Beispiel die 
Mennonniten, (von denen Hartknoch berichtet, unter den 
Holländern an der Weichsel sollen auch etliche Mennonni- 
ten und Wiedertäufer sein) *) ; öder solche, die in späterer 



') Angeführt bei J. Lukaszewicz unter dem Titel: „Krötki histo« 
ryczno-statystyczny opis miast i wsi itd." „Kurze historisch-statisti- 
sche Beschreibung der Städte und Dörfer etc." PoznaA. 1869. S. 1. 



^ 
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Zeit, während des dreissigjährigea Krieges als flüchtige 
Soldaten und allerhand Leute in Polen ein besseres Los 
suchten. 

Die holländischen Ansiedler haben sich hauptsächlich 
in der Umgebung Danzigs in grösserer Zahl niedergelas- 
sen (die sog. Zulawy), die Schotten finden wir in Gross- 
und Kleinpolen und selbst in Lithauen. J. Lukaszewioz 
führt an, dass seit 1560 — 1641 in der grosspolnischen Stadt 
Borek viele Schotten Handel und Gewerbe betrieben und 
citirt ihre Namen aus den Acten jener Stadt *). Nach der 
plebeischen Kopfsteuer für die kuj avischen Wojewod- 
schaften, die auf dem Landtage von Kadzieyowice am 18 
September 1668 beschlossen wurde, hatten Holländer und 
Schotten, gleich Juden, 9 Groschen von jeder Person zu 
bezahlen, wo hingegen die anderen Unterthanen 3 Gro- 
schen in den Dörfern und 6 in den Städten zahlten. Ei- 
nige Wochen später erhöhte man den Tarif und die Schot- 
ten und Holländer wurden mit einer Steuer von 3 Gulden 
belegt *^. Nicht mit diesen zu verwechseln sind die in noch 
späteren Zeiten nach Polen kommenden Deutschen, die 
im Besonderen während der sächsischen Periode an vie- 
len Orten angesiedelt wurden. Die grosspolnisohen Herren 
liessen vor anderen diese Golonisten auf ihre Güter kom- 
men, teils um die vernachlässigte Bodencultur zu heben, 
nicht weniger aber, weil das Oolonisiren mit Deutschen 
am Hofe gern gesehen wurde. 

Wenn nun solche Arbeiter in Wäldern grössere Ro- 
dungen unternehmen sollen, so heissen sie Hauländer und 
diese Hauländer haben mit den erwähnten Holländern 
nichts gemeinschaftliches. 

Schliesslich sind noch die Angehörigen einer russi- 



') Kurze historisch-statistische Beschreibung der Städte und 
Dörfer. Bd. II. PoznaÄ. 1875. S. 15, 17. 

'^) PawiÄski. Die Begierung der Landtage in Polen. S. 146. 



— 161 — 

«chen Sekte, die aus Eussland verbrieben, sieh in die pol- 
nischen, im Norden gelegenen G-renzprovinzen begeben, zu 
erwähnen; sie heissen Philipponen und werden als Zins- 
bauem in grösserer Zahl in den Wojewodschaften Minsk 
und Witebßk getroffen. Der Vorgang bei der neuen Oolo- 
nisation ist oft ein ähnlicher als in den Zeiten Casimirs 
des Grossen. Es ist die Besetzung der freien Stellen einem 
Schulzen gegen Zugewährung der Gerichtsbarkeit und an- 
derer Vorrechte anvertraut, nur dass diese Vorrechte und 
die Freiheit der Kolonisten weit beschränkter ist als die, 
welche im vierzehnten Jahrhundert gewährt wurde und 
selten eine grössere Selbständigkeit der Gemeinde zuer- 
kannt wird. Die Urkunde, die eine Golonisirung anordnet 
and das Privileg enthält, ist nicht selten, wie königliche 
Privilegien, auf Pergament geschrieben und mit anhängen- 
dem Siegel der Herrschaft versehen. Ein solches Doku- 
ment für den „rechtschaffenen** Schulzen Martin Pieczyn- 
ski, dessen Frau Christine und deren Erben vom Grafen 
Leon Eiaczyi^ski im Jahre 1751 ausgestellt, führen wir hier 
beispielsweise an. 

Pergament mit Verzierungen, anhängendes Insiegel in rotem 
Siegellack in kupferner Büchse. Inhalt des Dokumentes: 

Graf Leon Baczynski, Castellan von Santok, Ge- 
nerallieutenant der Heere Seiner Königlichen Maje* 
stät, der Szamocin, Obrzyelev „cum attinentiis'*, erbli- 
cher Herr, Starost von Berenchow etc. Allen insge- 
samt und jedem insbesonders, wer es wissen soll, be- 
sonders meinen Erben und erblichen Herren thue ich 
hiermit kund, dass ich mein erbliches Dorf Kopaszyn 
genannt, welches zum Gute Grelowo gehört, in wel- 
chem Dorfe die früheren Erbherren von Grelowo am 
Datum des 2 Mai im Jahre 1676 Freiheit den Unter- 
thanen zugewährten, ebenfalls in derselben Freiheit 
als erblicher Herr bestätigen will und dies auf fol- 

11 
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gende Weise. Da im erwähnten Dorfe Kopaszyn sich 
an bemessenem Acker 12 ganze Hufen befinden, so 
will ich auf dem erwähnten Acker in Kopaszyn das 
Grundstück und den Platz, „na Bartoszewskim** ge- 
nannt, das der rechtschaflfene Martin Pieczynski zur 
Zeit des letzten Erbherrn des Herrn Andreas Pion- 
towski, Herrn auf Grelowo vom rechtschaffenen Jakob 
Oxtel seinem Antecessor und Schulzen für den Preis 
von 650 Tynf angekauft und bei welcher Scholtisei 
er sich bis heute erhalten hat, dem erwähnten Mar* 
tin Pieczynski und seiner Frau Christine Wenckowa 
ebenfalls auch ihren Erben dieselbe Scholtisei auf 
dem Platz na Bartoszewskim mit Gärten, Fruchtgarten, 
Oekonomiegebäuden und allem Accidenz sowie es 
von alter Zeit her bestimmt worden auch mit dem 
Acker, welcher Vj^ Hufe beträgt und Ostrowy in je- 
dem Felde dazu denselben Eheleuten Pieczynski und 
ihren Erben gebe, schenke und auf ewig verkaufe 
und zwar für die Summe von 550 Tynf. Ich erlaube 
auf diesem Grundstücke 300 Schafe zu halten und 
Grossvieh und Pferde nach Bedarf, ebenso er- 
laube ich im Jahre für grössere Feiertage drei Päs- 
ser Bier aus der herrschaftlichen Brauerei zu nehmen, 
für welche sie für jedes Fass zwei Viertel Gerste 
nach dem Maasse von W^^growiec geben müssen- Da 
der erwähnte Schulze das ganze Dorf Kopaszyn in 
seine Jurisdiction nimmt und es in bester Ordnung 
halten soll nach den unten beschriebenen Punkten, 
so sollen die erwähnten Eheleute von allen Frohnen 
mit Ausnahme des Hofdienstes befreit werden und 
nur alljährlich von der Scholtisei 60 Tynf Zinsen, 
2 Gänse und 2 Kapaunen am Martinitage seit der 
Beschreibung dieses Rechtes abgeben; auch zwei 
Fuhren, eine nach Thorn und eine nach Bromberg 
oder Posen mit Getreide soll der Schulze auf eigene 
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Kosten übernehmen oder für die nach Thom 10 Tynf, 
für die nach Bromberg aber 6 Tynf nach Willen der 
Herrschaft zahlen. Da sich im Dorfe ausser des Sohul- 
zenackers noch 10 Hufen und eine halbe Stelle Land 
befinden, so wird sich der erwähnte rechtschaffene 
PieczyÄski die mögliche Mühe geben um auf jeder 
Hufe einen deutschen Kmeten anzusiedeln, welcher 
deutschen Kmeten aller insgesammt zehn sein sollen. 
Von jeder Hufe soll ein deutscher Kmete folgende 
Frohnen leisten: vor allem von der Annunciatio 
Maria bis Jakobi 2 Tage Spanndienste, von Michae- 
lis bis Martini auch 2 Tage Spanndienste. In der Wo- 
che soll ein jeder 2 Morgen Acker in der Länge 30, 
in der Breite 10 Buthen von Martini bis Maria An- 
nunciatio pflügen, oder 1 Tag Spanndienste oder 1 
Tag Handdienste leisten. Als Zins alljährlich am Mar- 
tinitage 20 Tynf „includendo" das Wächtergeld 
„ströÄowe" zahlen und 1 Gans wie auch 2 Hennen 
ein jeder an den Hof abgeben, ebenfalls 2 Fuhren 
nach Bromberg oder Posen mit G-etreide auf eigene 
Kosten übernehmen oder ä 6 Tynf für jede Beise 
bezahlen. Die halbe Hufe, die über die 10 bleibt 
wird dem Wirtshaus in Kopaszyn zugeteilt, wo im- 
mer ein Wirt angesessen sein muss, der das herr- 
schaftUche Bier während der Johannistage „äwi^to- 
jaiiski^ in Ausschank halten und sich dasselbe vom 
herrschafthchen Brauhaus oder wo es ihm befohlen 
wird, holt. Derselbe soll die Hofdienste gleich den 
Anderen übernehmen und die Gebäude in guter Or- 
dnung halten, an Geldzins aber 16 polnische Gulden 
und 2 Hennen oder 1 Gans am Martinitage geben. 
Es wird dem Schulzen eingeschärft, dass er kein Un- 
reclit den Deutschen in ihren Aeckern thue und mit 
Gerechtigkeit seine Justiz führe, damit keine Be- 
schwerde der Herrschaft zugeht und dies unter Strafe. 

11* 
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Auch soll er strenge Obaoht geben, damit die Bau- 
ern keinen Flaohs in ihren Häusern trocknen und nur 
in besonderen Feldöfen unter Strafe von 10 Mark, 
wer keinen solchen Ofen hat oder einen schlechten 
Bauchfang. Die Messgelder sollen nach altem Braucli 
der Kirche von Grelowo alljährlich ausgezahlt wer- 
den ; auch müssen alle dortigen Leute früh zu Frohn- 
diensten ausgeschickt werden und der rechtschaffene 
Schulze darf mit den Anderen keinen herrschafbUohen 
Dienst verweigern, je nach Bedarf während des Pflü- 
gens wie auch während der Ernte oder beim Holz- 
fallen und für 2 Diensttage gebe ich ein Fass Bier 
aus der herrschaftlichen Brauerei. Ich erlaube auch, 
dass die Bauern sich einen Lehrer um die deutsche 
Jugend im christlichen Glauben zu unterweisen und 
am Sonntag und an den Feiertagen das Evangelium 
im Schulzenhause zu lesen, halten und nehme diesen 
Lehrer unter meinen Schutz. Ich verwahre es durch 
mein Becht und Befehl, dass der erwähnte Schulze 
es nicht wage ohne herrschaftlichen Consens auf an- 
dere Güter Contrakte übernehmen oder seinen Besitz 
verkaufen unter Strafe von 100 Mark und falls er 
den Willen hat, seine Scholtisei zu verkaufen, so soll 
-er den zukünftigen Schulzen der Herrschaft vorstel- 
len und sich nach dem Willen des Herren richten. 
Auch soU er strenge darauf achten, dass niemand 
von den in Kopaszyn Wohnenden ohne seine Kennt- 
nis irgendwo auszufahren oder jemanden aus anderen 
Dörfern zu befördern sich vermesse unter Strafe von 
10 Mark und wenn ein Wirt nicht gesonnen wäre zu 
bleiben, dann muss er einen anderen wohlhabenden 
an seiner Stelle ansiedeln unter dieser Bedingung, 
dass er das Gut in nächtlicher Zeit nicht verläset 
unter Strafe, dass er dann sein ganzes Gut verUert, 
welches Becht geschrieben in obigen Punkten ver- 
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fasst und ausgeführt wurde, was ich der Beglaubigung 
halber eigenhändig unterschreibe. 

Datum in Wysiny die prima deoembris. 

Leon BaozyÄski. 

Der Titel des Privilegiums lautet: 

Privilegium auf die Soholtisei von Kopaczyn den 
rechtschaffenen Martin Pieczyiiski und ebenfalls dem 
ganzen Dorfe Kopaszyn vom hochgeborenen Herrn 
Leon Baozyüski, Castellan von Santock, Generallieu- 
tenant der Heere Seiner Königlichen Majestät und 
der Bepublik und wahrem Erbherm der Herrschaft 
Grelewo. 

Gegeben in Wysiny die prima decembris anno do- 
mini 1755. Ad majorem Dei gloriam ! 

Aus dem angeführten Privileg ersieht man, dass die 
Freiheit, die einer Niederlassung vom früheren Besitzer im 
Jahre 1676 zugewährt wurde, vom späteren Gutsherrn er- 
neuert wird. Der Schulze erhält ein Erbpachtsrecht auf 
seine Scholtisei und kann diese an andere mit Erlaubniss 
der Herrschaft verkaufen. Derselbe Schulze hat schon sei- 
nem Vorgänger 550 Tynf fdr seine Stelle bezahlt, jetzt 
giebt er noch einmal dieselbe Summe dem Grafen B.aczyA- 
ski ßxr die Ausstellung des Privilegiums. Es ist nicht be- 
kannt, ob auf den erwähnten 1272 Hufen zur Zeit, als der 
Schulze PieczyÄski sie von neuem besiedeln sollte, irgend 
welche Bauern mit weniger guten !ßechten vorhanden wa- 
ren. Vielleicht sind die Hufen als deserta seit länge- 
rer Zeit überhaupt nicht beackert gewesen, vielleicht 
auch waren daselbst sogenannte „Pustkowianie^, d. h. auf 
verlassenen Aeckem angesessene Bauern, die man jeder- 
zeit auf andere Vorwerke verpflanzen konnte. Die deut- 
schen Colonisten dürfen sich einen Lehrer halten, den sie 
aus eigenen Mitteln bezahlen. Sie sind, wie ersichtlich| 
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Protestanten, müssen aber die gewohnten Messgelder an 
die nächste Pfarrkirche abgeben. Der Lehrer steht anter 
dem Schutze der Herrschaft, deshalb kann niemand den 
evangelischen Religionsunterricht im Dorfe verhindern. Das 
Privilegium, das wir citirt haben, wurde im Grodgeriohte 
von Gnesen am 24 Februar 1787 in die Akten eingetragen 
und dann, nachdem Grrosspolen an Preussen fiel, im Jahre 
1794 bei dem Landratsamte von W^growieo inventarisirt. 
Wenn wir nun nach allem Vorhergesagten die Frage 
aufwerfen, ob der polnische Erb-Hörige ein Leibeigener im 
eigentlichen Sinne des Wortes war, so ergiebt sich eine 
negative Antwort. Weder die Gesetze, noch die allgemeine 
Sitte und Meinung gehen darauf aus, das Verhältnis der 
erb-unterthänigen Bevölkerung zu den Herrschaften als ein 
sklavisches zu bezeichnen. Zwar stehen dem Edelmanne 
auf seinem Gute unbeschränkte Herrschaftsrechte zu, er 
kann seine Bauern selbst mit dem Tode bestrafen, denn 
das „jus vitae ac necis" liegt in seiner Oompetenz* Er 
kann ihnen femer die Stellen abnehmen, Privilegien oas- 
siren, sie auf andere Güter verpflanzen und ihnen alle 
denkbaren Dienste und Schuldigkeiten auflegen, aber es ist 
immer dabei zweierlei auseinader zu halten, die richterli- 
che Gewalt, die vom Monarchen dem Adel und der Geist- 
lichkeit als Privileg zuerkannt wurde und die Be^gnisse» 
.welche aus dem Dienstverhältnisse und Verpflichtungen des 
Unterthanen abzuleiten sind. Der Herr, welcher gegen sein 
Versprechen, gegen die contraktmässig zuerkannten Frei- 
heiten, gegen die im Liventare bestimmten Begelungen 
handelt, begeht jederzeit ein schweres Unrecht und das 
Bewusstsein davon wird in der öflfentHchen Meinung aus- 
gedrückt. Da aber der Staat nicht berechtigt ist, ihn für 
ein solches unrechtmässige Vorgehen zur Verantwortung zu 
ziehen, da er ihm die Regierung und Gerichtsbarkeitsbe- 
vfognisse auf dem Lande seit dem XVI Jahrhundert ganz- 
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lioh abgetreten hat, so ist er lediglich durch sein Gewis-» 
sen, sein Interesse und das Gewohnheitsrecht beschränkt. 
Er wird dadurch zu einer willkürlichen und nur auf 
den eigenen Gewinn abgesehenen Handlungsweise ermun- 
tert, keineswegs aber direct berechtigt. Er darf daher den 
Erb-Unterthanen nicht verkaufen und wenn er es thut, ist es 
stets eine Usurpation. Wir köanen daher nur von sehr we* 
nigen Fällen berichten, wo eine Veräusserung von Leuten 
ohne Land vorkommt und nie ist in Polen der Handel 
mit Menschen, wie es in Bussland war, betrieben worden ^). 
Etwas ganz anderes ist es, wenn die hörige Stelle 
samt dem angesiedelten Bauern in andere Herrschaft über- 
geht. Nehmen -wir ein viel gelesenes Buch aus dem sieb- 
zehnten Jahrhundert, der Zeit, in welcher die Unterthänig- 
keitsverhältniss^e eine endgiltige Form annahmen, zur Hand. 
Es ist das ein Lehrbuch über Wucher, Zins, Kauf-, Paoht- 
und Mietsvertrag, ein Ratgeber für den landsässigen Edel- 
mann. 

Da sagt der Verfasser, der Pater Smiglecki S. J. 
Obgleich in einer Hinsicht der Unterthan einem Skla- 
ven ähnelt (nämlich, dass er ohne Erlaubnis des Gutsherrn 
seine Stelle nicht verlassen darf), so ist dieses in anderen 
Punkten gar nicht der Fall. Zuerst was sein durch Arbeit 
erworbenes Gut anbetriflfc. Alles, was ein. Sklave, be- 
sitzt, ist Eigentum des Herrn : — „servus quidquid habet 



^) Lubomirski führt einige Beispiele solcher Veräusserung an. 
In einem Falle ist es ein Koch. (Martinus Koch und Unterthan) im 
andern eine Arbeitsmagd, im dritten ein Knabe, der von Kindheit 
auf von seinem Herrn aufgenommen und erzogen wurde, (....reco« 
gnoscentium alumnium proprium ex misericordia a cumibih's de ma- 
nibus educatum et proprijs impensis ab annis adolescentiae eius 
sustentatum et alumnatum...). (Rolnicza ludnoä6. w 1?olsce. War-r 
szawa. 1SQ± Ackerbau-Bevölkerung Polens. S. 9. (1) Anmerkung). 
Der Herr entäussert sich aller seiner Rechte auf die Unterthanen 
(cmn omni iure dominio proprietate propinquitate cum eiusdem 
laboriosi obedientia... donat...). (Ebd.). 
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domini est^. Der Hörige kann aber sein Eigentum haben^ 
und der Herr. darf weder zu Lebzeiten, noch nach dem 
Ableben des Bauern ihm dasselbe abnehmen. Davon 
spricht eine alte Constitutio Casimiri von 1368. L. Abu- 

siua Ein weiterer Punkt, in dem der Sklave und Erb-Un- 

terthan untereinander unähnlich sind, betrifft die Arbeiten 
die er ausführt. Denn wer ein Sklave ist, muss alle Arbeiten, 
die ihm vom Herrn anbefohlen werden, verrichten, da „ser- 
vas quidquid est, domini est**. Nicht so der Hörige, der 
nicht mehr Arbeit und Bobotten dem Herrn schuldet, als 
die, zu welchen er verpflichtet werden ist*). Derselbe Au- 
tor sagt weiter von den gegenseitigen Pflichten der Herren 
und der Hörigen. Es soll auf die Schale der Gerechtigkeit 
gelegt werden auf der einen Seite, was der Untergebene 
vom Herrn bekommt, auf der anderen das, wozu er sich 
dafür dem Herrn verpflichtet ^), 

Ein anderes sehr verbreitetes Buch, das einige Aufla- 
gen erlebte, die Oekonomik von Anzelm Gostomski führt 
aus, dass die Arbeit des Bauern die wichtigste Einkom- 
mensquelle Polens bilde und „soll der Landwirt diese Ar- 
beit so bestimmen, dass er die Kmeten nicht verarmen 
lässt, im Gegenteil, in jedem Jahre ihr Gut vermehrt, denn 
dies kann dem fleissigen, wie auch dem frommen Guts- 
herrn gleich wertvoll sein" '). löh habe absichtlich Schrif- 
ten der populären landwirtschaftlichen Litteratur citirt, 
nicht die tief angelegten Werke solcher Schriftsteller und 
aufgeklärter Staatsmänner wie Andreas Fricius (Modrzew- 
ski), Jakob Przyluski, Chr. Warszewicki, Andreas Maximi- 



^) Smiglecki Marcin. lichwie y o wyderkach, czynsz4ch, itd. 
krotka nauka, W Krakowie, 1621. Vom Wucher, Pachtzins etc. eine 
kurze Lehre. S. 117, 118. 

') Ebenda. S. 119. 

^) Gostomski Anzelm. Ekonomija abo Gospodarstwo... w Kra- 
kowie. Oekonomik. 3. Ausgabe vom Jahre 1644. Einleitung. (Die 
erste erschien im Jahre 1588). 
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lian Fredro, Dichter wie OpaMski und Szymonowioz und 
Prediger wie Peter Skarga and Fabian Birkowski, die in 
beredten Worten die ungezügelte Willkür der Gutsherren 
stempeln und verdammen. Wenn man diese Werke liest, 
überzeugt man sich, wie klar den mehr gebildeten und 
denkenden Männern des seohzenten und siebzenten Jahr- 
hunderts die Fehler des adeligen Absolutismus vor Augen 
traten und wie richtig die sich herausstellenden Hebel von 
diesen Männern beurteilt wurden. Man erkennt aber, dass 
das einmal verlorene Gleichgewicht, namentlich eine starke 
Eegierung nunmehr ohne gewaltsame Umwälzung der Dinge 
nie wiederhergestellt werden konnte. Das Prestige der gol- 
denen Freiheit und Souveränität des adeligen Volkes hatte 
das Aufkommen des Gedankens eines starken und ein-^ 
heitlichen Staates unmöglich gemacht und nur in den 
Köpfen einzelner weitstehender Politiker konnte eine solche 
Idee existiren. Die chinesische Mauer zwischen den Privat- 
nnterthanen und dem Staate wurde dann für lange Zeit 
aufgestellt errichtet. 



CAPITEL IX. 



Ruckblück auf die ganze historische Entwicklung 

der Hörigkeitsverhältnisse. 



Die plastische absolute Monarchie. — Die deutsche Coionisation, 
ihre Blüte und ihr Niedergang. — Die Gesetzgebung Johann AU 
brechts. — Einführung einer allgemeinen Frohnpflicht seit 1519 und 
1520 und anderer die Freiheit der Landarbeiterbevölkerung beschrän- 
kender Gesetze. — Die Gerichtsbarkeit in den Staatsgütern. — Ein- 
wirkung der Reformation auf die Erb-Unterthanen. — Die religiösen 
Gegensätze im Osten. — Der weite Osten und die Oolonisirung. — 
Die Kriege Johann Casimirs und die darauf folgende Notlage der 
Völker. — Der Reichstag verliert im XVII Jahrhundert den Provin- 
zialtagen gegenüber an Ansehen.' — üeberge wicht der Provinzial- 
tage. — Allgemeine Betrachtung über das Los der Erb-Unterthanen 
in Polen. — Schlusswort. — Oitate aus Christoph Warszewicki's und 

A. M. Fredro's Werken. 

Wir sind am Ende der allgemeinen historisohen Be- 
trachtungen angelangt. Sie in einigen G-rundzügen wieder- 
holend, wollen wir die Momente betonen, welche für die 
Entwicklung der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse von 
Bedeutung waren. Es ist demnach anzunehmen, dass in 
der ältesten Periode, als der polnische Staat christlioh 
wurde, der ganze Bodenbesitz beim Monarohen war. Seine 
Gewalt ist eine absolute. Die Hypothese eines selbständi- 
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gea Eigentums an Boden anderer freier Leute ist aus dem 
Grande, dass damit die primitive slavische Verfassung, wo 
der Boden der Gremeinde angehörte sowie die unumschränkte 
Macht des Fürsten und die militärische Organisation des 
Landes schwer in Einklang zu bringen ist, zu verwer- 
fen. Die ersten Schenkungen werden vom Monarchen der 
Kirche gemacht, dann der Ritterschaft, zuerst nur das Land 
selbst. Die bäuerliche Bevölkerung besteht aus Sklaven und 
Freien. Erstere sind meistens Kriegsgefangene, letztere tref- 
fen wir nur auf den Besitzungen des Fürsten, da die Rit- 
ter nur über gekaufte oder im Kriege gefangene Leib- 
eigene verfügen. Die Freien sind, teils mit alten, guten 
Eechten, Haeredes und Possessores, sie haben erbliche Nu- 
tzungen und müssen dafür Dienste und Abgaben an den 
Fürsten leisten, oder aber, sie sind neu angekommene Co- 
lonisten, Hospites, die sich auf längere Zeit oder dauernd 
niederlassen. Der freie Landsasse kann nach Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen unbehelligt seine Stelle 
verlassen. 

Bei den Schenkungen an die Kirche wurden nun 
diese Schuldigkeiten den Bischöfen und Klöstern vom Mo- 
narchen überwiesen, die Jurisdiction über Freie ist aber 
beim König geblieben. Erst allmählich . erwirbt die Geist- 
hchkeit und nachher auch die Ritterschaft eine „exceptio 
fori" und eigene Jurisdiction durch besondere Privilegien. 
Die Teilung des Reiches nach dem Tode Boleslaus Schief- 
munds ist für diese Periode von grosser Wichtigkeit. Da- 
durch, dass viele kleine Herzogtümer entstehen, schwächt 
sich die Macht der Herrscher ab und die Stände gewinnen 
an Einfluss. Die Schenkungen von Ländereien und Verlei- 
hungen von Lnmunitäten mehren sich nun in raschem Vor- 
gange und im vierzehnten Jahrhundert haben bereits ganze 
Sippen die ausschliessliche Gerichtsbarkeit über die Be- 
völkerung ihrer Güter erhalten. Die Unterschiede zwischen 
frei und unfrei werden minder scharf und der Landarbei- 



— 172 — 

ter wird zum Unterthanen der G-rundherrsohafb. Da aber 
die ersten Arbeiter auf den Privatgütern Sklaven waren, 
ist vielieioht darin der Grund zu suchen, warum in adeli- 
gen Herrschaften der Bauer in ein schlimmeres Los ver- 
fallt, als dies für königliche oder kirchliche Unterthanen 
der Fall ist. Der Unterschied, sagt Professor Piekosinski, 
kommt hier direkt von einer verschiedenen rechtlich so- 
cialen Stellung der ländlichen Bevölkerung in diesen Gü- 
tern ^). 

Die Colonisirung Polens durch deutsche Bauern be- 
wirkt einen weitgehenden Umschwung in den Verhältnis- 
sen der Unterthanen. Da die Rechte der Colonisten bes- 
sere waren, als die, welche die meisten pohlischen Bauern 
hatten, so streben polnische Gommunen darnach Privile- 
gien auf das ,Jus teutonicum^, welches sie mit den deut- 
schen Gemeinden gleichstellt, zu erlangen. Die Erteilung 
solcher Privilegien zieht eine Cession der monarchischen 
Gewalt zu Gunsten der Grundherrschafben nach sich und 
bringt den Keim einer Negation der eigenen Rechte mit 
sich. Die deutsche Kolonisation hat eine durchgreifende 
Einwirkung auf die Hebung des Wohlstandes im Lande 
ausgeübt. Sie rückt immer weiter vor, verliert ihren speci- 
fisch deutschnationalen Charakter und giebt überall dem 
Bauernstände ein Bewustsein von Krafb, Civilisation und 
eigenen Rechten. Sie dringt in die neuerworbenen russi- 
schen Provinzen und mit der Annäherung von Lithauen 
an Polen, seit der Jagellonischen Dynastie, in dieses grosse 
Land, wo sie mit anderen polnischen Institutionen die alte, 
feudale Ordnung untergräbt. Das dreizehnte, vierzehnte 
und fünfzehnte Jahrhundert sehen die Entwicklung dieser 
Civilisation, deren Blütezeit und damit die der bäuerlichen 



^) PiekosiÄski. Ueber die Entstehung des sozialen Organismus 
in Polen im Mittelalter und über seine ursprüngliche Verfassung. 
S. 249. 2. Anm. 
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Treiheit zwischen 1360 und 1450 fällt, doch wird bald die 
immer mehr an Selbständigkeitsgefiihl gewinnende ünter- 
thanenklasse der Bitterschaft eine wachsende Sorge berei- 
ten. Die Unruhen auf dem Lande zur Zeit der böhmischen 
Hussitenkriege, das Zusammenhalten zwischen Bauernvolk 
und Städten, das sich im Aufruhr Albrechts, des Krakauer 
Yogten, kundgiebt, erweckt Besorgnisse bei der Ritter- 
schaft, die sich jetzt gegen die Kmeten, besonders aber 
gegen die freien Schulzen feindlich stellt. Die Gese- 
tze, welche den Auskauf der Scholtiseien den Bittern er- 
lauben, erschüttern das Privileg der autonomen Gemeinde. 
Die deutschrechtliche Selbstverwaltung wird an vielen Or- 
ten von den Grundherren aufgehoben und den Kmeten 
werden harte Bedingungen aufgedrungen. Nichtsdestowe- 
niger sind sie noch vom Monarchen und den königlichen 
Gerichten gegen Unbilligkeit und Unrecht in Schutz ge- 
nommen. Als aber die Macht der Krone sinkt, wird der 
Weg an die königliche Justiz dem Bauern erschwert. Das 
Landgericht vertritt das Interesse der Grundherrschaften, 
wie die Landrichter derselben socialen Klasse angehören 
und aus Wahlen der landsässigen Bitterschafb hervorge- 
heo. Die Gesetzbildung König Casimirs ist keine einheitli- 
che Bechtsbildung, vielmehr eine Zusammenstellung und 
Ordnung schon bestehender Gewohnheiten und obwohl sie 
in manchen Punkten das ßecht des Unterthanen sichert, 
so nimmt sie in anderen gewisse Einschränkungen seiner 
Freiheit vor. Das Aussterben der piastischen Dynastie und 
Ludwigs von Anjou Hegierungszeit ist für die Stärkung 
des Bitterstandes in Polen von sehr grosser Bedeutung. 
Die Befreiung von allen Angariae und Solutiones mit Aus- 
nahme von 2 Groschen vom Lan gleicht einer Steuerfrei- 
heit für die Gutsbesitzer. Fortan wird fast die ganze Steu- 
erlast den Städten und den Unterthanen aufgewältzt. In 
derselben Zeit werden wichtige Bestimmungen für die kö- 
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mgliohen Güter getroffen. Das Land soll ungemindert er- 
halten und nicht geteilt werden. Daduroh erkennt Ludwig, 
dass er Polen nicht mehr als eine Haereditas über die man 
verfügen kann, betrachten kann. Das Land ist nicht königli- 
cher Besitz, sondern ein Staat, dessen Grenzen ungemindert 
bestehen sollen. Die wichtigeren Festungen und Stellen, 
wo die Verwaltungsämter sich befinden, sind nunmehr 
Staatseigentum geworden, sie sollen auch nicht an Mitglie- 
der des fürstlichen Hauses vergeben werden. Nachdem 
schon früher die Starosten die meisten Befugnisse der Ca- 
stellane Übernamen, sehen wir jetzt Starosteien mit und 
ohne Jurisdiction, welche letztere gewöhnliche Tenuten 
sind. Die Jagellonische Familie besitzt noch diese Lände- 
reien mit gutem Bechte und kann die Tenuten verschen- 
ken, oder als Lehen auf lange Zeit vergeben, doch wer- 
den ihr allmählich Beschränkungen aufgelegt, die eine freie 
Disposition über Krongüter in Polen erschweren. In Li- 
thauen dagegen hat sie ungeminderte Besitzrechte und 
Haeredität. Erst Sigismund Augustus verzichtet auf diese 
ßechte, behält aber bei Lebzeiten den Titel eines Haeres. 
Seit der Wahl-Monarchie sind die Besitzungen des kö- 
niglichen Hauses Staatsdomänen geworden. Die letzte Erb- 
herrin auf dem Throne ist die Infantin Anna aus dem Hause 
Jagello. Als der vierte Teil aus den Starostein von Sigis- 
mund Augustus als Quartageld fär das Militär bestimmt 
wurde und die Krone sich bald darauf verpflichtete, die 
Starosteien als „panis bene merentium*^ lebenslänglich an 
Adelige zu verleihen, hat der Monarch allen Ertrag von 
den Domänengütern verschenkt und erhält dafür bestimmte 
Oekonomien, die fortan seine Tafelgüter bilden. Die Ge- 
richtsbarkeit über Unterthanen ist aber der Krone in den 
Domänen nicht abgenommen worden. 

Ein weiterer Schritt in der Entwicklung der bäuerli- 
chen Verhältnisse erfolgte unter Johann Albrecht, der in 
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seinem Statute von 1496 die Freizügigkeit und überhaupt 
die Freiheit der ünterthanen einschränkte. Nicht lange Zeit 
vorher hat die Erwerbung Preassens und der Meeresküste 
den polnischen Handel gehoben, was auf den landwirt- 
schaftlichen Betrieb von tiefjgreifendem Einfluss war. Die 
Bitterschaft nimmt infolge der sich neugestaltenden Zu- 
stände den Charakter eines landsässigen Adels an und die 
Grundherren werden zu Gutsherren. Sie haben jetzt ein 
weit grösseres Bedürfhiss an billigen Arbeitskräften und seit 
der albertinischen Gesetzgebung kann man in den Consti- 
tutionen eine beständige, auf die Beschränkung der bäuer- 
lichen Freiheit absehende Richtung verfolgen. Nur in sel- 
tenen Fällen sind für den Ünterthanen günstigere Bestim- 
mungen, wie die Constitutio Sigismundi vom Jahre 1B20 
zu verzeichnen. Das Maehtbewusstsein des Adels stärkte sich 
seit der regelmässigen Einberufung beratender Versamm- 
lungen und als der polnische Reichstag ein Mittelpunkt 
des politischen Lebens wird, ist der Adel zuerst vom Kö- 
nige gegen die Senatoren begünstigt, bald aber nimmt er 
mit einem grossen Teil des Senats eine direkt feindliche 
Stellung gegen den Monarchen ein. Es beginnt ein Kampf 
um neue, immer bedeutendere Privilegien. 

Die Verkürzung der bäuerlichen Freiheiten geschieht 
einerseits durch Beschränkung der Freizügigkeit und des 
Klagerechts, dann aber seit der Constitution von Thom 
vom Jahre 1520 durch den gesetzmässigen Frohnzwang. 
Die Concessionen, die der König dem Adel macht, treffen 
hauptsächlich die Freiheit des Ünterthanen. Die Provin- 
zialtage stellen noch ungünstigere Forderungen fär die 
Landarbeiter als es der Reichstag thut, auf, und die Pri- 
vatinitiative bethätigt sich in einem nicht minder grossen 
Maasse an der Verknechtung der Kmeten. Im Kampfe, wel- 
cher in der letzten Regierungszeit der Jagellonen, beson- 
ders Sigismund Augustus zwischen Monarch und Ständen 
geführt wurde, hat der Adel schliesslich den Sieg errungen 
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und die „paota oonventa^ mit Heiarioh von Yalois begrün- 
den die Epoche der ständischen Selbstherrlichkeit. Ein 
Stephanns Bathori hält das Staatsruder zu kurze Zeit, um 
die Macht der Krone wieder herzustellen. Seine Steuerre- 
formen und Schaffung der bäuerlichen Milizen bezeugen 
von einer einsichtsvollen Initiative, deren kurze Wirkung 
man fiir Polen nur bedauern kann. Die Erb-Ünterthanen der 
adeligen und geistlichen Güter sind seit dem Wahlkönig- 
tum ganz und gar der privaten Herrschaft anheimgefallen 
und der Staat interessirt sich für sie nur insofern, als sie 
Steuern einbringen. Die Gonföderation ,,inter dissidentes" 
von 1573 hat das ßecht der herrschaftlichen Autokratie 
klar und deutlich zum Ausdruck gebracht. 

In den Domänen aber ist durch Bildung eines beson- 
deren Gerichtes für die Unterthanen, des Referendartribu- 
nals, diesen ein, obwohl nicht immer wirksamer Schutz zu- 
teil geworden. Die militärische Organisation der Lanenin- 
fanterie hätte auch eine gute Einwirkung auf die Lage 
der Bauern gehabt, wäre sie immer mit gleichem Bestre- 
ben, wie zur Zeit Bathoris erhalten geblieben und hätten 
diese Soldaten den Weg zur Erlangung von Freiheit und 
Nobüitirung finden können. Dasselbe kann von den Lu- 
strationen gesagt werden, deren regelmässige Wiederho- 
lung eine bessere Ordnung in den Staatsgütern mit sich 
gebracht hätte. Wie es auch war, so haben Unterthanen 
in den Domänen eine bessere Stellung als die auf Privat- 
gütern wohnenden und aus alter Zeit mit grösseren Frei- 
heiten bedachten Landsassen finden sich beinahe nur in 
dtarosteien. Eine Wechselwirkung der Zustände auf Güter 
beider Art fahrt dazu, dass mit der Zeit viele durch Privile- 
gien bestätigte Bechte der Domänenunterthanen durch spä- 
tere Lustrationen aufgehoben werden. Gleichzeitig mit dem 
Aufschwünge der Macht des Adels und der Verkümmerung 
der bäuerlichen Freiheit, sehen wir eine fortschreitende 
Ausbreitung polnischer Elemente nach den Grenzen des 
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Eeiches zu, eine Kolonisirang, insbesondere der Ostmar- 
ken. Die BevölkeruDg, die in der Ukraine entsteht, ge- 
staltet sich ganz eigenartig. Die Straflosigkeit sichernde 
Freiheit neben oft barbarischer Härte, die stete Gefahr 
und die nationalen, wie auch religiösen Gegensätze schaf- 
fen undisciplinirte und ungezügelte Charaktere, die im 
Eosakentum ihren besten Ausdruck haben. 

Die Deformation vermochte in Polen keine tiefe umbil- 
dende Bewegung hervorzurufen, obwohl es eine Zeit gab, 
in der viele der einflussreichsten Leute sich der neuen Lehre 
anschlössen und der Monarch selbst ihr ein williges Ohr 
lieh. Der Sieg blieb der katholischen Kirche. Die Reaction 
tratt demnach nicht mit vernichtender Macht ein, gewinnt 
aber allmählich die Gemüter. 

In den östlichen Ländern ist die religiöse Frage erst 
durch die Aufstände und Kämpfe des freibeuterischen 
Kosakentums in den Vordergrund gerückt worden. In spä- 
terer Zeit geht die Politik Busslands darauf aus, die Spal- 
tung der Orthodoxie und der unirten griechischen Kirche 
auf politisches Gebiet zu übertragen und durch Besohü- 
tzung der Dissidenten ein Einmischungsrecht in die polni- 
schen Angelegenheiten zu erwerben. 

Die grossen Ländereien im Osten bereichern einzelne 
adeUge Häuser, sie entziehen aber dem Lande seine besten 
Kräfte und sind dadurch ein politisches Uebel. Nur eine 
durchgreifende Organisirung und militärische Festigung 
konnte in den Grenzprovinzen dauernde Ordnung schaffen. 
Im siebzehnten Jahrhundert ist Polen aber nicht mehr fä- 
hig, eine solche zu unternehmen. Der Staat wälzt diese 
Pflicht von sich ab, indem er den Gutsbesitzern die Un- 
terwerfung der Kosaken überweist. Die Verwalter und Päch- 
ter in den Latifundien sehen vor allem auf ihre eigene 
Bereicherung und wo der Gutsherr nicht selbst in der Pro- 
vinz wohnt, verschlechtert sich die Lage der Untergebenen, 
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Es tragen dazu nicht wenig die Juden bei, die um diese 
Zeit bereits aus den Städten auf das Land kommen und 
sich dem Adel unterwerfen. 

Alle diese Missstände, vor allem aber die Schwäche 
der Regierung haben den schrecklichen Kosakenkrieg 
Chmielnicki's im Jahre 1649 heraufbeschworen. Kaum war 
die Gefahr von dieser Seite vermindert, als die Schweden 
und Bussen in Polen eindringen und die Republik in höch- 
ster Gefahr schwebt. König Johann Casimir legt damals 
in Lemberg ein feierliches Votum ab, den XJnterthanen Ge- 
rechtigkeit willfahren zu lassen und beschuldigt sich der 
Unterdrückung des Volkes. Die versammelten Stände lei- 
sten dasselbe Versprechen. Die Notlage nach dem lang- 
dauernden Kriege und die Verwüstung des Landes waren 
aber von stärkerer Einwirkung als das Gelöbniss des Mo- 
narchen. Die Gutsbesitzer, ihrer besten Arbeitskräfte be- 
raubt, brauchen den unterthänigen Bauern mehr als sonst^ 
dieser aber ist dem Hunger preisgegeben, wenn er nicht 
die gestellten Bedingungen annimmt. Die Lage der XJnter- 
thanen verschlechtert sich nach den Kriegen des siebzehn- 
ten Jahrhunderts, die Kmetenstellen werden geteilt, der 
Vollbauer weicht dem Halb- und Viertelhufner und die 
Frohnpflicht wird allgemein. So auf dem Lande. Ander- 
seits wird die Kraft und Energie Polens zu Grunde ge- 
richtet, der Staat und die Regierung decentralisirt und 
dies in dem Masse, dass man förmlich von Cantonalregie- 
rungen sprechen kann. 

Der Reichstag büsst seinen Einfluss zu Gunsten der 
Provinzialtage ein und das gesammte politische, geistige 
und moralische Niveau befindet sich fortan im fortschrei- 
tenden Sinken, da die einzelnen Provinzialverbände sich 
nicht auf eine eigene Selbständigkeit in der Verwaltung 
beschränken, sondern von ihrem Standpunkte aus die Re- 
publik beurteilen und leiten wollen. 

Seit 167B ist die Herrschaft der Gutsbesitzer über 
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ihre Untergebenen dauernd befestigt; seit der Regierung 
Johann Casimirs ist eine Festigung der staatlichen Einheit 
und Macht kaum möglich und das ständische Interesse 
stosst nirgends auf ernsten Widerstand. Wir können das 
im Steuerwesen bemerken, wo die ganze Last auf den Un- 
terthanen fällt und wo die particularen Bestimmungen der 
Landtage diese Last noch vergrössern. Dazu kommen noch 
die kirchlichen Zehnten, die dem Bauern einen grossen 
Teil seines Ertrages nehmen und den Rest kann der Herr 
für sich behalten, wenn in seiner sittlichen Ueberzeugung 
keine Grenze für seine Willkür gelegt ist. 

Nach diesen Prämissen muss man den Schluss folgen 
lassen, dass die Lage der polnischen Landbevölkerung wirklich 
-untröstlich war. Man kann aber nicht diese Behauptung 
absolut aufstellen. Wenn es auch unbestritten wahr ist, 
dass dem Gesetze nach der Unterthan in Polen ganz und 
gar der Willkür seines Herrn preisgegeben ist und der 
Gutsherr, wie A. M. Fredro sagt, als kleiner aber absolu- 
ter Monarch auf seinem Gute herrscht, so sind anderseits 
zwei Umstände, die das Loos der Unterthanen oft milder 
gestalten „quisque nobis polonis sui vulgi et bonorum par- 
Yus quodammodo et absolutus monarcha est*^ ^). Den er- 
steren bildet die fortschreitende Kolonisirung des Ostens 
wo dem Bauer oft günstige Bedingungen gestellt werden, 
die sehr extensive Wirbschaft auf diesen Ländereien, dann 
aber die schlaffe Handhabung der richterlichen und poli- 
zeilichen Gewalt im Lande, die ihm ein Verlassen seiner 
Herrschaft durch Flucht und Aufsuchen einer anderen er- 
möglichten. Der zweite ist im Gewohnheitsrecht und in 
der Gesittung der Herren zu suchen. Zwar sind diese, und 
im besonderen der auf kleinen Gütern angesessene Adel 
roh und wenig gebildet, doch werden alle, die mit Billig- 



A. M. Fredro. Fragment, polon. Nr. 14. Danzig 1660. S. 292. 
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keit ihren Unterthanen gegenüber handeln wollen, nur sol- 
che Schuldigkeiten, welche im Inventar bestimmt sind, ab- 
fordern, sie halten sich also an die eigene Gesetzgebung. 
Autonome Gemeindeverfassungen treffen wir in dieser Zeit 
nur vereinzelt auf grossen Herrschaften und Domänen und 
ist die Autonomie gewöhnlich sehr beschränkt. Leute mit 
besseren Kechten kommen dagegen nicht selten vor. Die 
Unterthanen werden nicht als Sklaven angesehen, obwohl 
sie nicht selten als solche behandelt werden. Die unbe- 
schränkte Macht des Gutsherrn fördert seine guten, wie 
auch seine schlimmen Instinkte an den Tag. Wenn man nur 
die Schattenseiten sieht, so wird man freilich sagen kön- 
nen, dass der polnische Unterthan sich in einer entschieden 
schlimmeren Lage als seinesgleichen im westlichen Europa 
befand und wenn man die grosse Masse der russischen 
Domänenbauern, die eine ziemlich breite Autonomie in 
ihren Gemeinden hatten, mit den polnischen vergleicht, so 
kann das Urteil zu Gunsten Kusslands fallen. Betrachtet 
man aber die hellere Seite des Bildes, so modificirt sich 
die Entscheidung in nicht geringem Masse. Die Civilisa- 
tion Polens ist im achtzehnten Jahrhundert entschieden, 
wenn man sie mit früheren Zeiten vergleicht, zurückge- 
gangen. Dass sie aber weder eine beschränkte noch eine 
oberflächliche war, bezeugt uns die Litteratur der „golde- 
nen Periode" in den Regierungsjahren Sigismund L und 
Sigismund Augustus. Die religiöse Gesinnung war auch 
stark genug, um die rohe Sitte oft in Schranken zu hal* 
ten. Man müsste sorgfältig die vielen Inventare von Pri- 
vatgütern, die vielen Kauf-, Schenkungs- und Privileg-Ur- 
kunden, die aus dem siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hundert stammen, durchsehen, um einen besseren Einblick 
in die Zustände, in welchen der Unterthan lebte, zu ge- 
winnen. Dann würde man einsehen, dass in Polen eine so 
starke Unterdrückung des Landvolkes, wie es in einzelnen 
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Gegenden Deutschlands und Oesterreicbs der Fall war, 
auch ausnahmsweise vorkam und dass von einem Men- 
schenhandel und von einer wirklichen Sklaverei, wo der 
Unterthan für den Herrn alle Arbeiten, ja selbst Handel 
und Gewerbe in Städten betrieb, wie wir dies in Bussland 
im achtzehnten Jahrhundert sehen, nicht die Bede sein 
konnte. Das grosse Elend der polnischen Bauern und 
Städter war vor allem der Ermattung der schaflfenden Thä- 
tigkeit aller Stände und der Lähmung der Begierung zu- 
zuschreiben. 

Ich möchte mit zwei Citaten schliessen, die als Illu- 
stration der geäusserten Meinungen dienen sollen. 

Christoph Warszewicki schrieb im siebzehnten Jahr- 
hundert in seinem Buche „de optimo statu libertatis": „Und 
nun gar jene schwere Bedrückung und die täglichen Misshan- 
dlungen der Bauern durch ihre Herren. Sie (die Bauern) 
fahren ein armseliges Leben ohne Gericht, ohne ein Ge- 
setz — ich möchte hinzufügen, ohne einen König — und 
bisweilen ohne Beligion, dem Yiehe gleich — sogar an 
heihgen Tagen an manchen Orten (hier und dort) zu Ar- 
beiten gezwungen, und trotzdem wagen sie es nicht, so- 
gar vom Könige selbst gegen ihre Herren Hilfe zu erfle- 
hen" 1). 

Andreas Maximilian Fredro, Castellan von Lemberg, 
nachher Palatin von Podolien, drückte seine Meinung in 
folgenden Worten aus: 

„Auch unsere Herrschaft über das gemeine Volk wird 
durch die Gebote des Gewissens begrenzt, da ja ein jeder 
von den Bauern weiss, wie viel Arbeit er wöchentlich, wie 
viel Zins er jährlich dem Herrn zu leisten hat, so dass es 
billigerweise nicht frei zusteht, etwas darüber hinaus ab- 
zufordern. Wenn auch manche Verletzungen der Billigkeit 



^) Lib. L de opt. statu libertatis p. 11 St 
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vorkommen mögen, so können diese krafb eines unbilUgen 
Beohtes, ebenso Tyrannen gegen ihre Unterihanen, wie es 
bei ihnen vorkommt (er spricht zu Fremdländern) wenn eure 
Herren gegen euch sobleoht werden, da eure Jahrbücher 
80 offen bezeugen, dass ihr mitunter schlechte und gute 
Herrscher gehabt habt. Es haben andere, ebenso habe ich 
für meinen Teil doch mehr durch G-ottes Gnade Burgen, 
habe Ländereien, habe ünterthanen. Warum sollte ich die 
meinigen allzu willkürUch behandehi, da ich weiss, dass 
sie mir und gleichzeitig ich ihnen von Gott gegeben sind, 
sie mir Unterthänigkeit, ich ihnen gegenseitig eine ge- 
rechte Herrschaft nicht gegen die Gebote des Gewissens 
schulde" *). 

I. („Age vero colonorum oppressionem gravem et 
quotidi anos a dominis laniatus. Yitam hi inopem et 
miseram ducunt, sine foro sine judice sine lege, ad- 
dam et sine Bege et religione aliquando, cum peou- 
dum modo etiam diebus sacris alicubi laborare co- 
gentur et nihil minus quam audeant vel a Hege ipso 
in dominos auxilia implorare") ^). 



n. („Etiam noster dominatus in plebeoulam intra 
leges oonscientiae est dum seit quisque e ruricolis 
quid operis septimanatim quid tributi annuatim do- 
minis pendat ut per aequitatem nihil extorquere li- 
oeat supra. Si vero sint aliqui violatores taminiqao 
jure tyranni esse possunt in suos quam vestri (Ger- 
manos aliosque exteros alloquitur) si eveniant mah in 
vos cum annuales vestri passim malos et bonos prin- 
cipes fiüsse palam testentur. Sunt aliis, sunt item 



>) Andr. Max. Fredro. Fragm. pol. Nr. 14 Danzi^ 1680. S. 249. 
^) Lib. I. de optimo statu Reip. p. 118. Christophi Varsevicii. 
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mihi pro sorte mea (sed magio per Dei gratiam) sunt 
inquam castella sunt rura sunt subditi. Cur ego inso- 
lentim meos habeam, cum sciam hos mihi datos a Deo 
et sue simul datum üüs : iUi mihi subjictionem ego 
vicissim justum in eos dominium (non extra leges 
consoientiae) debeam") ^). 



*) Andreas Maximilian Fredro. Fragm. Pol. Nr. 14. p, 294 seq. 
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OAPITEL I. 



Einleitung. 



Allgemeine politische Betrachtungen. — Die Czartoryski'sche „Fami- 
lie" und ihre Reformbestrebungen. — Wahl Stanislaus Augustus Po- 
nlatowski zum König von Polen. — Zwei Perioden seiner Regierung 
1764—75 und 1775—94. — Notwendigkeit der Centralisirung der Ge- 
walten und Festigung der Regierung. — Verbesserung der Rechte 
niederer Stände und religiöse Toleranz. — Religiöser Eifer in Polen 
seit dem Ende des XVII Jahrhunderts. — Die „Dissidenten^ und 
die Nachbarmächte. — Die griechische Orthodoxie wird zu einer 
russischen Gonfession. — Zahl der unirten und nicht unirten Grie- 
chen. — Allgemeine Berechnung der Bevölkerung Polens nach der 
ersten Teilung des Landes. — Rutheni = rustici. — Geistliche Or- 
den. — Die Jesuiten. — Stellung Russlands Polen gegenüber. 

Als nach dem Tode Augusts HE. der Konvokations- 
Eeichstag unter dem Einflüsse der sich auf russische Hülfe 
stützenden Czartoryski'schen „Familie'' eine Reform der 
Verfassung und der Staatsgrundgesetze in Polen anbahnte, 
hatten die Führer dieser Partei einen weitgehenden Plan 
in Bezug auf Reformen im Sinne, der aber nur mit der 
Zeit und mit Beistand einer zu Gebote stehenden Macht 
durchführbar war. Es handelte sich um. nichts weniger als 
um eine gründliche Umarbeitung der Verfassung, die, so 
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wie sie bestand, keine feste Begierang and keine Entfal- 
tung der nationalen Kräfte ermöglichte. Im Lande war 
aber die richtige Erkenntnis der Notwendigkeit, sich aus 
der immer gefährlicher werdenden Anarchie zu befreien, 
beim Adel kaum zu finden. Dieser Klasse hatten die lan- 
gen Jahrzehnte schlaffer Unthätigkeit das Denken und Schaf- 
fen abgewöhnt, und sollte der kranke Organismus gerettet 
werden, so musste man selbst gegen den Willen des „all- 
mächtigen Adels^ gewaltsam die Sanirung durchfuhren. 

Dies glaubten die Ozartoryski's in gemeinsamen Vor- 
gehen mit Eussland durchführen zu können und rechneten 
ebenso viel darauf, dass sie auf keinen energischen Wider- 
stand im Lande stossen werdeUj wie auf das Wohlwollen 
der Kaiserin Katharina, dessen sie sich für lange Zeit ver- 
sichert zu haben glaubten. Sie beeinflussten den Reichstag, 
keine ausländische Candidatur zum Throne Polens zuzulas- 
sen und jeden Versuch, eine solche aufzustellen, für eine 
vaterlandsfeindliche That zu erklären. Nur ein Landsmann 
durfte zum König gewählt werden, „ein unter dem Gleich- 
heitsprinzip lebender, der die Kenntnis vaterländischer Ge- 
setze von Hause aus besässe und sie daher erfolgreich zu 
verbessern im Stande wäre^ *). 

Die Familie verhilft dem jungen Truchsess von Li- 
thauen, Stanislaus Poniatowski zur Erlangung der höch- 
sten Würde and Magistratur im Lande, welcher seinem 
Versprechen gemäss an die Verbesserung der Staatsver- 
fassung zu treten versucht. Die Constitutionen des als Oon- 
föderationsbund zusammentretenden ersten Reichstages von 
1764, lassen uns diese Absicht in einer ganzen Reihe nea 
ins Leben gerufener Institutionen, die als erste Grundlage 
der neuen Ordnung dienen sollten, erkennen. Diese, inso- 
fern sie auf unser Thema Bezug haben, kennen zu lernen 
und ihre weitere Entwickelung, oder ihren Untergang in 



1) Constitution von 1764. Vol. leg. VII. S. 8. 
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den späteren gesetzgeberischen Perioden zu verfolgen, wird 
jetzt unsere nächste Aufgabe sein; vorher aber lassen wir 
eine karze Betrachtung der Aufgaben, die der Lösung am 
meisten bedurften, vorangehen. 

Wir teilen die Eegierungszeit des letzten polnischen 
Königs in zwei besondere Abschnitte, von denen der eine 
die Jahre von der Thronbesteigung Stanislaus Augustus 
bis zu der ersten Teilung des Landes, also bis 1772, die 
andere die Zeit bis zum Untergang der Republik ein- 
sohliesst. Den sogenannten Teilungs-Reichstag, wel eher zwei 
Jahre, von 1773 — 76 dauerte, reihen wir dem ersten Ab- 
schnitte an, da die Gesetzgebung dieser Zeit durch die 
Vorgänge, die sich vor der Teilung abgespielt haben, in's 
Leben gerufen wurde. 

Was hatten die Reformen anstrebenden Männer, die 
bei der Wahl Stanislaus Augustus einen günstigen Moment 
für die Durchführung ihres Programms gekommen zu sein 
glaubten, als wichtigste Aufgabe zu betrachten, und was 
erforderte die Lage des Landes? Es ist hierauf nicht schwer, 
eine Antwort zu geben und die politischen Schriftsteller, 
die jener Epoche im Besonderen ihre Aufmerksamkeit zu- 
wandten, wie Roepell, Kaiinka, Korzon sind in den Haupt- 
punkten einig, wenn sie die Zerstückelung und das Aus- 
einandergehen der G-ewalten betonen. 

War eine Festigung des monarchischen Prinzips durch 
die Erblichkeit des Thrones als weiteres Ziel zu diskutiren, 
so ergab sich schon im Jahre 1764 als eine absolute Not- 
wendigkeit, die Zusammenziehung und Ordnung der ein- 
zelnen Gewalten, die sich fast ins Unendliche geteilt und 
dislocirt hatten, sollte die Regierung eine einheitliche und 
erfolgreiche sein. Die Oentralisirung wird nun dadurch an- 
gestrebt, dass dem Reichstage mehr Autorität gegeben 
wird, in dem gleichzeitig die Macht der Landtage vieles 
von ihrer Oompetenz einbüssen masste. An Stelle der frü- 
heren hohen Würdenträger, die fortan nur eine Nebenrolle 

1* 
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spielten, werden Commissionen mit ausgedehnten Macht- 
befugnissen eingesetzt, und ihnen die wichtigsten Verwal- 
tungsämter übertragen. Diese vielköpfigen Ministerien be- 
deuten, wenn man sie mit der früheren Ordnung, oder 
vielmehr Unordnung vergleicht, einen merkhchen Fort- 
schritt, obwohl ihre Mitglieder nur für eine bestimmte Zeit 
gewählt waren und nur in gemeinschaftlicher Beratung 
Beschlüsse fassen konnten. Sie bildeten nichtsdestoweniger 
eine beständige und in ununterbrochener und regelmässi- 
ger Thätigkeit wirkende Magistratur, was sie von der 
Wirksamkeit der Titulare oberster Finanz- und Militärbe- 
hörden, wie solche früher bestanden, vorteilhaft auszeich- 
nete, da sich diese, obwohl lebenslängliche Beamten oder 
vielmehr aus eben diesem Grunde kaum zu einer konse- 
quenten Thätigkeit verstanden haben. Dann ist aber die 
Bedeutung der neugeschaffenen Magistraturen noch aus ei- 
nem andern Grunde zu würdigen, sie wurden die Schulen, 
in denen sich Männer der neuen Generation im politischen 
Leben ausbilden konnten, und haben daher einen grossen 
Einfluss auf die Ausbildung reiferer politischer Gedanken 
ausgeübt. 

Neben und gleichzeitig mit der Centralisirung der 
B.egierungsgewalten hatten die Förderer einer Neuordnung 
Polens noch zwei grosse Aufgaben in's Auge zu fassen. 
Die eine betraf eine Abschwächung zu schroffer Gegen- 
sätze der privilegierten Stellung des Adels und der Unter- 
drückung anderer Stände, die andere die religiöse Tole- 
ranz. Die Czartoryski's, der König und Eussland, — fassen 
wir die drei Faktoren zusammen, — waren darin einig, dass 
etwas in den beiden Fragen geischehen müsse und wollten 
gemeinschaftlich vorgehen, obwohl ihre endgiltigen Ab- 
sichten verschiedene Ziele verfolgten. Die Familie, auch 
König Poniatowski stehen nicht nur durch ihre abendlän- 
dische Ausbildung unter dem Einfluss französischer Ideen, 
geistig höher als die grosse Menge des polnischen Adels 



— ö — 

ihrer Zeit, sie stehen auch in dieser Beziehung über den 
meisten gebildeten Polen, die im letzten Viertel des ver- 
flossenen Jahrhunderts lebten. Sie haben nichts vom reli- 
giösen Fanatismus und vom Klassen-Egoismus der ,,Schla- 
chta", weit weniger als die meisten vom Kleinadel, die ihre 
Felder selbst bestellten; was den König selbst betrifft, so 
muss man, wenn man auch seine Untugenden noch so 
scharf beurteilt, ihn als einen sehr toleranten, gutherzigen 
Menschen anerkennen. Ist er es doch gewesen, der gleich 
bei seiner Thronbesteigung an den Kanzler Andreas Za- 
moyski schrieb: „Ich habe keine Ruhe im Gewissen und 
wage es nicht, Ausländern gegenüber von einem Volke zu 
sprechen, dem man die Straflosigkeit eines nichtswürdigen 
Kaufes vorwerfen kann, so lange die Gutsherren sich das 
Recht über Leben und Tod ihrer Unterthanen zumessen, 
und so lange man mit wenigem Gelde den Kopf eines 
Bauern erkaufen kann ^). 

Es war aber an eine weitgehende Ordnung der Hö- 
rigkeitsverhältnisse und im allgemeinen der Rechte Nicht- 
adUger nicht zu denken, bevor sich die Regierung nicht 
auf einer starken Grundlage gefestigt und die öffentliche 
Meinung durch Beispiele und Anregungen in dieser Rich- 
tung günstiger gestalltet hätte. Der Weg war ein langsa- 
mer und ein schwieriger und dornenvoll die Aufgabe, ein 
Dogma des adligen Partikularismus, das er gleich dem „li- 
berum Veto" für heilig hielt, zu erschüttern. Aehnlich ver- 
hielt es sich mit der rehgiösen Frage. 

Das achtzehnte Jahrhundert hat Polen fanatisirt. Das 
sonst ausnahmsweise einem starken Glaubenseifer abholde 
Volk, das die Reformationszeit ruhig vorübergehen sah, 
durch die Freiheit der individuellen Meinung und Handlang 
gegen religiöse Fehden geschützt und in der Renaissance- 



*) Czacki T. O litewskich i polskich prawach. Warszawa. 
1800 — 1801. üeber litauische und polnische Gesetze. II. S. 211. 
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Periode von einem König, der von sieh sagte, er sei nicht 
Herr über das Gewissen seiner Unterthanen, geleitet (Si- 
gismand Augustus) liess sich seit Johann Casimirs Zeiten 
in andere Bahnen bringen. Der Grund dieses Umschlags 
der Gemüter war ein politischer, wie fast immer religiöse 
Bewegungen durch politische heraufbeschworen werden. 
Es war das allmählige Vordringen Eusslands seit dem Ko- 
sackenkriege von 1649 und andererseits der rasche Auf- 
schwung Preussens seit 1701. Auf beiden Fronten sah und 
fühlte sich die Republik bedroht. • 

Die sächsischen Könige sind zwar zum KathoUcismus 
übergetreten, doch brachten die Wettiner eine grosse 
Menge „dissidentisch er ^ Anhänger mit sich nach Polen 
und betrieben eine starke deutsche Colonisation im We- 
sten. Russland hat aber das Banner der griechisch-ortho- 
doxen Kirche in seine Hand genommen, und als Beschü- 
tzerin des Glaubens auftretend, liess es keine Gelegenheit 
vorübergehen, sich in die Angelegenheiten der Republik 
einzumischen. Peter der Grosse, der die Reformen der 
orientalischen Confession durchsetzte und die eigentliche 
russische Landeskirche schuf, stand in freundschaftlichen 
Beziehungen zum König August IL von Polen. 

Der Metropolitansitz der orthodoxen Griechen Polens 
war Kiew und diese Stadt kam noch während der Regie- 
rungszeit Johann Sobieski's in russischen Besitz (anno 1667). 
Wie nun die Kiewer Geistlichkeit die Oberhoheit der Pe- 
tersburger Synode und die Oberschutzherrschaft des Zaren 
anerkannte, war die orthodoxe Bevölkerung Polens dem 
sich immer stärker kund gebenden russischen Einflüsse 
preisgegeben, umsomehr, als durch die Constitution von 
1676 die Beziehungen der Orthodoxen mit dem Patriar- 
chat in Konstantinopel unterbrochen waren. Der Bischof 
von Mohylew und der Archimandrit von Sluck, der in Po- 
len den Kiewer Metropoliten vertrat und als sein Coadju- 
tor galt, wirkten im Geiste und nach den Weisungen der 
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heiligen Synode und die polnischen Orthodoxen waren in 
einer russischen Diöcöse vereinigt. Diese Abhängigkeit war 
aber nicht nur in religiösem Sinne zu verstehen, sondern 
auch in politischem und darin lag die Gefahr für Polen. 
Als der Mohylewer Bischof Georg Konisski im Jahre 1766, 
also kaum ein Jahr nach der Thronbesteigung des Stani- 
slaas Augustus sich nach St. Petersburg begab, bedankte 
er sich bei der Kaiserin Katharina für die von ihr der 
Orthodoxie in Polen zuteil gewordene Unterstützung und 
erbat sich eine weitere Hülfe gegen die Bedrücker der 
russischen Kirche, indem er in der Bede, die er an den 
Grossfürsten — Thronfolger hielt, sich und seine Herde 
mit dem Busdruck unterthänigsten Gehorsams der Fürsorge 
seiner kaiserlichen Hoheit empfahl ^). Gebete für das "Wohl 
der kaiserlichen Familie und das Gedeihen der russischen 
Macht wurden in allen orthodoxen Kirchen Polens ver- 
richtet, ein Katechismus, in welchem ausdrücklich die rus- 
sische Schutzherrschaft über die Orthodoxen besprochen 
war, wurde unter dem Klerus verbreitet und bei der Or- 
dination der Priester gelobten sie durch Eidesleistung Ge- 
horsam und Ergebenheit der Kaiserin Qnd Befolgung ihrer 
Weisungen. 

Wenn man bedenkt, was für Vorteile, bei der Unei- 
nigkeit und Fahrlässigkeit der polnischen Behörden und 
bei dem Mangel an zielbewusster Wirksamkeit der Gesetz- 
gebung, eine systematische Kirchenpolitik Busslands, im 
Lande, wo ca. 660.000 Orthodoxe^) und beinahe 4 Millio- 



^) Bede an den Grossfürsten Paul. Siehe; Taiüski Ignacy. An- 
nexa do czqscL L Helacyi w materyi o buntach. Na ükrainie na 
Seymie 1790. Warszawa. 1790. Anm. zum ersten Teil der Belation 
über die aufständische Bewegung in der Ukraine in dem Beicbstag 
von 1790. Warschau 1790. S. 11. 

^) Korzon. Wewn^tzne dzieje Polski za Stanistawa Augusta. 
Krakow. 1882. Innere Geschichte Polens zur Zeit Stanislaus Augu- 
stus I. S. 180. Nr. 52. 
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nen unirte Griechen*) lebten, in der Ausnutzung religiöser 
Q-egensätze für sich ziehen konnte, so wird man kaum 
über die schnellen Erfolge der russischen Politik in Polen 
erstaunen. Bildet ja diese Masse von 4,020.000 mehr als 
ein Dritteil der gesammten Landesbevölkerung, die man auf 
11,000.000 bis höchstens 11,500.000 veranschlagen kann 2). 

Dazu kam noch, dass die unirten Griechen in über- 
wiegender Zahl weit davon entfernt waren, an dem reli- 
giösen Bande mit B.om aus Ueberzeugung und mit Festig- 
keit zu halten. Die Bischöfe von Lemberg und Chelm wa- 
ren ja kaum seit dem Anfange des XYIII Jahrhunderts 
(1700 und 1704) zur Union übergetreten. Der grossen Masse 
des Volkes aber war der Unterschied der römischen Kul- 
tusform weit zugänglicher und einleuchtender als das Ver- 
ständnis dogmatischer oder disciplinärer Kontroversen der 
Orthodoxie mit dem Katholicismus. Und vor allem waren 
die Orthodoxen und die Unirten ein Volk, durch Sprache, 
Sitten und Tradition verbunden, sie waren ein unterthäni- 
ges Arbeitervolk von Kleinstädtern und Bauern, und des- 
halb, wie ich schon an anderer Stelle hervorgehoben habe, 
die Abneigung des polnischen Adels und seine Gering- 
schätzung den Biuthenen gegenüber, die man den B>ustici 
gleichstellte. 

Die ruthenische, bäuerliche Geistlichkeit, die ortho- 
doxe wie auch die unirte, fühlte sich eins mit dem Volke, 
dessen Glaube und Aberglaube sie teilte und nur ausnahms- 
weise hatten die Popen eine bessere Bildung als die mei- 
sten ihrer Pfarrkinder. Das religiöse Problem war also eng 
mit dem socialen verknüpft, und nun muss man fragen, ob 
der polnische Adel mit seiner Selbstverherrlichung und Ue- 
berhebung über andere Stände, im Stande war es zu lösen. 
Man trat an ihn mit Forderungen heran, er solle den Dis- 



Korzon. 1. c. I. S. 225. Nr. 54. 3,790.000. 

2) S. Korzon. 1. c. I. S. 69. Tafel 6. und S. 70, 71. 
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sidenten Gleichberechtigung mit den Katholiken gewähren, 
die kirchlichen Würdenträger der Orthodoxen sollten Sitze 
im Senate bekommen, es sollten ihnen dieselben Ehrenbe- 
zeugimgen wie den • katholischen Bischöfen zu Teil wer- 
den. Dabei waren aber alle diese Geistlichen Plebejer, wo 
das Gesetz jeden Nichtadligen vom Senat ausschloss, und 
einem solchen die Mitra verweigerte. Ein ruthenischer Gei- 
stlicher adliger Abstammung war aber kaum zu finden. 
Dann aber kani noch die Erinnerung an die Kosacken- 
kriege» eine immer wache, immer durch Unruhe und Gäh- 
rung im Volke lebendige. Die freien Kosacken waren jetzt 
zum grössten Teil jenseits der Grenze und sie standen un- 
ter russischer Botmässigkeit. Sie hatten deswegen keines- 
wegs den Verkehr mit den Einwohnern der polnischen 
Ukraine unterbrochen und mit ihrer sowie der Geistlich- 
keit Hülfe, arbeitete Rassland an der Gewinnung der ruthe- 
nischen Elemente in der Republik. Aus allen diesen Grün- 
den erklärt sich die stets wachsende Abneigung beim Adel 
auf eine Gewährung grösserer Freiheiten den Dissidenten 
einzugehen sowie auch die Belebung religiöser Strömungen, 
die nicht selten zu religiösem Hass und Fanatismus ausarteten. 
Ein anderer Faktor aber, der zur Verschärfung dieser 
Stimmung nicht wenig beitrug, war der Einfluss des Je- 
suitenordens, der im XVIII Jahrhundert in Polen fast die 
gesammte Lehrthätigkeit und Erziehung der Jugend in 
seinen Händen hatte. Ich will hier nicht die oft wieder- 
holten und abgenutzten Beschuldigungen gegen die Jesui- 
ten in Polen vorbringen, und bemerke nur, dass ihre Thä- 
tigkeit ausgesprochenermaassen auf eine wo möglich en- 
gere Vereinigung der Ruthenen mit Rom gerichtet war, 
ohne dass sie eine Berücksichtigung der nationalen Eigen- 
art beabsichtigten und in dem Sinne gleichsam eine Be- 
vormundung, wenn nicht eben eine Beherrschung des ru- 
thenischen Klerus durch den polnischen befürworteten. Die 
Toleranz der Gesinnung litt schon als Idee bei solcher Er- 
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Ziehung, sie litt noch mehr im Kontakt mit der realen Po- 
litik, und doch war nur in einer wahren Toleranz neben 
einer festen und gesicherten Ordnung im Lande, die von 
allen beachtet sein müsste, das einzige Heil zu finden. Das 
politische Band, das die Orthodoxen mit E>ussland verei- 
nigte, musste gelöst werden und womöghch die Unabhän- 
gigkeit der religiösen Behörden geschaffen werden. Die or- 
thodoxe Kirche durfte unbedingt nich ausserhalb des pol- 
nischen Staates eine Anlehnung suchen. Das waren aber 
Aufgaben für eine starke und geordnete Regierung. Und 
so lange Polen einer solchen entbehrte, war das Aufrollen 
der Dissidentenfrage mit einer Lebensgefahr für den Staat 
verbunden. Für Eussland war es aber im Gegenteil vor- 
teilhaft, als Beschützerin der Dissidenten aufzutreten und 
aus demselben Grrunde hatte der mächtige Nachbar ein 
Interesse daran, B.eformen, deren Ziel die Erleichterung 
des Loses der unterthänigen Bevölkerung Polens, zu un- 
terstützen, so lange und so weit, als es seinem Interesse 
entsprach, d. h. so lange die Fre'heitserweiterung der nicht 
privilegirten Stände der Regierung Polens keine Machtver- 
mehrung einbringen konnte. 

Deshalb sehen wir, dass Russland einzelne, den Un- 
terthanen freundliche Reformen in Polen billigt, dass es 
um so mehr auf die religiöse Gleichberechtigung drängt, 
zugleich aber das anarchische „liberum veto" Prinzip un- 
ter keiner Bedingung in's Wanken zu bringen erlaubt und 
mit seinem ganzen Einfluss beschützt. Der König und die 
Ozartoryski's werden sich ihrerseits hüten, das Wohlwollen 
und die Unterstützung Katharina's, die Stanislaus Augustus 
auf den Thron verhalf, durch unüberlegtes Handeln zu 
verlieren; sie beobachten daher eine, dem Petersburger 
Hofe gegenüber vorsichtige Politik, wobei sfe sich zum 
Ziele setzen, ihre Stellung durch den russischen Beistand 
zu befestigen, um dann die Reorganisation der Macht Po- 
lens langsam zu bewerkstelligen. Sie werden daher versa- 



— li- 
ehen, wo möglich die Schädlichkeit des ^liberum veto" 
abzuschütteln und die Gemüter auf die Abschaffiing dieser 
Basis der ;, goldenen Freiheit" vorzubereiten. Was die Un- 
terthänigkeitsverhältnisse angeht, gehen sie sehr rücksichts- 
voll gegen die konservative Richtung vor, in der religiö- 
sen Frage aber ergreifen sie keine Initiative, aus Furcht 
vor den Folgen, die sich ergeben könnten. 

Die Ereignisse und die fremden Einflüsse haben alle 
Bemühungen der Czartoryski'schen Politik zunichte ge- 
macht, die ungeduldige Zeit und die geduldige Kaiserin; 
ein schlimmerer Feind noch tritt als dritter im Bunde 
hinzu, der anarchische Adel... 

Wir gehen jetzt zur Uebersicht der seit dem Jahre 
1766, in welchem der Konvokations-Reichstag zusammen- 
trat, in's Leben gerufenen Institutionen, die sich auf unser 
Thema beziehen können. 



OAPITEL n. 



Der Konvokations-Reichstag von 1764. 



Die SchafPiing der Schatz-Commlssion als einer obersten fiscalischen 
Behörde. — Majoritätsbeschlüsse „more juridico" und kein „liberum 
veto". — Bedeutung dieser Reform. — Die „Generalzoll"- Steuer und 
die Ablösung der Zollberechtigungen Privater. — Der „Eis-Zoll". — 
Privilegien adeliger Gutsherren. — Ordnung der „Quarta" Gelder- 
erhebung und die jüdische Kopfsteuer. — Beordnung der Revisions- 
Commissare. — Modus der Lustration. — Revision der Oeconomie- 
Güter. — Ordnung für das Assessoren- Gericht. — Jurisdiction in 
den Städten. — Vereinigung des Referendargerichtes mit dem asses- 
sorischen. — Fabrikation und Ausschank spirituoser Getränke in 
Städten. — Die Privilegien des Adels sollen in voller Elraft beste- 
hen. — Bestimmung über Neofiten. — Popen-Kinder. — Processe 

wegen entlaufener Unterthanen. 

Eine der wichtigsten, vielleicht die wichtigste Arbeit, 
die der Konvokations-Beichstag antemahm, war die Bil- 
dung der Hauptschatz-Commission für Polen und Lithaaen 
und die damit verbundene Neuordnung des Steuerwesens. 
Die Schatz- Commissionen, diese fiskalischen Hauptbehör- 
den, waren geschaffen ^um die Regierung und Oekonomik 
zum grösseren Nutzen der Republik zu gestalten". Die 
Commissionen sollen das Staatseinkommen verwalten und 
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dies im weitesten Sinne des Wortes. Sie überwachen 
demnach nicht nur die EinHeferung verschiedener Steuern, 
die Einkünfte der Staatsgüter und kontrolliren alle Ein- 
kommensquellen, sie sind auch befugt, die richtige Vertei- 
lung der Steuerlast zu treffen, Beratungen über alle den 
nationalen Reichtum angehende Fragen zu pflegen, Mittel 
zur Hebung von Handel und Gewerbe zu suchen und vor 
allem haben sie eine eigene Gerichtsbarkeit und können 
daher in fiskalischen Materien auch auf diesem Wege thä- 
tig und fördernd die Initiative ergreifen. Dieses Finanz- 
ministerium, der „ökonomische Rat des Schatzes" mit 
Rechten einer Commission „vim commissionis habens", 
setzt sich in Kronpolen, aus 4 Commissaren vom Senat 
und 12 vom Orde equester, die den beiden Thesaurarii, 
dem Gross- und Hofschatzmeister beigegeben sind ^). Alle 
früher den Schatzmeistern zustehenden Prärogativrechte 
gehen jetzt auf die Commissionen über. Ihre Jurisdiction, 
die sich vor allem auf die Handelssachen „causae com- 
merciorum" erstreckt, ist als eine oberste anzusehen, die 
Entscheidungen sind also „definitiv" und selbst nach einem 
ersten in „contumaciam^ gefällten Decret erfolgt die Exe- 
kution, da die Sachen des Fiscus nach den Worten des 
Gesetzes keine Frist leiden „ut in causis fisci moram non 
patientibus". Die Commission kann aber neue Steuern 
nicht festsetzen, da dies dem Reichstag nur allein zusteht, 
sie kann aber Vorschläge, die sich darauf beziehen, vor 
die gesetzgeberische Versammlung bringen, ebenfalls wie 
sie alle Rechnungen der Einnahmen und Ausgaben aus- 
weisen muss. Sie darf daher auch keine unbewilligte Aus- 
gabe machen, wohl aber die unnötige unterlassen. Wenn 
sich aber als eine Notwendigkeit zeigt, grössere Summen 



*) Den Vorsitz führt der erste Schatzmeister, und wenn er 
abwesend ist, der erste Senator in der Reihe, dann erst der Hof- 
schatzmeister. 
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zwischen zwei Legislaturperioden auszugeben, so kann der 
Senat eine Erlaubnis dazu erteilen, wie dies schon seit der 
Constitution von 1717 zulässig war. 

Die Abstimmungen über alle Angelegenheiten des 
Schatzes ohne Ausnahme, selbst wenn es sich um eine 
Neuwahl der unterstellten Beamten handelt, werden nach 
dem Modus der Gerichte durch Majoritätsbeschlüsse rechts- 
gültig, wobei eine dreimalige Wiederholung der Vota er- 
laubt ist. Es ist also das „Liber um veto principe als ein 
schädliches erkannt und einer Bestrebung in diesem Sinne 
gegen die Beschlüsse der Commission zu wirken, durch 
Androhung einer scharfen Strafe, vorgebeugt. Nach der 
Ordnung von 1764 hält die Commission ihre Sitzungen 
täglich, mit Ausnahme der Feiertage in Tagungen von je 
4 Wochen Dauer, die jeden vierten Monat stattfinden. Für 
die Aufbewahrung ihrer Akten wird im Warschauer Schloss 
ein ökonomisches Archiv angelegt und ein dazu erwählter 
Schreiber, wie auch ein Begens haben die Inordnunghal- 
tung des Aktenmaterials zu überwachen. Die Commission 
hat selbst während eines Interregnums, wo sonst alle Ma- 
gistraturen suspendirt sind, ununterbrochene Wirksamkeit^ 
anderseits können die Commissare die von Reichstag zu 
Reichstag neu gewählt werden, nicht als Deputirte fun- 
giren, und wer in den gesetzgebenden Körper kommt, 
verliert das Recht seines Votums und kann nur eine con- 
sultirende Stimme haben. Eine ähnliche Commission wird 
für Lithauen geschalten. Die lithauische Fiskalbehörde ist 
genau nach der polnischen gestaltet, sie setzt sich nur 
aus einer kleineren Zahl von Mitgliedern zusammen, da nur 
2 Senatoren und 7 Adelige ausser den beiden lithauischen 
Schatzmeistern gewählt werden und 5 Commissare rechts- 
kräftige Beschlüsse fassen können. Sie tagt in Grodno 
in zwei Cädenzen von je 6 Wochen Dauer im Jahre, von 
welchen die erste am 1 Januar, die andere am 1 Juli er- 
öffnet werden soll. Zum Unterschiede von Kronpolen er- 
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folgt erst bei gerichtlichen Verhandlungen und Nichter- 
scheinen einer Partei die Exeoution erst nach der zweiten 
Condemna. 

Die Schaffung der Schätzungscommissionen ist als 
eine bedeutende E*eform zu bezeichnen. Das neue Ministe- 
rium unterscheidet sich in vorteilhafter Weise vor dem 
früher bestehenden. Statt eines lebenslänglichen Beamten, 
der unter der Controlle der B^eichstags steht, sehen wir 
eine Körperschaft, deren Befugnisse grösser als die des 
Schatzmeisters sind. Schon der besseren Arbeitsteilung und 
Controlle wegen ist diese Organisation eine wirksamere zu 
nennen, dann aber ist sie aus politischen Gründen nicht zu 
unterschätzen. Sie war eine gute Schule für Leute, die sich 
praktische Kenntnisse über die Beichtumsquellen und Steu- 
erbelastung des Landes aneignen wollten und die die Män- 
gel der Ordnung auf wirtschaftlichem und politischem Ge- 
biete in Polen am besten zu erkennen im Stande waren 
und dabei die Möglichkeit eines nützlichen Wirkens hat- 
ten, da die Commission als Justiz- und Verwaltungsbe- 
hörde eine ausgedehnte Competenz genoss. Das so geordnete 
Finanzministerium war ein entwicklungsfähiges Gebilde 
und konnte der Umgestaltung der Eegierung als erste 
Grundlage dienen. Gleich bei der Wahl der ersten Com- 
missare werden Männer, die in späterer Zeit in der Ge- 
schichte der Eeformbestrebungen während der Eegierung 
Stanislaus Augustus eine wichtige Bolle spielten, in die 
Commission berufen, so Andreas Zamoyski, Woyewode von 
Inowraclaw, der bald darauf das hohe Amt des Grosskan- 
zlers von Kronpolen bekleidet, so Hiazynt Malachowski, 
Starost von Petrikau und später Grossreferendar, so in Li- 
thauen Anton Tysenhaus, Schreiber des Grossherzogtums, 
der als Organisator industrieller Unternehmungen sich ei- 
nen bekannten Namen machte. Das erste Werk, woran die 
Commission ging, war die Aufhebung der wenig ergiebi- 
gen und ungerechten Steuern, ihre Ersetzung durch eine 
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neue gleichmässiger verteilte Besteuerung und die Oentra- 
lisirung aller Einkünfte im Staatsschätze. 

Ueber Instanz des Kroninstigators sollen alle die, wel- 
che Rechte auf irgend welche Zollnahme erhoben, sich 
durch vorgelegte Privilegien ausweisen. Es tritt eine Ablö- 
sung dieser PrivatzoUerhebungsberechtigungen ein. Wer 
ein gültiges Recht hat, wird mit einer dem letzen Ein- 
kommen gleichbedeutenden Rente, deren Auszahlung der 
Staat für die lebenslänglich Priviligirten übernimmt, abge- 
funden. Er kann aber dieses Einkommen niemandem ab- 
treten, da die Entschädigung nach dem Abtreten der 
Rechte aufhört „usque ad fata possessoris, aut absoessum 
juris" *). Für Privatgüter ist eine allgemeine Aufhebung 
aller Steuerprivilegien angeordnet, der Auskauf geschieht 
in Form einer Rente, die in der Höhe des letzten Ertra- 
ges während 20 Jahren zu bezahlen ist, wobei die ganze 
Summe vom Staate sicher gestellt wird „secura providenda 
locatione". Was endlich die Privilegien Geistlicher und der 
Stiftungen betrifft, so ist als Entschädigung eine Rente, 
die nach Vereinbarung zwischen der Commission und der 
geistlichen Jurisdiction festzustellen ist, für die aufgehobe- 
nen Freiheiten zu bezahlen. Allen denjenigen aber, welche 
sich nicht mit genügenden Rechten ausweisen können, 
werden die Zolleinnahmeprivilegien einfach cassirt und die 
Zuwiderhandelnden mit hohen Strafen belegt. Dadurch 
wird das vielen Privaten zuerkannte Recht auf willkürliche 
Zollerhebung eingeschränkt. 

An Stelle jener Particularsteuern, die zu manchen 
Erpressungen führten, wie das die Constitution direkt be- 
kennt, wenn sie von dem „auf eine unerhörte Weise erfun- 
denen" Eiszoll spricht, der von Fuhren, welche im Winter 
über gefrorene Flüsse gingen, erhoben wurde, tritt jetzt 
der „Generalzoll". Die neue Gesetzgebung will Freiheit 



1) Volumina legum. YII. S. 20. 
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und Gleichheit. Den Zoll, wird jetzt gesagt, sollen Alle 
ohne Ausnahme, von des Eönigs-Majestät angefangen, bis 
zum letzten Staatsbürger und Handelsmann herab, Leute je- 
der Art und Standes ungeachtet aller Befreiungen, Servi- 
tuten und Protektionen und anderen erfimdenen Ausnah- 
men zu Wasser und zu Lande an den Schatz der Bepu- 
blik zahlen nach dem Instruktionstarif, dessen Erleichte- 
rung ^ymoUificatio^ durch die ökonomischen Commissionen 
vorgenommen wird *). 

Hätten diese klaren und in ihrer Bücksichtslosigkeit 
gegen Ausnahm sprivUegien gerichteten Bestimmungen die 
Adeligen und Nichtadeligen vor der Steuer gleichgestellt, so 
würden sie von grösserer Tragweite gewesen sein. Es ist 
aber ganz sonderbar, wenn man in dieser Gleichheit ver- 
heissenden Phrase weiter liest, dass 1) vom Getreide, wel- 
ches einem AdeHgen gehört, wenn solches seiner eigenen 
Production entstammt,, und der Flossfiihrer das auf der Zoll- 
stelle mit Eid bekräftigt, nur 2 polnische Gulden von einer 
Laszt zu zahlen sind, dass weiter 2) alle Fuhren, die Ge- 
treide oder andere Producte auf den Markt, oder zum ei- 
genen Gebrauch von einem Gute auf ein andres beför- 
dern, ebenfalls solche, die Holz und andere Waldprodukte, 
wenn sie nicht nach einem Meereshafen zum Verkauf be- 
stimmt sind, frei von Abgabe bleiben, und dass 3) alles 
Vieh, welches von einem Gute auf ein anderes geführt 
wird, ohne Besteuerung überall durchgelassen wird. Das 
alles betrifft Producte, die auf dem Lande gewonnen und 
verarbeitet werden, es ist aber betont, dass sie aus adeli- 
gen Gütern stammen und gutsherrlich sein müssen. Da- 
durch ist der ganze innere Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen frei gegeben und nur die Ausfuhr mit einer 
sehr gelinden Besteuerung belegt. Die Bevorzugung des 
Adels geht aber noch weiter. 



») Volumina legum. VII. S. 22. Generalzoll. 

n. 2 



— 18 — 

Es ist nämlich einem Adeligen erlaubt, alles, was er 
braacht, und was mit dem unbestimmten Worte „necessa- 
ria^ ausgedrückt ist, aus Danzig, oder überhaupt von aussen 
her zu beziehen. Hier bleibt das alte Privileg unverändert. 
Zwar dürfen sie nur so viel, als sie für eigenen Bedarf 
bestimmen, einfähren und die Flösser, welche die Waren 
befördern, haben darauf Eid zu leisten, aber man sieht 
gleich ein, dass hier eine offene Thür für die Umgehung 
des Gesetzes gelassen wird, die eine gleiohmässige Be- 
steuerungsnorm fiir eingeführte Wahren ganz illusorisch 
macht. Ein anderes Hecht, das den Gutsherrschaften erhal- 
ten geblieben ist, ist das der Brücken- und Dammzoller- 
hebung auf den Hauptstrassen, die von Kaufleuten benutzt 
werden. Den Ertrag dieser Zölle überwies die Commis- 
sion den anliegenden Herrschaften, die dafür die Erhaltung 
der Brücken, Dämme und üeberfahrten zu besorgen hatten, 
und ordnete den Tarif in dem Sinne, dass von jedem 
Pferde, Ochsen etc. nicht mehr als 3 Groschen erho- 
ben werden durfte. Einen mehr detaillirten Tarif wollte 
die Commission später anfertigen, und in die Akten einer 
jeden Woyewodschaft zur besseren Kenntnis „ad oblata^ 
niederlegen, dabei war aber dieselbe Unterscheidung wie bei 
der Handelsordnung gemacht. Es sollen nämlich Adelige 
zu diesen Zahlungen nicht angehalten werden, ihre Fahren 
waren frei, ihr Vieh, wenn es nicht zum Verkauf geführt 
war, ebenfalls. Es ist die Absicht der Gesetzgeber im Jahre 
1764 gewesen, die alten Besteuerungsarten, die den Haupt- 
ertrag in die Staatskassen lieferten, aber als lästig und 
unbequem galten, durch eine bessere Besteuerung zu er- 
setzen. Die Kopf- und Kauchfangsteuer sollten daher nach 
dem vom Beichstag an die gross- und kleinpolnische Pro- 
vinz abgeschafft gegebenen werden, so die Einkünfte aus 
den neuen Einnahmequellen in den Schatz kommen. So 
lange dies nicht eintritt, ist die Commission berechtigt 
alle Erleichterungen oder teilweise Aufhebungen jener La- 
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sten zu entziehen. Man erkennt hier gleich, dass auch die 
Unterthanen der adeligen Herrscbafben durch die Neuor- 
dnung des Steuersystems nicht die allein Belasteten blei- 
ben konnten, wollt« man nicht das Prinzip der Kopf- und 
Rauchfangsteuer weiter bestehen lassen. Es konnte sich 
nicht um die Wiedereinführung der Lanensteuer handeln, 
da dieselbe kaum weniger Ijlstig erscheinen würde, und 
wir müssen annehmen, dass man im Jahre 1764 bereits 
Pläne einer Vermehrung der indirekten Steuern hatte. 

Die Vorlagen einer neuen Besteuerung waren von 
der Schatzcommission einzubringen; vorläufig beschränkt 
sich der [Reichstag auf zwei fiskalische Beformen einer 
Ordnung der Quartageldererhebung und einer Bestimmung 
über die jüdische Kopfsteuer. Die letztere, die für uns von 
weniger Bedeutung ist, können wir kurz abfertigen. Seit 
der Constitution von 1717 zahlten die Juden in Kronpo- 
len eine Gesammtsumme von 220.000 polnischen Gulden, 
in Lithauen 60.000, die von den Vorständen israelitischer 
Gemeinden repartirt wurde, was oft nach den Worten 
der Beichstagsbestimmung mit Ueberlastung der armen 
Juden, besonders der in königlichen und adeligen kleinen 
Städten wohnenden, verbunden war, da die Gemeinde- 
ältesten weit mehr als die genannte Summe betrug, 
für eigene Zwecke einzogen. Daher will der Beichstag 
eine Kopfsteuer, in der Weise, wie sie die Constitution von 
1620 anordnete, auf die jüdische Bevölkerung des Landes 
auflegen, nach welcher jeder Jude oder Karaime bei- 
derlei Geschlechts vom ersten Lebensjahre an, ohne Aus- 
nahme 2 polnische Gulden zu zahlen hat. um aber die 
genaue Zahl aller Juden zu ermitteln, wird eine allgemeine 
Bevision in allen Gemeinden anbefohlen. Wichtiger ist die 
Begelung der Quartageldererhebung. Der Absatz, der da- 
von handelt, ist „über gerechte Quarta'^ betitelt. Die Be- 
richtigung der Quoten, die als Quartagelder eingebracht 
werden sollten, konnte nur auf Grund einer allgemeinen 

2* 
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Lustration geschehen, und eine solche war seit langer Zeit 
nicht unternommen. Die Gesetzgeber berufen sich auf Con- 
stitutionen vom Jahre 1B66, 67, 69 und 1667 und ordnen 
eine Bevision der sogenannten Senatorial- oder Sesselgü- 
ter, welche einige hohe Würdenträger besassen, der Sta- 
rosteien, Forstämter, Vogt- und Sohulzenlane, der Lehns- 
leuteäcker, der Pachtgüter und aller anderen Domänen mit 
Ausnahme der königlichen Oekonomieverwaltungen an. 
Selbst die „jure emphiteutioo et hypothece^ vergebenen 
Güter unterliegen dieser Revision. 

Es werden Commissare gewählt, je 2 für jede Land- 
schaft oder Kreis, die am 1 Februar 1765 in der Haupt- 
grodstelle der Landschaft, wo sie hingeschickt werden, den 
Eid auf eine gerechte und eingehende Prüfung der Ein- 
kommensquellen leisten müssen und versprechen, dass sie 
von niemandem etwas annehmen werden, mit Ausnahme 
des bestimmten Lohnes und was für Erhaltung von höchstens 
12 Pferden nötig ist. Dann haben sie vom 16 Februar bis zu 
den letzten Oktobertagen die Besichtigungen der Güter vor- 
zunehmen, wobei sie sich in die betreffenden Güter begeben, 
und an Ort und Stelle alle Inventare und Register prüfen. Ist 
ein Gut in zwei Wojewodschaften gelegen, so hat der, für 
diejenige Woyewodschaft, wo der wichtigste Bestandteil des 
Gutes liegt, bestimmte Commissar die Lustration der ganzen 
Herrschaft zu übernehmen; ebenso wo zwischen zwei Wo- 
jewodschaften Uneinigkeit betreffs der Grenzen und der 
Zugehörigkeit des Gutes herrscht, soll die Stelle, an die 
zuletzt die Abgabe eingeliefert wurde, für die Bestimmung 
eines Lustrators den Ausschlag geben, und dürfen dann 
andere Commissare diesen in seiner Thätigkeit nicht stören. 

Sobald nun die Gommission an Ort und Stelle kommt, 
fordert sie die Vorlegung der Gutsinventare und Register, 
und die privilegirten Besitzer, wie auch deren Beamte sind 
unter Strafe der Einziehung des Gutes verpflichtet, ihr alle 
diese Berechnungen vorzuweisen. Es gehören dazu Ein- 
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künfbe aas Sohankpaohtungen, Teiohen, Zinsen in Geld- und 
Naturalabgaben, Schüttgetreide und verschiedene andere Ab- 
gaben, überhaupt solche die aus dem geschlossenen Pfand- 
oder Pachtvertrage herzuleiten sind, mit Ausnahme der 
Waldprodukte. Die Commission hat diese Bechnungen ge- 
nau zu prüfen, etwaige üngenauigkeiten zu berichtigen, 
und nachdem dies geschehen, nach Ermittlung, ob die 
Angaben wahrheitsgetreu sind, hat sie aus dem Ertrage 
der letzten drei Jahre eine Durchschnittssumme zu bilden. 
Der Gutsbesitzer oder sein Vertreter erkennt unter Eides- 
leistung die revidirten Inventare als richtig an. Von der 
auf diesem Wege ermittelten Summe kommt dann die not- 
wendige Ausgabe in Abrechnung, wobei Keparirungen 
von Gebäuden, Neubauten und solche aussergewöhnliche 
Kosten, wie die Erhaltung einer Hofmiliz nicht in Betracht 
gezogen werden- Von dem nun übrig bleibenden Reiner- 
trag wird dann der vierte Teil „das Quartageld^ fär den 
Beichsschatz abgerechnet und soll an die Hauptsteueramts- 
stelle der Woyewodschaft in 2 Jahresraten, im März und 
September, abgeliefert werden. Alle Befreiungen von der 
Quarta sind unzulässig; auch die nach dem „jus eniphiteu- 
seos et hypothecae^ in Besitz gegebenen Güter sind zu 
dieser Steuer herangezogen. Neue Possessoren, die ein 
Staatsgut erhalten, haben im ersten Jahre des Besitzes 
eine doppelte Quarta „Qaadrapla^ zu zahlen. Es ist in der 
Constitution für Polen ausdrücklich gesagt, dass diese Be- 
steuerung nur die Herrschaften und nicht die Unterthanen 
belastet. In der Ordnung für Lithauen ist dies noch stär- 
ker betont, es wird da wörtlich gesagt: „Es wird verord- 
net, dass die Quarta- und Quadruplagelder die Possessoren 
von ihren Einkünften zu entrichten haben, ohne die Steuer- 
last auf ihre Unterthanen abzuwälzen, auch ohne diese Un- 
terthanen über ihre angemessenen Schuldigkeiten zu aggra- 
viren und die Staatsgüter durch Misswirtschaft zu Grunde 
zu richten und unter Strafe der Abnahme der Starostei 
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oder Paohtgutes dnroh eine Verordnung der ökonomischen 
Commission^ ^). Possessoren, welche durch eine zu hoch 
bemessene Quartazahlung oder überhaupt durch das Vor- 
gehen der Oonmiission benachteiligt zu sein glaubten, hatten 
eine Behlamationsfirist von 4 Wochen während welcher sie 
sich über die Lustration bei der Commission des Schatzes 
beschweren konnten. Dann wurde, falls dies notwendig er- 
schien, eine Neurevision durch andere, eigens hiezu be- 
stimmte Beamte vorgenommen. Jede falsche Angabe, wenn 
sie durch die Schuld des Lustrators geschah, zog diesem 
eine harte Strafe zu, da er als Schädiger des Staatsscha- 
tzes „tamquam damnificator aerarii^ betrachtet wird. Die 
durch den E^eichstag ernannten Lustrations-Commissare 
sind keine speciellen Beamte; es werden gewönlioh für 
jede Woyewodschaft Adelige, die in ihr domizilirt sind 
und beim Qrod- oder Landgerichte ein Amt bekleiden, 
vorgezogen, oft auch solche, die nur tituläre Landämter 
haben. Die Lustratoren erhalten in Kronpolen, wie in Li- 
thauen nach beendeter Thätigkeit, und nachdem sie einen 
genauen Lustrationstarif in 2 Gopien ausgefertigt haben, 
(die eine wurde den Akten der Wojewodschaft einverleibt 
und die andere an das Hauptschatzamt in Warschau ab- 
geliefert) eine Quote von 4000 polnischen Gulden fiir je- 
den als Honorar und Diätengeld ^). Nicht allein die rich- 
tige Betimmung des Quartageldes wurde den Lustratoren 



^) Constitution von 1764. 

^) Wer sich weigert, ein solches Amt zu übernehmen, hat bis 
Ende Oktoker Frist, dies anzumelden und soll dann vor dem Grod- 
amt eine darauf bezügliche Erklärung (Manifest) abgeben und an 
die Schatz- Commission die Bestätigung dieses Manifestes einreichen, 
worauf dann ein neuer Lustrator bestimmt wird. Wer diese Vor- 
schriften nicht erfüllt, wird mit dem Verlust des aktiven Wahlrech- 
tes bestraft. Wer aber eines ungerechten Verfahrens bei der Revi- 
sion angeschuldtgt und überführt wird, erhält 4 Wochen Thurmar- 
rest, 2000 Mk. Silber (Marka) Strafe und hat alle Entschädigungs- 
kosten zu tragen. 
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zur Pflicht gemacht, sondern auch eine billige Bepartition 
der Hibemgelder. Diese waren, wie die Constitution besagt, 
in vielen Starosteien und Tenuten regelmässig bezahlt, in 
anderen aber gar nicht und der Fall kommt besonders bei 
russischen Wojewodschaften vor. Diese Steuer lastete auf 
den Untertbanen. Es sollen die Lustratoren eine gerechte 
Belastung dieser Steuer durchführen; in Polen sind dazu 
besondere Lustratoren bestimmt, in Lithauen soll bei der 
zunächst stattfindenden Lustration eine Neubemessung der 
SUbernengelder stattfinden und für beide Provinzen wird 
eine Jahresfrist fiir die Herstellung eines neuen Hibemen- 
tarifs gegeben. Die Tarife der Lustration sind für 5 Jahre 
gültig. In der lithauischen Constitution wird am Schlüsse 
des Kapitels über Lustration der Staatsgüter der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, dass die neu eingeführten Steuern, als 
der QeneralzoU, die jüdische Kopfsteuer, die Quarta und 
die Getränkesteuer zur Genüge die alte Bauchfangsteuer 
in adeUgen Gütern ersetzen könnten, da diese nur als eine 
prekäre, durch die Constitution von 1717 wegen des Ruins 
der Starosteien „ob desolationem^ beschlossen wurde. Die 
Constitution sagt weiter, dass fortan die Besoldung der 
Truppen des Grossfürstentums aus den Quartageldern, so 
wie solche nach beendeter Lustration in die Staatskasse 
einlaufen, bestritten wird, unter gleichzeitiger Aufhebung 
der Sauchfangsteuer in den adeligen Landgütern. 

In derselben Zeit, als die Starosteien durch die An- 
ordnung des Reichstages und der Commission des Scha- 
tzes einer Revision unterworfen wurden, ernannte die ge- 
setzgebende Versammlung ähnliche Revisionsbehörden für 
die königlichen Oekonomieverwaltungen. In Kronpolen sollte 
die Commission, welche die Salzbergwerke und Salzsie- 
dereien revidirte, auch die Güter der Krakauer Prokura- 
torie und der Niepolomitzer Herrschaft besichtigen. Für 
andere Tafelgüter, wie Sandomir, Kozienice, Sambor, Ma- 
rienburg, Dirschau und Roggenhausen wurden besondere 
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Oommissare ernannt. Diese Commissare wurden im Unter- 
schiede zu den Starosteien in einer weit grösseren Zahl 
ernannt; ein Teil wurde dem Staate, ein anderer der 
Bittersohaft entnommen. Ebenso sehen wir in Lithauen 
Senatoren und Commissare aus dem Bitterstande, die er- 
steren in kleiner Zahl als Prüfungsbeamte für die königli- 
chen Güter Grodno, Brzeä6, Olita und Mohylew bestimmt. 
Diese Delegirten konnten in beliebiger Zahl, aber nicht we- 
niger als 6, am Termin, den sie unter einander festsetzten, 
und nach Benachrichtigung des Schatzamtes sich auf die 
Güter begeben, wo sie sich dann genau über die Privile- 
gien und Bechte eines jeden Possessors erkundigen sollten, 
ohne irgend etwas zu bestätigen oder aufzuheben, und nur 
zu dem Zwecke, um auf dem nächsten Krönungs-Beichs- 
tage den versammelten Ständen einen detaillirten Bericht 
abzustatten. Es sind keine Bestimmungen über eine etwaige 
Vergütung der Ausgaben und Kosten der Oommissare im 
Gesetz ausgedrückt und nur gesagt, dass die Bevisionen 
ohne grosse Ausgaben für den Schatz zu bewerkstelligen 
seien, und ebenfalls, dass sie die armen ünterthanen nicht 
belasten sollten ^), was darauf hinweist, dass sämmtliche 
Kosten den zu revidirenden Gütern aufgelegt werden. 

Neben der Begelung des Steuerwesens hat der Kon- 
vokations-Beichstag auch in anderer Hinsicht erfolgreiche 
und auf weitere Beformen hindeutende Schritte vorge- 
nommen, die auch auf die Verhältnisse der Ünterthanen 
von "Wirkung waren. Sie betreffen die Ordnung des Asses- 
sorengerichtes und die Jurisdiction in den Städten. In dem 
Abschnitte, der vom Mandat für die Deputirten. zur Ab- 
fassung der ;»pacta conventa'' handelt, lesen wir^), dass 
die versammelten Stände den Deputirten folgende Wünsche 



*) Constit. 1764 für Eronpolen. Volumina legum. VII. S. 50—51 
für Lithauen. Ebenda. S. 85. 

^) Volumina legum. VII. S. 41. 
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in Betreff der zukünftigen Ordnung der Assessorialgerichte 
vorlegten. Zuerst, dass diese Gerichte in letzter Instanz Recht 
sprechen sollten, dann, dass die Vota an eine Abstimmung 
der Majorität der Richter gebunden werden. Zwar läuft in 
der Person des Monarchen die Macht der „summa Juris- 
diction zusammen, doch, da auch firühere Könige in ihren 
„pactis conventis^ das Versprechen gaben, sich an die Ma- 
joritätsYota zu halten, so wird es auch jetzt gefordert, 
dass der König in der neuen Verfassung der Assessoren- 
gerichte eine Anzahl Männer aus dem Senat und dem 
Eitterstande neben seinen Hof beamten als Assessoren beim 
Tribunal ernenne. Es wurde weiter gefordert, dass diesen 
Gerichten ein für allemal ein bestimmtes Domizil zugewiesen 
werde und dass die Zeit der Sitzungen gesetzlich bestimmt 
werde, damit auch in der Abwesenheit des Monarchen die 
Tribunale funktioniren können. Sollte aber der Kanzler, 
der Stellvertreter des Königs, abwesend sein, so dürfte der 
Eangnächste Senator das Präsidium übernehmen. Was hier 
also beschlossen wurde, ist eine Beschränkung des königli- 
chen Privilegs, insoweit als bisher der Kanzler kraft der 
ihm übertragenen Macht jede Entscheidung im Assessoren- 
gericht allein zu treffen berechtigt war, und als der Ge- 
richtshof immer nur zusammentreten und seine Thätig- 
keit unternehmen konnte, wo sich eben der Monarch 
befand. Jetzt handelte es sich um eine neue und dauernde 
Grundlegung der Assessoren- Gerichtsbarkeit, die nicht mehr 
in unbedingter Abhängigkeit vom monarchischen Willen au« 
urteilt. Zwar ist sie immer als eine aus der königlichen 
Macht abgeleitete Behörde zu verstehen, da der König als 
oberster patrimonialer Herr zum Richter in Sachen der 
Städtebewohner und der Unterthanen der Staatsgüter ange- 
rufen wird, sie wird aber dem direkten Einflüsse der Krone 
entrückt. Wenn wir aber die Forderung auf die Neuordnung 
dieser Gerichtsbarkeit von einem anderen Gesichtspunkte 
beurteilen, so erscheint sie als eine Stärkung der Regie- 
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rangsgewalt, denn es wird hier eine regelmässige Ausü- 
bung des Gesetzes angestrebt, und die Absicht geht da- 
hin, die Justiz den unteren Ständen zugänglicher zu ma- 
chen und den Entscheidungen eine grössere Wirkung zu 
verleihen. „Um dem allgemeinen Verfall aller königlichen 
Städte und Städtchen vorzubeugen, und die Sicherheit der 
daselbst wohnenden Personen, die durch die ihnen von 
dem erleuchteten Monarchen gnädigst erteilten Bechte uad 
Privilegien geschützt sind, genügend zu wahren, dadurch 
aber &eie Leute, auch Fremde, zur Niederlassung in den 
Städten und Annahme der städtischen Kechte zu bewe- 
gen", heisst es in der Constitution *) „soll bestimmt wer- 
den, dass alle aus früheren Exekutionen und Dekreten 
wegen Privilegien „quod ad executionem priviiegiorum, etde- 
cretorum jam prolatorum" von den Städten, den Starosten 
oder irgend andern Personen angestrengten Prozesse, 
ebenso wie die Streitsachen wegen gewaltsamer Wegnahme 
der Güter „causae expulsionum" auf summarischem Pro- 
zesswege entschieden werden sollen, und in dasselbe Re- 
gister zur Einzeichnung zu gelangen sind. 

Wir wissen, dass die Referendare eine von dem Kan- 
zler unabhängige Jurisdictionssphäre hatten, die „causas 
mere colonares", d. i. solche, welche die unterthänige Land- 
bevölkerung betrafen. Wir haben bereits im ersten Teil 
unserer Arbeit die Entstehung dieser Gerichtsbarkeit ein- 
gehender besprochen und sagten, dass erst seit den Zeiten 
Sigismund III eine mehr geordnete Thätigkeit der Eefe- 
rendar-Justiz an den Tag tritt. Sie war aber weder durch 
ein Gesetz festgesetzt, noch genau definirt und dies aus dem 
Grunde, dass der Richter hier einfach als Vertreter des 
Königs handelte und in seinem Namen definitive Urteile 
abgab. Nun wird, da die Städtebewohner und Landarbei- 
ter der königlichen Güter, wie sich die Constitution aus- 



>) Volumina legum. VII. S. 42. 
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drückt, ^unter eine ungeteilte Jurisdiction Seiner Majestät 
gehören", das Beferendargericht mit dem assessorischen 
vereint. Deshalb soll auch der künftige Monarch eine vier- 
wöchentliche Cadenz jeder Periode der Assessorensitzun- 
gen zafugen, damit während der Zeit die „causae colona- 
riae" ihre Erledigung finden. Es wird ein besonderer Re- 
ferendariatssohreiber, der von Adel sein muss, dem Ge- 
richte beigegeben. Diese Ordnung geschieht, sagt die Con- 
stitution „auf einstimmigen Beschluss „unanimi consensu" 
damit die von den Gutspächtern ungerecht behandelten 
königlichen Unterthanen in einem nach obigen Ausführun- 
gen zusammengesetzten Gerichte, in dem auch die Refe- 
rendare ihren Platz haben, zu ihrem billigen Rechte mit 
Sicherheit kommen könnten" *). 

Von den den Wohlstand und die Freiheit der Städte 
fördernden Massnahmen, welche die Gesetzgebung des 
Beichstages von 1764 unternahm, und die in der Constitu- 



*) Als Richter fungiren folgende Beamte, die durch ihre Stel- 
lung als „nati Assessores^ zu betrachten sind. In Kronpolen: der 
geistliche Grosssekretär, die beiden Referendare, der Hofschatzmei- 
ster, der geistliche Schreiber und die beiden ELroninstigatoren, (der 
Gross- und Viceinstigator) welche letzteren, da auf ihre Instanz 
alle Vorladungen vor das Gericht geschehen, kein „^otum decisi- 
vum", sondern nur ein „informativum" haben. Ausserdem sind der 
Kanzler und die beiden Kanzleiregenten als „nati Assessores" anzu- 
sehen, ähnlich in Lithauen. Neben diesen treten Wahlrichter, die 
auf jedem Reichstage durch ein Mehrheitsvotum bestimmt werden 
und dem Senat und dem Ritterstand entnommen sind, und zwar so 
viele, bis das Plenum der Richter, d. i. M erreicht ist. Beschluss- 
fäbigkeit bei Sitzungen ist schon bei Anwesenheit von 7 Mitglie- 
dern erreicht, wobei als achter ein Dekretschreiber, der nur ein in- 
formatives Votum hat, fungirt. Derselbe muss von Adel sein, eben- 
falls wie die Metrikanten des Gerichtes, d. h. Kanzleibeamte, die 
das Archiv verwalteten, mit Ausnahme derjenigen, welche bis dato 
ein solches Amt bekleideten. Soweit im Projekt der Constitution 
von Jahre 1764, die auf dem Convokations-Reichstag beschlossen 
wurde. 
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tion betitelte „Yersicherang der Städte*^ aufgeführt sind, 
ist das Wichtigste, dass die Constitution von 1659 wieder- 
holt wird, kraft welcher alle nicht ausdrücklich durch ein 
Gesetz oder ein altes Privileg eingeführten Jurisdictionsre- 
chte des Adels und der Geistlichkeit in Städten aufgehoben 
und somit die städtischen Besitzungen Adliger unter das 
Stadtrecht gestellt werden. Dann ist als weitere Bestim- 
mung hervorzuheben, dass die Constitution von 1675, nach 
welcher Landgüter an die Geistlichkeit weder gegeben, 
noch vermacht werden durften, auf städtische Güter erwei- 
tert wurde, und die Lithauische Constitution von 1724, 
welche diese Bestimmung enthielt, somit auch in Kronpo- 
len Geltung erlangte. Als ein für uns wichtiger Beschlass 
ist anzusehen, dass der B>eichstag die in privaten Erbherr- 
schaften gelegenen Städte, wenn solche vom Monarchen 
Privilegien auf das deutsche Brecht „jus teutonicum." und 
„culmense^ erlangten, die ihnen zukommende Freiheit auf 
ewige Zeit bestätigte ^). 

Es sei noch der Anerkennung auf das ausschliessli- 
che Privileg der Städte, die Fabrikation und den Aus- 
schank spirituöser Getränke betreffend, zu erwähnen. Ade- 
lige und geistliche Herren hatten nämlich in ihren Häu- 
sern Verkaufsstellen für eigene Propinationserzeugnisse 
eingerichtet, was dem Gesetze entschieden widersprach. 
Der Beichstag wiederholt nur die Constitution von 1659 
und 1683 und fugt hinzu, dass die Grodbeamten alle in 
nicht erlaubter Weise in den Handel gebrachten Getränke 



^) Eine specielle Anerkennung solcher Rechte wird für die 
Städte Szkto und Bohröw vom Reichstag konfirmirt und beide 
Städte mit den königlichen gleichgestellt. (Vol. leg. VII. S. 88). 
Die erstgenannte Stadt, die dem Fürsten August Czartoryski, Wo- 
yewoden von Russland angehörte, erhielt ein Privileg auf Magde- 
burger Recht von König August III am 10 April 176^2, die andere 
in der Erbherrschaft von Ignaz OgiAski, Grossmarschal von Lithauen 
wurde von demselben König am 1 Dezember 1762 privilegirt. 
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confisciren sollen und dass in solchen Fällen die Exekution 
nicht als ein Hausfriedensbruch (Invasion) anzusehen sei. 
Es ist aus demselben Grunde erklärlich, dass Gewerbetrei- 
bende, die in Häusern, welche Adeligen oder Geistlichen 
angehörten, Wohnung nahmen, sich nicht als befreit von 
städtischen Abgaben betrachten konnten, da man gegen 
den Hausbesitzer im Stadtgerichte und im Appellations- 
wege beim assessorisohen Tribunal Klage erheben konnte. 
Die weiteren Bestimmungen, welche den Städten gewisse 
Erleichterungen, die Aufhebung der Einquartirungsrechte 
der Land- und Beichstagsdeputierten, Schenkungen aller 
seit 60 Jahren nicht reklamirten Häuser und Plätze, von 
denen die Städte aus eigenen Mitteln die Steuer zahlten, 
und andere ähnliche Alleviationen sind für unsere Betrach- 
tung von untergeordneter Bedeutung. Die Tendenz ist aber 
überall dieselbe. Es soll Ordnung geschaffen werden, des- 
halb will man die älteren Constitutionen, wo sie wenig 
beachtet waren, mit Nachdruck wiederholen, die Magistra- 
turen verbessern und deren beständige und regelmässige 
Funktionirung feststellen und thut das auf die Weise, 
dass man die Gompetenz einzelner Personen begrenzt, und 
die ganze Macht auf Körperschaften überträgt, die einer 
genauen Kontrolle des Reichstags unterliegen sollen. War 
aber dadurch einerseits die öffentliche Kontrolle von gros- 
sem Vorteile, so ist andererseits der öftere Personenwech- 
sel in den Aemtern als ein ITebel anzusehen. Die königli- 
che Autorität konnte bei solchen Verhältnissen nur als ein 
modificirender Faktor auftreten. Es war ihr kaum möglich, 
eine leitende Stellung einzunehmen. Wenn aber der Beichs- 
tag von 1764 eine noch so unvollkommene Ordnung zu 
Stande brachte, so war doch der Versuch gemacht, die 
Ader, durch welche der Staat so viel Blut verlor, zu un- 
terbinden, vor allem die Finanzen zu ordnen, und dann in 
allen Magistraturen das Mehrheitsvotum zu begründen. 
Für die Hörigen sind die neuen Constitutionen im 
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allgemeinen günstig. Die Revision der Starosteien und Oe- 
konomieherrschaften, die Begelung der Gerichtsbarkeiten, 
die Gesetze für die königlichen Städte, alles dies geschieht 
im Sinne einer gerechten Verteilung der auf der unterthä- 
nigen Bevölkerung lastenden Abgaben und einer billigen 
Teilnahme am Schutze des Eigentums und der Person der 
nicht privilegirben Stände. 

Dabei sollen die Privilegien des Adels unvermindert 
bleiben, und in einer Beihe von Anordnungen wird jede 
Bestrebung anderer Stände, Bechte, die nur Adeligen zu- 
standen, zu erwerben, unbedingt zurückgewiesen. Wo neue 
Beamte angestellt werden, wie bei dem assessorischen Tri- 
bunale, dürfen sie nur von Adel sein. Das alte Verbot, 
Nichtadeligen in ein Domkapitel zu wählen, soll „in al- 
ler Kraft und Strenge^ erhalten bleiben ^), und da im 
Ermeland dagegen wiederholt gehandelt^ wurde, wird es 
betont, dass nur vier Nichtadelige, aus Ermeland gebürtig, 
Kanonikusstellen einnehmen können, wenn sie Doctortitel 
haben, sonst keine anderen, umsomehr als das Kapitel von 
Ermeland von jetzt ab das Haupttribunal von Grosspolen 
mit seinen Deputirten beschicken kann. Ebenso wird den 
getauften Juden gegenüber erklärt, dass solche kein Becht 
haben, Ansprüche auf Gleichberechtigung mit dem Adel 
zu erheben. 

Zwar ist es im letzten Paragraphen des Art. 7 Kap. 
12 des lithauisohen Statuts ausgesprochen, dass Neophiten 
adelige Bechte erlangen, doch erklärt der Beichsfcag diese 
Stelle als eine nicht zu beachtende („mit Gleichgültigkeit 
verfasst^) und beruft sich auf Gesetze, die eine Nobiliti- 
rung nur mit Einwilligung der Stände zulassen; deshalb 
bestimmt er nicht nur, dass Neophiten entweder ein städti- 
sches Becht erwerben müssen, oder wenn sie gegen Zins- 
zahlung Grundstücke erwerben, als ünterthanen in Privat- 



^) Volumina legum. Vil. S. 46. Const. Erneuerg. des Gesetzes. 
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herrsohaften ansusehen sind, sondern er gebt noch weiter und 
will, dass alle diejenigen, denen man aus Unwissenheit 
Aemter verlieh, oder die erbliche Güter erworben haben, 
auch deren Nachkommen der Stellung verlustig erklärt 
werden, und ihre Besitzungen bei zweijähriger Frist an 
Adelige verkaufen müssen. Besitzen sie aber ein Gut aus 
dem Pfandrechte, so ist die geliehene Summe womöglich 
zu beheben, der Oreditor aber muss vom Besitz zurücktre- 
ten und zwar unter Strafe der Konfiskation seiner Summe, 
wovon die Hälfte dem Fisous, die Hälfte aber dem Dela- 
tor zukommt^). 

Aehnlich sollen auch die Söhne grieehisch-katholischer 
und orthodoxer Geistlicher, wenn solche bis zu ihrem 15 
Lebensjahre weder in eine Schule geschickt werden, noch 
irgend ein Handwerk erlernen, um nach beendeter Lehr- 
zeit in den geistlichen oder Bürgerstand einzutreten, als 
Unterthanen der Herren auf deren Gütern sie leben, be- 
trachtet werden '^). Die Verbote, ohne Zeugniss und Erlaub- 
niss des Gutsherrn in fremde Dienste zu treten, und über- 
haupt die Dörfer zu verlassen, welche für die Unterthanen 
der Erbherrschaften, wie auch für das Gesinde von glei- 
cher Bedeutung waren, erhalten eine neue Bestätigung, 
nach welcher eine Strafe von 1000 Mk. Silber demjenigen 
auferlegt wird, der einen Diener ohne Attest seines Herrn 
aufnimmt. Ein Prozess wegen solcher Handlung ist ohne 
Appellation im Grodgericht zu entscheiden *). Der Reichs- 
tag beruft sich dabei auf die Constitution von 1678. 

Processe wegen entlaufener Unterthanen in der Ukra- 
ine sind, wenn ein Grodstarost, oder Einwohner solcher 
Landschaften, wo eine Gerichtsstelle nicht vorhanden ist, 
verklagt werden, vor das nächste Grod-Amt zu bringen*). 



*) Volumina legum. VII. S. 39. Ueber die Neophyten. 
') Volumina legum. VII. S. 40. Ueber Popensöhne. 
^) Volumina legum. VII. S. 40. Reassumptio. 
*) Volumina legum. VII. S. 36—37. Erklärung. 
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Alle Privilegien und Erleiohterungen, welche dem Adel 
eingeräumt waren, bleiben unvermindert erhalten, so die 
Lieferung und billige Berechnung von Salz an die Woje- 
wodschaften ^), 80 auch der Schutz des adeligen Grundbe- 
sitzes. In demselben Sinne reiht sich oin neues Gesetz an 
die früheren, dass nämlich junge Leute, welche in einen 
Orden treten, gleich nach den beendeten Noviziatsjahren 
von den Grod- oder Landgerichtsakten eine Verfügung 
über ihren Erbanteil an die nächsten Verwandten zu ma- 
chen hatten, damit sie nicht, wie es oft der Fall war, die- 
sen Anteil verkaufen, und dadurch das adelige Gut schä- 
digen. Sie dürften nur den zehnten Teil der auf sie fal- 
lenden Erbschaft behalten, alles übrige verblieb der Fa- 
milie ^. 

So weit die Gesetzgebung des Reichstags von 1764. 
Die Czartoryski'sche Partei hat ihre Ziele nicht in so aus- 
gesprochener Weise erreicht, wie sie das wünschen möchte. 
Es gelang ihr aber doch den Reichstag zu Massnahmen 
zu bewegen, welche, wenn sie mit energischem Willen 
durchgeführt worden wären, eine weitere Entwicklung in 
derselben Richtung herbeiführen mussten. Wir wollen nun 
sehen, wie sich der nächste Reichstag bei der Wahl Stani- 
slaus Augustus zu diesen Reformen verhielt. 



*) Volumina legum. VII. S. 38. Ueber Salz. 

') Volumina legum. VII. S. 35. Ueber die adelige Jugend. 
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CAPITEL ni. 



Der Krönungs-Reichstag 1764 — 65, 



Der neu erwählte Monarch. — Die Hofpartei. — ,, Pacta conventa" 
y. Stanislaus Augustus. — Bestätigung der „Ordinatio^^ für die Scha- 
tzes-Commission. — Die neuen Steuern werden ohne Berücksichti- 
gung der Proteste bewilligt und sanktionirt. — Die Kopf- und 
Rauchfangsteuer soll abgeschafft werden. — Neue Mass- und Ge- 
wichts-Ordnung. ™ Revision der Oekonomiegüter. — Organisation 
der Assessorengerichte. — Register für verschiedene Rechtssachen. 
Allgemeine Betrachtungen über die Constitutionen der Reichstage 

von 1764. 

Der neue Monaroh, der den polnischen Thron be- 
steigt, ist ein der „Familie" ergebener Mann, er sieht den 
Nutzen der angestrebten Reformen ein, er ist aber einer 
jener Polen, die ihre ganze Energie der Aneignung euro- 
päischer Büdung und Civilisation, dem Erkennen und Ver- 
stehen französischer Denkungsart widmeten und dann der 
erworbenen Feinfühligkeit gemessen. Er ist sehr civilisirt, 
aber durchaus zu schwach, um einen heissblütigen und 
unbändig stolzen Adel zu imponiren ; er ist human, wül 
mit Milde und gnädig regieren, aber es fehlt im an der 
nötigen Härte, um der Gnade Macht zu verleihen. Er hat 
ein reges Pflichtgefühl und will sich der Arbeit unter- 
II. 3 
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ziehen; allein wenn es sich am eine schnelle Eatscheidang, 
um ein unwidermfliohes ja oder nein handelt, giebt er 
nicht nur dem unüber wind baren Drucke, sondern auch je- 
dem stärkeren Einflasse nach. Mit diesem schwachen Man- 
ne, der aber begabt und nicht apatisch war, kam ein in 
einer Hinsicht entschiedener Fortschritt in das pohlische 
Staatsleben, ein schärferes Denken. Der gebildete König 
umgibt sich gern mit Leuten, die ein Verständniss für 
Kunst und Litteratur haben. 

Die liberalisirende Philosophie , die Gedankenrich- 
tung der franzosischen Freiheitsvorkämpfer finden ein Echo 
in den Gesprächen der nächsten Umgebung Poniatowskrs, 
und es bildet sich allmählich eine neue Partei freisinniger 
französisch Denkender, sich auf französische Art kleiden- 
der Monarchisten im Gegensatze zu den Sarmaten, wie 
sich das reaktionäre adlige Polentum nannte. Wenn auch 
äusserlich mehr dem Nationalgeist entfremdet, hat die Par- 
tei der „gepuderten Leute" eine weit höhere Litelligenz 
und besseres Verständniss notwendiger Aenderungen, die 
im Staatsleben vorgenommen werden müssen, damit der po- 
litische Wert Polens gehoben werde, als dies bei ihren Ge- 
gnern der Fall war und, wenn sie auch in einer äusseren 
Verweichlichung Gefallen findet, geht ihr Streben nach 
einer Stärkung des Staates. Der unterthänigen Bevölkerung 
gegenüber sind die französirenden Neuerer milder gesinnt, 
den freiheitswidrigen, harten Gesetzen aus Ueberzeugung, 
oder aus Mode abgeneigt, vielleicht auch, weil die meisten 
reiche Leute sind und die Kosten eines nachsichtigen Li- 
beralismus mit Leichtigkeit tragen können. Neben Leuten 
dieser Richtung sehen wir gleich beim Regierungsantritt 
Poniatowski's einige hervorragende Männer mit tiefer an- 
gelegten Charakteren, wie den Kanzler Andreas Zamoy- 
ski, Onkel des Königs, die in klarer Erkenntnis der Ge- 
fahren, die der Staat läuft, nach ihren besten Kräften, aber 
auch nach eigenem Ermessen dem Vaterlande dienen. Ein 
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willenskräftiger Monarch wäre vielleicht im Stande, alle 
diese Elemente zu einer starken Partei zusammenzufügen. 
Stanislaus Augustus war aber einer solchen Aufgabe nim- 
mermehr gewachsen. Seit seinem Eegierungsantritt werden 
fortschrittliche und Broformen anstrebende Sichtungen an- 
gebahnt und mit wachsender Bethätigung verfolgt, ohne 
aber dass die einzelnen Führer unter einander zu einer 
dauernden und festen Verständigung kamen. Im Jahre 1764 
ist aber die Zahl der reformatorisch gesinnten „ Jung-Po- 
len" noch gering. Die Reform auf dem Convokations- 
Beichstage, welche durch den Einfluss der Gzartoryski's 
eingeleitet wurde, wird mit Hülfe Eusslands ermögUoht 
und ein König, der mit der ^Familie« enge zusammenhält, 
gewählt. Es stehen Stanislaus August zuerst dieselben Mit- 
tel zur Verfügung, die seine Person vor andern für das 
Königtum begünstigen. Der neu erwählte König wird also 
zunächst die Bestimmungen des Gonvokations-Breichstages 
bekräfügen und die aufgestellten Forderungen zu erfüllen 
suchen. 

In seinen „paotis oonventis^ verspricht er die Asses- 
sorialgerichte im Sinne der beschlossenen Constitution zu 
errichten und folgende, die Erbunterthanen mittelbar be- 
treffenden Punkte zu befolgen: 

a) In allen Streitsachen, die vor irgendwelchen Ge- 
richten in Polen oder Lithauen vorkommen, keine Klage 
gegen Unrechtleidende zu gewähren; 

b) Keine neuen Oekonomiegüter ausser jenen, die vor- 
handen sind, zu erwerben; 

c) In diesen Gütern nach dem Gesetze zu regieren 
und sie durch keine Privilegienerteilungen zu belasten, 
noch durch Schenkungen zu vermindern. Im Gegenteil sol- 
len die Einkünfte, die von diesen Gütern ohne Oonsens 
der Bepublik (so die Herrschaft Szawle) abhanden kamen, 
zurückgefordert werden. Es sollen nur Adelige polnischer 

3* 
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Abkunft die Verwaltung und Paoht in diesen Gütern ha- 
ben (in Lithauen Einwohner des Grossherzogtums); 

d) Alle diese Güter sind von Zahlung der Hibemen- 
gelder befreit; 

e) Processe mit Verwaltern oder Pächtern dieser Gü- 
ter, mit Ausnahme der „causis facti" und „simplicis inju- 
rie**, die im Land- oder Grodgericht abgeurteilt werden 
können, gehen an die Hofgerichte (assessorisohe Gerichte); 

f) Die „Lane" der Vögte in den Starosteien und Oeko- 
nomiegütem, sowohl in Polen als in Lithauen, sollen bei 
den alten Kechten und Privilegien erhalten bleiben und 
mit keiner ausserordentlichen und ungebührüchen Steuer 
belegt werden; 

g) Vögtestellen „mit Jurisdiction", d. h. solche, wel- 
che eigene Unterthanen hatten, auch grössere Stellen ohne 
dieses Privileg, wie die lithauischen Forsteien, seien aber 
nur geborenen Adeligen katholischer Oonfession zu verlei- 
hen, kleinere hingegen nach alter Sitte auch andern ver- 
dienten Leuten niederer Stände ^). 

Auf dem Krönungs-Reichstage von 1764 wird dann 
die Schaffung der Schätzungs-Commission bestätigt und 
ihre Competenz und Thätigkeit genau umschrieben. Als 
Grundlage dient hier eine von der Commission selbst, von 
Theodor Wessel, Grosschatzmeister von Polen ausgearbei- 
tete „ordinatio**. Damach ist es bestimmt, dass die Sitzun- 
gen der Commission an den vier ersten Wochentagen 
während jeder Cadenz zu richterlicher Funktion bestimmt 
werden sollen. Am Freitag und Samstag aber sollen Pläne 
und Projekte zur Vermehrung der Staatseinkünfte zur Di- 
skussion kommen; wenn aber viele Processe schweben, so 
darf auch diese Zeit der ^Gerechtigkeit" gewidmet werden^). 



^) Bene meritis. Pacta conventa St. Augusti 1764. Volumina 
legum. Vir. S. 100. 

^) Volumina legum. VII. S. 141. Approbatio. 
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Auf eine nähere Besprechung der Kronschatzgerichte ge- 
hen wir hier nicht ein, da sie fiir uns nur insofern von In- 
teresse sind, als sie die Lustratoren der Krongüter, wenn 
dieselben angeklagt werden, zur Verantwortung ziehen 
und durch die Ueberwachung einer gerechten Steuerver- 
teilung die Lasten der Unterthanen vermehren oder ver- 
mindern konnten. Es sei nur gesagt, dass das Krotisohatz- 
gericht in letzter Instanz urteilt ^). 

Die neu angeordneten Steuern sind rechtskräftig 
schon dadurch, dass allen Constitutionen des Convokations- 
Reichstages volle Gültigkeit zuerkannt wurde. Was die Ge- 
neralzollsteuer anbetrifft, so ist dieselbe entgegen dem Pro- 
test der preussischen Stände ohne Ausnahme für alle Lan- 
desteile gleich verbindlich. Die exceptio, dass man beim 
Beschlüsse dieses Gesetzes, das unter die ^materia oecono- 
mica*^ gehört, nicht „per unanimitatem**, sondern durch 
ein Mehrheitsvotum wie bei den Gerichtsabstimmungen 
verfahren war, wurde nicht eingeräumt. Der Ordnung 
über die Quartaerhebung fügte man hinzu, dass die Con- 
stitution von 1668, (nach welcher neue „donatarii" und 
„cessionarii" im ersten Jahre nach dem erhaltenen Privi- 
leg eine doppelte Quartazahlung, die sogenannte Quadru- 
pla zu leisten verpflichtet waren), wiederholt wird und 
jeder vom Monarchen neu Beschenkte, oder der eine Er- 
laubnis auf üebernahme der Güter erhielt, ebenso die Ue- 
berlebenden, wenn eine der Personen, die ein Jus com- 
municativum" besass, starb, diese Summe in einer Frist 
von 12 Wochen nach der Erwerbung ihres Rechtes an die 
Schatz- Commission zu entrichten hatten. 

Die Abschaffung der Kopf- und Eauchfangsteuer, die 
man in nächster Zeit vorzunehmen gedachte, soll nach 
dem Beschlüsse des Krönungs-Beichstages nicht lange aus- 



^) Die 15 bei dem Gerichte ausgestellten Rechtsanwälte miiss- 
ten sämmtliche von Adel sein. 
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bleiben, wird jedoch bis zum näohsteD, auf das Jahr 1766 
festgesetzten ßeiohstag aufgeschoben. Es wird aber eine 
andere lästige Steuer, die sogenannte „foralia^, die in kö- 
niglichen Städten von verkauften Waren erhoben wurde, 
und worauf man einzelnen Personen und Beamten ein Pri- 
vileg einräumte, kassirt i). 

Neben diesen Anordnungen über Steuern ist vom 
Krönungs- Reichstag eine sehr wichtige Constitution be- 
schlossen worden, welöhe die Regelung der Maasse und Ge- 
wichte betrifft. Maasse und Gewichte waren nicht einheit; 
lieh in allen polnischen Provinzen normirt; vielmehr 
herrschte in dieser Hinsicht eine grosse Verschiedenheit, 
die noch durch abusive Handlungen vermehrt, in beträcht- 
lichem Masse den Handel schädigte und nur zu ofb die 
Unbilligkeit förderte. In frühen Zeiten hatten die Woye- 
woden die Befugniss, nach eigenem Ermessen Bestimmun- 
gen über Maass und Gewicht zu treffen. Unter König Si- 
gismund Augustus war eine allgemeine Regelung in dieser 
Hinsicht im Jahre 1565 anbefohlen und die Krakauer 
Maasse als die gesetzlich geltenden eingeführt. Doch wurde 
diese Anordnung nur wenig befolgt und es erschien nun 
als eine absolut notwendige Reform, Maasse und Gewichte 
systematisch zu ordnen, wollte man die Verhältnisse des 
Handels und Verkehrs in bessere Bahnen bringen. Nach 
der Constitution von 1764 ist der „Korzec'* (Scheffel) als 
Einheitsmass für Getreide und andere Schüttwaren, der 
„Garniec^ für Flüssigkeiten und die Krakauer Elle als 
Längemass festgesetzt worden. Als Gewichtseinheit gilt 
ein Pfund. 

Die beigefügte Tabelle erklärt die Einteilung dieser 
Maasse und Gewichte und ihr Verhältniss zum metrischen 
System. Diese Einheiten sollten in allen polnischen Woye- 
wodschailen gleich sein. Wenn die Grösse einer Tonne, 



') Volumina legum. VII. S. 146. Aufhebung. 
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Maass und Gewlehtstabelle ^). 

naoh der Ordnung y. 1764. 

von Kronpolen. 

A) Längemaass. 

Die nach der Constitution v. 1565 (siehe Vol. leg. IL S. 49.) 
festgesetzte krakauer Elle wird als Einheitsmaass für Länge bestä- 
tigt. Die im Warschauer Magistrate aufgehobene Etalon-EUe = 264 
französische Linien = 0*5955 Meter. 

1 S^ÄeA (Klafter) = 3 Ellen = 6 Fuss ä 12 Zoll, ä 12 Punkte. 

B) Flächenmaass. 

1 Wlöka (Hufe) = 30 Morgen k 3n Schnüre k lOOQ Ruthen 
(pr§ty), ä lOOQ kleine Ruthen (pr^ciki), ä lOOQ lawki. 

Ein Morgen = 5985Q Meter. (Vergleiche „Dissertation" Teil 
I. Seite 50. Tabelle). 

C) Kubikmaass für feste Waren. 

1 Korzec (Schaffei) k 4 6wierci (Viertel), ä 8 garniec. 
t 1 Garniec k 4 kwarty, k 4f kwaterki. 
Ein Laszt. (Last.) =^ 30 korzec. 

Der Warschauer korzec ist 120*6052 Liter, der Garniec 3*7689 
Liter gleich. 

D) Kubikmaass für Flüssigkeiten. 

1 Beczka (Fass) = 2 Halbfässer = 14^5 konwi (Eimer) = 72 garniec. 
Der Garniec wie oben. 

E) Gewichte. 

Als Gewichtseinheitsmaass Ist das Breslauer Pfund angenommen. 

Ein kamieÄ (Stein) = 32 Pfund. 1 Pfund = 32 Loth. 

Ein Mark (grzywna) =16 Loth. 

1 Centner = 5 Steine. 

Das Breslauer Pfund ist 405*228 Gramm gleich. 

Die Gewichts und Maassordnung für Lithauen ist auf S. 136a angegeben. 



^) Nach Julius Kolberg's. Poröwnanie miar i wag terainiej- 
szych i dawniejszych. Wydanie wtöre. Warszawa. 1838. (Verglei- 
chung alter und neuer Maasse und Gewichte. 11 Ausgabe). 
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oder beim Fläoheumaasse, eines Morgen, oder eines „Lan'^ 
anzugeben ist, so werden wir sie nach dem Maasse von 
1764 benennen, weil diese Tonnen, Morgen und Lane in 
den verschiedenen Provinzen durchaus nicht einheitlich 
waren. Die ^Regelung des Maass- und Gewichtssystems war 
schon von dem Convocations-Beichstag der Schatzes-Com- 
mission anvertraut und diese hat nun, nach dem sie die 
neuen Maasse und Gewichte bestimmte, dieselben unter 
ihrer Controlle herstellen und im archivum oeconomicom 
als amtliche Einheitsmaasse „ötalons^ aufbewahren lassen; 
während sie gleichzeitig dieselben an das Warschauer Bat- 
haus und an die Bathäuser der Hauptorte der "Wojewod- 
schaften verschickte. Die alten, bisher im Gebrauch ge- 
standenen, waren durch das neue Gesetz abgeschafft und 
es sollten sich alle Geschäftsleute und die Bevölkerung 
ebenso in Städten als unter erbherrlicher Jurisdiction, in 
adeUgen und geistlichen Herrschaften in Zukunft nur der 
neu eingeführten Maasse bedienen. Die Ueberwachung des 
Gesetzes war den Woyewoden und ihren Dnterbeamten, 
wie auch den Grodstarosten anvertraut. Der Unterwoye- 
wode mit den Grodbeamten hatten nach den eingesandten 
Mustern neue Maasse und Gewichte für alle Städte und 
Städtchen der Wojewodschaft anzufertigen und mussten 
solche mit dem Aichzeichen des Woyewoden an die Bat- 
häuser, oder wo solche nicht vorhanden waren, an die 
Bürgermeister oder vereidigten Vögte verschicken. Es stand 
dann jedermann frei, seine Waren mit dem neuen Maasse 
im Bathause zu messen ; wer dagegen noch die alten Maasse 
gebrauchte, verfiel in eine strenge Strafe. Alle Zuwiderhan- 
delnde, ohne Ausnahme, sind vor die Grod- oder Landge- 
richte, auch vor das Commissionsgericht zu citiren und 
es kann jedermann eine darauf zielende Klage erheben, 
ebenfalls auch der Fiskus als Kläger auftreten. Die Ein- 
fiihrungszeit für das neue Gesetz ist vom 1 Januar bis 
zum 1 October 1765 festgesetzt und vom letzten Termine 
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an soll es aussohliesslioh gelten. Die Wichtigkeit dieser 
Ordnung, insofern sie die Unterthanen betrifft, kann nicht 
übersehen werden. Es erhellt vor allem, dass bei Zehnten 
und Schüttgetreide- Abgaben durch Regelung der Maasse 
eine ungerechte Bemessung, wenn nicht unmöglich ge- 
macht, doch auf alle Fälle erschwert wurde. Es ist auch 
im Wortlaute des Gesetzes gesagt, dass die Bestimmung 
der Commission, nach welcher bei den Zehnten und an- 
dern Naturalabgaben die althergebrachten Quantitäten mit 
dem neuen Maasse bemessen sein sollten, bekräftigt wird 
„damit keine Verschiedenheiten im Maasse und deswegen 
auch keine Streitigkeiten vorkommen" ^). 

Wir haben von der anbefohlenen OontroUe der kö- 
niglichen Oekonomiegüter gesprochen. Die Lustrationsbe- 
amten hatten die Zustände dieser Güter in Augenschein 
zu nehmen und die Privilegien der verschiedenen Posses- 
soren kennen zu lernen, ohne dass sie Aenderungen vor- 
nahmen und Beschlüsse fassten, da die Revision nur den 
Zweck verfolgte, dem Reichstag einen Bericht über die 
Verhältnisse in den Oekonomiegütern zu erstatten. Jetzt 
beschliesst der König mit dem Reichstag, diese Güter noch 
einmal genau revidiren zu lassen, um Abhilfe gegen die 
Misswirtschaft und Entwertung der Güter durch Sicherung 
der Rechte und Neuordnung der Arbeit, wie auch anderer 
Schuldigkeiten der unterthänigen Bevölkerung zu treffen. 
Es ist in dieser Constitution gesagt, dass gegen das Ge- 
setz von 1717, welches den ungeschmälerten Bestand der 
königlichen Güter wahrte, vielfach gehandelt wurde. Da- 
mit nun die frühere Ordnung wieder hergestellt wird, ist 
eine Commission, die aus Senatoren und Adeligen besteht, 
beordnet worden, welche zum Unterschiede von der voran- 
gegangenen mit einer grossen Vollmacht ausgestattet ist. 



') Volumina legum. VIT. S. 146. Bestimmung. 
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Sie ist „oum plena facultate^, sagt die Constitution ^) und 
die Oommissare werden ebenfalls in die lithauisohen Wal- 
dungen und Oekonomiegüter geschickt. Diesen Beamten 
wurde anbefohlen, alle Einnahmequellen, wie Zinsen, 
Abgaben und Frohen, die den Unterthanen obliegen, zu 
ordnen, mit der Bedingung, dass dadurch die unterthänige 
Bevölkerung nicht einen zu grossen Druck zu erleiden 
habe. Es soll eine gerechte Abschätzung dieser Schuldig- 
keiten nach der Güte und dem Werte der bäuerlichen 
Stellen stattfinden, ebenfalls haben die Commissare die 
Privilegien und Jurisdictionsrechte der Landbevölkerung 
genau zu prüfen. Sie haben aber nicht nur ein Prüfungs- 
recht, sondern auch die Macht, über vorhandene Bechte 
zu entscheiden, so z. B. in den Angelegenheiten der privi- 
legirten Städte, die sich in den Oekonomiegütern befin- 
den und die auf Grund ihrer Locationsurkunden Anspruch 
tkuf ihnen abhanden gekommene Grundstücke erheben. 
Auch die Grenzen der Oekonomieherrschaften sollen sie, 
wo dies notwendig erscheint, mit Hülfe des „officium oam- 
pestre'^, d. h. des Landkämmerers (podkomorzy) oder des 
Grenzkommissars (komornik graniczny) feststellen, und 
wenn Differenzen vorliegen, und die eine Partei nicht ge- 
willt ist, die Sache auf gütlichem Wege zu schlichten, so 
geht die Klage an das Assessorengericht. Die Commissare 
haben überhaupt alle Sonderrechte zu prüfen und sollen 
sich daher die Privilegien vorlegen lassen, wobei dem nicht 
hierein EinwüHgenden der Verlust seines Privilegs droht. 
Von diesen Privilegien sollen sie nur solche, die von der 
letzten Lustration erteilt waren, anerkennen und in Kraft 
bestehen lassen. Jene aber, die unter dem Privatsiegel 
des Königs („Zimmer-Siegel" — piecz^c pokojowa) ergin- 
gen, haben sie als ungültig zu erklären und die Besitzun- 
gen den Gütern einzuverleiben. Andere, die zweifelhaft 



») Volumina legum. VII. S. 162. 
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erscheinen and in keiner Lastration angeführt sind, müs- 
sen zar Wahrnehmung und Entscheidung an das Assesso- 
rengericht abgeschickt werden. Es sind hier hauptsächlich 
die adeligen Assessoren gemeint, doch die Constitution be- 
zieht sich auf alle solche, die Privilegien erhielten, also 
auch auf "Dnterthanen. Wir lesen sonst weiter im Texte 
dieses Beschlusses, dass die Zinszahlenden Einwohner der 
Güter Marienburg und Boggenhausen, die bäuerliche Co- 
lonisten waren und emphyteutische Beohte besassen, von 
den Lustratoren ein Versprechen auf Anerkennung ihrer 
Privilegien, die eine „ewige" sein sollte, und auf die Fest- 
setzung gemessener Jahreszinsen, die auf immer in dersel- 
ben Höhe bestimmt werden, erhalten sollen. Der König 
und der Reichstag sind sich darüber klar, dass eine 
Steigerung des Einkommens in den Oekonomiegütern nur 
durch die Sorge um die angesessene Colonistenbevölke- 
rung und Sicherung ihrer Freiheiten am besten erzielt wer- 
den kann. Die Gommissare sollen, sagt die Constitution, 
die in den erwähnten Gütern wohnenden und Zins zahlen- 
den Leute, die bei Erneuerung ihrer emphyteutischen Ee- 
chte, oft und auf allerlei Art in ungünstige Stellung ka- 
men, „ad sinistram informationem^, „da sie geprellt und 
oft von ihren Nachbarn ausgekauft waren, und die Hände 
gleichgültig in den Schooss fallen Hessen, was, falls es län- 
ger andauern sollte, statt einer Besserung, eine Schädigung 
der Einkünfte nach sich ziehen müsste** — diesen Leuten 
die Versicherung eines für sie und ihre Erben dauernden 
Schutzes geben ^). Den adeligen Possessoren gegenüber 
haben die Gommissare anders zu verfahren. Sie müssen 
nämlich alle vorgelegten Privilegien an das Assessorenge- 
richt schicken und können nicht eine entscheidende Ant- 
wort über die Gültigkeit dieser Bechte geben. Da wo sie 
definitiv urteilen, sollen die Beschlüsse von gleicher Gel- 



*) Volumina legum. VII. S. 162. 
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tung wie die Reichstag Constitution sein „praeoisis omnibus 
appellationibus^. Der König verspricht, keine Alienation 
der Tafelgüter vorzunehmen, und sollte eine solche vor- 
kommen, so ist das Privileg als ungültig zu erklären. Wir 
sagten, dass die Commission alle unter Privatsiegel erteil- 
ten Privilegien früherer Monarchen kassiren sollte. Dies 
geschieht, obwohl der Convokations-Beichstag alle dem 
verstorbenen König August III erteilten Privilegien und 
Consense in Kraft bestehen lassen wollte ^). Man sieht da- 
raus, wie beschränkt die Herrschaft des Monarchen auch 
in seinen Tafelgütern war. Die unter dem Privatsiegel des 
Königs erteilten Dokumente haben daher nur den Cha- 
rakter einer auf die Lebensdauer des Regenten von ihm 
übernommenen Verpflichtung. Deshalb werden auch die 
Inhaber der Privilegien beim jedesmaligen Thronwechsel 
sich eine Bestätigung ausbitten, die ihnen wohl verweigert 
werden kann. Die Constitution über Revision der Tafelgü- 
ter söhliesst mit zwei Bestimmungen ab, die beide nur 
Wiederholungen alter Gesetze sind. Die erste besagt, dass 
die Oekonomiegüter der regelmässigen Lustration nicht 
unterliegen ; die andere, dass die Verwaltungsbeamten die- 
ser Güter nicht vor die Grodgericht und nur vor die Hof- 
tribunale belangt werden können 2). Ein anderes Gesetz, 
welches sich auf die Oekonomieverwaltungen bezieht, ist 
das Holzfallungsverbot für den Wald bestand der Herr- 
schaft Niepolomice. Es war vielen um den Wald wohnen- 
den Leuten erlaubt, sich aus den Waldungen Holz zu ho- 
len, und die Folge war, dass durch diese Raubwirtschaft 
die Waldbestände „desolirt und merklich ruinirt wur- 
den'' ^). Um dem Uebel entgegen zu treten, will der König 
und der Reichstag allen denjenigen, die nicht zu solchen 



*) Volumina legum. VII. S. 37. Gültigkeit der Privilegien. 

*-*) Constitution von 1717. 

3) Volumina legum. VII. S. 162—163. 
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gehören, denen im Tausch für die ihnen abgenommenen 
hereditären Grundstücke ßeohte auf die freie Nutzung des 
Holzes eingeräumt wurden, von jetzt ab nur die Hälfte 
des bis daher erlaubten Holzquantums verabfolgt wird und 
sie können nur da, wo ihnen der königliche Forstbeamte 
das für ihren Bedarf geeignete Holz anweist, dasselbe an 
sich nehmen. Zuwiderhandelnde werden mit Wegnahme 
ihrer Gefährte bestraft. Dieses Verbot soll für 20 Jahre in 
Kraft bleiben und nach Ablauf dieser Zeit dürfen alle 
Privilegirte ihre vollen Rechte gemessen ^ad plenum jus 
redire debent". 

Wir hätten damit die Thätigkeit des Krönungs-ßeichs- 
tages, so weit sie mit unserem Thema in Beziehung steht, 
erschöpft. Es bleibt noch übrig, die Organisation der As- 
sessorengerichte, wie dieselben jetzt in Ausführung der auf 
dem Convokations-Reichstag beschlossenen Constitution 
zustande kam, näher kennen zu lernen. 

Wir haben sie in ihren Grundzügen schon bespro- 
chen. Es handelt sich also um Hervorhebung der jetzt 
hinzugekommenen Aenderungen. In der Einführung zum 
Gesetz ist betont, dass die Reform durchgeführt wird, 
damit allen, welche beim Hoftribunal Schutz suchen, 
Gerechtigkeit zu Teil wird. In der Hauptsache, d. i. in 
der Anerkennung, dass der Monarch sich an das Mehr- 
heitsvotum der Assessoren halten wird, sehen wir, dass 
die Wünsche des Convokations-Reichstages erfüllt werden. 
Eine Beschränkung liegt hier insofern vor, dass Prozesse, 
die im Appellationswege an das Assessorentribunal kom- 
men, auch alle solche, welche sich auf städtische Rechte 
und Privilegien beziehen, dieser Biedingung nicht unterlie- 
gen und die Entscheidung „ex vi directi dominii" dem 
Monarchen allein zusteht. Die Zahl der gewählten Assesso- 
ren beträgt 16, 4 vom Senat und 12 vom Ritterstande. 
Erstere wählt für diesmal der König, während der Reichs- 
tags-Marschall in der zweiten Kammer die Wahl der De- 
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patirteo trifft, Dia Mandate danern bis zur nächsten Eeichs- 
tagsperiode und bei künftigen Wahlen 8ollen die ÄssesBO- 
ren von den Ständen bestimmt werden. luterimiatische 
Assessoren kann der Monarch beordern. Die Hofschatz- 
meister von Polen und Lithauen, deren Beschäftigung in 
der Sohatzcommission eine gleichzeitige Thätigbeit im 
Assessoren- Tribunal nicht zulässt, werden gegen die Be- 
stimmnug des Convokationsreiohstages mit der Thätigkeit 
im Gerichte nicht betraut Die Oadenzen des Tribunals 
sind folgendermassen bestimmt: Kb sollen im Jahre zwei 
stattfinden, eine jede von 4- monatlicher D^iuer. Die erste 
beginnt in Eronpolen im Mai, die andere im November, 
in Lithauen umgekehrt. Während dieser Zeit sind alle an 
die Hof-Juriadiction ergehenden Angelegenheiten zu ent- 
scheiden. Dieses sind Streitsachen, die im Appelationswege 
oder auch direkt ') von den städtischen Gemeinden, oder 
gegen .dieselben angestrengt sind „ex crudis citationibus per 
oommunitates vel contra communitates exportatis". Es ge- 
hören weiter zur Competenz des Gerichtes Sachen, wo es 
sich um Anerkennung von Privilegien, n^^au^ae cognitiouis 
privilegiorum" um Grenzstreitigkeiten zwischen königlichen 
nnd adeligen oder geistlichen Gütern „differentiae limitum 
inter bona nostra Regalia et terrestria, sive spiritualia" 
und in Kronpoleu um Angelegenheiten des Herzogtums 
Kurland handelt (höchste Instanz für Entscheidung kur- 
ländisober Prozesse). Die vierten Monate sind aber den 
„causia colonaribos, d. i. den aus dem Unterthanenverhält- 
nisse entstandenen Streitsachen, welche früher durch kö- 
nigliche Referendare abgeurteilt waren und jetzt dem 
Wunsche der Stände gemäss dem Assessorengerichte über- 
wiesen werden. Das asaessorische Tribunal für Kronpolen 
hat seinen Sitz in Warschau, das Lithauische ebendaselbst 
oder in Grodno, Brest (Brzeäc) oder Minsk, aber nach je- 
desmaliger Bestimmung des Monarohen, welcher sich das 
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Recht reservirt, beide Behörden nach dem Orte seiner 
Residenz überall in den Grenzen des Reiches zu berufen. 
Der König hat also ^ein Hoheitsrecht bei der Entschei- 
dung der städtischen Angelegenheiten behauptet, auch ist 
nicht daran zu zweifeln, dass die ^causae oolonares'' unter 
dieselbe Bestimmung gehören, obwohl die ^ordinatio*^ in 
diesem Punkte schweigt. Das „directum dominium" ist hier 
ebenfalls ausschlaggebend und die Klagen der Domänen- 
Unterthanen denen der königlichen Bürger gleichgestellt. 
Dadurch verliert aber die Competenz der Assessoren viel 
an Bedeutung, und die meisten Prozesse werden nach dem 
Ausspruche der Kanzler entschieden. Diese können, nach 
dem sie die ihnen unmittelbar zugewiesenen Sachen erle- 
digt haben, an der weiteren Beratung der Gerichte nicht 
teilnehmen und an ihrer Stelle übernimmt der rangälteste 
Senator den Vorsitz. Sind vier Assessoren mit Decisivstim- 
men und als Sechster der Decretenschreiber anwesend, so 
ist die beschlussfähige Zahl erreicht. Der Kanzler unter- 
zeichnet im Namen des Königs alle Decrete. Es sind zwei 
Abstimmungen gestattet. Vom endgültigen urteil aber ist 
keine AppeUation, weder an den Relationshof, noch an den 
Reichstag zulässig und das Gericht urteilt in letzter In- 
stanz. Nur bei Illation, die eine Wiederaufnahme auf Grund 
neuen Materials und eingebrachter Dokumente anstrebt, ist 
nach erfolgter Vereidigung der Parteien, dass sie vor Be- 
ginn des Prozesses über die neuen Dokumente nicht un- 
terrichtet waren, eine Wiederholung der Procedur zulässig 
„restitutio causae in integrum". Die Exekution des Urteils 
übernehmen die Starosten und die Grodbehörden. Die Zahl 
der Anwälte, die beim Assessorengericht fungiren, ist auf 
12 bestimmt, doch dürften die bis dahin fungirenden An- 
wälte auch ferner verbleiben. Es ist nicht gesagt, dass 
diese Anwälte durchaus von Adel sein müsten. 

Nach der Constitution von 1680 waren für das kron- 
polnische Assessorengericht besondere Register für ver- 
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schiedene Rechtssachen angelegt und die Geschäftsordnung 
so eingeteilt, dass an einzelnen Wochentagen der Beihe 
nach bestimmte Register auf den Tisch kamen. In Lithauen 
war im Gegenteil keine Unterscheidung vorgeschrieben 
und ein einziges Begister fortgesetzt, was den Nachteil 
hatte, wie es in der neuen Ordnung heisst, „dass die Mäch- 
tigen die Schwachen immer bedrückten, den Lauf der Ge- 
rechtigkeit hemmend, die wir als eines der ersten Ziele 
unserer Herrschaft erstreben und allen zugänglich machen 
wollen" ^). Es werden fortan die Register genau unterschie- 
den und die Reihenfolge der zur Aburteilung gelangenden 
Streitsachen vorgeschrieben. Diese Register sind für Kron- 
polen folgende: 

1) Das sogenannte „Magdeburgische", darin werden 
die Appellationen in bürgerlichen Rechtssachen und in 
Processen der Gemeinden mit den Magistraten einge- 
zeichnet. 

2) Das „Preussische", für ähnliche aus preussischen 
Städten kommende Appellationen. 

3) Das „regestrum fisci", wo die Streitsachen über 
Anerkennung von Privilegien auf Güter und Vakanzen, 
über Regelung der Grenzen zwischen königlichen und Pri- 
vatgütern, über Retention der Zehnten in Krongütern und 
ebenfalls Prozesse der Stadtgemeinden gegen die Starosten 
gehören. 

4) Das „regestrum expulsionum". Hier werden Pro- 
zesse wegen gewaltthätiger Vertreibung aus den Gütern 
(Besitzwegnahme), Schädigung der Privilegien, Belangung 
vor ein ungebührliches forum, auch Sachen, wo arme Leute 
zu Schaden kommen „causae personarum .vere miserabi- 
lium" eingetragen. 

6) Das „livländische" für die Angelegenheiten Kur- 
lands. 
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6) Das „regestrum inoaroeratorum" für Kritninalsa- 
chen und schliesslich das 

7) „Gausarum colonarium", wo alle die Domänen-Un- 
terthanen betreffende Prozesse eingetragen werden. 

Nach diesen Registern hat sich das Gericht bei Vor- 
nahme neuer Citationen zu richten. In der November-Si- 
tzung gelangt zuerst das Magdeburgische Itegister zur Er- 
ledigung und nimmt 4 Wochen Zeit in Anspruch. Für das 
preussische sind dann 3 Wochen bestimmt, und die übrig 
bleibende Zeit bis zum neuen Jahre ist für das „registrum 
fisci" reservirt. Die „causae colonares" werden dann im 
Februar erledigt. In der Sommersitzung ist die Hälfte des 
Monats Mai dem magdeburgischen Register vorbehalten, 
dann wird mit dem livländischen bis zu den letzten Ta- 
gen des Juni fortgefahren, nachher zwei Wochen lang das 
preussische vorgenommen, schliesslich das fiskalische bis 
Ende Juli, während August wieder den „causis colonari- 
bus^ gewidmet ist. Die Nachmittagssitzungen entfallen auf 
die übrigen Register. In Lithauen sind nur 6 Register: 

1) da^ Magdeburgische 

2) „ fiskalische 

3) „ registrum expulsionum 

4) „ „ incarceratorum 

6) „ „ causarum colonarium. 

Das erste ist in der Novembersitzung bis Mitte De- 
zember zu erledigen, dann das fiskalische bis Ende Januar 
und im Februar die ünterthanenangelegenheiten. Dieselbe 
Reihenfolge hält man auch in der Sommersitzung fest und die 
Prozesse in Kriminalsachen verbleiben für die Nachmittags- 
sitzungen. Ist das Material in einem Register erschöpft und 
die Frist noch nicht abgelaufen, so ist in derselben Si- 
tzung noch ein anderes Register vorzunehmen. Dilationen, 
d. h. Erlaubniss eines Aufschubs des gerichtlichen Verfah- 
rens sind bei den im Assessorentribunal verhandelten Streit- 
sachen nicht zulässig, mit Ausnahme einer Frist, die zur 
U, * 



— 50 — 

gegen Beitigen KenntDisnahme der vom Kläger und Be- 
klagten vorgebrachten Dokumente beiden Parteien gewährt 
wird. Deshalb hat der Gerichtschreiber nach der Eintra- 
gung der „comparitio" im Protokoll die Anordnung auf 
Einbringung von Eecbtsurkunden und Dokumenten beizu- 
fügen „decretum comnmnioationis omnium jurium et docu- 
mentorum ad futuram cadentiam" und die Parteien müssen 
eine genaue Aufzeichnung dieser Dokumente der Gerichts- 
kanzlei einreichen, die nach vorangegangener Prüfung von 
dieser Behörde unterzeichnet wird. Erst dann können die 
Parteien sich die betreffenden Schriftstücke gegenseitig zur 
Verfügung stellen, und aoUen nach vier Wochen die ge- 
liehenen Akten den Interessirten gegen Bescheinigung 
wieder zugestellt werden, Will dann eine Partei neue Do- 
kumente vorbringen, oder beruft sie sich auf solche, die 
im hergestellten Verzeichnisse nicht aufgeführt sind, so 
muBs sie, sollen diese neuen Beweismittel eine Berücksich- 
tigung finden, einen Eid ablegen, dass diese Dokumente 
erst nach stattgefundener „Communikation" zu ihrer Kena- 
tnis kamen. In Lithauen, wo die Civilprozessordnung in 
einigen Punkten von der polnischen abwich, ist eine vier- 
wöchentliche erste „dilatio" zur Abschrift der gerichtlichen 
Verhandlungen und Dokumente am ersten Termin und daua 
noch eine andere, die aber nur bis zur nächsten Sitzung 
dauerte und nach Eidesleistung um Fristgewährung zum 
Zweck Vorbringung spezifizirten neuen Verteidigungsma- 
terials „communicatio specificata" der ansuchenden Partei 
erlaubt. Die Löschung einer zur Verhandlung eingetrage- 
nen Klage ist nur mit Wissen des Gerichtes und der an- 
dern Partei dem Kläger zulässig. Auf diese Weise war die 
'^ — 'ohtsordnung des Assessoren- Tribun als hergestellt und 
hert. Es ist dann auch in derselben Constitution ge- 
dass es niemand wagen solle, Bürger königlicher 
te vor eine andere Behörde zu belangen. Nur die Hof- 
hte allein sind in Angelegenheiten zwischen Städten 
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und Privatleuten zur Entscheidung berechtigt und sie bil- 
den „die den Städten eigene und natürliche Jurisdiction" ^). 
Wer dem entgegen handelt, wird auf Instanz der Reichs- 
instigatore wegen Schädigung ;,jurium regalium" angeklagt 
und mit 12 Wochen Festungshaft (Thurmhaft) und 500 Mark 
Silber Busse bestraft, ebenso wie die Behörden, die ein in 
nicht richtiger Form und beim inkompetenten forum er- 
langtes Dekret „evocatorie assecutum" zur Ausführung 
bringen. 

Wenn wir auf die einzelnen Constitutionen der beiden 
Reichstage von 1764 näher eingingen, so thaten wir es, um zu 
zeigen, wie sich in der kurzen Zeit, vor und gleich nach der 
Wahl des letzten polnischen Königs eine Anbahnung von Re- 
formen, welche die Ordnung und Festigung der Regierung 
zum Zwecke haben deutlich bekundet. Mit der Bildung 
der fiskalischen Hauptbehörde wurde eine Centralbehörde 
geschaffen, welche das ganze wirtschaftliche Leben des 
Staates überblicken und leiten konnte. Sie ist mit Gerichts- 
barkeit ausgerüstet und hat daher die Macht, die Ausfüh- 
rung ihrer Anordnungen zu überwachen. Sie kann in ihren 
Beratungen Pläne und Projekte besprechen und ergreift die 
Initiative in der Einbringung, derselben als Gesetzentwürfe 
auf dem Reichstage. Sie hat ferner alle ControUe über die 
Staatsgüter zu führen, da die Lustrationen, die in fünfjähri- 
gen Absätzen regelmässig vorgenommen werden sollen, durch 
sie angeordnet werden. Bei allen Beschlüssen des neuen 
Finanzministeriums entscheidet die Mehrzahl der Stimmen 
nach der Sitte der Gerichtsabstimmung „forma judioiaria'^ 
und, was wohl von Wichtigkeit ist, wir sehen die weitere 
Entwicklung darauf gerichtet, dass alle wirtschaftlichen Re- 
formen alle ökonomischen Materien, also neue Steuerpro- 
jekte und Gesetze, die Handel und Gewerbe betreffen, 
durch Majoritätsvotum auf dem Reichstage beschlossen 
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werden sollen. Wäre dieser Gedanke durobgefuhrt wor- 
den und hätte er Wurzel gefasst, so würde der Regie- 
rung in Polen vielleicht die Möglichkeit gegeben wor- 
den, im Laufe einer längeren Beihe von Jahren die Krä- 
fte des Landes zu heben und eine starke Wehr gegen 
den Andrang fremder Mächte zu bilden. Das auf diese 
Weise beschränkte ,,liberum veto** würde auch nicht lange 
bestehen können. In demselben Jahre, wo die Schatz- 
commission geschaffen wurde, bewilligte der Reichstag eine 
neue Steuer und schafile zwei alte ab. Er wiederholt ältere 
Bestimmungen über Quartagelder und jüdische Kopfsteuer 
und verbessert dieselben. Er führt einheitliche Maasse und 
Gewichte ein und ordnet die Lustration von allen Staats- 
gütern an. Dazu kommt noch die gründliche Reorganisa- 
tion des Assessorengerichtes und eine Reihe von Constitu- 
tionen, welche den Städten zugute kommen. Dem künfti- 
gen Reichstag bleibt es überlassen, den betretenen Weg 
weiter zu verfolgen und an dem Ausbau der Ordnung wei- 
ter mit Erfolg zu arbeiten. Vor allem sollte dieser Reichs- 
tag die lästige Kopfsteuer abschaffen und das gegebene 
Versprechen erfüllen, an eine gerechtere Verteilung der 
Steuerlasten zu schreiten. Dieser Reichstag wird schon nach 
zwei Jahren, anno 1766 berufen. 



^-^-^ 



CAPITEL IV. 



Der Reichstag von 1766, 



Allgemeine politische Betrachtungen. — AufroUung der Dissidenten- 
frage durch Eussland. — Abschaffung und Aenderung einiger Ge- 
setze von 1764. — Neue Constitutionen und neue Steuern. — Neue 
Getränkes teuer- Ordnung. — Ueberwälzung der Getränkesteuer auf 
die unterthänige Bevölkerung. — Aufschiebung der Abschaffung der 
Kopfsteuer bis 1768. — Die neue Münzordnung. — Wiedererrich- 
tung des Referendar-Gerichtes. — Gesetze für Lithauen. — Lustra- 
tion der Tafelgüter Polock und Slonim und Unruhen unter den ün- 
terthanen jener Güter. — Ordnung der lithauischen Assessorenge- 
richte. — Scheiterung der Reformpläne der Czartoryski's. 

Nach dem Vorangegangenen sollte man meinen, dass 
der Reichstag von 1766 das Werk der Reformen weiter 
fähren wird und dass die reiflich überlegten und vor- 
bereiteten Pläne zur Verwicklichung gelangen. Es ist aber 
dem nicht so gewesen. Die mit russischer Hülfe zustande 
gebrachte Ordnung scheiterte an dem mächtigen WiUen 
des mächtigen Bundesgenossen, der am wenigsten Inte- 
resse daran hatte, dass in Polen durch eine gründliche Re- 
organisation die Regierung gestärkt und befestigt werde. 
Bussland hat es vorgezogen, einen ihm nicht feindlich ge- 
sinnten Polen statt eines sächsischen Prinzen zum Throne 
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gelangen zu lassen und als diese Absicht mit der Wahl 
Stanislaus Augustus zur Ausfährung kam, war der Kaise- 
rin weniger daran gelegen, ihre Unterstützung der Czar- 
toryskischen Partei weiter angedeihen zu lassen. 

Die „Familie^ hat es zustande gebracht, dass das 
Confbderationsbündniss, welches dem Convokations- Reichs- 
tag zu Grunde lag auf den bald folgenden Krönungs- 
Reichstag erweitert wurde und dieser Erfolg war dem ras- 
sischen Gesandten zuwider. Die beiden Reichstage haben 
in der Dissidentenfrage keinen Entschluss gefasst, dagegen 
eine dem „liberum veto'^ feindliche Tendenz merken las- 
sen. Die Möglichkeit, dass im Falle, wenn die Regierung 
sich eine sichere Majorität verschaffte, dieses Prinzip eine 
wesentliche Abschwächung erfahren könnte, war nicht un- 
wahrscheinlich und für Russland war es ein politisches 
Gebot, dem vorzubeugen. Das geschah durch ein energi- 
sches Verlangen, die religiösen Forderungen im Sinne des 
Petersburger Hofes zu ordnen. 

Es war dies ein sehr geschickter Zug, denn die näch- 
ste Folge der Forderung war eine Spaltung der Regie- 
rungspartei und die Opposition, welche im Herzen dem neu 
erwählten König abhold war und eine sächsische Candida- 
tur vorgezogen hätte, sah die ausgesprochen katholisch- 
konservativen Elemente ihrem Lager zuströmen. Bischof 
Cajetanus Soltyk von Krakau, einer der eifrigsten Anfech- 
ter der Poniatowski'schen Candidatur stellte auf dem 
Reichstage von Jahre 1766 einen Antrag, welcher denje- 
nigen, die es wagen würden, eine Revision der Dissiden- 
tengesetze zu beantragen, mit Infamie und Oonfiskations- 
strafe drohte. Der Reichstag ging auf das Votum des 
Bischofs ein und somit stellte er sich auf die Seite der 
Intransigentenpolitik gegen den König, die „Familie" und 
Russland. Für Stanislaus Augustus und die Anhänger einer 
umsichtigen Reformpolitik war die Lage eine höchst be- 
denkliche. Es gab für sie zwei Wege, die sie einschlagen 
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konnten, entweder eine unbedingte Nachgiebigkeit in der 
Dissidentenfrage Bussland gegenüber, um die Opposition 
unter Androhung von Gewaltmassregeln zum Schweigen 
zu bringen, oder das entschiedene Gregenteil, ein unum- 
wundenes Bekenntnis, nicht an den Vorrechten der Ka- 
tholiken zu ändern, und der Wille, in der religiösen Frage 
alle Parteien um den Thron zu schaaren. Dieser letztere 
Entsohluss käme einem entschiedenen Bruch mit Russland 
gleich, und es war doch sehr fraglich, ob er dem König einen 
folgsamen Anhang unter den ihm gegenüber bisher miss- 
trauischen und feindlichen Polen gebracht hätte. War ja 
die Opposition nicht nur in der religiösen Frage, sondern 
auch in den meisten anderen Reformplänen gegen Stani- 
slaus Augustus. Es wäre dann vielleicht richtiger gewesen, 
den russischen Wünschen nachzugeben und sich dafür für 
die Legislaturperiode einer wohlwollenden Haltung der Kai- 
serin zu versichern, die Opposition aber durch energisches 
Auftreten im Zaume zu halten. Der König hat den Mittel- 
weg eingeschlagen; er liess mit der Opposition unterhan- 
deln, ging auf die Bedingungen ein, keine Aenderung der 
Constitutionen in der Dissidentenfrage vorzunehmen und 
musste daher zusehen, wie die „liberum veto" Freiheit 
feierlich proklamirt wurde. Der Reichstag von 1766 be- 
schloss, an den alten Gesetzen gegen Andersgläubige fest 
zuhalten, und es wurden in seine Beschlüsse folgende 
Worte aufgenommen: „Da wir auf festeste Art unseren 
heiligen römisch-katholischen Glauben gegen die Nichtu- 
nirten und Dissidenten sicher stellen wollen, so wieder- 
holen wir alle vaterländischen Gesetze, besonders die der 
Jahre 1717, 1733, 1736 und die letzten des Convokations- 
Reichstages 1764 mit den Strafen gegen Zuwiderhandelnde, 
welchem Stande sie auch zugehören mögen" *). Statt aber 
mit Katharina zu brechen, behielt Stanislaus Augustus eine 



») Volumina legum. VII. S. 192. 



— 56 — 

zweideutige und unschlüssige Haltung dem Petersburger 
Hofe gegenüber, welche den Oppositionellen kein richtiges 
Vertrauen einflössen konnte. Diese versuchten nun, die 
BrCgierung ganz in ihre Hände zu bekommen und traten 
ihrerseits in Compromiss mit Eussland und Preussen mit 
dem Hintergedanken, Stanislaus Augustus vom Throne zu 
stürzen und eine Neuwahl vorzunehmen. Der Reichstag 
von 1766 gab ihnen alle Waffen in die Hand, um gegen 
die Czartoryski's zu kämpfen, und wir sehen, wenn wir die 
Thätigkeit dieses Reichstages betrachten, wie schwer der 
Schaden war, den die Reformbestrebungen von 1764 er- 
litten haben. 

Der schnelle Umschwung ist durch das noch wenig 
entwickelte politische Bewusstsein und Ueberzeugung von 
der Notwendigkeit einer durchgreifenden Neuordnung in 
den breiten Schichten des adeligen Volkes zu erklären. 
Die Reformpolitik war von einer Familie gemacht, und 
wenn sie auch die damals einzig richtige war, so war sie 
nichts weniger als die allgemein gebilligte. Ihr fehlte die 
feste Basis des Vertrauens und die mächtige Stütze der 
wohlwollenden Mitwirkung, ihr fehlte die zu jeder wirksa- 
men Politik unbedingt notwendige „multitudo sequentium". 
Sie scheiterte auch. Der Kanzler Zamoyski fordert gleich 
beim Anfang des Reichstags, dass die Finanzsachen „ma- 
teriae oeconomicae'' durch Mehrheitsvotum im Reichstag 
künftig erledigt werden. Es ist das ein Schritt in weiterer 
Verfolgung der im Jahr 1764 eingeschlagenen Richtung. 
Man lässt seinen Antrag fallen und fasst den Beschluss, 
dass das „liberum veto^ unangetastet bestehen bleibe. Da- 
mit ist der Reformbestrebung ein unüberwindliches Hin- 
demiss in den Weg gelegt. 

Einige wichtige Gesetze und Verordnungen, die vor 
zweL Jahren zustande kamen, werden jetzt kassirt, so die 
allgemeine Zollsteuer, an deren Stelle die alten Partikular- 
rechte wieder in Kraft treten, so die Bestimmung, dass je 
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nach fünf Jahren eine Lustration der Domänen stattfinden 
solle, die durch eine Constitution, welche dieselben nur 
„post cessum vel decessum possessoris^ für erlaubt hält, 
ersetzt wird. Die Abstimmungen durch Mehrheitsvotum 
;,forma judiciaria^ werden nur da zugelassen, wo es sich 
weder um neue Steuern, noch um Vermehrung der beste- 
henden handelt. Von den Aenderungen, die im Jahre 
1766 in den früher zustande gebrachten Gesetzen vorge- 
nommen waren, ist für uns die Wiederherstellung der 
Keferendargerichtsbarkeit und ihre Trennung vom Asses- 
sorengerichte von besonderem Interesse. 

Was neue Gesetze betrifft, so sehen wir eine allge- 
meine Getränkesteuer, die anstatt des „Generalzolls** be- 
stimmt zu sein scheint, die Kopf- und Bauchfangsteuer, 
die leider noch nicht abgeschafft werden, zu ersetzen, 
ferner eine Münzordnung, der wir unsere Aufmerksamkeit 
zuwenden werden. 

Zunächst die neuen Steuern. Wir wissen, dass die aus 
der Besteuerung der Getränke kommenden Gelder nicht in 
den Staatsschatz, sondern in die einzelnen Woyewodschafts- 
kassen flössen, und zur Bestreitung der provinzialen Aus- 
gaben dienten. Der Staat übernimmt jetzt alle diese Ko- 
sten, lässt aber dafür die „Czopowegelder" unter Aufsicht 
der Schatzcommission stellen, auch wird die neue Ge- 
tiänkebesteuerung nach einem andern Prinzip geordnet. 
Nicht vom Brauen und Brennen der Getränke, auch nicht 
vom Verkauf, sondern von dem aus dem Verkauf erwach- 
senden Reingewinn ist der zehnte Teil an den Staat ab- 
zugeben. Von dieser Besteuerung soll kein Privileg Aus- 
nahme gewähren „sine uUa bonorum et personarum ex- 
ceptione". Die Höhe des Einkommens ist durch Selbst- 
einschätzung anzugeben und wird darauf ein Eid vor dem 
Grodgericht geleistet, wozu der Termin vom 1 März bis 
5 April bestimmt ist. Die Zahlung erfolgt dann in zwei 
Raten, im Monat März und September bei dem Grod-Amt 
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gegen Quittung der Grrodkanzlei. Die Grodbehörden haben 
dann alle halb Jahre die einlaufenden Steuern den zu die- 
sem Zwecke von der Commission beauftragten Beamten 
zu überweisen. Dieser Steuer unterliegen die Produzenten 
und Verkäufer der Getränke in adeligen und geistlichen 
Herrschaften. Die beiden Haupt- und andere königliche 
Städte, da wo nach bürgerlichem Bechte Propinationsge- 
rechtigkeiten ausgeübt wurden, und die früher in Geltung 
bestandenen Steuern „Czopowe*' und ^Szel^ine*' abgege- 
ben wurden, sind durch die neue Besteuerung nicht be- 
troffen, sollen aber die gewohnten Abgaben direkt an die 
Schatzcommission einliefern; diese hat dagegen einen 
neuen Tarif für ausländische Weine und Liqueure und eine 
Neuregelung der städtischen Abgaben vorzunehmen. Die 
Starosten in den Städten sollen sich dagegen an die neue 
Besteuerung halten. Die Unterthanen in den Tafelgütern 
und Starosteien die mit Freiheiten und Privilegien auf 
Branntweinbrennen und Bierbrauen von den früheren Mo- 
narchen beschenkt waren, haben eine als „trockene Bate'^ 
oder mit andern Namen bezeichnete Abgaben an die Guts- 
herrschaft zu zahlen und die „possessores^ sollen den zehn- 
ten Groschen davon dem Schatze der Republik abliefern"*). 
Hier wird also mit der Anordnung, dass die Steuer von 
der Getränkefabrikation der privilegirten Bauern zu ent- 
richten ist, einer früher in Gebrauch stehenden Abgabe er- 
wähnt und durch diese Wiederholung das Recht der Pos- 
sessoren auf die erwähnte Leistung der Unterthanen be- 
kräftigt. Es ist aber noch mehr zu Ungunsten der Unter- 
thanen in die Constitution über die Getränkesteuer aufge- 
nommen worden, nämlich eine direkte Anweisung dass die 
Herrschaften ihre Steuerlasten auf die Consumenten zu 
überwälzen befugt sind. 

Die Worte der Constitution lauten: „Damit diese 



*) Volumina legum. VIL S. 193. Czopowesteuer. 



— 69 — 

Gzopowe und Szel^ine- Steuer ohne Belästigung der Staats- 
bürger Kronpolens leichter getragen werden können und 
damit die Pfandbesitzer und Pächter aus diesem Grunde 
keinen Anspruch an die Erbherrn, ihre Mandanten, haben, 
sind die Administratoren und Oekonomiebeamten unserer 
Tafelgüter die Starosten und Grutspächter der Domänen 
und alle anderen ohne Unterschied des Standes und der 
Berechtigung „status et conditio" der Städte, Flecken, 
Dörfer und Schenkwirtschaftsbesitzer berechtigt, den Preis 
der Getränke in den Hofpropinationen ebenso wie in den 
arendirten Wirtschaften zu erhöhen. Gleichzeitig verbie- 
ten wir den Woyewodschaftsbehörden, sich dieser Preis- 
bestimmung der Getränke, des Getreides und anderer 
Produkte zu widersetzen unter Strafandrohung** ^). Hier- 
durch ist die vollständige Willkür für jede Herrschaft nicht 
nur den Preis der Getränke, sondern auch sämmtlicher 
landwirtschaftlicher Produkte nach Belieben zu ändern und 
zu erhöhen, nach dem Gesetze anerkannt und die Gutsbe- 
sitzer angeeifert, sich für die an den Schatz gezahlte 
Steuersumme an ihren Unterthanen schadlos zu halten. 

Die Kopf- und Kauchfangsteuer- Aufhebung wurde, da 
man die Höhe der Erträge aus der Getränkesteuer nicht 
präliminar feststellen konnte, und das Militär- Budget gesi- 
chert sein musste, bis zur erfolgten Septemberratenzahlung 
im Jahre 1768 aasgeschieden. Die neuen Steuergesetze 
werden mit ähnlich lautenden Bestimmungen auch für Li- 
thauen beschlossen. 

Wir gehen zur Münzordnung von 1766 über. Die Mo- 
tive, welche Stanislaus Augustus und die Städte veranlass- 
ten, sich mit dieser Materie eingehend zu beschäftigen, 
sind im Texte der Constitution „Regelung der Währung" 
klar dargelegt 2). Es war nämlich schon nach den Kriegen 



*) VolumiDa legum. VII. S. 194. Czopowesteuer. 
') Volumina legum. VII. S. 198. ff. 
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Johann Kasimirs eine arge Wirtschaft in das Münzwesen 
gekommen und die Landesmünze mit einem sehr hohen 
Schlagsohatz geprägt. „Die erste Ursache dieser Schwie- 
rigkeiten", sagt die Constitution, „war die Abweichung 
von dem Verhältnis des Gold- und Silberinhalts, als die 
Repubhk in kriegerischen Notzeiten in der Verschlechte- 
,rung der Münze eine Vermehrung der Staatseinkünfte im 
Jahre 1664 zu suchen anfing** ^). Die Folge war, wie sie 
nicht anders sein konnte. Eine grosse Steigerung der Preise 
aller Einfuhr-Artikel und das allmähliche Verschwinden 
aller besseren alten Münzen aus dem Lande. Mit der Zeit 
war in Polen mehr fremde Münze zu finden als einheimi- 
sche. Ein zweites Moment war die im Jahre 1717 erfolgte 
gesetzliche Normirimg der Kurse der Silbermünzen, wel- 
che die Thalerwährung dem Golde gegenüber herabdrückte, 
wodurch es geschah, dass diese Geldsorten mit im Aus- 
lande billiger gekauften Golde aus Polen ausgekauft wur- 
den. Das Schlimmste aber war, dass gleichzeitig das Land 
durch falsches Geld, das im Auslande, hauptsächlich in 
Preussen fabrizirt wurde, überschwemmt war. Während 
der Regierung August III sind alle besseren Münzen über 
die Grenze gegangen. Ein Jude, Ephraim mit Namen, hat 
in Sohlesien eine Fabrik falscher „Tymfmünzen" errichtet 
und den Betrieb in grossem Maassstabe geführt ^). Eine Re- 
form auf diesem Gebiete erschien als überaus notwendig 
und es ist kein besonderes Verdienst des Reichstages von 
1766, dass er sie anbahnte, da schon der Konvokationsreichs- 
tag die Besserung der Münze in sein Arbeits-Programm auf- 
nahm. Bis zur Zeit als Sigismund III dieses sein Vorrecht 
der Republik abtrat, besass der polnische König das aus- 
schliessliche Münzregal. Die Stände beschliessen nun, dieses 



1) Volumina legum. VII. S. 198. 

') S. b. Czacki über polnisches und lithauisches Recht. Kra- 
kauer Ausgabe von 1861. I. S. 171. 
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Kegal Stanislaus Augustus aber ausschliesslich nur seinelr 
Person zurück zu geben. Die neue Ordnung kommt in der 
Weise zustande, dass als Grundlage der Goldwährung in Polen 
der holländische Dukaten angenommen wird. Der König 
lässt eine Commission zusammenberufen und dann die von ihr 
ausgearbeitete Vorlage der Sohatzcommission zur Approbi- 
rung einreichen. Diejenige für Kronpolen thut es am 10 Febr. 
1766, für Lithauen am 9 August desselben Jahres und wird dann 
die Vorlage vom Reichstag angenommen und zum Gesetz 
gemacht. Nach dieser Ordnung soll zukünftig der polnische 
„rote Gulden" (czerwony zloty) so viel als ein holländi- 
scher Ducaten gelten und 16 Silbergulden und drei Silber- 
groschen (= 2272 Kupfergroschen) gleich kommen. Das 
Münzgewicht für Silbermünze ist die Kölnische feine Mark 
(= 234 Gramm). Der Münzfuss ist aber der folgende : Aus 
einer Mark werden 10 Thaler, 20 halbe Thaler, 40 Zwei- 
guldenstücke, 80 Guldenstücke, 160 halbe Guldenstücke 
und 320 Silbergroschen geprägt. Die kleinste Courantmünze 
ist der Silbergroschen. Das 4-Groschen8tück oder der pol- 
nische Silbergulden wird aber als die eigentliche Rech- 
nungseinheit etablirt. Das Korn im Gulden = 724? ^^ 
Thaler = ^^24 ^^^ ^ Gram. In Kupfermünzen werden aus 
einem Pfund Kölnisch 4 polnische Gulden in 3-Groschen- 
stücken, in Groschen, halben Groschen und HeUern ge- 
prägt (der Kupfergroschen = Yao ^®^ polnischen Silber- 
guldens, der Heller = 7^2 ©iJ^ös Groschens. Die alten pol- 
nischen Münzen sollen nun eine Reduction ihrer Werte 
erleiden und zwar sind die Tympfstücke für 27 und die 
silbernen 6-Groschenstücke für 10 Kupfergroschen in Zah- 
lung zu nehmen. Bei allen Steuern und Einkünften, ebenso 
wie bei Auszahlung von Gehältern, Militärbesoldungen etc. 
ist der neue Gulden mit dem alten gleichenstellen; wo 
aber Schuldenzinsen und aus Kontrakten entstandene Ver- 
pflichtungen auf eine festgesetzte Summe lauten, ist für 
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jeden fiüheren roten Gulden, der mit 18 Silbergulden be- 
rechnet wurde, ebensoviel in neuem Gelde, d. h. ein Du- 
cat und 5 Silbergroseben zu geben. Es ist aus diesen An- 
ordnungen ersiohtlich, dass Leuten, die Forderungen an 
Geld anderen, oder dem Staate gegenüber hatten, und sol- 
chen, die ein festes Gehalt bezogen, nicht nur kein Ver- 
lust, sondern eher ein Vorteil aus der neuen Münzordnung 
erwuchs. Anders stand es mit den Steuerzahlern, die schlech- 
tes Geld einbrachten, da sie bei der Beduction eine nicht 
unbeträchtliche Quote einbüssen mussten, und man kann 
sich leicht denken, dass bei der Unkenntnis des Geldwer- 
tes die unterthänige Landbevölkerung am meisten dadurch 
geschädigt wurde. Man suchte die alten, entwertheten Mün- 
zen an den Mann zu bringen, da es für den kleinen Krä- 
mer und Schankwirt, für die Kaufleute der Provinzstädt- 
chen und Marktflecken, ebenso für Gutspächter und unreell 
verfahrende Herrschaften vorteilhaft war, sie nach frühe- 
rem Kurse dem Bauern aufzuhängen, als es mit Verlust zu 
wechseln. 

Wenn wir jetzt die „materias juridicas" des Keichs- 
tages von 1766 in Betracht ziehen, so haben wir gleich 
an erster Stelle die Teilung des Hofgerichtes in Assesso- 
ren- und Referendargerichtsbarkeit zu besprechen. Es 
scheint, als ob sich die frühere Ordnung nicht bewährt 
hätte. Man beklagt sich darüber, dass die Assessoren nur 
unregelmässig ihres Amtes walten und ist geneigt, dem 
Kanzler als Vertreter des Königs das ganze Uebergewicht 
bei der Urteilsprechung einzuräumen. „Da die Zeit«, so 
heisst es wörtlich, „wegen Abwesenheit oder Verspätung 
der Assessoren in den Gerichtssitzungen oft umsonst ver- 
streicht, was andern Registern Schaden und keine geringe 
Enttäuschung den „Patienten" bringt", wird jetzt der Kan- 
zler berechtigt, falls die Assessoren nicht in gesetzlicher, 
bestimmter Zahl anwesend sind, eigenmächtig zu richten 
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und Entscheidungen zu fallen *). Da aber die Vereinigung 
der Gerichtsbarkeitscompetenz, welche früher den Referen- 
daren zustand, mit der Jurisdiction der Assessoren eben- 
falls den Geschäftsgang lähmte, erklärten die Gesetzgeber, 
dass eine Trennung der beiden Competenzen erwünscht 
sei. Es wird daher das Eeferendarhofgericht aufs neue er- 
richtet und folgende Rechtssachen seiner Competenz zuge- 
wiesen : 

I. Prozesse der Domänenunterthanen mit den Staro- 
sten und privilegirten Gutspächtern und „e converso" wo 
es sich um Frohnarbeiten, Ausmessung der Ackerstellen, 
Einbringung von Zinsen, Schüttgetreide und sonstiger Ab- 
gaben auch um andere Schuldigkeiten der Dorfgemeinden 
„communitatum, gromady" handelt. 

n. Prozesse der sogenannten Auslesebauern (Solda- 
tenlanenbesitzer) mit Starosten, Gutspächtern, ebenso wie 
mit Dorfgemeinden und unter einander, mit Ausnahme der- 
jenigen Contro Versen, die sich direkt auf das Privileg des 
Besitzers beziehen und welche vor das Assessorengericht 
gehören. Die Referendare erhalten eine Anzahl von Beisi- 
tzern und wird das Urteil durch ein Mehrheifcsvotum ge- 
fällt. Wenn aber die Assessoren nicht anwesend sein soll- 
ten, genügt das Votum der Referendare. Die Dekrete sind 
ohne Appellation. Als Zeit für Abhaltung der Sitzungen 
wird März, April im Frühjahr, und September, Oktober im 
Herbste bezeichnet. Und da beim Assessorentribunal jetzt 
zwei Monate frei werden, so sind in diesem Zeiträume die 
Register „expulsionum" und „evocationum", oder wenn 
dieselben erledigt sind, das „registrum fisci" vorzunehmen. 
Eine weitere Bestimmung will noch, dass Commissare, 
wenn solche durch ein Assessoren- oder Referendardekret 
ernannt werden, nach der für Assessorenrichter vorgeschrie- 
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benen Formel zu vereidigen sind, aber nur diejenigen, die 
zum ersten Male diese Funktion erfüllen. Ausgenommen sind 
solche Beamte, welche schon überhaupt einen Bichtereid 
abgelegt haben, auch die Senatoren und Landkämmerer. 

In den lithauischen Constitutionen des E^eichstags 
von 1766 finden wir eine Ordnung der Schatzcommis- 
sion für das Grossherzogtum, die der polnischen nachge- 
bildet ist und eine besondere Umschreibung der Compe- 
tenz und Pflichten dieser Behörden, wobei die interessante 
Aeusserung gemacht ist, dass die Commission „sich in al- 
lem an den Text der früheren Constitutionen und der im 
Jahre 1764 zuletzt beschlossenen halten soll und ihn nicht 
anders als wörtlich verstehen" *), was der selbständigen 
Initiative der Commission die Spitze abbrechen sollte. 
Das Gesetz über Lustrationen und „duplant quartam", wie 
es für Polen galt, wurde ebenfalls in „toto" von den li- 
thauischen Ständen angenommen. Die Quartagelder gelan- 
gen in zwei Baten, im März und September zur Zahlung 
und es ist den privilegirten „possessores** erlaubt, wenn 
sie durch einen nicht verschuldeten Unglücksfall „casufor- 
tuito** eine merkliche Schädigung ihres Einkommens erlei- 
den, von der Schatzcommission die Beördnung einer neuen 
Lustration zu fordern. 

Mit dieser Constitution ist ein Supplement verbun- 
den, ^über die „quarta" und „quadrupla" in den königlichen 
Tafelgütern Polock und Slonim", betitelt. Es handelt sich 
hier um eine die unterthänige Bevölkerung jener Güter 
betreffende Angelegenheit. Diese Bevölkerung, und zwar 
im besonderen die Unterthanen in den Vogtei-Ansiedlun- 
gen Pasiniec, Mizewice, Glowszewice und in der Starostei 
Slonim verweigerten nämlich den Gutspächtern Arbeiten 
und Abgaben und wollten sich nicht den von den Lustra- 
tionsbeamten auferlegten Verpflichtungen unterziehen. Sie 
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thaten das, indem sie «ich auf ihre alten ßechte beriefen 
und da die Gutspächter keinen Eat gegen die „rebellischen 
ünterthanen^ wussten, greift der Reichstag in die ganze 
Angelegenheit ein. Es ist dies aus dem Grunde merkwür- 
dig, da doch bei vorkommenden Streitigkeiten zwischen 
Bauern und Possessoren beiden Seiten der Weg einer 
Klage an das Hofgericht offen stand. Der Fall musste also 
ein bedenklicher sein, da er die Aufmerksamkeit des E^eichs- 
tages in Ansprach nahm, und er hat eine den Unterthanen 
feindliche Stimmung hervorgerufen. Wir kennen die Um- 
stände nicht näher und können daher nicht wissen, inwie- 
fern diese Stimmung gerechtfertigt war. Handelte es sich 
um berechtigte Ansprüche der sich auf alte Privilegien beru- 
fenden Bauern, auf B>echte, die von den Lustrationsbeamten 
falsch ausgelegt oder nicht beachtet waren, so könnte man die 
feindliche Stellung des Reichstags als Kundgebung einen ei- 
gensinnigen Parteilichkeit bereichnen. Es ist aber sehr wahr- 
scheinlich, dass das Unrecht auf Seite der Bauern lag. Die letzte 
durch den Krönungs-Beichstag angeordnete Revision sollte 
alle alten, wohl erworbenen Privilegien berücksichtigen und 
war überhaupt in eiuem der unterthänigen Bevölkerung mehr 
günstigen als nachteiligen Sinne anzusehen. Es sollten aber 
alle unter Privatsiegel erfolgten Privilegien abgeschafft 
werden. Und hier ist vielleicht der Grund der erwähn- 
ten Bauembewegung zu suchen, wenn es heisst: ^^Dass 
die widerspenstigen Unterthanen sich mit vermeintlichen 
Privilegien abwehren'* *). Jedenfalls ist der Ton der Ver- 
ordnung ein den Bauern unfreundlicher. Es wird zuerst 
von der Niederwerfung des mutwilligen Ungehorsams ge- 
sprochen; die Unzufriedenen sollen bestraft werden, dann 
erst kann von einer Prüfung der Rechte und der Privilegien 
jener Dörfer die Rede sein. Falls diese nur „pro tempore 
et necessitate^ gegeben waren, oder nicht denselben Fa- 
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milien, die jetzt im Dorfe leben, erteilt worden sind, eben- 
falls wenn das Privileg auf hinterlistige Art erworben „sub 
reptitie** oder nicht in Originalform vorhanden ist, über- 
haupt, wenn es auf eine ungenügende Art die Forderun- 
gen der Bauern beweist, ist es zu kassiren, und die Com- 
missare haben ein Inventar der Schuldigkeiten für die Un- 
terthanen nach der in andern königlichen Dörfern üblichen 
Norm und nach der Beschaffenheit der Ackerstellen ^ducta 
proportione'* zu verfassen. Ein Exemplar dieses Inventars 
verbleibt dann dem Possessor, ein anderes wird an die li- 
thauische Schatzcommission geschickt und erlangt gesetz- 
liche Kraft. Wenn aber die Freiheiten der Bauern zu Becht 
bestehen, haben die Commissare „P^^ justitia*^ zu entschei- 
den und alle ungebührlichen Arbeiten abzustellen. 

Von den neuen Constitutionen des Reichstages für 
Lithauen erwähnen wir noch die Maass- und Gewichtsor- 
dnung für das Grossherzogtum, welche, da sie sich in den 
einzelnen Vorschriften genau nach der polnischen richtet, 
hier nicht wiederholt wird. In den ^materiis juridicis** ist 
ebenfalls eine Ordination des Assessorengerichtes für Li- 
thauen enthalten. Hier wird die ßeferendar-Jurisdiction 
von der assessorischen nicht getrennt und die Prozesse der 
Städte gleich wie die „ex jure colonario'' werden vom 
Kanzler oder seinem Stellvertreter, dem Unterkanzler, „ex 
vi directi dominii" des Monarchen entschieden. 

Die gewählten Assessoren sind 12 an der Zahl, 2 aus 
dem Senat, 10 aus dem Kitterstande, die auf jedem Reichs- 
tag durch einen Mehrheitsbeschluss bestimmt werden. Der 
lithauische Schatzmeister ist wie sein Amtsgenosse in Po- 
len aus der Zahl der Beamten, die im Assessorengerichte 
sitzen, ausgeschlossen. Es ist für das lithauische Hoftribu- 
nal nur eine Session angeordnet, die aber 6 Monate dau- 
ert, vom 1 November bis zum 1 Mai. Die ersten zwei Mo- 
nate nehmen die städtischen Angelegenheiten in Anspruch, 
und zwar alle Prozesse „ex appellatione" von städtischen 
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oder Commissionsgerichten, Prozesse über Privilegien, Streit- 
sachen zwischen Städten und Adeligen oder Geistlichen, 
wie auch unter Stadtbürgern etc. Von Januar bis Februar 
werden die „causae oolonares" verhandelt; vom 1 Februar 
aber bis 1 April kommen nur Angelegenheiten, die aus-r 
sohliesslich Adelige und Geistliche betreffen, an die E*eihe, 
und von da bis zum Schluss der Session Verhandlungen 
über Prozesse in den königlichen Oekonomieverwaltungen 
mit Ausnahme der Stadt Brest (ßrzeäc), für die das erste 
ü^egister, das sogenannte Magdeburg gilt. Die lithauischen 
Assessorengeriohte werden in Warschau, Grodno, Brzeäc 
und MiAsk, abwechselnd nach königlicher Bestimmung, ab- 
gehalten ;' während der Beichstagssitzungen in Grodno ist 
diese Stadt für ein halbes Jahr als Sitz des Gerichtshofes 
bestimmt. Damit die Justiz keine Unterbrechung erfahre, 
kann der Kanzler oder der Unterkanzler einen Senator, 
und in Ermangelung eines solchen den Sekretär oder Re- 
ferendar von Lithauen während seiner Abwesenheit als 
Stellvertreter beordnen und dieser entscheidet dann in al- 
len dem Pluralitätsvotum nicht unterliegenden Sachen nach 
eigenem Ermessen. Sonst gehören zur gültigen Abstimmung 
vier Assessoren mit Decisivstimmen neben dem Präsiden- 
ten und der Gerichtsschreiber. Wenn aber diese Zahl nicht 
erreicht ist, so kann in Lithauen ebenso wie in Polen der 
Kanzler, oder der von ihm bezeichnete Präsident selbst- 
ständig jede Sache entscheiden. Es sind 12 Rechtsanwälte 
beim lithauischen Assessorengericht bestellt, welche den 
Titel p Wohlgeboren" führen, also von Adel sein müssen. 
Beim prozessualen Verfahren sind in Lithauen drei Dila- 
tionen erlaubt: 

I) Um die Copien aller Akten zu verfertigen. 

II) Um neue Dokumente vorzubringen „ad munimenta 
specificata cum juramento subsequendo" und 

ni) Zuletzt noch eine Stunde, die dem Kläger so- 
wohl als dem Beklagten, wenn es sich um eine „expulsio" 

5* 
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handelt, zugewährt wird. Auch ist das Löschen der Klage 
mit Anzeige an die andere Partei und das Gericht ge- 
stattet. 

Folgende Kegister werden in Lithauen beim Assesso- 
rengerichte gebraucht: 

I) Das Magdeburger für Städte. 

II) „Causarum colonarium^ für Unterthanen der Do- 
mänen. 

HE) Fisci für Adelige und Geistliche und wo Grenz- 
streitigkeiten zwischen königlichen und Privatgütern vor- 
kamen, ebenso wie Sachen, in welchen es sich um Fest- 
stellung der Natur eines Gutes oder Privilegs handelte 
„de natura et cognitione bonorum^. 

IV) „Expulsionum" und „vere miserabilium''. 

V) „Incarceratorum^. 

VI) Der königlichen Tafelgüter. Das Forum im asse- 
sorischen Gericht Lithauens ist für die städtische Bevölke- 
rung (Lithauens) durch ein besonderes Gesetz gewährleistet. 

Es sind, wie wir sehen, im Grossen und Ganzen nur 
wenige Abweichungen von der Ordnung von 1764 vorhan- 
den. Die einzige bemerkbare Aenderung ist die, dass der 
König seine dominirende Stellung im Assessoren gericht 
wieder gewonnen hat, wo gleichzeitig das Reformwerk der 
vorangegangenen Gesetzgebung in so vielen und wichtigen 
Punkten einen schweren Schaden erlitt. 

Der letzte Stoss liess nicht lange auf sich warten. 
Die Dissidentenfrage rief die kurzsichtige patriotische Op- 
position gegen den König hervor und wenn Eussland es 
für opportun erachtete, seine Unterstützung den katholisch- 
konservativen für kurze Zeit zuzuwenden, so handelte es am 
wenigsten im Sinne des Aufgebens seiner religiös-politischen 
Zwecke. Dem E*eichstagsbeschluss, der jede Ooncession an 
die Dissidenten verwarf und das intransigente Prinzip der 
ünantastbarkeit aller Vorrechte der katholischen Kirche 
proklamirte, folgte nach Ablauf von kaum zwei Jahren 
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die Einräumung weitgehender Zugeständnisse an die Nicht- 
katholiken Polens und es folgte ein noch bedeutungsvolle- 
rer Akt, die Annahme einer russischen Garantie für die 
Staätsgrundsätze der Republik, wodurch das „liberum veto" 
direkt unter den Schutz einer fremden Macht gestellt 
wurde. 

Die Opposition gab sich 1766 den Träumen hin, 
nach der Niederwerfung der Czartoryskischen Beform mit 
russischer Unterstützung regierungsfähig zu werden, dann 
aber sich ohne Mühe emanzipiren zu können. Sie hatten 
die Bicchnung ohne den Wirt gemacht und der Wirt in 
Polen war schon seit der Wahl Stanislaus Augustus der 
mächtige nordische Nachbar viel mehr als die schlecht zusam- 
mengefügte Nation. Russland hat 1766 ebenfalls wie 1764 
die Partie gewonnen und die verbündete Opposition sollte 
nun arg enttäuscht werden. Es lag nun auf der Hand, dass 
nunmehr die religiöse Frage von neuem und in noch ent- 
schiedenerer Form auf die Tagesordnung gebracht würde und 
sie Hess nicht lange darauf warten. Während die Conservati- 
ven mit Russland wegen einer Candidatur des Prinzen Carl 
von Kurland, des Sohns von August III verhandelten, bil- 
deten die Protestanten und Reformirten in Thom und die 
Orthodoxen in Sluck in Wolhynien im Jahre 1767 zwei 
Gonfoederationen, die unter directem Einflüsse Preussens 
und Russlands zustande kamen. Eine dritte Confoedera- 
tion, die gegen Stanislaus Augustus gerichtet wurde, um 
dem Willen des Landes oder vielmehr der konservativen 
Partei Ausdruck geben soUte, war nun als Protest gegen 
die Manifestation der Dissidenten geplant und auf dem be- 
sten Wege zu gelingen, als Russland plötzlich die Front 
wechselte und mit voller Entschiedenheit eine Confoedera- 
tion gegen den König als unzulässig erklärte. Bald nachher 
forderte Russland eine bedeutende Erweiterung der Freiheit 
für die Dissidenten und bot gleichzeitig der polnischen Re- 
gierung die G^arantie der Verfassung an. 
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Aus einer Gonfoederation, wie sie von den Konserva- 
tiven geplant war, entstand eine mit ganz anderem Cha- 
rakter. Bassland gewährt die Form eines Confoederations- 
bündnisses, dem Reichstag von 1768, da es sicher ist, die 
nötige Majorität für seine Wünsche zu finden. Im Gegen- 
teil, es würde keinen Widerspruch leiden, wenn es das Ve- 
togesetz in Schutz nahm. Die feindlichen Parteien im Reichs- 
tage, die königlichen nicht minder wie die oppositionellen, 
sind in gleicher Weise geschwächt. In beiden Lagern 
herrscht Ratlosigkeit und Bussland kann nunmehr diese 
Situation entschieden zu seinem Vorteil ausnützen. Es ist 
zu spät, wenn jetzt einer der Hauptfuhrer der Konser- 
vativen, insbesondere der Bischof Soltyk eine eifrige Pro- 
paganda gegen die fremde Einmischung und für den Schutz 
des Glaubens entfaltet. Bussische Truppen stehen im Lande 
bereit, jeden Auflehnungsversuch mit Gewalt zu unterdrüc- 
ken und Fürst Bepnin lässt, ohne sich durch irgend welche 
Skrupel aufhalten zu lassen, vier Senatoren, worunter die Bi- 
schöfe Soltyk und Zaluski verhaften und nach dem Innern 
Busslands in Verbannung schicken. Unter solchen Umstän- 
den wird die Delegation für die Verfassung der neuen Dis- 
sidentengesetze und die Festlegung des russischen Bünd- 
nisses, sowie der Garantieform gewählt und der Beichstag 
von 1768 eröffnet. Bevor wir zur Besprechung seiner Thä- 
tigkeit schreiten, wollen wir ein interessantes Dokument, 
das das Datum von 1767 trägt, an dieser Stelle näher er- 
örtern. 



CAPITEL V. 



Das Projekt von Tarczyn. 



Der Autor des Projektes will die Ablösung der Unterthänigkeitsver- 
hältnisses. — Die bäuerlichen Forderungen in 9 Artikeln. — Ist das 
Dokument echt? — Die Meinungen Korzon's und Miakotin^s. — Die 
Ansicht Smoleiliski's. — Aehnliche „Manifeste^'. — Ist die Bittschrift 
nicht unter russischem Einflüsse entstanden? — Bussland und die 
bauernfreundlichen Beformen. — Der „Nakaz^^ Katharinas II. — Die 

Politik der Kaiserin. 

Es ist dies ein Manifest, zugleich eine Bittschrift, 
welche die ünterthanen an den polnischen Adel richten. 
Im engeren Sinne die Bauern der Staatsgüter, denn es 
heisst in der Einleitung dieses Schriftstückes : „Wir Staats- 
bürger von Kronpolen und zwar Einwohner der Staro- 
steien, Pachtgüter, Scholtiseien und Vogteien, die in so 
grosser Zahl in dieser Republik ansässig sind, etc." 

Diese Domänenbauern verfassen also ein Manifest, 
das ihre Not darstellt und ihre Wünsche und Forderungen 
aufzählt und sie appelliren an den Adel, indem sie auf 
die Gefahr, in welcher das Land schwebt, das von über- 
mächtigen Nachbaren bedrängt ist und auf eine andere^ 
die sociale Qefahr, hinweisen. 
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Sie erheben ihre Stimme in ernster Mahnung an die 
privilegirten Stände und ersuchen sie, von der tyranai- 
sohen Bedrückung des Volkes abzulassen und dem Unter- 
thanen eine gerechte Freiheit zu gewähren. Das Dokument 
unterzeichnen ,,die in Glauben und Freiheit confoederir- 
ten Unterthanen Kronpolens". 

Fürst Thadeus Lubomirski, der dieses Dokument in 
der fürstlich Gzartoryskischen Bibliothek des Hotel Lam- 
bert zu Paris entdeckte, berichtet, es wäre im Jahre 1767 
in der Stadt Tarczyn bei Warschau nach dem Jahrmarkt 
der heiligen Dreifaltigkeit aufgefunden worden. Deshalb 
die Ueberschrift, unter welcher es bekannt wurde, .... das 
Tarczyner Projekt, oder die Tarczyner Supplik. Betrachten 
wir dieses Manifest, wie es nach dem ausfuhrlichen Beri- 
chte Lubomirski's ^) und den angeführten Citaten erscheint. 

Der Verfasser des Tarczyner Projektes stellt gleich 
am Anfange seines Programms eine radikale und präcise 
Forderung. Er will die Ablösung des Unterthänigkeits Ver- 
hältnisses. Es ist grundfalsch, meint er, die Abhängigkeit 
der Unterthanen durch eine andere Abstammung des Adels 
und der Bauern zu begründen und es verstösst gegen 
die Wahrheit der Geschichte, wenn man die einen von Ja- 
phet, die andern von Cham ableitet. Die ünterthänigkeit 
sei eine Vergewaltigung des Naturrechtes, der Gleichheit 
vor Eecht und Pflicht. Sie sei unnatürlich und unwürdig 
gegenüber der menschlichen Freiheit. Menschenrechte, 
Gleichheit vor Becht und Pflicht — das ist ja ganz in 
Biousseau's Gedanken. „Auf seine Freiheit verzichten^, heisst 
es im Gonctrat social, „ist dasselbe wie auf die Mensch- 
heit, die Menschenrechte, ja selbst auf seine Pflichten ver- 
zichten 2). Diese Worte finden hier Wiederhall. Gehen wir 



^) Fürst Thadeus Lubomirski. Die Landarbeiterbevölkerung 
Polens von 16—18 Jahrhundert. Warschau 1863. S. 43—50. 
^) Contrat social. Beclam'sche Ausg. S. 10. 
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weiter. Der Alleinherrsohaft des Adels setzt der ungenannte 
Autor eine solche des Volkes entgegen und erinnert an 
die ersten Könige Polens, an Piast, den Bürger von Krusz- 
wica, eines königlichen Gutes. Der Adel ist nationalen, 
nicht fremden Ursprunges, er hat die Macht besessen, nach- 
dem er früher seine Ochsen aus dem Pfluge ausgespannt 
hat. Als er aber die ganze Macht an sich riss, und dem 
Volke die Zulassung zu den Ehren der freien Staatsbür- 
ger verweigerte, wurde er tyrannisch. Das Volk ist von 
Adeligen und Geistlichen, Soldaten und Beamten be- 
drückt, der Willkühr und Unmenschlichkeit der Gutsher- 
ren, sowie der jüdischen Ausbeutung preisgegeben. ;,Was 
erhalten wir zum Lohne für die Zinsen und Abgaben, die 
wir einbringen für den Zehnten von unseren Bienenstöc- 
ken — Klotz und Ketten!" „Wo ist das Elend des Bau- 
ern so gross wie in Polen ! ?" — rufen die Bittsteller aus. 
„Wir wollen daher", so folgern sie mit unverhüllter Dro- 
hung, „eher zur äussersten Not kommen, als Kinder zur 
Befriedigung eures Ehrzgeizes erzeugen, wir nehmen als 
Losungswort, um uns zusammenzuschaaren, die Worte 
Elend und Thränen!" Es klingt in dieser Rede ein dum- 
pfer Groll und man glaubt, die Parole des heutigen Sozia- 
lismus, „Proletarier, vereinigt euch", zu hören. 

Es bleibt aber nicht bei diesen Worten. Der Adel 
wird an die Gefahr gemahnt, der er sich aussetzt, wenn er 
die Rechte des Volkes verkennt. Der Verfasser weist auf 
Länder, wo das Volk eine AUeinherrsobafb des Monarchen 
der Klassenherrschaft eines privilegirten Standes vorgezo- 
gen hat, (Dänemark) und erinnert an die bäuerlichen Un- 
ruhen in Polen und die Gräuel des Kosackenkrieges. Die 
Bauern sind sich ihrer Kraft bewusst, der Adel wird nicht 
so leicht mit ihnen, wie mit den Juden fertig werden. Die 
Thüren der adeligen Häuser stehen den Bauern offen und 
es ist nur ihr guter Wille, wenn sie vor ihnen treue Wa- 
che halten. Das unterthänige polnische Volk will sich aber 
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nicht gegen die Republik mit andern Mächten verbinden, 
nein, im Gegenteil, es betheuert seine Treue der Verfas- 
sung gegenüber und mit besonderem Nachdruck betont es, 
keine Gemeinschaft mit den Dissidenten und deren Partei- 
gängern zu haben. Die Bauern warnen den Adel vor Bünd- 
nissen mit dem Ausland und wollen, dass das Land nur 
allein auf seine Kräfte rechne. Sie sind, nach den Worten 
des Manifestes, vom reinsten, patriotischen Gefühl beseelt 
und fragen, warum ihnen dafür die lange Knechtschaft zum 
Lohne wurde. Was wollen sie aber erreichen und welche 
Forderung stellen sie auf? Wie wir schon erwähnten, for- 
dern sie die Abschaffung der Unterthänigkeit im allgemei- 
nen, was gleich im Anfange des Manifestes ausgedrückt ist 
Die detaillirten Ansprüche und Wünsche sind aber am 
Schlüsse der Bittschrift in neun Artikel zusammengefasst. 
Es sind folgende : 

1) Es soUen ihnen Nutzungsrechte am Walde einge- 
räumt werden. 

2) Sie wollen ein unbeschränktes Eigentumsrecht an 
ihren Grundstücken haben „ohne Erbeigentum kann es kei- 
nen tüchtigen Landwirt geben^, sagen sie, und man ist 
dabei unwillkürlich an „Montesquieu, Esprit des lois^ 
erinnert. 

3) Sie wünschen, dass die „Fuhren ** auf zwei im Jahre 
beschränkt werden, wobei die Fahrt nicht mehr als 10 Mei- 
len betragen darf. 

4) Das Dorf stellt Wächter für den Herrschaftshof, 
aber auch keine weiteren mehr. 

B) Der fünfte Artikel führt uns auf die Gesetzgebung 
Kasimirs des Grossen und JageUos zurück. Es ist nämlich 
gesagt, dass der Bauer persönlich frei sein soll, und nur 
die Pflicht hat, seine Stelle beim Verlassen des Dorfes mit 
einem andern, entsprechend leistungsfähigen Wirte zu be- 
setzen. 

6) Die Bauern beanspruchen Rechte an Weidenutzun- 
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gen, sie wollen gerne für jedes Pferd zwei polnische Gul- 
den zahlen, nicht aber für Gewährung der Weidegerechtig- 
keit besondere Arbeiten (die sogenannten Umsonstfrohn- 
den, „daremszczyzny") verrichten müssen. 

In allen 6 hier angeführten Punkten handelt es sich 
ausschliesslich um persönliche Freiheiten, freies Eigentum 
und gemessene Arbeitsverpflichtungen, wie auch um be- 
stimmte Nutzungen. Der folgende Artikel 7 enthält ein 
politisches Becht. 

7) Die Bauern beanspruchen eine Vertretung im „öf- 
fentlichen Rate" (wohl im Reichstage) und wollen wenig- 
stens 4 Repräsentanten haben. 

8) Dafür versprechen sie dem Vaterlande und dem 
Glauben mit allen Kräften zu dienen und je einen Mann 
von jedem Lane unter die Fahnen zu stellen ^). 

9) Im neunten und letzten Artikel erklären die Bitt- 
steller, dass sie streng mit allen denjenigen verfahren wer- 
den, welche sich nicht mit ihnen einigfühlen und ihnen 
ihre Mitwirkung versagen. 

Das Manifest wurde, wie gesagt, in Tarczyn aufge- 
funden. Es ist dies eine kleine Stadt, die am linken Weich- 
selufer, nicht weit von Warschau, liegt. Sonst ein recht un- 
bedeutender Ort, der nur zur Zeit des Jahrmarkts sehr 
stark besucht wurde. Lubomirski, nach dessen Aufzeichnun- 
gen wir den Text des Manifestes wiedergeben, spricht von 
der Verbreitung dieser Bittschrift in ganz Kronpolen 2). 
Es heisst auch an einer Stelle des Tarczyner Projektes, 
dass es in beiden Landessprachen, der polnischen und grie- 
chischen, womit die ruthenische gemeint ist, verfasst, und 
an die Bürger Kronpolens, Lithauens und der vereinigten 



^) Im Texte heisst es wörtlich „stanu" was Stand bedeutet. 
Lubomirski liest aber „lanu" (Lan- oder Bauernstelle) und betrach- 
tet die erste Lesart wohl mit Recht als „lapsus calami^. 

^) Landarbeiterbevölkerung. S. 44. 
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Provinsen verbreitet wurde, sie zu gemeinsamen Vorgehen 
auffordernd ^). 

Was ist nun von diesem ganzen Projekte zu denken? 
Die Bittsteller wollen, dass man ihrer Bestrebung nicht 
mit Verachtung entgegenkomme ^). Wir meinen, sie hatten 
nicht unrecht mit dieser Verwahrung. 

Jemand, der im Jahre 1767 das Dokument las, konnte 
es nur lächelnd, oder mit Aergerniss beiseite legen. Es ist 
auf den ersten Blick zu erkennen, dass dies keine bäuerli- 
che Bittschrift war und sein konnte. Fürst Lubomirski, der 
das Tarczyner Projekt zuerst publicirte, ist zwar davon 
überzeugt, dass das eine aufrichtige Meinungsäusserung der 
damaligen Unterthanen sei. 

Von den späteren Schriftstellern ist Korzon der An- 
sicht, dass die Bittschrift, wenn sie auch nicht direct von 
Bauern verfasst ist, ihre Entstehung einem Plebejer, der 
eine gewisse Bildung besass, verdankt'). Der russische 
Schriftsteller W. Miakotin*), der über die Bauernfrage in 
Polen schrieb, stimmt Korzon in Wesentlichen zu und 
meint, die Bedeutung des Projektes sei dadurch, dass es 
die Lage der Unterthanen von ihrem Standpunkte aus be- 
leuchtet und ihre Wünsche erklärt, eine hochwichtige. Es 
scheint uns, dass diese Ansicht gleich der Lubomirski's an- 
haltbar ist; die Bittschrift ist gar nicht in der Art ande- 
rer bäuerlichen Suppliken verfasst. Wenn man schon die 
Anklänge an Brousseau und die historischen Citate über- 
sieht, so ist doch der Grundton keine unterthänige Bitte, 
keine jammernde Klage, vielmehr eine Anklage, die nur 



Ebenda. S. 47. 

') Ebenda. S. 48. 

^) Korzon. Innere Geschichte Polens zur Zeit Stanislaus Au- 
gustus. Krakau 1882. Bd. I. S. 376. 

*) W. Miakotin. Die Frage der Unterthanen- Verhältnisse in 
Polen zur Zeit der Teilungen dieses Landes. S. Petersburg. 1889. 
S. 105. (KpecTbHHCBiö Bonpocb bi> Ilojibm^. etc.) 
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lieute mit entwickeltem Selbstbewosstsein verfa49st haben 
konnten. ^Cest le ton qui fait la chanson^, eine solche 
Bitte hätte kein polnischer Baaer, noch ein aufgeklärter 
Plebejer im Jahre 1766 schreiben können, ebenso wie es 
keinem eingefallen wäre, für die Banern eine Vertretung 
im Reichstage zu fordern. Der plebejische Ursprung der 
Bittschrift ist ausgeschlossen. Was ist sie denn? Wir hö- 
ren, sie sei sehr verbreitet gewesen. Sie cirkulirte in Ab- 
Schriften in ganz Eronpolen, sie war aber nie gedruckt. 
Jemand hat also das Interesse an der Verbreitung dieses 
Schriftstückes, welches nur ein politisches Pamphlet sein 
kann. Es fragt sich wer? 

Wir sind im Jahre 1766 inmitten einer imheilvollen 
Zeit von Wirren und Kämpfen für und gegen die Dissi- 
denten far und gegen den König. Die Männer um Stani- 
slaus Augustus, die politisch gereifteren Elemente der Gzar- 
toryskischen Partei, wie auch die jüngeren französirenden 
und liberalisirenden Neuerer, denen weder die Werke 
Bonssseaus, noch die neuesten Nachrichten aus Paris un- 
bekannt waren, kommen wohl ausser Betracht. Die könig- 
liche Partei hätte sich nicht zu einer solchen Kundgebung 
entschlossen, weü sie von der Abneigung des niederen 
Adels gegen alles, was der unbeschränkten Herrschaft über 
die ünterthanen Abbruch that, überzeugt war. Sie hätte 
nicht ein Manifest auf Jahrmärkten verteilt, wenn sie nicht 
absichtlich eine bauernfeindliche Stimmung herbeizuführen 
beabsichtigte. Es bleiben also die Anhänger der Opposi- 
tion, und in diesem Falle hat man es mit einem satirischen 
Flugblatte zu thun. 

Diese Ansicht vertritt Herr W. Smoleäski in seinem 
Buche über den geistigen Umschwung Polens im XVHI 
Jahrhundert ^). 

Solcher Flugblätter gab es eine ganze Beihe, die ge- 



*) Przewr6t umyslowy w Polsce wieku XVIII. Krakow. Pe- 
tersburg. 1891. S. 227. 
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gen die Manifeste und Streitschriften der Dissidenten ge- 
richtet waren, um sie lächerlich zu machen. Neben der 
Kundgebung der „koufoederirten Bauern^ gab es eine 
solche der „konfoederirten Juden** und selbst der „verei- 
nigten Zigeuner^, welche letztere mit den bombastischen 
Worten beginnt: „Wir arme egyptische Verbannte, einst 
Herren von Ober- und Unteregypten, Satrapen, Ritter und 
Bürger** etc. 

Schon der Gedanke allein einer bäuerlichen Oonfoe- 
deration gehörte in das Reich der Phantasie. Herrn Smo- 
lenski's Erklärung ist daher sehr annehmbar und wahr- 
scheinlich, obwohl man gewisse Bedenken haben kann. Es 
ist vorerst sehr befremdlich, dass der Verfasser des Tarczyner 
Projektes, der mit Sachkenntniss von Menschenfreiheit und 
Menschenrecht spricht, ebenso gut mit den Wünschen der 
Bauern vertraut zu sein scheint, denn wie es auch sei, die 
9 Artikel, abgesehen von den politischen Forderungen, ge- 
ben uns ein nicht unwahrscheinliches Verzeichnis von Wün- 
schen, welche die unterthänige Bevölkerung im Stillen näh- 
ren konnte. Man ist geneigt, zu glauben, dass ein Domä- 
nenbauer, der sich an ein früheres Privileg erinnerte, sol- 
che Rechte, wie Wald- oder Wiesennutzung gegen eine 
kleine Abgabe beanspruchen konnte. Solche Forderungen 
sind, wenn nicht alle bescheiden, so doch zu gescheidt für 
ein plumpes Machwerk und wir müssen sagen, dass, wenn 
man es hier mit einem Pamphlet zu thun hat, der Verfas- 
ser seine Sache sehr geschickt gemacht hat. Desshalb wol- 
len wir nicht, wie Herr Smoleiiski es thut, dem Tarczyner 
Projekt jede Bedeutung in Beziehung auf das von uns 
behandelte Thema absprechen. Es ist zwar nicht das wich- 
tige Dokument, wie es Lubomirski und nach ihm so man- 
cher Schriftsteller mit viel Nachdruck besprochen hat, aber 
auch nicht ein wertloses Flugblatt, dem keine Aufmerksam- 
keit zu schenken wäre. Das Interesse dieses Manifestes 
bleibt darin bestehen, dass es doch mit Wahrscheinlichkeit 
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die Beschwerden und Hoffnungen der Bauern ausdrückt, 
und die Gedanken derjenigen erkennen lässt, die eine Neu- 
ordnung der Unterthänigkeitsverhältnisse in Polen herbei- 
zuführen wünschten. Mag das Projekt auch eine Satire 
sein, es enthält doch Worte, die viel Wahres aussprechen, 
und deshalb gebührt ihm ein Platz unter den historischen 
Zeugnissen über die bäuerlichen Zustände in Polen. 

Ist aber diese Schrift nicht einem fremden Einflüsse 
zuzuschreiben? Es scl^eint uns nicht unmöglich, dass der 
Verfasser ein russisch Gesinnter war. Die Form eines Ma- 
nifestes der confoederirten Bauern spricht für ein spötti- 
sches Pamphlet. Auf der andern Seite ist das Betonen der 
Nichtconnivenz mit dem Auslande, die wiederholte War- 
nung an den Adel, nicht mit dem Auslande zu verhandeln, 
unter gleichzeitiger Erinnerung an Chmielnicki's Aufstand 
und die autokratische Eegierungsform in Dänemark, ebenso 
die Erwähnung von der Verfassung der Bittschrift in „grie- 
chischer Sprache" mit der Annahme, dass russische Ein- 
flüsse an der Entstehung des Dokumentes mitwirkten, sehr 
vereinbar. 

Am Aufrollen der Dissidentenfrage hatte Bussland ent- 
schieden ein grosses Interesse. Es ist nicht unberechtigt 
anzunehmen , dass es ebenfalls das Bewusstsein seines 
Interesses in der Einmischung in die Verhältnisse der Un- 
terthanenklasse in Polen besass. Die darauf zielenden Be- 
strebungen der Czartoryskischen Partei, um auch den Un- 
terthanen in langsamer Fortscbreitung eine bessere Lage 
zu verschaffen und die in diesem Sinne unternommenen 
Privatreformen deuteten auf die Möglichkeit einer bevor- 
stehenden Neuordnung der unterthänigen Verhältnisse. Es lag 
Russland fern zu wünschen, dass eine solche Neuordnung durch 
die Regierungspartei in Polen zustande gebracht werde 
und wir werden sehen, dass der Fürst Eepnin in der be- 
vollmächtigten Commission vor dem Reichstag von 1768 
gegen zu weit gehende Pläne einer Freiheitsgewährung an 
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ünterthanen Stellung nahm. Bassland konnte aber die Ab- 
sicht haben, selbst die Initiative in dieser Frage zu er- 
greifen und somit wäre das Projekt von Tarozyn ein Ver- 
such, die öffentliche Meinung in diesem Sinne zu beein- 
flussen, gleichzeitig aber vielleicht durch absichtlich zu 
hoch gestellte Forderungen gegen etwaige von den könig- 
lich Gesinnten geplanten Vorlagen zu stimmen. 

Wenn wir unsere Aufmerksamkeit auf die Vorgänge, 
die sich kurz vor 1767 in Bussland selbst abspielten, richten, 
so gewinnt die Warscheinlichkeit einer solchen Vermutung 
noch mehr Grund für sich. Im Jahre 176B wurde die „freie 
ökonomische Gesellschaft" in Petersburg gegründet. Ein 
Jahr später schickte ein ungenannt bleiben wollender Spen- 
der, der seinen Namen nur mit zwei Buchstaben J. E. an- 
gegeben hatte, die Summe von 1000 Dukaten, mit der Be- 
stimmung, sie soll als Preis für die beste Abhandlung über 
das Thema, ob der Landarbeiter ein Brecht nur auf bewe- 
gliche Güter, oder auch auf unbewegliches Eigentum an 
Grund und Boden haben kann und was für das allge- 
meine Wohl des Volkes am besten sei. Dieser Spender war 
die Kaiserin Katharina II selbst. 

In demselben Jahre erschien auch der „Nakaz" der 
Kaiserin, an dem sie, wie sie es Frau Geofi&in mitteilte, 
zwei Jahre gearbeitet hatte '). Sie hat in dieser Schrift 
sehr viel von Montesquieu entlehnt, ja ganze Seiten aus 
dem „Esprit des lois" wörtlich abgeschrieben*^). 

Sie wiederholt nach dem französischen Schriftsteller, 
dass die Landwirtschaft nicht blühen kann, da wo der 
Aokersmann kein Eigentum besitzt. In einem Briefe an 
d'Alembert bekennt sie, dass sie den „Präsidenten Mon- 



*) Mitteilungen der St. Petersburger historischen Gesellschaft. 
Bd. I. S. 2o8. 

2) Buch XV. Capitel 11 und 18 vgl. „Nakaz" §. 254, 259, 261 
u. s. w. 
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tesquieu^, ohne ihn za nennen, um eine Menge Gitate be- 
raubt habe. 

Sie beschränkt sich in ihren Beformforderungen auf 
die Bestraftingen der Gutsherren, welche ihre ünterthanen 
peinigen und fordert eine Begelung von Beohtswegen der 
bäuerlichen Leistungen, der Freiheit der Ehe und Feststel- 
lung der bisherigen Eigentumsrechte 2). 

Die Kaiserin beschäftigte sich in ihrem ersten Be- 
gierungsjahre mit der Frage der Verbesserung der bäuer- 
lichen Verhältnisse ; sie interessirte sich dafür und wusste 
auch bei anderen das Interesse zu wecken. Sie korrespon- 
dirte mit dem Auslande und berichtete über die grossen 
Fortschritte, die Bussland auf diesem Wege zu thun ge- 
sonnen sei und von ihren eigenen Plänen. An der Beant- 
wortung der von der kaiserlichen ökonomischen Gesell- 
schaft aufgestellten Preisfrage beteiligte sich eine ganze 
Beihe bedeutender Schriftsteller, mit Voltaire an der Spi- 
tze. Katharina war vom aufrichtigsten Wunsche beseelt, 
etwas für die grosse Masse der Leibeigenen zu thun, aber 
eben nur etwas. Sie stand auf dem realen Boden der Po- 
litik und der Eifer, mit dem sie die Initiative ergriff, liess 
bald nach, als sie die Schwierigkeiten einsah, mit denen 
eine gründliche Beform verbunden wäre. Ihr „Nakaz" er- 
schien auch nicht so, wie sie ihn verfasst hat. Sie liess 
ihn durch eine Commission gründlich prüfen und Aende- 
rungen vornehmen. Zurückhaltend und besonnen, Hess sie 
sich zu keinem entschiedenen Schritte hinreissen, während 
sie gleichzeitig dem Auslande gegenüber sich sehr geschickt 
als eine liberale Herrscherin vorzustellen wusste. Wenn wir 
diese ihre Bestrebungen und zugleich die Begebenheiten, 



^) W. J. Siemiewskij. Die Frage der Untertbanenverhältnisse 
in ßussland im XVIII und der ersten Hälfte des XIX Jahrhunderts. 
St. Petersburg 1888, I, S. 41. (KpecTi^aHCKitt Bonpoet bi. Poccih). 
II. 6 
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die sich in Polen abspielten, betrachten, so liegt der Ge- 
danke nicht fem, dass die Lage der polnischen üntertha- 
nen für Itussland nicht ohne Interesse blieb. Vergegen- 
wärtigen wir uns jetzt wiederum die Anklänge an Eous- 
seau und Montesquieu im Tarczyner Projekt, dann die 
Drohungen an die Adresse des Adels und die Erinnerang 
an den schrecklichen Aufstand in der Ukraine. Sollte die 
Mahnung - des unbekannten Verfassers nicht eine Ironie 
gleichsam eine Satire enthalten? Wer es auch war, das 
„Manifest der Bauern'' blieb eine ephemere Erschei- 
nung und wir finden nirgends eine noch so kurze Erwäh- 
nung von seinem Inhalt in der Litteratur des XVIII Jahr- 
hunderts, die sich mit der Lage der Bauern näher be- 
schäftigte. 



■<5©C3o^ 



CAPITEL VI. 



Der Reichstag von 1768. 



Zwei Gesetze, die sich auf Unterthanen beziehen. — Das ^*us vitae 
ac necis" des Gutsherrn über seine Unterthanen ist abgeschafi^. — 
Der Mord eines Bauern ist wie der eines Adeligen mit Kapitalstrafe 
zu ahnden. — Meinung von Stanislaus Augustus. — Stellung Russ- 
lands zu dieser Beform. — Gesetz über neue Kolonisation und em- 
phiteutische Ansiedler. — Mängel dieses Gesetzes. — Gesetzgebung 
des Reichstages von 1768 in Steuersachen. — Schmälerung der Re- 
chte der Schatz- Commission. — Die Getränkesteuererhebung. — Re- 
vision der Getränke- Produktion und Consumtion. — Festsetzung der 
Preise für Getränke und landwirtschaftliche Produkte von Staats- 
wegen. — Lustrationen von Staatsgütern. — Wiederholung der Ge- 
setze über die Münze. — Gesetz über die Competenz der Referen- 
dargerichte. — Begünstigung der Städte. — Einschränkung der 
Branntweinbrennereien und Bierbrauereien in städtischen Territo- 
rien, besonders in Vorstädten. — Aufhebung der Getränke-Fabrika- 
tionsprivilegien der Bauern. — Die Propinationsfreiheit wird auch 
in Städten, wo die Privilegien nicht ununterbrochen ausgeübt wer- 
den, aufgehoben. — Bestimmungen bei Veräusserung der Domänen- 
güter und über die Privilegien der Unterthanen. — Lithauische Con- 
stitution von 1768. — - Neue Steuern: a) Getränkesteuer. — Zwang 
von Staatswegen^ die Preise der Getränke hoch zu halten. — Auf- 
hebung der Berechtigung der Unterthanen, Getränke zu produzi- 
ren. — b) Die Rauch fangs teuer wird als eine ständige für Lithauen 

erklärt. — Neuordnung für Erhebung. 

6* 
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Die Toleranzerklärung, welche den Dissidenten in Po- 
len eine Gleichstellung mit den Katholiken in vielen Pun- 
kten gab und die als Kardinalgesetze anerkannten Consti- 
tutionen enthalten einige Bestimmungen, die in die Ver- 
hältnisse der ünterthanen eingreifen. Es erschienen zwei 
Gesetze von grosser Bedeutung für diese soziale Klasse, 
die wir hier gleich hervorheben : nämlich die Abschaffung 
der Befugnis über Leben und Tod der Ünterthanen zu 
entscheiden, welche bisher den Gutsherrschaften zustand 
und die Verschärfung der Strafen, die einem Adeligen fär 
die absichtliche Tödtung eines Ünterthanen trafen. Der Ar- 
tikel 19, wie er von der bevollmächtigen Commission ver- 
fasst wurde, lautet: „Die Fülle des Dominial- und Eigen- 
tumsrechtes des Adels über seine Erbgüter und üntertha- 
nen darf nach den Gesetzen "des Statuts nicht verkürzt 
noch vermindert werden. Das „jus vitae ac necis" aber 
über ünterthanen soll nicht in der Hand des Erbherrn 
sein und ist der verbrecherische ünterthan dem Land-, 
Grod-, oder in grösseren Städten dem Municipalgerichte 
einzuliefern". 

Der folgende Artikel 20 besagt, dass, wie dies schon 
im lithauischen Statut seit der Constitution von 1726 ge- 
gen mutwilligen und absichtlichen Mord festgesetzt ist*), 
jetzt auch für ganz Polen die Bestimmung Gesetzeskraft 
erlangt, nämlich, dass die Führung eines solchen Verbre- 
chens nicht durch Wegkauf, also im Wege einer Wehr- 
geldstrafe, sondern durch Kapitalstrafen stattfindet. Wie 
für den Kopf eines Adeligen, so ist auch für den Kopi 
eines Bauern der Mörder mit. seinem Leben verantwortlich. 
Bei körperHchen Verletzungen und Schädigungen wird der 
„Vernunft und gewissenhaften Strenge" des kompetenten 
Bichters überlassen, wie er nach strikter Gerechtigkeit eine 
Entschädigung zu bestimmen hat^). 

^) Vgl. litkauisches Statut. Cap. XII. Art. 1. 
2) Volumina legum. VII. S. 280. Art. 20. 
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Diesem Gesetze haften dieselben Mängel an, die 
auoh in der lithauisohen Constitution von 1726 in die 
Augen treten, nämlich, dass der Beweis eines absichtlichen 
Todtes vom Kläger zu fuhren, und durch Aussagen von 
glaubwürdigen Zeugen zu bekräftigen ist, dass aber wenn 
ein Unterthan klagt, er das Zeugniss von 6 Leuten, darun- 
ter 2 Adeligen vorbringen muss. Dadurch war der prakti- 
sche Wert des Gesetzes von zweifelhafter Bedeutung, denn 
es fiel dem Bauern selbstverständlich schwer in solchen 
Umständen zu klagen, um so mehr, als im Falle einer 
nicht zwingenden Beweisführung dem Kläger eine scharfe 
Strafe androhte. 

Es ist jedoch eine nicht zu unterschätzende Thatsa- 
che, dass es deutlich ausgesprochen, und in die Staats- 
gruadgesetze aufgenommen wurde, was Stanislaus Augu- 
stus schon im Jahre seiner Thronbesteigung anstrebte, als 
er an den Kanzler Andreas Zamoyski schrieb, er hätte 
keine Buhe im Gewissen und wage es nicht, die Auslän- 
der über ein Volk sprechen zu hören, dem man einen 
nichtswürdigen Kauf der Straflosigkeit vorwerfen kann, so 
lange die Gutsherren sich das Recht über Tod und Leben 
ihrer Unterthanen anmassen und so lange man mit wenigem 
Gelde den Kopf eines Bauern erkaufen kann^). Die Einführung 
der Gleichheit der Stände vor dem Gesetze auch in diesem 
einen Falle und wenn sie noch so unvollkommen war, ist 
doch ein wichtiger Fortschritt und eine Errungenschaft 
der neuen Ideen. Der Gedanke ist ohne Zweifel aus den 
Kreisen der königlich Gesinnten ausgegangen, hat aber von 
Seiten Russlands keine Opposition, vielmehr eine Unter- 
stützung gefunden. Denn das „jus.vitae ac necis" ist nicht 
klar und ausdrücklich den adeligen Gutsherren zuerkannt 
worden. 



^) Czacki. Ueber polnisches und lithauisohes Recht. Ausgabe 
von Turowski. S. 227. Anm. 
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Die Constitution aber, auf welche man sich am ehe- 
sten berufen konnte, und welche die weitesten Befugnisse 
den Herrschaften über ihre Dnterthanen einräumte, war 
die von 1673, von der Confoederation der Dissidenten be- 
schlossene. Es wurden nun den christlichen nichtka- 
tholischen Oonfessionen weitgehende Zugeständnisse ge- 
macht und die Berechtigung der Gutsbesitzer, die „sub prae- 
textu religionis'' ungehorsamen Bauern arbitrariseh zu bestra- 
fen, wurde wenigstens in dem Sinne, wie sie im XVI Jahr^ 
hundert zugestanden war, in der Folge unhaltbar. Bussland 
welches jetzt mit grossem Nachdruck für die Glaubensfrei- 
heit der Griechisch- Orthodoxen eintrat, konnte daher ge- 
gen eine solche Schmälerung der Dominialrechte der Guts- 
besitzer am wenigsten etwas einwenden, so lange keine 
wirklich eingreifenden Beformen dem Dnterthanenstande 
eine politische Bolle ermöglichten. Wir wissen nicht, ob 
schon in den Jahren 1767 und 1768 solche Beformprojekte 
den Beichstag und die bevollmächtigte Commission ernst- 
lieh beschäftigten und welches ihre Tragweite war. Dass 
man aber über die ünterthanenfrage diskutirte, und da- 
rauf bezügliche Vorlagen einbrachte, ist unzweifelhaft. Nach 
einem Manuskript der Oommissions-ProtokoUe vom 4 Novem- 
ber 1767 bis 26 Februar 1768, das sich in der Bibliothek 
von L. bar. von Kronenberg in Warschau befindet, heisst 
es wörtlich „es wurden nachher verschiedene Vorlagen hin- 
sichtlich der Befreiung der Bauern vom ünterthänigkeits- 
verhältnisse und einer besseren Ausmessung der Gerech- 
tigkeit eingebracht, aber Fürst Bepnin zeigte sich einer 
vollen Freiheit der Unterthanen abhold und wünschte nur, 
dass man, was die Gerechtigkeit betrifft, den Beschluss 
fasse, eine gleiche Strafe für den Adeligen, der einen Bau- 
ern tödtet, wie für die Ermordung eines Adeligen durch 
einen Adeligen" *). 



^) Diarius des Tractats oder der bevollmächtigten Commission 
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ff 

Die Herrschaftsreohte der Gatsherren sind mit Aus- 
nahme des eben Besprochenen sonst anverändert geblie- 
ben und erfuhren eine neue Bestätigung. Ein G-esetz, das 
auch unter die Kardinalgesetee aufgenommen und durch 
die Garantie Busslands geschützt war, bezieht sich auf die 
neue Kolonisation des Landes. Es ist das die Erklärung 
über emphiteutische Rechte der Ansiedler. Alle Herrschaf- 
ten im Lande können auf „wirklich unbebauten Ländereien 
und mit ersichtlichem Vorteil für die Dominialrechte** — 
„cum evidente utilitate dominii directi^ Ansiedlem, freien . 
polnischen Staatsbürgern, ebenso wie auch Ausländern sol- 
che Rechte einräumen, die dann auch respektirt werden 
sollten. Ausländer, die drei Jahre auf derselben Stelle ver- 
bleiben, sind als polnische Staatsangehörige angesehen und 
werden in den Bürger- oder Landarbeiterstand eingetra- 
gen. Jedenfalls ist hier nur von freien Leuten die Bede, 
und solche Emphiteuten dürfen nicht mit andern ünter- 
thanen verglichen werden, obwohl sie unter der Herrschaft 
des Gutsbesitzers während ihrer Kontraktjahre stehen. In 
allen Staatsgütern, wo die Ansiedlung dieser Kolonisten 
erfolgt, wird die von den Starosten und Gutsherren er- 
teilte Erlaubniss durch ein königliches Privileg bekräftigt, 
ebenso in Gütern geistUcher Herren. Die adeligen Guts- 
besitzer erteilen Oonsense aus eigener Machtvollkommen- 
heit, haben aber die Verpflichtung, solche ungemindert zu 
halten „in bonis nobilium cum consensu heredis jus invio- 
labiliter manuteneri debet^ '). Es tritt hier unläugbar ein 
Bestreben hervor, die bäuerliche Freiheit zu mehren und zu 
fördern, ersichthch und die Betonung des Wortes „Freisassen^ 
,^civibus polonis liberis, advenis et ex exteris nationibus 
panter liberis^ wo die Bede von emphiteutischen Ansie- 



vom 4 Nov. 1767 bis 26 Febr. 1768. Manuscript aus der Bibliothek 
von L. Bar. von Kronenberg. Warschau. 8. 102. 
>) Volumina legum. VII. S. 280. Art. 18. 
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dleru ist, ebenso wie die Yersioherang, dass die ihnen an- 
erkannten Beohte unvermindert bleiben sollen, zeugen von 
dem Willen, duroh neue Ansiedlungen eine Bevölkerung 
freier Bauern zu schaffen. 

Die ünvoUkommenheit des Gesetzes erscheint darin, 
dass es keine Berechtigung zu einer Klage von Staatswe- 
gen gegen die Herrschaften, die ihre Verpflichtungen nicht 
einhalten, enthält, denn eine solche ist den Emphiteuten 
in Privatherrschaften nicht zuerkannt. Die Einseitigkeit 
dieser Constitution ist als ein grosser Fehler zu bezeichnen. 

Betrachten wir jetzt, was die Toleranz- Akte von 1768 
den ünterthanen gebracht hat. Nach dem Artikel IL 
Art. 7 der Separat- Convention, der die Freiheiten niohtka- 
tholisoher Confessionen behandelt, dürfen katholische Q-ei- 
stliche unter keinem Verwände irgend welche Gaben von 
Adeligen, sowie von Städten und Bauern, wenn diese an- 
dersgläubig sind, beanspruchen. Die Sitte „Kol^da**- Gelder 
„strenae^ im Hause vom Dissidenten zu sammeln, ist auf- 
gehoben, ebenso wie die Anordnung, religiöse Handlungen 
erst nach erfolgter schriftlicher Erlaubnis des katholischen 
Pfarrers vorzunehmen. Doch wird dadurch dem Bechte auf 
Zehnten und Messgelder, wo solches bestand, kein Abbruch 
gethan. Die compositio wegen dieser Abgaben bleibt rechts- 
kräftig und die ünterthanen sind zur Zahlung verpflichtet. 
Der Paragraph 14 erhält das Patronatsrecht des Gutsherrn 
aufrecht und sollen die katholischen Gutsbesitzer ebenfalls 
wie die Dissidenten in ihren Gütern die Geistlichen der zu- 
ständigen Kirchenbehörde vorstellen. Dem einmal bestimmten 
Pfarrer kann das „beneficium" nicht entzogen werden *). 
Städte nicht katholischer Confession sollen nach §. 18 das 
gleiche Becht wie die katholischen Städte haben. Ebenso sol- 
len die ünterthanen der Staatsgüter, orthodoxe Griechen, wie 
auch andere Dissidenten in allen ihren Angelegenheiten 



Volumina legum. VII. S. 268. 



— 89 — 

vor dem Gericht, das für katholische Unterthanen einge- 
setzt ist, gleichgestellt sein^). 

Wir gehen jetzt zar eigentlichen Gesetzgebung des 
Reichstages von 1768 über. Da haben wir zuerst neue Be- 
stimmungen über die Sohatz-Commission. Ihre Thätigkeits- 
Sphäre hat eine weitere Beschränkung erfahren. Die Zahl 
der Kommissäre wurde noch mehr herabgesetzt ^). Die Com- 
mission darf weder unter „irgend einem Verwände'' neue 
Steuern bestimmen, noch Projekte über eine neue Besteue- 
rung abfassen und nur allein die Ausflihrung der vom 
Ileiohstag beschlossenen Gesetze überwachen. Ebenso wird 
ihre Jurisdictions-Competenz geschmälert und zwar sollen 
jetzt Prozesse wegen Schulden „modo simplicis debiti'' 
zwischen Kaufleuten und anderen Personen an die Grod- 
gerichte verwiesen werden. Ausnahmen bilden Sachen, wo 
es sich um Ausstellung von Wechseln handelt Wir gehen 
nicht in eine genaue DarsfceUung dieser Aenderungen ein, 
die als Erläuterung der Constitution von 1764 angeführt 
sind ^). Es erhellt aus dem Gesagten schon, dass diese Er- 
läuterung einer Schmälerung gleichkommt und die Initia- 
tive der obersten Finanzbehörde hemmt. Die Steuerrefor- 
men werden direct vom Reichstag vorgenommen. Betrach- 
ten wir sie der Reihe nach, wie sie für uns von Interesse 
sind. 

Da hat man vor allem die Generalgetränkesteuer, und 
die Art, wie sie erhoben wurde, ganz umgeändert. Sie soll 
nicht mehr 107o '^o^ Reingewinn betragen, aber, wie in 
früherer Zeit, den letzten Consumenten direct belasten ; 
der Reichstag erklärt, dass diese Art der Steuererhebung 
dem Possessor am wenigsten lästig sei und wohl mit Recht. 



Ebenda S. 269. 

^ Zehn für Kronpolen und sechs für Lithauen, die Schatz- 
meister nicht mitgerechnet. 

») Volumina legum. VIL S. 312. 
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Wir haben in der Entwicklung der Gesohicbte dieser Steuer 
gesehen, wie sie zuerst nach dem Projekte von 1764 die 
possessores eben treffen sollte, und eine Erleichterung für 
die ärmere Bevölkerung bedeutete, wie dann durch die Er- 
laubnis der willkürlichen Preissteigerung der Getränke, die 
Abwälzung der Last erfolgte und nun schliesslich der 
letzte Consument allein betroffen wurde. Der Reichstag 
begünstigt auf verschiedene Art den Gutsherrn gegenüber 
den Städten und Unterthanen. Besteuert wird die Fabri- 
kation ebenso wie der Verkauf der Getränke. Was aber 
der Adel auf dem Lande für seinen eigenen Bedarf 
braucht, unterliegt der Steuer nicht, soweit es sich um Ge- 
tränke, die im Lande fabrizirt werden, handelt. Auf vom 
Auslande bezogene Weine, Liqueure ist eine Einfuhrtaxe 
gelegt, die alle ohne Ausnahme entrichten müssen. Die 
Höhe der eigentlichen beiden Getränkesteuem „Ozopowe" 
und ^Szel^ine^ ist nicht bestimmt und zwar absichtlich. 
Man wollte diese Steuern zur Begleichung der Staatsaus- 
gaben verwenden und verordnete, dass alles, was nach 
Einbringung aller übrigen Einkünfte in der Staatskasse 
fehlen würde, durch diese neue Steuer beglichen sein 
müsste, wobei die Staatsausgaben nach dem vom Reichs- 
tag aufgestellten Präliminärbudget berechnet waren. Je nach 
der Höhe der festgestellten Summe, sollte sich dann erge- 
ben, wie viel von jeder Tonne Bier und jedem „garniec" 
Branntwein zu erheben sei. Der ewig wiederkehrende Be- 
schluss von der Abschaffung der Kopf- und Bauchfang- 
steuer kommt auch jetzt vor und es wird gesagt, dass die 
beiden Steuern „unbedingt^ nach der ersten Ratenzahlung 
der Getränkesteuer im März 1769 aufgehoben werden. Um 
die Höhe der Produktion aller Getränke zu kennen und 
zu wissen, wie viel im Lande jährHch konsumirt wird, 
wird eine allgemeine Lustration anbefohlen. Der Reichstag 
beschränkt sich aber nicht auf die eine, er beschliesst gleich 
drei, der besseren Gontrole wegen. Und ist die erste spä- 
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testens am 1 April 1768 anzufangen, die zweit© ist fiir 
das Jahr 1770 und die dritte für 1772 bestimmt. Diese 
Revision hat die Commission des Schatzes auszufiihren und 
eine genaue Aufstellung über Produktion und Consum der 
Getränke auszuarbeiten. 

Die Stände können nach der dritten Revision bestim- 
men, ob sie noch eine weitere für notwendig erachten. 
Doch soll niemals die Höhe des Einkommens aus dieser 
Quelle die Quote der Ausgabe überschreiten *). „Da aber 
diese Steuer**, sagt die Constitution, „auf dem letzten Con- 
sumenten lastet und durch den Preisaufschlag auf die Ge- 
tränke den Zahlenden vergütet wird, wollen wir, Kraft der 
vorliegenden Anordnung, dass kein Nachbar dem anderen 
durch zu niedrige Preise der Getränke Schaden zufüge ^). 
Das kommt einer Staatsprämie zu Gunsten der höchsten 
Preise beim Getränkeverkauf gleich ! Es wird gleichzeitig, 
den Unterwoyewoden anbefohlen, unter Zuziehung von 
Grodbeamten und Lustratoren, wenn sich diese gerade in 
Ausübung ihres Amtes befinden, zwei mal im Jahre jeweils 
am Montag in der Mitte der Fastenzeit „ärodopostny** und 
am Montag nach dem St. Franziskustage eine der „Situa- 
tion** des Ortes angemessene Preistaxe für jeden Kreis zu 
bestimmen, wobei der Steuerzahlung zur Genüge Rechnung 
getragen wird und noch ein „anständiger Gewinn" den 
Produzenten verbleibt. 

Es ist leicht zu verstehen, dass die Bestrebungen sol- 
cher Commissionen das Interesse der Gatsherrsohafben for- 
derten, andererseits ist die Festsetzung der Preise verschie- 
dener landwirtschaftlicher Produkte und der Getränke von 
Staatswegen eine interessante Erscheinung, da wir hier so 
zu sagen mit dem Staatssozialismus zu thun haben, der 
aber ausschliesslich einer »Klasse zugute kam. War ja 



Volumina legum. VII. S. 296. 
') Ebenda. 



— 92 — 

schon der billige Salzverkauf and Verteilung an die "Wo- 
yewodschaften eine durohaas in diesem Sinne aufzufassende 
Einrichtung. Eine andere dem Adel zu Nutze kommende 
Aenderung betrifft die Brücken- und UeberfahrtszöUe. Die 
zur Erhaltung derselben Verpflichteten wollten lieber auf 
die ihnen zustehenden Zollerhebungsrechte verzichten, als 
diese kostspieligen Bauten weiter auf ihre Kosten erhalten, 
da sie die Einkünfte für zu niedrig hielten. Die Schatz- 
Commission ermächtigte sie nun, die Taxe für jene Gebüh- 
ren zu erhöhen. Diese sollte fortan das Doppelte der bis- 
herigen betragen. Für schwere Lastfuhren konnten aber 
noch proportionell höhere Gebühren verlangt werden *). 

Was die Lustrationen der Staatsgüter betrifflb, so wie- 
derholt der Reichstag den Beschluss, dass solche nach je- 
desmaligem Besitzwechsel stattfinden sollen. Wo aber im 
Laufe der letzten 10 Jahre eine Kevision stattgefunden 
hat, braucht sie nicht mehr im Falle eines Besitzwechsels 
neu vorgenommen zu werden. Was die im Jahre 1766 an- 
geordnete Revision der „freien Lane" betrifflb, so wird er- 
klärt, dass nur solche, die nicht im Besitze von Starosten 
sind, dieser Revision unterzogen werden sollen. 

Die Gesetze über die Landesmünze werden wieder- 
holt und bekräftigt. Der Reichstag spricht von der Güte 
der neugeprägten Silbermünze, deren Verhältniss zu Gold 
geregelt ist und die man mit den besten europäischen und 
polnischen Sorten, wie sie zur Zeit Siegismund I und Si- 
gismund Augustus geprägt waren vergleichen kann ^. Er 
betont diese seine Meinung über das Feingehalt der Münze 
deswegen, da allerlei unlautere Bestrebungen bemerkt wur- 
den, die das Ziel verfolgten, die neue Münze in den Au- 
gen des Volkes herunterzusetzen, um sie dann zu billigem 
Preise aufzukaufen. Deshalb ist es erklärt, dass bei allen 



1) Volumina legum. VII. S. 313. 

^) Volumina legum. VII. S. 298. Sicherung der Landesmünze. 
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Zollgebühren and sonstigen Zahlungen die neue Münze 
naoh dem Kurse ohne unterschied für Gold angenommen 
wird. Es wurde aber erlaubt, den zehnten Teil eines jeden 
Betrages in Kupfer zu zahlen. Die Bekanntmachung die- 
ses Gesetzes sollte durch die Sohatz-Commission in einem 
^^Universalsohreiben" erfolgen. 

Neben diesen, in die Beihe der ökonomischen Mate- 
rien gehörenden Aenderungen ist ein neues Gesetz über 
die Competenz der Beferendargerichtsbarkeit zu erwäh- 
nen. Diese Competenz wird nämlich auf alle Prozesse, die 
Angelegenheiten der Uuterthanen in den Domänen verfol- 
gen, erweitert. Nach der Ordnung von 1766 gehörten hierher 
nur Prozesse der Dorfgemeinden gegen die Gutspächter und 
Starosten und „vice versa" ; dann folgte Prozess der Soldaten- 
lanenbesitzer mit den „possessoribus" oder untereinander 
und mit den Dorfgemeinden Damit war nicht die Compe- 
tenz, wie sie den Gerichten in früherer Zeit zustand, er- 
schöpft. Das soll jetzt wieder in vollem Umfange ge- 
schehen. Das Beferendargericht hat fortan in allen Ange- 
legenheiten 7,juris colonaris" zu entscheiden als da sind: 
Prozesse der Bauern gegen die possessores, der Soldaten- 
lanenbesitzer, der Schulzen und Lehensleute, die ein „Pri- 
vilegium juris successivi" besitzen, der Mühlenbesitzer, de- 
nen das Becht zustand, „das 3-te Maass" bei dem Getrei- 
demalüen für sich in Anspruch zu nehmen, in Streitsachen 
wegen Zehntenabgaben der Unterthanen, die Appellations- 
Instanz von der Gerichtsbarkeit der königlichen Verwal- 
tungsbeamten in den preussisohen und andern Oekonomie- 
gütern, mit einem Wort, wie das Gesetz sagt, „alles was 
„ex personali aut reali" (nexu) die Unterthanen betrifft ^). 
Jede „evocatio extra forum** ist bei strenger Strafe unter- 
sagt, und die Execution der Urteile war, wie es auch 
beim Assessorengerichte gebräuchlich war, den Grodämtem 



») Volumina legum. VII. S. 334. Ordinatio. 
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überlassen. Die Geleitsbriefe, welche den Unterthanen er- 
teilt wurden, und alle Vorladungen an das Gericht ergehen 
unter dessen Siegel (1766 hat das Beferendargerichtsamt 
ein besonderes Siegel, Adler mit Insohrifb: Siegel des 
Kronreferendaramtes). Nur 2 Bregister sind .fär das Gericht 
vorgeschrieben: 1) für die „causae experimenti", das ist 
für alle neu eingeleitete Prozesse, und ein 2) für Evoca- 
tionsprozesse und solche, die appellatorisch von einem 
Commissionsbeschluss vor das Gericht kommen, also fiir 
alle, wo es sich um eine Contravention der fixeren De- 
krete handelt. Es werden hier ebenfalls Prozesse wegen 
gewaltsamer und unberechtigter Besitznahme der Güter 
mit eingeschlossen. Nur eine Dilation „ad munimenta** ist 
erlaubt und zwar bis zur nächsten Cadenz. Dem Beferen- 
dargerichte wird ein Gerichtsschreiber, welches Amt im 
Jahre 1764 abgeschafil wurde, von neuen zugeteilt. Es 
werden auch, wie bei dem Assessorentribunal, 12 Anwälte 
angestellt. Ein besonderes Gesetz bestimmt, dass auch Bür- 
gerliche zu dieser Funktion zugelassen werden können, 
„damit sie die Möglichkeit haben, sich fiir die öffentlichen 
Dienste vorzubereiten" ^). In dieser Hinsicht ist der Beichs- 
tag toleranter als sein Vorgänger gewesen. 

Wir wollen hier noch einige Begünstigungen, welche 
die Städte erfahren, hervorheben. Ihre alten Privilegien 
und Statuten wurden ihnen feierlich bestätigt und erneuert, 
soweit sie legitime gegeben und beobachtet wurden. Nach 
einer neuen Bestimmung des Beichstages darf Niemand, 
der nicht das städtische Bürgerrecht „jus civile" besitzt, 
sich in der Stadt mit Handel beschäftigen, mit Ausnahme 
der Jahrmarktszeiten, in welchen Allen Handelsfreiheit er- 
laubt ist. Die Bürger können mit keiner Summe ihre Häu- 
ser und Grundstücke zu Gunsten der Kirche belasten „le- 
gataria^. Juden werden nur dann zu Handel und Gewerbe 



^) Volumina legum. VH. S. 353. Berücksichtigang. 
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in den Städten zugelassen, wenn sie mit dem Magistrat 
bestimmte Verträge abgeschlossen haben; ohne solche ist 
es ihnen nicht erlaubt, Kaufleute noch Handwerker zu 
sein, auch nicht Getränke zu verkaufen. Es ist aber für 
uns besonders wichtig, dass der Beichstag seine Aufinerk- 
samkeit der vorstädtischen und auf hereditären Besitzungen 
angesessenen Bevölkerung zuwendet. Diese, die teils aus 
Unterthanen der Städte, teils aber anderer Herrschaften, 
besteht, betreibt oft Handelsgeschäfke, ohne dass sie den 
Znnftverbänden und Genossenschaften der Bürger ange- 
hört, was eine nicht unbedeutende Schädigung der städti- 
schen Interessen mit sich bringt. 

Nach alten Statuten von 1607 und 1638 war gegen 
den unerlaubten Handel in den Vorstädten als Strafe die 
Confiscation der Waren angeordnet. Jetzt wiederholt man 
diese Constitution und fugt hinzu, dass keine neue Stadt 
in einer Entfernung von weniger als 2 polnischen Meilen 
von einer schon bestehenden gegründet werden darf, damit 
keine Schädigung der Städte vorkomme ^). 

Noch mehr als die Kaufläden im allgemeinen, waren 
die Schankwirtschafben und kleinen Branntweinbrennereien 
in solcher Menge in der Stadt um dieselbe vorhan- 
den, dass der Keichstag sich genötigt sah, dem dadurch 
abzuhelfen, dass er zuerst den in die Städte zur Er- 
kennung der Privilegien abgesandten Commissar anwies, 
nur eine Anzahl Brennereien in jeder Stadt, die in ge- 
wissem Verhältnisse zur ganzen Bevölkerung stand, zu 
dulden, die Vorstädte aber und die der Stadt gehörenden 
Dörfer aller Bechte, Branntwein zu brennen, entäusserte. 

Ein ähnliches Gesetz spricht dasselbe den Schulzen 
und Soldatenlanenbesitzem gegenüber aus. Da diese an 
vielen Orten, heisst es, mit Schaden der Einkünfte der 
Starosten und Domänenpächter sich die ßechte der Pro- 
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pination angeeignet hatten, wird, um den Missbrauch zu 
beseitigen, beschlossen, dass keiner der erwähnten Schul- 
zen und Lanenbesitzer in den Domänen und Oekonomie- 
tafelgütern „sub nullo titulo" weiterhin dies Becht besitzen 
solP). Es handelt sich hier zwar um solche Leute, die, 
ohne eine Berechtigung zu haben, Anspruch auf das Pri- 
vileg des Branntweinbrennens und Bierbrauens erheben. 
Da aber die Anklage gegen sie von Starosten ausgegan- 
gen ist, was im Texte des Gesetzes klar ausgesprochen 
wird, wo es heisst, es sei von den wohlgeborenen Staro- 
sten an den König diese Angelegenheit vorgebracht, so 
darf man glauben, dass hier eine Schmälerung der Rechte 
der erwähnten ünterthanen bezweckt wurde, und überall, 
wo ein Privileg nicht unbedingt nachgewiesen war, ihnen 
die früher erlaubte Freiheit kassiert wurde. Dasselbe ge- 
schieht in den Städten. Nur da, wo die Berechtigung durch 
eine ununterbrochene Ausübung bewiesen wurde, gieng das 
Privüeg nicht verloren. 

„Wo die Städte", sagt das Gesetz, durch Vernachläs- 
sigung oder Nichtbeanspruchung ihres vollen ßechtes, das- 
selbe verloren, und im königlichen Assessorengerichte kei- 
nen schwebenden Prozess wegen der Propinationsfreiheit 
haben, sollen die Commissare des Starosten und königh- 
chen Gutspächters die früher den Städten zustehenden 
Bechte zuerkennen, da die Bürger dann zu diesem Er- 
werbe nicht befähigt sind ^). Die Propination musste eine 
der wichtigsten Einkommensquellen der Bürger bilden, 
denn, wie es im Gesetze lautet, die Freiheit, Getränke zu 
fabrizieren, es dazu gebracht hat, dass der ganze Handel 
und Gewerbe darnieder liegen, während fast alle nur Pro- 
pination betreiben, der Trunksucht verfallen und ihre Ge- 
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Schäfte vernachlässigen ^). Das Verbot zu zahlreicher Schen- 
ken ist daher nur als zweckmässig anzuerkennen, ebenso 
wie das Verbot, welches den Handel in den Vorstädten als nicht 
erlaubt, erklärt. Wenn aber Rechte, die seit alten Zeiten 
den Bürgern und den ünterthanen zustanden, jetzt aus 
dem Grunde, weil sie eine Zeit lang nicht ausgeübt wur- 
den, als nichtig erklärt werden, und das Privileg auf die 
Starosten und adeligen Possessoren übertragen wird, so ist 
das als eine ungerechte Begünstigung dieser zu betrachten 
und eine Anspornung, sich mit allen Mitteln der freien 
Anwendung der Bechte der unterthänigen Bevölkerung zu 
widersetzen. Wir sehen, dass die Gesetzgebung von 1768, 
mit Ausnahme der wichtigen Constitution über den Tod- 
sohlag eines Bauern und der Colonisation freier Ansiedler 
den Ünterthanen eher ungünstig ist. In allen Bestimmun- 
gen, wo es sich um materielle Interessen der Gutsherrn 
handelt. — Es ist noch eine Constitution zu erwähnen. 

Es war nicht gestattet, ohne Ermächtigung des 
Reichstages, Domänen gegen andere Güter einzutauschen. 
Geschah dies aber nach Erlangung eines einwilligen- 
den Votums, so kamen Leute, die bisher als direkte Ün- 
terthanen des Monarchen an seine Gerichtsbarkeit appelli- 
ren konnten, und verschiedene Privilegien hatten, unter 
die Botmässigkeit privater Herrschaften. In solchen Fäl- 
len verloren sie aber ihre Bechte bis auf wenige Aus- 
nahmen. Nach dem Gesetze von 1768, das wir hier erwäh- 
nen, ist es bestimmt, dass nach üebergabe eines Gutes die 
bestellten Commissare jenen Schulzen upd Soldatenlanen- 
besitzern, die Kraft eines königlichen Privilegiums ihre 
Stellen besassen und nicht durch blossen Oonsens von Sei- 
ten der Starosten, auch wenn ein solcher eine Approba- 
tion erhielt, die zugesicherten Freiheiten erhalten soll- 
ten und dass die Schuldigkeiten in diesen Bauerngütern 
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in einer bestimmten Höhe bemessen sein mussten. Das 
heisst also mit andern Worten, die privilegirten Bauern 
sollen mit keinen grösseren Lasten, als die, welche sie 
bisher getragen, aach in Zukunft belegt werden. Im 
Inventar des Gutes, welches dem neuen Besitzer über- 
geben wird, wird die Schuldigkeit solcher Einsassen genau 
beschrieben, und das Privileg soll in G-eltung verbleiben. 
Doch sei hier gleich gesagt, es ist kein weiterer Schutz die- 
sem Privileg gegeben. Der Unterthan der Privatherrsohaft 
darf gegen sie nicht klagen, und ein Schulze mit dem be- 
sten Privileg kann nicht, falls der G-utsherr seine Freiheit 
schmälert, diesen vor das B>eferendargericht laden. Auch 
ist die Zahl solcher privilegirter ünterthanen, da nur die 
direct vom Monarchen erteUten Freiheiten in Geltung blei- 
ben sollen, wohl keine beträchtliche gewesen. In den mei- 
sten Fällen wird sich das Privileg auf einen Vertrag mit 
dem Gutspächter oder Starosten, der dann durch die Hof- 
kanzlei corroborirt wurde, zurückführen lassen. Wie wir 
es schon an einer andern Stelle gesagt haben, ist solchen 
unter dem Privatsiegel erteilten Gonsense keine dauernde 
Bedeutung beizumessen. Auf alle Fälle entscheidet aber 
an letzter Stelle der gute Wille des Gutsherrn, der sich 
um die bäuerliche Freiheit nicht zu bekümmern brauchte, 
da er wusste, dass ihn das Gesetz wegen der unter die neue 
Herrschaft gekommenen Bauern nicht weiter kümmerte. 

Wir wollen nun, wie wir es für Kronpolen thaten, in 
einer kurzen [Reihenfolge die lithauische Constitution von 
1768 betrachten und zwar zuerst die Unterschiede in der 
Einfahrung der Steaem. 

Die Getränkesteuer „Czopowe*' wird hier weiter nach 
dem Modus von 1766 erhoben, nur dass statt 107o jo^t 
207o7 also eine sehr beträchtliche Abgabe vom [Reingewinn 
des Getränkeverkaufs zu entrichten ist. Dieses wird aber 
reichlich durch den Preisaufschlag auf die Getränke auf- 
gewogen. Wenn schon das Gesetz von 1766 erwähnte, dass 
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es den Herrsohaften zusteht, den Preis entsprechend zu 
erhöhen, so äussert sich die lithauisohe Constitution von 
1768 in dieser Beziehung noch viel bestimmter. Nicht nur, 
dass alle Gutsbesitzer und Pächter die volle Berechtigung 
haben, eine Yerteuerung der Getränke eintreten zu lassen, 
sie müssen das, widrigenfalls sie in eine Strafe verfallen. 

„Die Possessores, — sagt die Constitution — werden nicht 
nur das Becht haben, den Preis beim Ausschank eines Ge- 
tränkes in einer arrhendirten Propination, oder einer 
herrschaftlichen Schankwirtschaft zu erhöhen, den ültimum- 
Konsumenten zu dieser Beipflichtung der öffentlichen Steuer 
heranziehend, aber auch wer „in praejudicium^" eines an- 
dern, der den Preis seiner Getränke um die Zehngroschen- 
Abgabe erhöht hat, denselben Preis in seiner Schenke 
nicht einführen wollte, oder was noch mehr. Wenn er es 
wagen sollte, den Preis niedriger zu stellen, so wollen wir, 
dass die Grodämter und Wojewodschaften dagegen auf- 
treten, und den gegen die Bestimmung des Gesetzes Yer- 
stossenden mit 40 Schock (ä 60 lithauische Silbergroschen 
= 76 polnische Groschen) bestrafen, die Preise aber nach 
Billigkeit taxiren und um die gesetzlich bestimmten 10 
Groschen erhöhen" *). Folglich ist eine Erhöhung bis zum 
Betrage der Hälfte der neuen Steuer, d. h. um 10 Groschen 
aljs gesetzlich angeordnetes Minimum anzusehen, eine hö- 
here Taxe sicherlich nicht verboten, eine niedrigere aber 
bei Strafe von 40 Schock Groschen untersagt. 

„Den Unterthanen in einigen Oekonomien und Hiber- 
nengütem", heisst es dann, „die in alten, von unseren Vor- 
fahren erlassenen Libertationen und Privilegien auf Brannt- 
weinbrennen und Bierbrauen den Schutz ihter Berechti- 
gung haben, ebenso wie in einigen adeligen Herrschaften, 
wo ihnen dasselbe eingeräumt ist, kassiren wir diese Ge- 
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wobnheit, da ede incompatibiliter angewendet und für un^ 
seren Schatz dem Einkommen aus der Czopowesteuer, wo 
der 5-te Groschen der Propinationseinkünfte gehört, zum 
Präjudiz wird, und wollen, dass die Possessoren dadurch 
einen Mehrgewinn aus den gepachteten, oder aus den ei- 
genen Gütern beziehen, den 6 ten Groschen davon an den 
Schatz der Bepublik abliefern unter der zugekommene 
Einkommen unter Eidesleistung anzugeben'' ^). Die „Ge- 
wohnheic'', wie sich das Gesetz optimistisch ausdrückt, sind 
die guten alten Rechte der Bauern. Wir sehen, dass selbst 
in adeligen Erbgütern die Freiheit der Getränkefabrikation 
den Unterthanen verweigert wird, also auch, da, wo sie le- 
diglich im guten Willen der Herren ihren Grund hatte. 
Das Präjudiz des Schatzes ist hier von weniger Bedeutung 
als der Vorteil der Gutsherrschaften, den wäre nur das er- 
ste Motiv entscheidend, warum sollte man da nicht lieber 
die Bauern besteuern, was einfach auf der Hand lag. Es 
ist also nur ein Vorwand und der Grund ist ein anderer, 
ein klar ersichtlicher. Man vergleiche nun die kronpolni^ 
sehe Constitution über Schulzen und Soldatenlanenbesitzer 
da wo gesagt wird, dass sie auf Vorstellungen von Seite 
der Starosten vom König erlassen wurden. 

Neben der Getränkesteuer wurde die Bauchfangsteuer, 
die man wiederholt als eine als Notbehelf bestehende, be-, 
zeichnete, für Lithauen als eine ständige erklärt. Sie sollte 
zwar nur für den Fall, dass die übrigen Einkommensquel- 
len die Staatsausgaben nicht vollkommen deckten, erhoben 
werden und es wurde eine neue. Ordnung für diese Erhe- 
bung bestimmt, nach welcher in den Städten alle Hausbe- 
sitzer, mit Ausnahme der Juden und der Komomicken 
(Hausgenossen, Kammerleute, Inleute), in den Dörfern aber 
alle Herren- und Bauernhöfe der Besteuerung unterlagen, 
wobei jedoch die Häuser der Gärtner, (Käthner) Büdner 
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und Kontniken (Kutnicy-Waldhauländer) nicht eingerech- 
net werden sollten ^). Die Lustration unter die Rauohfang- 
steuer fallender Häuser haben die Gutsbesitzer und Päch- 
ter, die Verwalter der Oekonomiegüter, die Bürgermeister 
und Vögte in den Städten vorzunehmen. 

Wo Hibemengelder in königlichen Gütern bezahlt 
werden, da soll die Bauchfangsteuer nicht gelten. Alle Gü- 
ter wiederum, wo sie erhoben wird, sind von den Hiber- 
nengeldem befreit. Die Beträge, welche auf die Eauch- 
fangsteuer in verschiedenen Provinzen kommen, bestimmen 
die lithauischen Reichstags- Abgeordneten flir jede Woye- 
wodschaft in Grodno im Einvernehmen mit der Schatz- 
Commission. Nach erfolgter Einlieferung der ersten Baten 
der neuen Getränke- und Bauchfangsteuer, die im März 
1769 stattfinden sollte, sollen die früheren Zahlungsmodi 
bei den Steuern nicht angewendet werden. 

Wir hätten hiermit die für uns wichtigen lithauischen 
Constitutionen von 1768 erörtert und wollen in einem Ue- 
berblick die Lage, wie sie sich nach dem Beichstage 
gestaltete, schildern. 
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OAPITEL VII. 



Die Confoederation von Bar. 



Bedeutung der Confoederation. — Die Schattenseiten der Bewegung 
von 1768. — Kein geordnetes Programm und Meinungsverschieden- 
heit bei den Führern. — Die politischen Schriften Bousseau's und 
Mably's werden durch die Confoederation veranlasst. — Verderbliche 
Wirkung auf die Verhältnisse der Unterthanen im Osten und den 
Banern-Aufstand in der Ukraine. — Stanislaus Augustus über den 

religiösen Fanatismus. 

Nach der Demütigung, welche die Opposition auf 
dem Bieiohstage über sich ergehen lassen musste, wo sie, 
dem russischen Drucke nachgebend, die Dissidentengesetze 
bewilligte, kam eine Zeit der tiefen Gährung im Lande, 
aus der die Confoederation von Bar ausging, die mit den 
Waffen in der Hand, gegen die Beschlüsse des Reichstags 
und gegen die Annahme einer fremden Garantie auf revo- 
lutionärem Wege den Kampf unternahm. 

Die Confoederation von Bar hat ein starkes patrioti- 
sches Gefühl im Lande erweckt, sie ist aber nicht im Stande 
gewesen, die lebendigen Kräfte des Landes zusammenzu- 
fassen und sie in einer Ordnung zu vereinigen, um auf 
derselben eine neue, im Willen der Nation begründete Ver- 
fassung aufzubauen. Dadurch, dass sie das nationale Selbst- 
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bewusBtsein hervorrief, und die breiten Schichten des Vol- 
kes durch das Gefühl, für den Olauben um das Vaterland 
einen heiligen Kampf führen zu müssen, zusammenscbaarte 
and aus seiner trägen Gleichgültigkeit weckte, hat sie sich 
ein Verdienst erworben und man kann sagen, dass die Be- 
wegung der Gemüter im Jahre 1768 nicht wenig die Mö- 
glichkeit einer späteren Confoederation, der von 1789 för- 
derte. 

Die Schattenseite der Bewegung von 1768 lag darin, 
dass sie zur Stunde unpolitisch und anarchisch handelte. 
Sie war schlecht organisirt und noch schlimmer geleitet. 
Auch der Zeitpunkt, den sie wählte, war ein schlechter. 
Die Confoederirten wussten nicht die Zeit auszunu- 
tzen, als das in den türkischen Krieg verwickelte Nach- 
barland nur mit unbedeutenden Kräften die polnischen 
Grenzen besetzen konnte. Die Confoederation beginnt mit 
einer starken Betonung des religiösen Prinzips. Sie ist 
durchaus confessionell, bis zum Fanatismus und die Oppo- 
sitionspartei von 1766 vereinigt sich auf dieser Basis mit 
vielen, die dem königUchen Lager angehörten. Es gilt also 
den Kampf gegen die Dissidentenconvention und die mit 
Gewalt aufgezwimgene Garantie Busslands. Die Führer der 
revolutionären Bewegung sind sich aber dessen bewusst, 
dass ein Kampf gegen die Ordnung des Reichstages ohne 
ein positives Programm einer durchaus anarchischen und 
sterilen Empörung gleich käme und nur verhängnissvoll 
sein könnte. 

Was aber an die Stelle der angefeindeten Gesetzge- 
bung treten sollte, wie die neue Begiernng beschaffen sein 
musste, das können die Gonfoederierten nicht sagen und 
darin sind ihre Meinungen uneinig. Es liegt etwas Tragi- 
sches in dem Kampfe, den die Confoederation von Bar 
unternimmt. Dadurch, dass sie schlummernde Kräfte weckt 
und die Herzen höher schlagen lässt, vereinigt sie die ver- 
schiedensten Elemente des Volkes im gemeinsamen patriu- 
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tischen Gefühle und gleichseitig sucht sie vergebens die 
vielen Herzen einem bestimmten und klaren Ziele entge- 
gen zu führen. Während die an der Ostgrenze des Landes 
angefangene Bewegung immer mehr um sich greift, und 
überall Anhänger gewinnt, discutiren die Führer über die 
besten Verfassungsformen und schicken Abgesandte an 
hervorragende Staatsrechtslehrer und Philosophen des Aus- 
landes, um von ihnen ein geeignetes Programm zu erhal- 
ten. Eine, auf diese Art geleitete Politik konnte auf kei- 
nen Erfolg rechnen. Die Folgen waren auch verhängniss- 
voll. Wir sehen, wie vorerst die radikalen Elemente unter 
den Gonfoederirten die Oberhand gewinnen, und den eine 
Annäherung an die CoDfoederirten anstrebenden König 
der Krone verlustig erklären ; wie der Monarch gewaltthä- 
tig entfuhrt wird und sein Leben bedroht sieht, wie dann 
der Fanatismus der feindlichen Gonfession einen blutigen 
Bauernaufstand in der Ukraine hervorruft und wie schliess- 
lich durch all dieses Unheil die erste Teilung Polens he- 
raufbeschworen wird. 

Für uns liegt das Literesse der Gonfoederation von 
Bar darin, dass sie auf die Masse der Bauern im Osten 
eine tief gehende Wirkung ausübte, dann aber, dass sie 
die politischen Schriften über Polen von Bousseau und 
Abbä Mably veranlasste, in welchen auch ein Programm 
für die Ordnung der Unterthänigkeitsverhältnisse enthalten 
ist. Wir wollen dieselben in einem andern Teile unserer 
Arbeit, wo über die Litteratur dieser Periode gesprochen 
wird, näher betrachten. Hier sei nur erwähnt, auf welche 
Art sie zustande gekommen sind. Die Gonfoederirten 
schickten nämlich ihre Vertreter und Gesandten nach dem 
Auslande, um wegen der Unterstützung der Devolution zu 
unterhandeln. Am wichtigsten war der Pariser Posten, da 
die Sympathien Frankreichs im russisch- türkischen Kriege 
auf der Seite des Sultans waren und eine Diversion durch 
die Gonfoederirten in Polen dem Minister Ghoiseul sehr 
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gelegen ersohien. Josef Wielhorski, der darch den Gene- 
ralrat der Confoederierten naoh Paris bestimmte Gesandte, 
wandte sich an Bousseau und an Abbe Mably, einen Nef- 
fen d'Alembert's, mit der Bitte, sie sollen für Polen ein 
Projekt der künftigen Vorfassung schreiben. Beide Auto- 
ren sind seinem Wunsche nachgekopimen. Mably verfasste 
zwei politisohe Memoiren, von welchen das zweite als Er- 
gänzung einiger Gedanken hinzukam, nachdem die in Epe- 
ries in Ungarn versammelten Generalräte der Gonfuede- 
rirten ihre Meinung über die erste Sohrifb ausdrückten 
und ihn um einige Aufklärungen baten ^). Den ersten Teil, 
zu welchem auch die für uns wichtigen Betrachtungen 
über die Lage der Unterthanen gehören, schrieb Mably im 
Jahre 1770 2). 

Erschienen sind seine Schriften über Polen in der 
Gesammtausgabe von 1794 (l'an III) unter dem Titel : „Du 
gouvernement et des lois de Pologne^. Es wäre sehr 
wichtig, die verschiedenen an Wielhorski für Mably adres- 
sirten Mitteilungen kennen zu lernen, leider besitzen wir 
von ihm keine weiteren Nachrichten. Das Memoire Bous- 
seau's erschien zuerst mit dem „Discours sur Töconomie pö- 
litique^ im Jahre 1772 unter dem Titel: „Gonsidi^rations 



') Monsieur le comte Wielhorski Padressa (ie memoire) en 
meme temps ä quelque coll6gues qui negociaient et diffdrentes cours 
et qui etaient restes en leur patrie pour veiller ä ses intörets et 
servir les confederes. L'ouvrage de Mr. TAbbe de Mably tut exa- 
mine avec soin et chacun a.dressa ä Mr. le Cte Wielhorski ses re- 
marques, ses difficultes et ses doutes. Tous ces ecrits furent com- 
muniques ä lauteur qui les etudia, les medita et fit un second me- 
moire, qui contient tous les eclaircissements, qu*on pourrait dösirer 
sur le projet de reformer le gouvernement et les lois de la R^pu- 
blique. (CoUection compl^te des oeuvres de TAbb^ Mably tome VIII 
ä Paris, chez Oh. Desbriöre l'an III de la R^publique (1794—95). 
S. 236). 

*) „Au chäteau de Chantöme, ce 31 Aoüt 1770". S. 235. Ebenda. 
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8ur le gouvemement de Pologne et sa röformation pro- 
jettöe. 

Wir sagten, dass die Oonfoederation eine verderbli- 
che Wirkung auf die Beziehungen der beiden Oonfessio- 
nen und auf die Unterthänigkeitsverhältnisse in den ruthe- 
nischeu Provinzen Polens ausübte, in jener Ukraine, deren 
Gesohiehte mit Blut geschrieben war, und wo sich dieses 
mal auch ein schrecklicher Bauernaufstand gleich nach dem 
Auftreten der Oonfoederation entfesselte. Es ist dies die, durch 
eine greuliche Metzelei in Human berüchtigte Kosacken- 
rebelüon unter der Führung von Gonta und Zeleiniak. 
Dieser Aufstand wurde später durch polnische Truppen 
unter Josef Stempkowski und durch den russischen Gene- 
ral Kretschetnikow unterdrückt. Russland hat also, obwohl 
es eine ihm feindliche Stimmung selbst bei früheren An- 
hängern gewahrte, den königlichen Truppen gegen die 
aufrührerischen ^Haydamaken^ , Bauern und Kosacken 
Hülfe gegeben, da es die Verbreitung des Bauernaufstan- 
des vielleicht auch für sich selbst befürchtete. Es hat aber 
nach der Niederwerfung des Aufruhrs diejenigen, welche 
tär die geistigen Urheber in Polen galten, die orthodo- 
xen Mönche vollständig straflos gelassen. Als den ge- 
fahrlichsten Agitator unter ihnen bezeichnete man den 
plhumen'' des Motreninschen Klosters Melchisedech Jawor- 
ski, dessen Thätigkeit in der Propaganda für die russische 
Orthodoxie in den griechisch-katholischen Gegenden eine 
sehr eifrige war. Die gegen ihn erhobenen Anklagen ha- 
ben einige russische Schriftsteller *) zu widerlegen versucht. 
Man muss zugeben, dass keine absolut zwingenden Be- 
weise da sind, um die Schuld festzustellen, wohl aber hin- 



^) Z. B. der Autor der Vorrede zur Sammlung der Archiv- 
quellen für Südwestrussland. Bd. 2. und 3. Kiew 1864. W. Miakotin 
in seinem Buche über die Bauemfrage in Polen am Ende des XVIII 
Jahrhunderts. Petersburg 1889. 
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reichende Zeugnisse, am sie als sehr wahrsoheinUoh za be- 
trachten, nämlich die Klage- und Bittschrift der unirteu 
G-eistiichen des Kiewer Archidiakonats, die während des 
Aufstandes gezwungen waren, dem orthodoxen Bischof von 
Perejaslaw G-erwazy Lincewski zu huldigen ^), und das wi- 
chtige Beferat der Beichstags-Gommission, die im Jahre 
1789 zum ganz besonderen Zwecke der Prüfung aufrühre- 
rischer Vorgänge in der Ukraine eingesetzt war und unter 
dem Vorsitz des Kronreferendars und Beichstagsmarschalls 
Stanislaus Matachowski tagte ^). 

In diesem Dokumente wird auch die Vermutung auf- 
gestellt, dass sich die russische Begierung indirekt an dem 
Au&tande beteiligt hat und es waren Belege von Zeitge- 
nossen da, welche russische Of&ziere in den Haydamaken- 
banden gesehen zu haben glaubten. Wir wollen hier nicht 
in die nähere Erörterung dieser Vorgänge, welche der ge- 
schichtlichen Prüfung angehören, eingehen. Es ist wohl 
möglich, dass einzelne, zum russischen Heere gehörende 
Personen den aufständischen Kosacken mit Bat und That 
beistanden, wie wir heute griechische und bulgarische Offi- 
ziere an den Kämpfen der revolutionären Unterthanen des 
Sultans teilnehmen sehen. Für die russische Politik lag aber 
der Sieg darin, dass im Einvernehmen mit Polen, die Trup- 
pen der Kaiserin in die Ukraine einrückten, um den Auf- 
stand zu bekämpfen, und dass in dieser Grenzprovinz das 
Prestige der mächtigen Herrscherin dadurch wesentlich be- 
kräftigt werde. Nicht der Propaganda einzelner Männer 
und dem sie beschirmenden Verhalten einer fremden Macht 



^) Akta grodzkie i ziemskie z czasöw Bzeczypospolitej pol- 
skiej z archiwum tak zwanego BernardyAskiego we Lwowie. (Grod- 
und Landgeriohts-Akte aus der Zeit der poln. Bep. Aus dem sog. 
Bernhardiner Archiv in Lemberg). Lw6w. 1868. Bd. I. S. 166 u. 167. 

') Relation der Deputation zur Prüfung in Sachen der wegen 
Anstiftung des Aufruhrs Beschuldigten. Warschau 1790. Teil I. 
S. 50. flf. 
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sind die Metzeleien von Haman allein und ausschliesslich 
zuzuschreiben. Der Grund liegt tiefer. Es war die gegen- 
seitige Erbitterung, die lang geschürte, nie ausgelöschte 
und nie besänftigte, der Hass, der sich durch Jahrhunderte 
forterbte, seit der Zeit, als die Provinzen der Ukraine zum 
Schauplatze eines Kampfes wurden, den das nach Freiheit 
strebende, unterthänige Volk mit einer schwachen Regie- 
rung und starkem gutsherrlichem Despotismus führte. Der 
religiöse Fanatismus, der auf beiden Seiten seit der Ein- 
mischung Biusslands in die Dissidentenfrage an Stärke zu- 
nahm, hat den Ausbruch einer neuen Periode von blutigen 
Kämpfen beschleunigt. Wenn auf russischer Seite ein Pa- 
ter Melchisedech die orthodoxe Propaganda mit allen Mit- 
teln verfolgte, so sehen wir im confoederirten Lager ei* 
nen Karmelitaner Mönch Markus, der durch seine Visionen 
einen gewaltigen Eindruck auf die Gemüter des ungebil- 
deten Adels ausübt und im Namen der Religion zum 
Kampf gegen den Feind auffordert. 

Der König Stanislaus Augustus schrieb an Madame 
de Geofirin über die Vorgänge des Aufstandes in der 
Ukraine folgende Worte, die sein aufgeklärtes und richti- 
ges Urteil charakterisiren : „Einige Fanatiker haben den 
Bauern unserer Ukraine alles mögliche Unheil prophezeit, 
wenn sie nicht aufhörten, orthodoxe Griechen zu bleiben 
und sich nicht zur unirten Kirche bekennen, d. h. nicht 
aufhören, die heilige Dreifaltigkeit, so wie sie in Peters- 
burg ausgelegt ist, zu verstehen und sie nicht nach römi- 
scher Erklärung deuten. Urteilen Sie Madame, ob' diese 
unglücklichen Bauern irgend etwas davon verstehen kön- 
nen. Aber das genügte, um sie aufzuhetzen und der Auf- 
stand dieser Leute ist kein Spass zu nennen. Der griechi- 
sche und sklavische Fanatismus kämpft mit Feuer und 
Schwert gegen den katholischen und adeligen... Es ist si- 
cher, dass wir ohne die Gonfoederation von Bar dieses 
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neue Unglück nioht gehabt hätten** *). Der König meinte 
richtig, dass dieser Bauernaufstand ^kein Spass^ war. Die 
Zahl der zusammengerotteten Bauern und Kosaoken betrug 
bis 30.000 2) und die Metzeleien haben tausende von Men- 
schenleben gekostet. Die Unterdrückung war eine grausame 
und harte und der Begimentar Stempkowski verfur mit 
unerbittlicher Strenge gegen jeden Verdächtigen, als sich 
noch im folgenden Jahre 1769 einzelne Kosackenhaufen in 
der Ukraine zeigten, während zu gleicher Zeit den Ortho- 
doxen viele Kirchen abgenommen und dann den unirten 
Griechen gegeben wurden »). 

Stanislaus Augustus irrte sich auch nioht, wenn er 
das über die Ukraine hereingebrochene Unglück der Oon- 
foederation von Bar und dem fanatischen Glaubenseifer 
ihrer Anhänger zuschrieb. Er übersah aber, dass nach 1768 
alle Parteien sich durch die Vorgänge des letzten Reichs- 
tages gederaüthigt fühlten und niemand da war, der die 
Fahne der nationalen Ehre hochhalten konnte, zu dem das 
Land Vertrauen besässe und dass es nur eines Funkens 
bedürfte, um eine helle Flamme zu entfachen. Das Feuer 
brach aus; doch statt dem Feinde zu schallen, zehrte es 
nur die Kraft des Landes auf. Es wurde unter Zuziehung 
fremder Hülfe erstickt und nun trat alsbald das unabwend- 
bare Ereigniss, die erste Teilung unter die drei Nachbar- 
mächte, ein. 



*) Correspondance inddite du roi Stanislas-Auguste Foniatow- 
ski et de Madame Geoffrin... par Charles de Mouy". Paris 187.5. S. 
3*3. Brief von 6 Juli 1768. 

2) Korzon. Bd. 1. S. 203. 

*) Die St. Petersburger Synode berichtete an die Kaiserin, es 
wären im Jahre 1771 über 147 solcher Kirchen gewesen (s. b. Kor- 
zon. I. S. ^07). 
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CAPITEL Vm. 



Die erste Teilung Polens und der Teilungs- 
Reichstag von 1773—75. 



Wiederaufnahme der Befoirmbestrebungen. — Unbekannter Plan der 
Teilungsmächte, die Verhältnisse der unterthänigen Bevölkerung Po- 
lens 2u ordnen. — Mittel zur Hebung der Staatseinkünfte. — Be- 
kräftigung alter und Einführung neuer Steuern. — Neuordnung der 
Schatz- Gommission. — Bis 33 Millionen können neue Steuern durch 
Majoritätsbeschluss festgesetzt werden. — Generalzoll und Bauch- 
fangsteuer. — Auf dem Lande wird die Bepartition der Steuer vom 
Gutsherrn getroffen. — Aufhebung der Hibemengelder-Abgabe in 
den königlichen Gütern. — Die Getränkesteuern. — Die jüdische 
Kopfsteuer und die jüdischen Ackerbauer. — Quartagelder-Erhebung. 
Die Starosteien und andere Staatsgüter werden an Meistbietende im 
Versteigerungswege verpachtet. — Die Privilegien der ünterthanen 
bleiben erhalten. — Einwirkung dieses Gesetzes auf die Verhältnisse 
der Ünterthanen. — Das „subsidium charitativum". — Die Salzsteuer. 
Lithauische Gesetzhebung von 1775. — Generalzoll. <- Die Getränke- 
Steuer. — Die lithauische Bauchfangsteuer. — Die Pfarrschulen auf 
dem Lande. — Bischof Massalski's Anordnung. — Der Beichstag 
bekräftigt die Besitzrechte der Ünterthanen, um einer Auswande- 
rung der Bauern vorzubeugen. — Der Besohluss ist ein Gesetz ohne 
Sanktion. — Sorge um das Bildungswesen. — Aufhebung des Jesuiten- 
Ordens nnd die Bestimmung, die ihm gehörenden Güter zu Bildungs- 
zwecken zu verwenden. — Die Educations-Commission. — Die Ordens- 
güter als Fideicommisse betrachtet — Gesetze betreffend eine Wohl- 
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fahrtspflege-Commission fär Spitäler und Stifbtingen. — Bestimmun- 
gen über Arme, Bettler und Vagabunden. — Pocken-Impfzwang und 
Vorschriften für Aerzte und das Sanitätspersonal. — Aerztliches 
Prüfungs-CoUegium. — Einseitigkeit der fortschrittlichen Beformen. 
Gesetz über Gutspächter. — Geschenk von 4 Starosteien an den 
König. — Bestätigung der Freiheiten der unterthänigen Bevölkerung 
dieser Güter. — Gbsetz über die Münze. — Auszüge aus der Mili- 
tär-Ordnung imd Disciplinar- Vorschriften. — Bestimmung über Ue- 
berfahrtsgelder für Lithauen. — Ansiedlungsgesetz für Lithauen und 
Erlaubniss, nichtadeligen Grund und Boden zu Eigentum zu erwer- 
ben. — Die Abschafiung der Cathedraticum-Abgabe. — Allgemeine 
Betrachtung über die Gesetzgebung des Teilungs-Reichstages und 
über die Möglichkeit einer durchgreifenden Beform. — Erklärung 
Stanislaus Augustus über den Plan einer neuen Regierung. — Er- 
klärung des Kanzlers über die von den Vertretern der Teilungs- 
mäohte beim König vorgenommenen Schritte. - Die Drohungen 
Stackeibergs. — Der König verzichtet auf seine Vorrechte, nur dem 
starken Drucke der Mächte nachgebend. — Eine durchgreifende Re- 
form ist im Jahre 1775 noch unmöglich. — Die Bestrebungen der 
Privat-Initiative. ~ Das adelige Volk musste zur Würdigung der 
IntercSssen der nichtprivilegierten Stände erzogen werden. — Schluss- 
wort und Rede eines Abgeordneten auf dem Reichstage im Jahre 1773. 

Die erste Teilung Polens ist der Punkt, von welchem 
die Wiederaufiiahme der Reformbestrebungen und ein Wie- 
deraufleben der fortschrittlichen Ideen zu datiren ist. Zwar 
ist auf dem Reichstage von 1773 — 76 der Wille der tei- 
lenden Mächte massgebend gewesen. Doch auch diese 
Mächte hatten zunächst ein Interesse daran, dass die Re- 
publik in eine ruhige Periode eintrete und dass sich die 
Gemüter besänftigen. Was aber speziell die Lage der Un- 
terthanen anbetriffi), so ist zu vermuten, dass eine Reform 
zu ihren Gunsten von Seiten der Mächte befördert, oder 
wenigstens geplant wurde. 

In Ferrands Geschichte der drei Teilungen ^) ist von 
einer Aufhebung des Unterthänigkeitsverhältnisses, das hier 
der Leibeigenschaft gleich ist „afiranchissement^ die Rede 



^) Histoire de trois ddmemhrements. Paris, 1820. II. S. 129. 
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und ausserdem soll den Bauern das Becht ssustehen, von 
der G-eriohtsbarkeit ihrer Herren an die G-rodstarosten zu 
appellieren. Sie sollen ausserdem als erste Instanz ein ei- 
genen Gemeindegerioht in jedem Pfarrverbande haben. 
y^Dans toutes les paroisses, ils se ohoisiront leurs propres 
juges". Von welcher Seite diese Anregung kam, ist nicht 
bekannt. Es ist dies aber die Zeit, in der Maria Theresia 
ihre ersten Ürbarial-Patente erliess und somit wäre ein 
Anhaltspunkt gegeben, Oesterreioh die Initiative der er- 
wähnten Projekte zuzuschreiben. Anderseits wissen wir, 
dass sich der russische Gesandte im Sinne einer den ün« 
terthanen günstigen Gesetzgebung geäussert hat und dass 
einflussreiche Persönlichkeiten, die zu Bussland hielten, 
ähnliche Bestrebungen verfolgten. Wir werden diese Stim- 
men an einer andern Stelle würdigen, wo wir die öffentli- 
che Meinung und die von Privaten unternommenen Itefor- 
men zu besprechen gedenken. Es sei hier nur gesagt, dass, 
wenn auch der Gedanke einer noch so beschränkten Frei- 
heitsgewährung an die ünterthanen, wirklich das Programm 
der verbündeten Mächte und der ihnen dienstbaren Partei 
im Lande bildeten, ihre Verwirklichung mit der gleichzei* 
tigen Aufrechterhaltung des „liberum veto^ schwer in Ein- 
klang zu bringen werde. Wenn aber die Mächte darauf' 
bestehen wollten, so kann man kaum denken, dass im 
Jahre 1775 das gedemütigte Polen eine solche Bedingung 
ablehnen würde. Jedenfalls würde sich dadurch die Zahl 
der unzufriedenen bedeutend vergrössert haben und es ist 
vielleicht hier der Grund zu suchen, weshalb es nur Worte 
und keine Thaten gegeben hat. Eine so tief greifende 
Beform, wie die Aufhebung der ünlerthänigkeit und die 
Gleichstellung der ünterthanen vor dem Gesetze konnte 
nur durch eine eigene Initiative der polnischen Begierung 
unternommen worden. Sie bedurfte einer allmählichen Vor- 
bereitung; sie sollte nicht durch ein revolutionäres Gesetz 
von einem Tag zum andern beschlossen werden. So lange 
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die öffentÜGhe Meinung des adeligen Volkes dagegen war, 
konnte man nioht an eine wirksame Thätigkeit in diesem 
Sinne denken und ein durch fremden Willen erzwungenes 
G-esetz würde nur noch eine grössere Abneigung gegen alle 
^Bestrebungen, den Unterthanen Schutz und Hülfe zu ge- 
währen, hervorgerufen haben. Wenn der Plan je bestanden 
hat, den unterthanen in Polen mehr Freiheit und Bechte 
zu Teil werden zu lassen, so war derselbe nur ein Wunsch, 
der nie zur Wirklichkeit wurde und den die Mächte 
fallen liessen. Wir können uns nicht länger bei der Frage 
aufhalten, wie dies Projekt möglich war und wie es im 
Grunde lautete, da uns gar nichts weiteres darüber be- 
kannt ist und gehen zur üebersicht der Constitutionen des 
Teilungsreichstages über. 

Die erste Sorge der Gesetzgeber war, die Armee zu 
verstärken und die nötigen Mittel zur Hebung der Staats- 
einkünfte zu finden. In dem um einige Provinzen geschmä- 
lerten Lande soll eine stärkere Armee, als es bisher war, 
erhalten werden. WijB im Jahre 1764, so auch jetzt nach 
10 Jahren wird die Steuerschraube stärker angesetzt. Wir 
sehen, dass die Reichstage von 1766 und 1768, besonders 
der letztere eher eine Herabsetzung als eine Vermehrung 
der Steuern erstrebten und wo die Last die Gutsbesitzer 
drückte, sie wo möglich auf eine andere Klasse abzuwäl- 
zen, sich bemühte. Nun wird angesicht der veränderten 
Zustände wiederum betont, dass die Steuerlast alle Stände 
treffen soll. 

Die Schatzcommission, die unter die Aufsicht des neu 
ins Leben gerufenen Begierungskollegiums, des „immer- 
währenden ßates'' kommt, behält ihre alte, nach den Con- 
stitutionen von 1764, 66 und 68 bestimmte Thätigkeits- 
sphäre bei, ihre Competenz wird aber den im Jahre 1768 
erfolgten Beschränkungen gegenüber auf den früheren J[n- 
halt erweitert und die Commissare, deren Zahl für Kron- 
polen auf 3 Senatoren und 6 „ex ordine equestri** be- 
n. 8 
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stimmt ist, müssen ebenso wie die Schatzmeister wenig- 
stens 4 Monate lang am Orte, wo die Gommission tagt, 
anwesend sein. Zuwider handelnde verlieren das Becht auf 
ihr Gehalt, wobei die auf den Schatzmeister entfallende 
Summe in der Staatskasse verbleibt, die Beträge aber, 
die andern Commissaren ausgezahlt werden sollten, un- 
ter die an der Sitzung Teilnehmenden zur Verteilung 
kommen. Fünf Commissare bilden die besohlussiUhige 
Versammlung. Die Entscheidungen der Commission sind 
aber nicht mehr durchaus entgültig, da die oberste Be- 
hörde, der immerwährende Bat, in einzelnen Fällen zur 
Annahme einer Appellation berechtigt ist „causae denegati 
judioii corruptionis ludicis, perjurii oppressiönis civis li- 
beri« 0- 

Der wichtigste Schritt aber, der gemacht wurde, war 
die Erklärung, dass die das Steuerwesen betreffenden Be- 
formen nicht mehr einstimmig, sondern durch Mehrheits- 
beschlüsse zustande kommen können und zwar bis zur 
Höhe von 33 Million polnischen Gulden. Es ist das aber 
nur dann zulässig, wenn die jetzt zu beschliessenden Steu- 
ern diese Summe nicht erreichen und nur ^P^^ ^^^ ^^^^ 
vice, et in eo casu^, wie das Gesetz lautet ^). Welches wa- 
ren nun die Steuern, von denen man dieses Einkommen 
erwartete? Es sind zunächst zwei Steuern zu erwähnen, 
von denen in den verflossenen zehn Jahren die eine nur 
kurze Zeit besteht, die andere als eine lästige gilt, ihre 
Abschaffung immer angekündigt wird und sie doch als 
Ausbülfsmittel beibehalten bleibt. 

Ich meine den Generalzoll von 1764 und die Bauch- 
fangsteuer. Diese beiden sollen nun neben allen den seit 
dem Convocations-Beichstage bestimmtet!, zu Becht beste- 
hen. Und die allgemeine Bauchfangsteuer, wie man sie 



') Volumina legum. VIII. S. 78. 
2) Volumina legum. VIII. S. 88. 
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nennt „podymne generalne^ ist, auf alle Staatsangehörigen 
erweitert „Die Gerechtigkeit fordert^, sagt das Gesetz, 
„dass alle Staatsbürger gleiche Lasten für das Gemeinwohl 
tragen*' 0- Man wird an die Einfährong in die Constitution 
über den Generalsoll von 1764 erinnert Nur die Bettel- 
orden werden von der Besteuerung ausgenommen, sonst 
sind alle zur Zahlung der neuen !Rauchfangsteuer herange- 
zogen und zwar nach verschiedenen Kategorien. Man \m^ 
terscheidet zwischen der Hauptstadt, den drei Hauptorten 
in Kronpolen, Krakau, Posen und Praustadt (Wsohowa), 
den kleineren, eine eigene Verwaltung besitzenden Städten, 
die nicht über 300 Bauchfange besitzen, und den kleinsten 
Städtchen oder Flecken, deren Bewohner sich nur mit 
Feldbau beschäftigen. Für jede Klasse ist ein anderer 
Steuersatz gültig. In den kleinsten Orten der letzten Ka- 
tegorie werden von jedem Bauchfang der Häuser und Ge- 
bäude ohne unterschied jährlich vier polnische Gulden be- 
zahlt In grösseren Städten wird die Höhe der Steuer je 
nach der Beschaffenheit des Gebäudes und nach der Lage 
modifizirt. Die am Markte und in den anliegenden Strassen 
gelegenen, die ganz aus Mauerwerk erbauten Häuser sind 
im Vergleich zu den vorstädtischen und teilweise oder ganz 
aus Holz gebauten, höher belastet Auf dem Lande und in 
den Dörfern sind zwei Klassen fiir die Steuererhebung ge- 
bildet worden. Darüber zu welcher Klasse eine bestimmte 
Ortschaft gehört, entscheidet nach der Constitution der 
Umstand, in welcher Provinz oder Landschaft sie sich befin- 
det So gehören der ersten Klasse an die Woyewodschafben 
Krakau, Posen, Sandomir, Kaiisch, die Landschaft Wieluü 
und der Kreis Ostrzeszöw, sowie di^e Hälfte des Sieradzer 
Kreises in der gleichnahmigen Woyewodschafben Inowro- 
zlaw und Gnesen, im Osten aber Wolhynien mit der Krei- 
sen Wladimir und Krzemieniec bis an die Stadt dieses 



*) Volumina legum. VIII. S. 88. 
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Namens und die Wojewodschaften Podolien, Lublin, Ptook, 
die Landschaflb Drohiozyn und Bielsk in der Woyewodschaft 
Podlaohien. 

In dieser Klasse wird von jedem Bauohfang (Sehern* 
stein der über ein Dach geföhrt ist) und wo kein solcher 
besteht, von jedem zur Zeit „aotualiter^ bewohnten Hause, 
(Bauernhaus, Käthen, „chalupa^) ebenso wie von jedem 
Bauchfang in Sohlössern, Palästen und herrschaftlichen 
Häusern die Taxe von 7 polnischen Gulden jährlich erho-* 
ben. Ausgenommen davon sind Brauereien in Städten und 
Dörfern, Schmiedewerkstätten, Hopfentrockenhäuser und 
Ziegeleien. 

Zur zweiten Klasse werden gerechnet die Kreise : Le- 
low, Ch^ciny, Opoczno, Konin, in der Wojewodschaft Sie- 
radz die Hälfte des Sieradzer Kreises mit den Kreisen 
Szatkowo, Piotrköw (Petrikau) und Badom, die Wojewod- 
schaften L^czyca, Brzeä6 Kujawski (Brest in Kujawien), 
Kiew, die Landschaft Dobrzyn, die Landschaft ühelm und 
die Kreise Krasnystaw und Luck in der reussischen Woje- 
wodschaft, ein Teil Wolhyniens mit dem Poleisie Wolyii- 
skie, die Landschaften Luköw und Zawskrzyn und die 
Kreise SkrzyAsk, Mtawa, Niedzbor und Sierpsk, die Woye- 
wodschaft Masovidn (Warschau), die Kreise Mielnik, Bransk, 
Tykocin und Sur6w, die Woyewodschaften Bawa, Braclaw 
und der Kreis Gnesen in der Gnesner Woyewodschaft *). 
Für diese Klasse beträgt die Steuertaxe 5 polnische 
Gulden, üeberall, wo zwei oder mehr Bauchfange sich un- 
ter dem Dache in einen verbinden, ist nur für einen za 
zahlen. Alte Gebäude, seien es Schlösser oder Hütten, die 
nicht mehr bewohnt werden, sind als steuerfrei anzusehen. 

Sieben oder fünf polnische Gulden hätte also ein 
Bauer, der ein noch so kleines Häuschen besass, zu ent- 
richten gehabt, wenn die Verteilung der Steuer den Bei- 



*) Volumina legum. VIIL S. 89. 
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trag eines jeden Steuerzahlers gesetzlich feststellte. Es ist 
aber die Sitte beibehalten worden, dass in jeder Herr- 
schaft der Gutsherr es war, der die Bepartition traf und 
er sollte das Gesetz so anwenden, wie die Constitution 
sagt, dass dabei die „mehr Land Besitzenden^ *) höher be- 
lastet werden. In allen Herrschaften muss der Tarif der 
besteuerten Bauchfönge von den Possessoren angefertigt 
werden; in Städten unter Zuziehung von zwei Bürgern; 
in Dörfern mit Beihülfe von zwei glaubwürdigen Kme- 
ten^. Der Gutsbesitzer oder sein Stellvertreter hat dann 
den Tarif im Grodamte seines Distriktes zu deponiren 
und mit den beiden Zeugen die Dichtigkeit der Angaben 
durch Eidesleistung zu bekräftigen. Die Steuer ist dann in 
zwei halbjährlichen Baten, im März und September, an 
das nächste Fiskalamt abzuliefern und kann die Schatz- 
commission auf Instanz des Instigators eine unreell schei- 
nende Angabe prüfen lassen. Wenn durch einen unglückU- 
chen Zufall eine Stadt, oder ein Dorf mehr als die Hälfte 
ihrer Einwohner oder Häuser verliert und nur in diesem 
Fall kann die Commission eine dreijährige Steuerfreiheit 
für den vom Unglück betroffenen Ort nach, vorangegange- 
ner Verifikation, eintreten lassen« In den königlichen Ta- 
felgütern ist die Taxe der Bauohfangsteuer noch höhler 
bemessen. Dies geschieht, um die Hibemengelder zu er- 
setzen. 

Die Hibemengelder waren seit den Anordnungen, die 
noch aus dem XVH Jahrhundert datiren, keiner B>Qvision 
unterzogen. Neben andern Motiven, diese Steuer als eine 
sehr lästige zu bezeichnen, kann nur diese lange Periode 
d^ Unordnung, diese 150 Jahre, von denen im Beichs- 
tagsbeschlusse die Bede war und die jede Ungerechtig- 
keit, jeden abusus rechtfertigen konnte entscheidend sein. 



») Volumina legum. VIII. S. 89. 
3) Ebenda. 
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Die Hibemengelder wurden daher gänzlich abgesohaffb und 
an ihre Stelle woUibe man in königlichen Tafelgütem die 
Bauohfangsteaer um die Hälfte ihres Betrages erhöhen. 
Es wurde daher beschlossen, dass, wo sonst sieben :Gxl1- 
den zukamen, in den Oekonomiegütem lOy, Gulden, 
ebenso V/^ statt 5 erhoben werden sollen. Da aber die 
Herrenhäuser von der Hibernenzahlung nicht betroffen 
waren, so ist auch dieser Aufschlag zur Bauchfangsteuer 
nur allein auf die ünterthanen beschränkt ^). 

Neben der Bauchfangsteuer wird auch der General- 
zoll, wie ihn die Fassung der Constitution von 1764 be- 
stimmte, doch ohne die von ihr zugelassene Ausnahme, be- 
stätigt. Yon den übrigen Steuern, bleiben einzelne, wie die 
beiden Getränkesteuem ^^czopowe'' und „szeli^ine^, die jüdi- 
sche Kopfbaxa, die Quarta und die Hibernen aus geistlichen 
Gütern, also das „subsidium charitativum^ mit wenigen 
Veränderungen bestehen. Die zum ersten Mal eingeführ- 
ten Abgaben, wie die Stempeltaxe (Stempelpapier, Karten, 
Kalender, jüdische Bücher) und das genuesische Lottospiel 
sind fiir uns von nebensächlicher Bedeutung. Wichtiger ist 
der speziell auf Salz gelegte Zoll. 

Betrachten wir der Beihe nach die. an den schon 
bestehenden Steuern vorgenommenen Aenderungen» Zuerst 
was die Getränkebesteuerung betrifit. Die Constitution, 
die darüber ergeht, will, dass nur in Städten und Städt- 
chen ohne unterschied der Zugehörigkeit, die Steuer 
eingebracht werde ^). Die Fabrikation und der Ausschank 
in Dörfern ist im Gegenteil vollständig steuerfrei. In den 
Städten aber gelten fär importirte Weine und Liköre die 
Bestimmungen von 1768. Für einfaches Bier wird von je- 



^) Volumina legum. VIII. S. 90. Aufhebung der Hibemen- 
gelder. 

*) Volumina legum. VIII. S. 93. Beschluss über „ozopowe*' 
und „Bzel^äine^. 
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dem Garnieo ein Kupfergroschen verlangt, fiir Doppelbier 
2 G-rösdhen ' als Fabrikations- und Aussohankssteuertaxe. 
Vom Ausschank des gewöhnlichen Branntweins 12 Gro- 
schen, vom rectifizirten (alembic) Branntwein 18 und vom 
Danziger 24 Groschen. Bei Meth wird der zehnte Groschen 
als Abgabe bezahlt. Die königlichen und geistlichen Städte 
behalten ihre Seohte „braxandi et propinandi^, die Zünfte 
der Weinküfer und Bierbrauer aber werden aufgelöst. In 
einzelnen grossen Städten durfte jeder Bürger Propination 
halten. In adeligen Herrschaften aber soll nur der WiUe 
des Gutsherrn über eine solche Berechtigung entscheiden. 
Was den Preis der Getränke anbelangt, so ist es gesagt, 
dass es einem jeden zusteht, diesen Preis nach Belieben 
zu bestimmen, ohne dass sich irgend eine Behörde oder 
fremde Jurisdiction hineinmischen durfte. 

Die jüdische Kopfsteuer wird um einen Gulden er- 
höht. Sonst bleiben die Vorschriften vom Jahre 1764 un- 
verändert und es wird nur eine neue Lustration angeor- 
dnet. Diesem Beschluss hat man einen recht interessan- 
ten Zusatz beigefügt. Diejenigen Juden nämlich, welche 
als Ackerbauer den Boden eigenhändig und nicht durch 
Christen bestellen liessen, sollte die Lustration von der 
2iahlung der Kopfsteuer ausnehmen. Ja noch mehr, es 
wird den jüdischen und karaibischen Bauern zugesichert, 
dass sie eine absolute Steuerfreiheit zu gemessen hätten 
und zwar eine dreijährige, wenn sie sich auf eine unbe- 
set2te Stelle als Ackerbauer niederliessen und eine, sechs- 
jährige, wenn sie sich ein frisches Stück Land ausroden. 
Sie durften danii in Erönpolen wie. in Lithaüen naöh- dem 
Gesetze von 1786 ein ,Jus emphiteuticum^ erwetfaen und 
auf noch unbebauten Stellen in allen Herrschaften, 'den 
königlichen wie den privaten mit Erlaubniss des Gutsbesi- 
tzers sich niederlassen. Sie sind dann auch als Untertha- 
nen dieser Herrschaften anzusehen, da die so entstande- 
nen Golonien, wie das Gesetz sagt, in keiner Hinsicht und 



- 120 — 

unter keinem Yorwand den Bechten der Erbherren und 
Possessoren Abbrach thun durften 0* Doch darf kein Jude 
auf dem der Stadt Warschau gehörenden Boden wohnen, 
wie das die Privilegien der Stadt ausdrücklich betonen, 
um die jüdische Bevölkerung zum Ackerbau und über- 
haupt zum Ergreifen eines sesshafben Berufes zu bewegen, 
will das Gesetz, dass die Babbiner einen jeden Israeliten, der 
weder einen gesetzmässigen Handel, oder ein Gewerbe treibt, 
noch Ackerbauer ist, auch nicht im Dienste eines Herrn 
steht, so lange derselbe der Forderung des Gesetzes nicht 
nachkomme, mit der Verweigerung einer rituellen Yerehe- 
lichung bestrafen. 

Die Begelung der Quartagelderzahlung ist mit dem 
Gesetze verbunden, das eine gänzliche Aufgabe des bishe- 
rigen Domänenverteilungssystems anstrebt. Der König hat 
bekanntlich auf sein Becht, Nutzungen an diesen Gütern 
zu vergeben, auf dem Beichstage von 1775 verzichtet and 
es werden die Starosteien und andere Tenuten nach dem 
neuen Gesetze, nach Ableben der bisherigen Possessoren, 
im Yersteigerungswege den Meistbietenden auf 60 Jahre 
in emphyteutischen Besitz gegeben« Solche neue Posses- 
soren soUen dann, wie sie nach vorangegangener Lustra- 
tion von einem Gute Besitz genommen haben, in zwei 
Batenzahlungen am Dreikönigstage und zu Johanni die 
versprochene Zinssumme der Sohatzcommission einliefern. 

Sämmtliche Bechte und Privilegien der Städte und 
Bauern, alle Yerpflichtungen und Schuldigkeiten der Do- 
mänenbauern, wo Zinszahlungen oder Frohnden zu Becht 
bestehen, ebensowohl der seit älterer Zeit angesessenen, 
als auch der neuen, oder in Zukunft kommenden Ansiedler 
alle Freiheiten, die durch ein Privileg den ünterthanen 
zugesichert waren, sollen ihnen unvermindert verbleiben 
und erklärt die Constitution „diese neue Umgestaltung der 



^) Volumina legum« YIII. S. 95. Jüdische Steuer. 



— 121 — 

königlioheD Güter kann unter keinem Yorwande die Be- 
ehte der ünterthanen ändern, noch dieselben mindern und 
wir siohern ihnen im Gegenteil das Forum unserer assesso- 
risohen Gerichte, auch gegen die neuen Possessoren zur 
prosecutio, wie sie ihnen bis da zustand'' ^). Die Constitu- 
tion erwähnt hier nur das assessorisohe Gericht, es ist aber 
nach den Worten, die eine Klageeinreichung, wie sie bis 
da erlaubt war, als zulässig erklären, und da nicht allein 
von der städtischen Bevölkerung der Domänen, sondern 
deutlich von den Landarbeitern die Kede ist, dasselbe vom 
Beferendargerichte zu verstehen. Das Gesetz ändert also 
nichts im Yerhältniss der Nutzniesser der Staatsgüter zu 
den Ünterthanen und hat nur die Gewinnung grösserer Er- 
träge aus diesen Gütern im Sinne. Bei Lebzeiten der Sta- 
rosten und allen, welche bis da eingeräumte Besitzrechte 
in den Domänen, aber keine erblichen hatten, also früheren 
Emphiteusen, Lehensgütern, Scholtiseien und Mühlenbesi- 
tzem, die ihre Stellen nicht nachdem „jus colonare'' inne 
hatten, bleibt die lebenslängliche Nutzniessung in vol- 
lem Masse gesichert. Die Höhe der Quartagelder wird 
aber um ein Drittel vermehrt und sie haben von jetzt ab, 
wie es vom Gesetz des Jahres 1765 bestimmt war, in den 
gewöhnlichen Terminen die so erhöhte Summe zu entrich- 
ten, wobei die Beträge für die Teile der Güter, welche 
nach 1773 nicht mehr Polen angehörten, ausfielen. Die in 
emphiteutischen gegebenen Güter dürfen nicht geteilt, wohl 
aber von Berechtigten an Andere übergeben werden. Man 
kann auch keine Schulden auf solche Güter aufnehmen. 
Zum Unterschiede von dem bis dahin geltenden Rechte 
muss der jeweilige Besitzer die Zinsen regelmässig und in 
unverminderter Höhe zahlen und wird durch keinen erlit- 
tenen Schaden dieser Verpflichtung enthoben. 



*) Volumina . legum. VIII. S. 92. Ueber Starosteien und kö- 
nigliche Güter. 
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Es ist also für die ühierthanen na;oh dem Texte des Ge- 
setzes keine Yeränderang weder eine Versohlechterung noch 
eine Yerbesserang eingetreten. In der Wirklichkeit ist die 
Constitution von 1776 doch anders zu beurteilen. Die Pö^sibs- 
soren, welche nach einer höchsten Offerte die Güter in Nutz- 
niessuQg erhielten, massten selbstverständlich nur darnach 
trachten, den höchsten Ertrag zu bekommen und möglichst 
viel aus dem Gute herauszuschlagen. Wenn auch die frü- 
heren Starosten oft dasselbe Ziel verfolgten, so waren sie 
doch im Grossen und Ganzen eine ganz verschiedene. Ka- 
tegorie von Menschen, meistens verdiente Leute, „homines 
bene meriti^, oder Angehörige mächtiger und reicher Fa- 
milien, welche die Starosteien so zu sagen fast im erbli- 
chen Besitze hatten, wie sie auch fast erblich die höchsten 
Stellen im Staate bekleideten. Ihnen war sicherlich mehr 
Gerechtigkeitssinn und bessere Würdigung der sozialen 
und politischen Verhältnisse zuzumuthen als der neuen Be- 
sitzerklasse, welche, meistens aus Geschäftsleuten beste- 
hend, nur geschäftliches Interesse verfolgten. Es ist dess- 
halb das neue Gesetz für die ünterthanen eher schädlich 
als nützlich und wir werden in weiterer Ausführung unse- 
rer Arbeit sehen, wie sich das unterthänige Volk vor den 
Ständen auf dem Reichstage von 1789 wegen dieser Pos- 
sessoren ganz besonders beschwerte^). 

Das „subsidium charitativum^ wird von der Geistlich- 
keit im Jahre 1775 in der Höhe von 600.000 polnischen 
Gulden bewilligt, also um 263.333 polnische Gulden mehr 
als das zuletzt im Jahre 1717 beschlossene. Nach der Con- 
stitution des Beichstages hat der Primas, Erzbischof von 
Gnösen, oder in seiner Abwesenheit der Bischof, der ;in 
der Beihe als nächster galt, ein Episkopal- CoUegium zu 



') Lzy nie wodne ale krwawe . . . poddanych . . . Dnia 12 Mie- 
8i%;Ca Mala Boku 1789. Wydane. Nicht wässerige aber blutige Thrä- 
nen ..... der Ünterthanen. Gedruckte Bittschrift an denf Reichstag 
von 1788—89 (am 12 Mai 1789. S. 4). 
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berufen, das nun die Verteilung der Subsidienquote auf 
einzelne Kirchengüter traf. Dabei wurden die Pfarrer 
^ntriusqae ritus**, die keine Unterthanen besassen, von der 
Besteuerung ausgenommen. Das ,,Subsidium^ ist in jedem 
Jahre von Martini bis Ende Dezember einzusammeln und 
vor dem neuen Jahre an den Staatsschatz abzulieferd. 

Von den im Jahre 1776 neu beschlossenen Steuern 
ist für uns der Zoll auf Salz von Bedeutung. Die Salzge- 
winnung war, wie wir wissen, ein Begal. Daher stand es 
Niemand zu, den Monarchen ausgenommen, Salz aus einer 
andern Quelle vom Auslande zu beziehen. Bei der Teilung 
Polens gingen die Salinen von Wieliczka und Bochnia 
an Oesterreich über, und da das im Lande gewonnene Salz 
für den Bedarf nicht reichte, musst man die Einfuhr und 
den Handel dieses allemötigsten Consumtionsartikels frei- 
geben. Es wurde dann aber gleich ein Zoll auf das ein- 
geführte Salz gelegt. Das Gesetz will, dass jeder Han- 
deltreibende ohne Ausnahme^) den Einfuhrzoll, wie ,es 
früher in Lithauen der Fall war, je nach der Qualität des 
Salzes und für je 100 Warschauer Pfund = 1 Zentner 
Gewicht an der Zollerhebungsstelle entrichtet und über- 
lässt die ITeberwachung dieser Anordnung der Steuercöm- 
mission^ Es wurde gleichzeitig erlaubt, Salzlager im Lande 
einzurichten, ohne dass den Unternehmern ans dem Grunde 
eine Abgabe abgefordert wurde. Die Gutsbesitzer und 
Staatsangehörigen aller Stände überhaupt, sollten unter 
Eidesleistung, nach der Publikation des Gesetzes, da« Quan- 
tum Salz, das sie zu Hause oder auf Lager hatten, im Grod- 
amte ihrer Woyewodschaft oder ihres Bezirkes angeben. Es 
ist dabei eine nicht unwesentliche Begünstigung der Guts- 
besitzer zu bemerken. Letztere konnten nämlich für den 
Bedarf eines jeden Vorwerks 6 Zentner Salz unversteuert 
behalten. Der Text dieser Gesetzesbestimmung ist sonst 



1) Volumina legum. YIII. S. 95. 
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ziemlich anklar abgefasst. Es ist da gesagt, dass die Ein- 
liohtung der Salzmagazine in den erblichen Privatgütern 
keineswegs die Nutzungen dieser G-üter schädigen darf, 
und die Freiheiten und Privilegien ^immunitates^ und „li- 
bertates^ dieser G-üter werden wieder, wie fast überall^ wo 
in Gesetzen von erblichen adeligen Gütern die Bede ist, auf 
das Ausdrücklichste betont. Es scheint also, dass, obgleich 
die Einfiihr des Salzes einem allgemeinen Zoll unterlag 
und dieser selbst von den vorhandenen Vorräthen erho- 
ben wurde, die Ausnahme, welche für die adeligen Guts- 
besitzer galt, doch als eine grundsätzliche angesehen wurde 
und dieselbe in späteren Zeiten noch weiter Salz zu nie- 
drigeren Preisen als alle anderen Staatsangehörigen be- 
kommen konnten ; doch sollte dies nicht der Fall sein und 
die Bewilligung der 6 Zentner an steuerfreiem Salze für 
jedes Vorwerk war nur eine einmalige Begünstigung. 

Die Steuerreformen in Lithauen gestalteten sich im 
Wesentlichen nach den kronpolnischen. 

Man erneuerte den G-eneralzoll von 1764 und alle 
Ausnahmen, wie die Einfuhr der als ^necessaria^ gelten- 
den Bedarfsartikel, wie auch die Begünstigung für Handel 
mit eigenen Produkten in adeligen Herrschaften, erkläilie 
man als unzulässig. Eine neue Lustration warde fiir die 
jüdische Kopfsteuer angeordnet mit Erhöhung um Vz ^^~ 
den (also von 2 auf 272 G^^d^n)* Die Qaartagelder werden 
von Starosteien und Hibernenpachtgütern erhoben, und die 
Getränkesteuer beibehalten, dazu kommt die Wiederbestä- 
tigung der Bauchfangsteuer, die in Lithauen einige Un- 
terschiede im Vergleich der polnischen aufweist. 

Bei der Getränkesteuer ist die Bestimmung der Con- 
stitution von 1766 aufrecht enthalten, nach der vom Bein- 
gewinn der Propination der zehnte Groschen abgezogen 
wurde, was für alle gepachteten und in eigener Wirtschaft 
geführten Schenken aller Städte und Dörfer, in Oekono- 
mien und Starosteien, ebenso wie in adeligen und geistli- 
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chen Gütern Geltung hatte. In den Haupt- und grösseren 
Provinzstädten sollte die Besteuerung nach besonderen 
Instrukfcionstarifen der SchatzcommissioD geregelt werden. 
Die lithauisohe ßauohfangsteuer trifft alle Landgüter, 
sowohl Domänen fls adelige und geistliche Herrschaften, 
ebenfalls die Hibernengüter, wo die Hibernengelder jetzt 
abgeschafft werden. Wie in Kronpolen , sind für diese 
Steuer detaillirte Siegelungen festgesetzt und die Höhe 
der Steuer unterliegt manchen Schwankungen, je nach der 
Art des. Besitzes und nach der Lage des Ortes. Ein herr- 
schaftliches Haus „curia^ mit allen Nebengebäuden wird 
überall in Lithauen nur als ein „ßauchfang^ angesehen, im 
Gegensatz zu den polnischen Vorschriften und nach einer 
für die Gutsbesitzer vorteilhafteren Berechnung. Dasselbe 
gilt von Häasern solcher Besitzer vom Kleinadel, die sonst 
ökonomisch den unterthänigen Landarbeitern gleich ka- 
men in Orten, wo der Kleinadel massenhaft in einer so- 
genannten „adehgen Gegend^ „okolica*^ lebte und ohne 
Unterschied, ob der adelige Bauer Unterthanen hatte, oder 
selbst seinen Acker bestellte. Einer gleichen Besteuerung 
unterliegen bäuerliche Gehöfte, wenn zu ihnen ausser ei- 
nem Garten noch ein Stück Land gehörte. Die Höhe des 
Steuersatzes variirt zwischen 4 und 10 polnischen Gul- 
den. Lithauen wurde in 7 ßayons eingeteilt, welche ver- 
schiedenen Steuerklassen gleich kamen; dieselben sind 
wie folgt festgesetzt: 

1) Die mit 10 polnischen Gulden für jeden Kauchfang- 
besteaerte. Es gehören hierzu: a) das Herzogthnm 
Samogitien (^mudi); b) die Bezirke Upita und Wil- 
mierz mit Ausnahme einiger Grenzdistrikte mit dem 
Wilnaer Bezirk, wo nur 6 Gulden gezahlt wurden. 

2) Die Klasse a 9 Gulden. Bezirk Kowno. 

3) Die Klasse k 8 Gulden. Der Bezirk von Braclaw mit 
Ausnahme der am Flusse Dzisna gelegenen Lände- 
reien (wo 6 Gulden gezahlt wurden). 
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4) Die £[las8e ä 7 Gulden. Die Woyewodschafb ' Brzeic 
(Brest Litewski) mit Ausnahme des an Wolhynien an- 
grenzenden Polesie. 

5) Die Klasse a 6 Gulden. Die Woyewodsohaft Wilno 
ohne die an Wilkomierz grenzenden Teile (wo 8 Gol- 
den gezahlt wurden, weil die dortige Gegend mit 
Flachs bebaut war), die Woyewodschafb Troki ohne die. 
Waldgegend des „Zapuszozanski kraj^ (bis zum Flusse 
Szczupa wo 7 Gulden und von da bis zur preussi- 
soben Grenze, wo 9 Gulden gezahlt wurden), der Be- 
zirk Oszmiany mit Ausnahme, des Landes um die 
Städte Traby und Iwie (wo die Steuer wegen Flachs- 

^^nbans auf 7 Gulden erhöht war) , die Bezirke 
Lida, Qrsza, Grodno, die ganze Woyewodschafb MiÄsk, 
der Bezirk Wolkowysk, die Woyewodsohaft Nowo- 
grodek, der Bezirk Slonim, ohne die Landschaft von 
Polesie bei Piäsk, einem armen Lande, wo nur 4 Gol- 
den erhoben wurden. 

6) Die mit 6 Gulden besteuerte Klasse. Der bei Polesie 
liegende Teil der Woyewodschafb Polock und der 
Bezirk Bzeozyca, sowie die mehr fruchtbaren Gegen- 
den des Bezirks Pinsk. 

7) Die am niedrigsten besteuerte Klasse (ä 4 polnischen 
Gulden). Der Bezirk von Mozyr und die sumpfigen 
armen Teile des Bezirks Pifisk. 

Der Adel und insbesondere der £[leinadel erhält da- 
bei noch eine weitere Berücksichtigung. Nicht nur dass 
Adelige in der Zahlung der Steuern von ihren Häusern 
mit den Bauern gleichgestellt werden , es wird ihnen 
noch überall da, wo keine unterthänigen Bauernwirte, 
noch Gärtner, die eine Chalupa besitzen, auf ihrem Grund- 
stücke leben, ein Drittel der Steuer erlassen. Die Gesetz- 
gebung will dem armen Edelmanne zu Hülfe kommen und 
ihm ermöglichen, dass er seinen Kindern eine bessere Er- 
ziehung zu Teil werden lassen, besonders, dass er sie in 
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die neu einzarichtenden Parochialsohulen zu sohicken im 
Stande sei. 

Wir möchten hier gleich eine Besprechung der 
wichtigen Schulreform und der philantropischen Bestre- 
bungen des Reichstages vOn 1775 anknüpfen, es sei aber 
vorerst, der Belastung der Städte und kleinen Städtchen, 
sowie einiger besonderer Bestimmungen bei der Erhebung 
der Bauchfangsteuer in Lithauen Erwähnung gethan. 

Bei den lithauischen Städten werden 2 Hauptarten 
unterschieden, solche, deren Autonomie nachdem deutschen 
(Magdeburgischen) Sechte begründet iat, und alle anderen, 
die jeneö Becht nicht erhielten. In den letzteren wird die 
Steuerlast nach derselben Art wie auf dem platten Lande 
verteilt. In den sogenannten magdeburgischen haben wir 3 
G-ruppen zu unterscheiden : die Haupt« und grösseren Städte 
(Wilna, Grodno, Brzesc, Kowno, Minsk, Stack) bilden die. 
erste Erlasse, in welcher gemauerte und mit einer Einfahrt • 
versehene Häuser 30 Gulden, hölzerne Herrenhöfe (dworki) 
und Nebengebäude bei gemauerten Häusern 12 Gulden, 
Bauernhäuser 6 Gulden und kleine Ghalupen 4 Gulden 
ßauchfangsteuer zahlten. In Städten der zweiten Klasse 
(Pinsk, Nowogrödek, Stonim, Lida, Rosienie, Kieydany, 
Druja, Ozereja) sind in denselben Verhältnissen 20, 10, 6 
und 3 polnische Gulden angesetzt. In den übrigen kleinen 
Städtchen 10, 7, 4 und 2 Gulden. Von grösseren Gebäu- 
den und Palästen, auch Klöstern „utriusque ritus" werden 
jährlich^ 50 polnische Gulden gezahlt, ohne Berücksichti- 
gung der Klasse. Ebenso auch von den römisch-katholi- 
schen und dissidentischen Pfarrhäusern, welche in den 
Hauptstädten gelegen sind. Die griechisch-katholischen und 
orthodoxen werden dagegen wie die Bauernhöfe auf dem 
Lande taxirt, da sie gewöhnlich nur sehr kleine Einkom- 
men haben. Die Krankenhäuser sind aber überall als steu-» 
erfrei anzusehen. Dasselbe gilt von den Schulgebäuden auf 
dem Lande. 
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Es waren solche nar spärlich vorhanden und nur da, 
wo der gute Wille des Gutsbesitzers mit dem opferwilli- 
gen Eifer des OrtsgeistUchen zusammentraf, konnten sol- 
che Pfarrschulen, die nur aus der Tasche der Herrschaften 
erhalten waren, bestehen. Hatte der Landpfarrer einen 
grösseren und ausreichenden Besitz, so konnte er für die 
Volksschule in erfreulicher Weise wirken. Doch, wo er auf 
seine eigenen Mittel angewiesen war, ist es erklärlich, 
dass nur in einzelnen Fällen Beispiele einer aufrichtigen 
Bethätigung an der Yolksaufklärung vorkamen. 

Der Reichstag hebt hervor die wirksame Initiative 
des Wilnaer Bischofs Mässalski, welcher den Geistlichen 
seiner Diöcese anordnete, Schulen für Kinder in „adeligen 
Gegenden^ ebenfalls wie für die unterthänige Bevölkerung 
in Dörfern zu gründen und einzurichten. Der Reichstag 
beschliesst, dass jeder Pfarrer, welcher bereits der bischöf- 
lichen Weisung nachgekommen ist, von seinem Hause, wie 
ebenfalls vom neu errichteten Schulgebäude keine Steuer 
zu zahlen braucht und er erklärt, dies geschehe, ;,um den 
Bischof in seinen vernünftigen Anordnungen und lobens- 
wertem Yorhahen zu unterstützen und die Landpfarrer zur 
pünktlichen Befolgung der Anweisungen zu bewegen^ ^). 

Die unterthänige Bevölkerung ist, wie wir aus dem 
angeführten Steuergesetztexte ersehen, in den verschiede- 
nen Wojewodschaften ungleichmässig belastet. Es lag die 
Befürchtung nahe, dass der Bauer sich aus der einen Ge- 
gend in eine andere, wo die Steuern gelinder bemessen 
waren, zu begeben versuchen wird, was, wenn es sich ver- 
allgemeinern sollte, den Gutsbesitzern einen grossen Scha- 
den zufagen würde, da sie für verlassene Häuser auch wei- 
ter Steuer bezahlen müssen. Der Reichstag suchte dem 
abzuhelfen, indem er die Besitzrechte der Bauern auf ihre 
Stellen bekräftigte. In diesem Sinne kann man sich die 



*») Volumina legum. VIII. S. 398. 
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Worte deuten, die einer genügenden Klarheit erman- 
geln. Es ist nämlich im Gesetze gesagt, dass, „damit die 
Bauern, welche nicht gleich den Grund eines Unterschie- 
des in den Steuerquoten erkennen, sich nicht in Gegenden, 
wo die ßauchfangsteuer niedriger ist, begeben und damit 
den Possessoren kein Schaden aus der Zahlung für ver- 
lassene Häuser erwachse, — sie „circa possesionem^ der be- 
stehenden Stellen, ohne dem gutsherrliehen Uebertragungs- 
rechte dieser Stellen zu präjudiciren, bekräftigt und die sich 
darauf beziehenden Gesetze des lithauischen Statuts und an- 
dere in „integro** erhalten bleiben sollen '). Obwohl der 
Text dieser Bestimmung sich wenig deutlich ausdrückt, ist 
er kaum anders zu verstehen, als dass hier die bäuerlichen 
Besitzrechte eine Anerkennang im Beschluss des Reichs- 
tages gefunden haben. Es ist wohl schwerlich das Entge- 
gengesetzte zu folgern, als seien den Possessoren Becbte 
auf Besitz bäuerlicher Höfe bestätigt worden. Eine sol- 
che Bestätigung brauchte kein Gutsherr, wenn sein Bauer 
flüchtig wurde und es verstand sich von selbst, dass ihm 
dann die untertbänige Stelle zufiel. Er brauchte sie ebenso 
wenig im Falle, wo er dem unterthänigen Bauern Haus und 
Feld nahm, da sich Niemand in die gutsherrliche Verfü- 
gung einmischen konnte, so lange kein actionsfähiger Klä- 
ger auftrat. Was würde hier also eine Neubestätigung der 
gutsherrlichen Rechte bedeuten. Nein, hier haben wir im 
Gegenteil einen Ausspruch des Reichstags, in welchem die 
bäuerlichen Besitzrechte betont werden. Es wird von dau- 
ernden Stellen, „trwajq,ce siedziby" d. h. solchen, wo die 
Bauern sesshaft bleiben, gesprochen im Gegensatze zu den 
verlassenen, und die Satzungen des lithauischen Statuts, 
auf welche sich der Reichstag beruft, können nur jene 
sein, wo von den flüchtigen Unterthanen ^) und von den 



1) Volumina legum. VIII. S. 400. 

2) Lithauisches Statut. Capitel XII. Art. 12, 13, 14. 
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Besitzrechten der Bauern *) gesprochen wird. (Nach diesem 
Artikel sind Vereinbarungen zwischen freien Bauern und 
den Possessoren rechtskräftig, nicht aber solche, die ein 
Gutsherr mit seinen geborenen ünterthanen eingeht). Eine 
Bestätigung „circa possessionem^ der bestehenden Bauern- 
stellen, die hier der [Reichstag als Abwehr gegen eine mö- 
gliche Emigration des Landvolkes vornimmt, würde, wenn 
sie wirklich die Macht hätte, die bäuerliche Besitzklasse 
zu schützen, eine höchst wichtige Thatsache bilden und 
einen bedeutenden Schritt auf dem Wege zur Aufhebung 
des herrschaftlichen Absolutismus bilden. Es war aber nicht 
so gemeint. Die vorliegende Bestätigung bildet kein an 
und für sich ausgesprochenes Gesetz, sie ist nur als Zu- 
satz in der detaillierten Vorschrift für Erhebung der Brauch- 
fangsteuer beigefügt und jedenfaUs eine „lex imperfecta«, 
da die erforderliche Sanktion fehlt. Nichtsdestoweniger wenn 
man sie auch nur als Ausdruck der Gesinnung der Gesetz» 
geber von 1757 betrachtet, so muss man annehmen, dass 
dieselben doch das Gefühl hatten, etwas für die stark be- 
lastete Klasse der Landarbeiter thun zu wollen, obgleich 
sie dadurch keinen wirklichen Schutz dieser Bevölkerung 
gewährten. 

Die Sorge um das Bildungswesen, um die Armenan- 
terstützung, giebt sich in den Anordnungen des ßeichsta- 
ges zu erkennen, welche sich mit Einrichtung von Schu- 
len und Spitälern auf dem Lande beschäftigen. Das Schul- 
wesen lag hauptsächlich bis dahin in den Händen der Jesui- 
ten. In ihren Kollegien konnten auch Nichtadelige eine 
höhere Bildung anstreben, doch befanden sich solche neben 
der adeligen Jugend in kaum nennenswerter Zahl. Volks- 
schulen gab es nur vereinzelt und wie gesagt, lag die Be- 
streitung aller Kosten fiir Erhaltung solcher Schulen den 
Gutsbesitzern und Landpfarrern ob. So lange der Unter- 



') Litbauisches Statut. Cap. VII. Art. 8. 



— 131 — 

riebt eine Privatsaehe einer religiösen Congregation oder 
einzelner Personen war, so lange es an der ö£Pentliclien 
Initiative in dieser Bichtung fehlte, konnte man nicht auf 
eine gedeihliche Entwicklung im Lande hoffen. Staat oder 
Kirche mussten diese Initiative ergreifen, und das that der 
Staat, als sich im Jahre 1773 eine günstige Gelegenheit 
dazu bot. 

Als nach der Aufhebung des Jesuiten- Ordens durch 
Papst Clemens den XIV die grossen Reichtümer der Ge- 
sellschaft Jesu und die zahlreichen Bildungsanstalten, wel- 
che bisher fast ein „exclusives ünterrichtsmonopol in Po- 
len besassen, in die Hände der Hegierung überging, suchte 
man alle aus dem Besitz oder Verkauf dieser Güter sich 
ergebenden Einkünfte für die Zwecke des Unterrichtswe- 
sens zu verwenden. 

Der Reichstag von 1776 bildete eine oberste Un- 
terriohtsbehörde , die sogenannte Educations-Commission, 
in welche die tüchtigsten und, am meisten gebildeten 
Leute der fortschrittlichen Richtung, wie der Kanzler An- 
dreas Zamoyski, der Unterkanzler von Lithauen, Joachim 
Chreptowicz, der Grossschreiber von Lithauen, Ignaz Po- 
tocki, der spätere Fürstprimas von Polen Michael Fürst 
Poniatowski, der General von Podolien, Fürst Adam Czar- 
toryski und andere hervorragende Männer auf 6 Jahre ge- 
wählt wurden und unter dem Vorsitz des Wilnaer Bi- 
schofs Ignatius Massalski die Leitung des gesammten 
Schulwesens in ganz Polen übernahmen. War die Bil- 
dung der adeligen Jugend als eigentlicher Zweck jener 
Commission anzusehen und betonte auch der Reichstag, 
dass es sich in erster Reihe um Adelige handelte, so ist 
anderseits durch die Schaffung einer Hauptbehörde für das 
Unterrichtswesen, der Gedanke einer allgemeinen, sich 
auf das ganze Volk erstreckenden Thätigkeit entstanden, 
die mit der Zeit Früchte tragen musste. Ausser den Je- 
suiten, gab es noch andere Orden, welche Lehranstalten 

9* 
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im Lande hatten, so die Piaristen, die Benediktiner (in 
Pultusk), die Cisterzienser (in Fraustadt) eto., auch exi- 
stirte noch die jagellonisohe Universität in Krakau, die 
sich aber in gänzlichem Verfalle befand. Andererseits ver- 
mehrten sich die Pfarrsohulen auf dem Lande. Die Com- 
mission hatte nun das Bestreben, sich allmählich eine 
solche Stellung zu verschaffen, dass sie das Bildungswesen 
in ganz Polen regelte und auf die Ausführung einer je- 
den Privatinitiative einwirkte. Um dazu zu gelangen, musste 
sie im besten Einvernehmen und im Verbände mit der ho- 
hen Geistlichkeit arbeiten, da diese einen direkten Einfluss 
auf die ihr untergebenen Geistlichen ausüben konnte. Wir 
sehen, dass der Bischof Massalski, der Vorsitzende der 
Commission, eine Regelung der Pfarrschulen unternimmt, 
was er nicht in seiner Eigenschaft als Commissionsmitglied, 
sondern kraft seiner bischöflichen Gewalt thut. Ein ande- 
rer Commissar, Ignatius Potocki gründet die „Gesellschaft 
für Elementarbücher", welche eine überaus segensreiche 
Arbeit übernimmt, während Fürst Michael Poniatowski 
sich ein grosses Verdienst um die Neuordnung der Era- 
kauer Universität erwirbt. Neben diesen wirkt als der geist- 
vollste Reformator im Schulwesen, der Piarist Hugo Kot- 
}ontaj, der schon im Jahre 1776 Mitglied der Gesellschaft 
für Elementarbücher wird und im Jahre 1777 in Krakau 
die Beform der höheren Schulen mit grossem Eifer be- 
treibt. 

Die Ordensgüter der Jesuiten in Polen wurden als 
Fideikommisse betrachtet und als solche an Meistbietende 
verkauft. Sie wurden dann erblich in der Familie des Be- 
sitzers, konnten aber weder geteilt, noch mit Schulden be- 
lastet werden, da die für das Gut gezahlte Summe die 
ganze Hypothek ausfüllte. Die Commission zog nämlich 
die Kapitalien nicht ein und liess sie vielmehr gegen Ver- 
zinonng von 4Y2V0 ^^^ Schuldsumme auf den Gütern ste- 
hen und hatte im Falle, dass der Gutsbesitzer die falligen 
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Baten (zwei im Jahre) nicht einbrachte, das Recht, das 
G-ut unter Sequester zu nehmen und an einen andern zu 
vergeben *). 

Neben den Bestrebungen zur Begründung eines vom 
Staate geleiteten Schulwesens, hat der Reichstag auch ein 
anderes Werk allgemeiner Wohlfahrtspflege in Ausführung 
gebracht, nämlich die Spitäler und wohltbätigen Stiftun- 
gen unter den Schutz des Staates genommen und einheit- 
lich geordnet. Diese Stiftungen, die bisher einer gedeihli- 
chen Entwicklung entbehrten und an vielen Orten, sei es 
aus Mangel an nötiger Coutrole und Unterstützung, oder 
durch erlittenen Schaden ein nur kümmerliches Dasein fri- 
steten, kommen jetzt unter die Aufsicht besonderer Gom- 
missionen, von denen die eine fiir Kronpolen in Warschau, 
die andere für Lithauen in Wilna ihrer Sitz haben. Diese 
Gommissionen sollen eine genaue Revision aller Spitäler 
und der den Stiftungen zustehenden Rechte, ebenso wie 
der dazu gehörenden Besitzungen vornehmen. Wo sich 
eine Berechtigung aus bestehenden Dokumenten nicht 
nachweisen lässt, da hatten sie ein Zeugnis glaubwürdiger 
adeliger Ortsbewohner einzuholen, um eine berechtigte 
Klage gegen fremde Ansprüche und Eingriffe anstrengen 



^) Die Einkünfte der Commission beliefen sich im Jahre 1781 
auf 1,273.687 polnische Gulden 1872 ^^^ welche Summe sich aus 
folgenden Quoten zusammensetzte: 

a) von Gütern in Kronpolen : 384.539 Gld. u. 9^6 Gr. 

b) „ „ „ Lithauen: 533.447 „ „ U^j^ „ 
Kapitalien auf Gütern 

in Kronpolen: 4,682.967 Gld. 13 Gr. 
„ Lithauen : 2,431.042 „ 13 „ 

7,114.009 Gld. 26 Gr. 

c) wovon 50/0 jährliche Zinsen = 355.700 Gld. 14 Gr. 

Summa: 1,273.687 Gld. I8V2 Gr. 
Die Zinsen werden hier mit 5^0 berechnet. (Kerzen. Innere Geschi- 
chte Polens. Bd. IIL S. 156. Tabelle 168). 
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zu können^). Es werde femer der Commission ange- 
ordnet, sie solle darauf Gewicht legen, dass alle in grös- 
serer Entfernung von den Spitälern liegenden Grundstücke, 
die den Stiftungen zugehörten, nicht in eigener Verwal- 
tung bewirtschaftet werden, sondern emphyteutisch auf 
eine bestimmte Zeit, oder für immer gegen Zahlung eines 
festen Jahreszinses vergeben werden und nur die in un- 
mittelbarer Nähe liegenden zur Benutzung der Spitalver- 
waltung verbleiben. Ebenfalls sollten einzelne zur Stiftung 
gehörende Häuser, die als femliegend und wenig verwend- 
bar betrachtet wurden, verkauft, und die erlösten Summen 
zum Bau grösserer Anstalten verwendet werden. Solcher 
grösseren Spitäler muss wenigstens eines in jeder Woje- 
wodschaft vorhanden sein. In diesem Sinne musste die 
Commission wirken und alle Forderungen um Unterstü- 
tzung wohlthätiger Anstalten dem Reichstage vorlegen. 
Sie wurde angewiesen, die Jesuitenkollegien, da wo solche 
nicht schon von der Educations- Commission zu Schul- 
zwecken verwendet waren, in Besitz zu nehmen. Zwar 
sollte die ursprüngliche Bestimmung und der "Wille der 
Stifter überall in Kraft bleiben , es wurde aber dar- 
nach gestrebt, womöglich die unabhängigen und unter- 
einander verschiedenen Stiftungen gleichartiger zu ge- 
stalten. Wo mit ihnen kein geistliches Beneficiüm verbun- 
den war, da wurden die Stiftungsgelder der allgemeinen 
Casse einverleibt und zur Bestreitung der Kosten der 
grösseren Spitäler gebraucht. Wohingegen besondere Spi- 
talpfründen bestehen, da sollte man im Einvernehmen mit 
der kirchlichen Behörde, die Armenpflege den Ortsgeistli- 
chen zur Last legen und zu diesem Zwecke dem Pfarrer 
einen Kaplan zur Hülfe beigeben. Die Spitalkirchen wur- 
den dann, wenn sie, wie es die Mehrzahl war, aus Holz 
gebaut waren und sich in schlechtem Zustande befanden. 



*) Vol. leg. VIII. S. 109. Bestimmung einer Commission.., 
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gänzlich niedergerissen und die Plätze zu Kirohhöfen ver- 
wendet. Da, wo das Kirchengebäude gut und dauerhaft 
war, konnte dasselbe in eine Parochialkirche umgestaltet 
werden, oder es bestand weiter, wie es der Wille des Stif- 
ters bestimmte, nur sollten solche Kirchen mit genügenden 
Mitteln zur Erhaltung dotiert sein. Wo sich die Hauptan- 
stalten und andere von der Commission errichteten Kran- 
kenhäuser befanden, waren die Geistlichen, denen die Pflege 
der Kranken oblag, von der Pfarrbehörde nicht abhän- 
gig. Die in verschiedenen Stiftungen beherbergten Armen 
wurden nach den verschiedenen Centralkrankenhäusem 
übersiedelt, mit Ausnahme der wenigen, die als Wärter 
und Kirchendiener in den einzelnen Kirchen verbleiben 
konnten. Man hat auch etwaigen ßeibungen und Zwistig- 
keiten vorbeugen wollen, indem man eine Trennung der 
Kranken nach den verschiedenen Konfessionen durchsetzte. 
Niohtkatholiken sollten besondere Spitäler für sich haben, 
wenn auch, wie das Gesetz sagt, „es nicht dem Zweifel 
unterliegt, dass solche im Notfall auch in katholischen 
Krankenhäusern Unterkunft und Pflege finden werden" *). 
An die Ordnung der Krankenpflege schliesst sich eine 
polizeiliche Massregel hinsichtlich der vagabundirenden Ar- 
men und Bettler, die nicht im Stande waren, sich durch 
eigene Arbeit zu ernähren. Solche wirklich armen, schwa- 
chen und krüppelhaften Leute finden Aufnahme in den 
Spitälern. Das vagabundirende Lumpenvolk wird zu öf- 
fentlichen Zwangsarbeiten angehalten. Die Pflicht, unbe- 
schäftigte Bettler zu verhaften und sie dann nach Prüfung 
und Feststellung der Arbeitsunfähigkeit in die nächsigele- 
genen Krankenhäuser zu verweisen, fiel den Starosten und 
Magistraten zu und die Commission hatte dafür zu sorgen, 
dass die Territorien der einzelnen Spitäler genau umschrieben 
werden und dass keine Belastung durch fremde Leute in 



Volumina legum. VIII. S. 110. 
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den Krankenhäusern entstehe. Es ist nioht klar ausgespro- 
chen, ob Kranke aller Stände Aufnahme in den Spitälern 
finden. Nach dem Texte des Gesetzes gilt es fär die Ein- 
wohner der Wojewodschaft, in der das Krankenhaus sich 
befindet und zwar für alle armen Kranke. Das Wort „Oby- 
watel** (citoyen), das hier angewendet wird, giebt dem Ge- 
setze den Anschein einer ausschliesslich nur adeligen Staats- 
angehörigen zugute kommenden Bestimmung. Von unter- 
thänigen Landleuten ist hier nicht ausdrücklich die Eiede, 
das Gesetz sagt aber, dass jene, welche ein Adelszeugnis 
vom Pfarrer oder von der Stadtmagistratur mitbringen, im 
Hauptspital der Woyewodschaft unentgeltlich behandelt 
werden. In diesen Krankenhäusern finden ebenfalls alle 
Schwangere und Defloratae , . ebenso wie auch Waisen 
und ausgesetzte Kinder Aufnahme und wie schon ge- 
sagt, alle arbeitsunfähigen Bettler. Es ist dann anzuneh- 
men, dass die Bürger, von denen hier die Bede ist, im 
allgemeinen alle Staatsangehörigen bedeuten. Die philan- 
tropische Thätigkeit des Reichstags ist auch sicher dem 
Einflüsse der aufgeklärten Elemente aus der Umgebung 
Stanislaus Augustus zuzuschreiben. 

Ein Beweis der fortschrittlichen Bestrebungen ist 
auch der obligatorische Pocken-Impfzwang für Kinder, 
die sich in Krankenhäusern befinden (§. 10 des Gesetzes) 
und die Vorschriften für Aerzte und das Sanitätspersonal. 
In jedem Spital soll ein Arzt und ein Feldscheer ange- 
stellt werden. Wenn sich eine epidemische Krankheit im 
Distrikte zeigt, haben der Arzt und sein Gehülfe die 
Pflicht, sich persönlich an Ort und Stelle zu begeben und 
die notwendigen Abwehrungsmassregeln vorzunehmen. Das- 
selbe gilt auch bei Viehseuchen (§. 13). In den Kranken- 
häusern sollen Feldscheere und Hebeammen ausgebildet 
werden, die dann in die Städte und auf das Land ver- 
schickt werden. Die Verwaltung der Krankenhäuser wird 
besonderen Prokuratoren anvertraut, die selbst von Adel 
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und „possessionati^ sein müssen. Alle Ausgaben geschehen 
mit Wissen des Arztes und derselbe kontrollirt die Re- 
chnungen mit dem Spitalkaplan zusammen. Die Beohnun- 
gen werden an die Commission gesendet, welche dieselben 
noch einmal kontroUiren und prüfen kann. In den Kran- 
kenhäusern sollen auch Apotheken unter Beaufsichtigung 
des Arztes eingerichtet werden. Auch haben die Spitalärzte 
einmal im Jahr alle Apotheken im Distrikte zu revidiren und 
nur solchen, welche frische Medikamente zu entsprechenden 
Preisen verkaufen, Genehmigung und Privileg zu erteilen. 
Für eine solche Revision zahlt der Apotheker 8 Dukaten, 
wovon die Hälfte der Arzt und die andere Hälfte die Spi- 
talapotheke bekommt. Der Spitalarzt hat aber nicht nur 
die Beaufsichtigung der Arzneifabrikation und des Verkaufs 
zu kontroUiren, er kontrollirt ebenfalls die praktiziren- 
den Aerzte und ihre Heilmethode, damit sie nicht, wie das 
Gesetz sagt, statt Hülfe za bringen, die Gesundheit schä- 
digen (§. 17). 

Die Commission setzt ihrerseits ein ärztliches Colle- 
gium zusammen, das sich mit Ausbildung tüchtiger Aerzte 
beschäftigt, auch Feldscheere und Apotheker-Magister 
prüft. Diesem GoUegium ist ebenfalls die Befugnis gege- 
ben, fremden Aerzten das Praktiziren in Polen zu unter- 
sagen, Quacksalber und Wunderdoctoren gerichtlich zu 
verfolgen, alle unbekannten Arzneien und Geheimmittel zu 
prüfen, den Verkauf nicht approbirter unter Konfiskation 
und Strafe zu verbieten und überhaupt für alle Sanitäts- 
vorkehrungen im Lande zu sorgen. Die Armen- und Kran- 
kenpflege ist somit seit dem Jahre 1775 zum grossen Teile 
von der Regierung übernommen worden und die Gesetz- 
gebung des Teilungs-Beichstages hat auch auf diesem 
Felde unbestreitbar vieles gethan. Wie die Bildung in der 
Schule, so auch die Armenunterstützung im Krankenhause 
werden durch den St^at der Privatinitiative entrückt. Nicht 
dass diese Privatinitiative durch gesetzliche Massregeln 
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gehemmt ist, sondern sie ist nicht mehr im Stande, sieg- 
reich mit dem Staate zu wetteifern. Dieser hat nunmehr 
die besten Mittel in der Hand um eine führende Macht 
auf dem von ihm früher nicht okkupirten Gebiete zu 
werden. Es ist das ein grosser und wichtiger Schritt auf 
dem Wege zur Centralisation, die für Polen die erste Be- 
dingung für eine Stärkung des Landes war. Die Provinzen 
hatten zu wenig Material an fiLhigen Kräften und an civi- 
lisatorischen Elementen, um eine selbständige und doch 
mit dem G-anzen cohärente yer%valtung bilden zu können. 
Die gebildeten Männer der neuen Generation, die sich 
in Warschau um den Hof und um einige einflussreiche 
Magnaten sammelten, waren auch zu wenig zahlreich, um 
aus der Atmosphäre der Hauptstadt in die schläfrige, dem 
Fortschritt abgeneigte und sittenrohe Provinz als Träger 
neuer Ideen zu gehen. Sie strebten aber darnach in der 
Unterrichts- Commission, in der Gesellschaft für Elementar- 
bücher, in der Behörde für Armen- u. Krankenhäuser diese 
Ideen zu verwirklichen. Die öffentlichen Unterrichts-An- 
stalten haben in erster Linie zum Ziele die Bildung adeli- 
ger Jünglinge, doch erweitert die Commission ihre Com- 
petenz auch auf die Parochialschulen und strebt darnach, 
das ganze Bildungswesen zu leiten und es für alle Klassen 
zugänglich zu machen. In der Armen- und Krankenpflege 
sucht eine andere Commission dasselbe Prinzip zu verfol- 
gen und die rationellen Bestimmungen über Pockenimp- 
fung, Abwehr gegen infektiöse Krankheiten, Anstellung 
kundiger Feldscheere und Hebeammen auf dem Lande, zeu- 
gen von dem guten Willen der Gesetzgeber, die Verhält- 
nisse, in denen die leidende und arme Bevölkerung lebte, 
zu verbessern. Wir sehen aber andererseits, dass dieselben 
Gesetzgeber bei der Steuerverteilung keine Erleichterung 
der am meisten belasteten Yolksklasse zugewährten, dass 
sie den Unterthanen keinen Vorteil irgend eines freiheitli- 
chen Rechtes, sei es in der Beschränkung der drückenden 
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Lasten, sie es in ihrer Stellung zu den Staatsbehörden und 
zur herrschaftlichen Machtfülle des Gutsbesitzers brachten. 
Nur solche Gesetzentwürfe, in denen es sich um keine 
Cession, selbst nur eines kleinen Teiles der herrschaftli- 
chen Rechte handelt, erhalten die Sanktion des Reichsta- 
ges und es lässt sich an kein Projekt, das eine Minde- 
rung der adeligen Privilegien enthält, im Jahre 1776 den- 
ken. Es ist aber wieder die Möglichkeit da, die im Jahre 
1764 der Czartoryskischen Partei die Hoffnung gab, die 
Regierung in Polen auf einer . stärkeren und mehr gesi- 
cherten Basis zu begründen, nämlich die allgemeine Ue- 
berzeugung, dass überhaupt etwas in dieser Richtung ge- 
schehen müsse, dass eine Reformierung notwendig sei „ne 
quid respublica detrimenti capiat". 

Neben den besprochenen Gesetzen und Anordnun- 
gen, die eine nähere Verbindung mit unseren Thema ha- 
ben, will ich noch flüchtig einige andere erwähnen, deren 
Wirkung für die unterthänige Klasse nicht ganz ohne Be- 
deutung war. Da ist an erster Stelle eine Bestimmung, 
nach welcher alle Gutspäohter den vierten Teil des von 
den Gutsherren seit 1768 — 1774 erlittenen Schadens im 
Einkommen tragen sollten. Der Reichstag motivirt diesen 
Beschluss dadurch, dass die Gutsbesitzer grosse Verluste 
in der Revolution und Rriegszeit erlitten haben , die 
Pächter aber keinen Anteil an diesem Verluste tragen 
wollten, was die Gesetzgeber für unbillig halten. Gleich- 
zeitig verordnet der Reichstag, dass in Zukunft dem Guts- 
pächter kein Recht auf Forderung einer Bonifikation zu- 
steht, wenn solches nicht ausdrücklich im Pachtvertrage 
vereinbart ist^). Daraus konnte nur ein Nachteil für die 
unterthänige Bevölkerung erwachsen, an welcher sich die 
Gutspächter für die verminderten Einkünfte schadlos zu 



*) Volumina legum. VIIl. S. 112. Bedingung dem Gutsbesitzer 
gegenüber... 
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halten versachten. Obwohl auch gewöhnlich als Maximum 
der schuldigen Arbeit die rechtmässige Norm, wie sie im 
Inventare bei Uebergabe eines Gutes festgesetzt -war, for 
den Gutspächter galt, so war es nicht zu verhindern, dass 
eine Uebervorteilung zu Gunsten des Stärkeren, überall, 
wo sich Gelegenheit dazu bot, versucht wurde. 

Ein anderer Beschluss des Beichstages, den wir hier 
erwähnen, obwohl er nur indirekt uns interessiren kann, 
ist die Schenkung an den König von 4 Starosteien. Nach> 
dem nämlich das königliche Privileg der Verteilung von 
Krongütern als Belohnung für verdiente Bürger durch das 
neue Gesetz abgesohafiBb wurde, verlor der Monarch eines 
seiner wichtigsten Prärogative. Als Entschädigung dafür 
erhielt er von den Ständen die Starosteien von Biata Cer- 
kiew, von Bohuslaw, von Kaniöw und von Ohmielnik und 
zwar nicht für die Dauer seiner Regierung, sondern als 
erbliches Eigentum unter der Bedingung, dass den bishe- 
rigen privilegirten Besitzern bis zu ihrem Ableben alle 
Bechte unverändert erhalten bleiben sollen. Wichtig für 
uns ist das vom König gegebene Versprechen, dass er 
auch dann, wenn diese Güter in sein Erbeigentum über- 
gehen, nicht mehr für sie beanspruchen wird, als was die 
heutigen Besitzer rechtmässig behaupten und dass er den 
Unterthanen der Städte, sowie auch der Landbevölkerung 
dieser Starosteien dieselben Freiheiten, die sie bisher hat- 
ten, auf alle Zeiten zusichert. 

Als Forum für alle Angelegenheiten dieser Staro- 
steien wird jetzt das für andere Erbgüter compeiente Ge- 
richt bezeichnet, mit der Bemerkung, dass die schweben- 
den Prozesse mit den bisherigen Prozessen, da wo sie 
eingeleitet waren, zum Abschlüsse kommen sollten. Wir 
betonen diesen Beschluss aus dem Grunde, da es dann im 
Falle, wenn es sich um Prozesse zwischen Starosten und 
Unterthanen handelte, nur vom Referendar- oder Assesso- 
rengericht die Rede sein konnte, was im Widerspruch 
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steht mit der Behauptung Fürst Lubomirski's, es seien 
beim Keferendargeriohte im Laufe des ganzen XVIII 
Jahrhunderts keine Prozesse aus den Domainen in der 
Ukraine und in Wolhynien vorgekommen '). 

Diese Behauptung findet zwar ihre Bestätigung in 
den Akten des Warschauer Archivs, anderseits aber muss 
man fragen, wo die schwebenden Prozesse mit den Posse- 
soren, von denen der König spricht, verhandelt wurden? 
Es müsste denn sein, dass sie in diesen Provinzen vor 
den Grodgeriohten angestrengt waren, was aber durch 
keine Gesetzesbestimmung zu beweisen ist'). 

Erwähnen wollen wir noch das Verbot, polnisches 
Geld über die Grenze zu bringen. 

Die Relation zwischen Gold und* Silber ist gegen die 
festgesetzte Ordnung von 1766 und 1768 in's Schwanken 
geraten und das Goldagio betrug bereits 6 Silbergroschen 
oder 1 polnischen Gulden, l^/^ Kupfergroschen. Dieses 
Agio ist der regen Thätigkeit fremder und einheimischer 
Spekulanten zu verdanken, die mit allen Mitteln darauf 
hin arbeiteten, um die Landesmünze in Misskredit zu brin- 
gen, weil sie eben gut war. Die Folge war, dass sie ein 
Geschäft beim Export des polnischen Silbers machten und 
die bessere Münze aus dem Lande lockten. Dagegen rich- 
tet sich die nun angeordnete Sperrung der Grenze, die aber 
einmal ungenügenden Schutz gab, anderseits die Vorein- 



*) Die Wojewodschaften von Bractaw, Podolien und Kiew 
haben im Laufe von drei Jahrhunderten keinen Prozess beim 
Gerichte anhängig gemacht. Für diese Bevölkerung war es so, 
als ob die Beferendargerichtsbarkeit nicht existirte. (Lubomirski. 
Rolnicza ludnosc w Polsce od XVI. do XYIII. wieku. Ackerbaube- 
vöikerung Polens vom 16—18 Jahrhundert. Warschau 1862. S. 8). 

') Wir werden versuchen, in einem später folgenden Teil un- 
serer Arbeit diese Frage zu beantworten. 
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genommenheit gegen den reeUen Wert der neuen Münze 
noch mehr beförderte ^), 

Als dem Gefühl der Billigkeit Rechnung tragend und 
die unterthänige Bevölkerung berücksichtigend, muss man 
noch die Vorschriften über das Benehmen der Soldaten in 
den Einquartierungsorteü hervorheben. Nach §. 2 der neuen 
Militärordnung von 1775 ^) soll der Soldat seinem Haus- 
wirt gegenüber ein „diskretes Benehmen** beobachten, nie- 
manden aus dem Hause weisen und nicht mehr^ als 
die Vorschrift bestimmt, fordern und auch nichts mehr 
als Wohnung, Feuer und Wasser beanspruchen. Die Sol- 
daten und Unteroffiziere haben das für die Feuerung not- 
wendige Holz von ihrem Hauswirte zu beanspruchen. Hö- 
here Chargen kaufen sich das nötige Holz ein. Die Woh- 
nungen für das Militär hat überall die Gutsverwaltung zu 
bestimmen, wobei als B.egel gilt, dass der Herrenhof und 
die wirtschaftlichen Gebäude, ebenso wie die Mühlen und 
Schenken von der Einquartierung befreit sind. Für das 
Militärlazaret und die Wachtposten wird der Holzbedarf 
nach gegenseitigem Uebereinkommen verabfolgt. Die Sol- 
daten haben sich in ihren Wohnungen ordentlich und sitt- 
sam zu benehmen und Vergehen gegen die Sittlichkeit 
werden mit hohen Strafen (Buthenlaufen) geahndet. Eben- 
falls erfolgt eine sehr strenge Bestrafung, wenn der Soldat 
eigenmächtig seine Wohnung wechselt. Nach §. 3 soll sich 
kein Soldat erdreisten, irgend jemanden, sei es Unterthan 
Seiner Majestät, oder ein Privatunterthan, an Hab und 
Gut zu schädigen, ihm irgend etwas wegzunehmen, auf 
der Strasse in Städten, oder auf dem Marsche im Lande, 
auch in Dörfern und Lagern- unter Strafe des B>uthenlau- 



*) Volumina legum. VIII. S. 123. Erhaltung „pedis mone- 
tarii". 

*) Volumina legum. VIII. S. 100. Heeresdisciplin. 
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fens und unter Umständen schwerer Arbeiten, ja selbst 
der Todesstrafe. 

Als eine spezielle Bestimmung für Lithauen ist ein 
Gesetz, die Ueberfahrtsgelderberichtigung betreffend, zu 
erwähnen. Es kamen nämlich Falle vor, wo durch abusive 
Eingriffe fremder Personen Ueberfahrten und Brücken zwi- 
schen zwei Ufern, welche derselben Herrschaft angehör- 
ten, als ein besonderes und privilegirtes Unternehmen 
ausgebeutet wurden, zum Nachteil des Gutsbesitzers und 
seiner Unterthanen. Solche Privilegien werden nun kassirt 
und in Zukunft verboten *). Weit wichtiger als dieses ist 
ein anderes, auch nur für Lithauen erlassenes Gesetz, das 
die ausgesprochene Bestrebung ausdrückt, Beichtum und 
Cultur des Landes durch Zulassung fremder Ansiedler zu 
heben. „Da wir**, heisst es da im Texte, „brach liegende 
und unbesetzte Läadereien im Grossfursfentum Lithauen 
in einen ordentlichen und nützlichen Zustand bringen und 
durch Einführung fremden Geldes und Zulassung fremder 
Leute den B,eichtum des Landea vermehren wollen, erlau- 
ben wir, Kraft des vorliegenden Gesetzes, Leuten bürger- 
liehen Standes, mit Ausnahme der Juden und der von ih- 
ren Herren nicht freigelassenen Bauern, Grundstücke, Dör- 
fer und irgendwelche Erbgüter als erbliches Eigentum, 
Pfandbesitz oder Pacht erwerben zu können, welche Rechte 
auch Ausländern, die sich in den Ländern der Republik 
niederlassen wollen, zugestanden werden können, ohne 
dass eine solche Erwerbung, sei es von Grundeigentum, 
Pfandbesitz oder Pachtgütern dem Besitzer den Adelstitel 
verleiht. Was aber den Besitz ihrer Güter anbelangt, so 
wird ihnen volle Sicherheit für die Erhaltung der „a pro- 
prietariis'' erworbenen Eechte verbürgt« ^. 



*) Volumina legum. VIII. S. 404. Bedingung des Eigentums... 
^) Volumina legum. VIII. S. 405. Massregeln zur Hebung der 
Bevölkerung... 
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Ich habe hier absichtlich den ganzen Wortlaut des 
Gesetzes oitirt, weil es von weitgehender Bedeutung sein 
konnte. Es ist hier klar ausgesprochen, dass hier alle Nicht- 
adeligen, mit Ausnahme der Juden und unfreien Bauern, 
die besten Besitzrechte an Grund und Boden im Lande 
erwerben konnten. Wenn wir im Auge behalten, dass bis- 
her ein Nichtadeliger ohne besondere Erlaubniss, welche 
nur die auf dem Reichstage versammelten Stände erteilten, 
kein Landgut kaufen konnte, und dass nur ganz wenige 
Ausnahmen für Bürger einzelner Städte und diese auch 
in sehr beschränktem Umfange eingeräumt waren, wenn 
wir beachten, dass derselbe Reichstag von 177B in Kronpolen 
eine Ermächtigung auf Güterkauf einzelnen Warschauer 
Bürgern erteilt und deren Namen in einem besonderen Be- 
schlüsse nennt *), so leuchtet ein, wie das lithauische Ge- 
setz, nach welchem selbst ein freier Bauer unbehindert 
Landgüter erwerben konnte, eine entschieden fortschrittliche 
und freiheitliche Richtung hatte. Man wird hier erinnert an 
die im J. 1768 in die Kardinalgesetze aufgenommene Be- 
stimmung über die freien Colonisten, die nach emphyteu- 
tischem Rechte sich in Ansiedlungen niederlassen konnten. 
Hier ist aber ein weit grösseres Rechtmass dem Coloni- 
sten zuerkannt, da das Land, das er erwirbt, sein voUes 
und unbestrittenes Erbeigentum werden kann. Es ist eben- 
falls bezeichnend, dass ein solches Gesetz zuerst in Li- 
thauen zustande kommt. Die Reformen werden nicht von 
der Majorität, sondern von einer zwar geistig dem Gegner 
überlegenen, aber in der Zahl schwächeren Minorität an- 
gebahnt. Das Vorurteil gegen die neuen Bestrebungen ist 
vielleicht weniger markant und wo nicht der Besitzstand 



') Namen, wie des späteren Bürgermeister Johann Deckert, 
des Bankiers und Grosskaufmannes Tepp er, des Kaufmanns Blanc 
und anderer reicher angesehener Leute, die nicht selten den König 
selbst und die Republik mit Geldmitteln unterstützten. 
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der adeligen Bechte unmittelbar geschädigt und vermin- 
dert wird, so hat die Beform mehr Aussicht, als sie vor 
einigen Jahren gehabt hätte. In Kronpolen war die Bevöl- 
kerung dichter und der Ueberschuss an unbestellten Län- 
dereien war keineswegs ein grosser, deshalb auch die be- 
ständige Opposition des polnischen Adels gegen eine Zu- 
lassung von Bürgerlichen und Ausländern zur Erwerbung 
von G-rund und Boden. Im Grossfiirstentum dagegen war 
in dieser Hinsicht die Lage sehr verschieden und es war 
hier eben das ökonomische Bedürfnis, das mehr als die so- 
cialpolitischen Momente das Zustandekommen des neuen 
Gesetzes ermöglichte. 

Wir schliessen die Besprechung der Gesetzgebung 
von 1775 mit dem Gesetze, welches die sogenannte Cathe- 
draticum Abgabe der griechisch unirten Pfarrer abschafißbe. 
Nach einer Constitution aus dem XVII Jahrhundert (1647) 
waren die griechisch-katholischen Pfarrer, von den an ihre 
Vorgesetzten schuldigen Leistungen, in welchen neben Ab- 
gaben auch Frohnarbeiten und weite Fuhren mit einge- 
rechnetwaren, befreit. Die kirchlichen Oberen forderten aber 
dafür eine bestimmte Geldsumme die man Cathedraticum 
nannte. Nach der Abschaffung der erwähnten Schuldigkeiten 
im Jahre 1647 war diese Besteuerung abusiv, bestand aber 
nichtsdestoweniger und lastete, wie man sich vorstellen 
kann, weit mehr auf den ünterthanen als auf den Pfar- 
rern selbst. Das hat der Beichstag eingesehen und in der 
Constitution, die jetzt die Abgabepflicht beseitigte, erklärt 
er: ^dass diese Abgabe die Bedrückung armer adeliger 
Ünterthanen nach sich zöge, da diese in den Pfarrgemein- 
den „per indirectum** zur Zahlung der Gelder an ihre Pfar- 
rer gezwungen werden'' ^). Der Beichstag will aber nicht 
gemeinschaftUch mit den Bischöfen und aus eigenem Er- 



*) Volumina legum. VIII. S. 405. Abschaffung des Cathedra- 
ticum. 

n. 10 
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messen die Angelegenheit ordnen. Er beauftragt die Kan- 
zler, sich an den päpstlichen Nuntius zu wenden, mit der 
Motivirung, „die Sedes Apostolica werde eine Usurpation 
seitens der Bischöfe und die dadurch verursachte Bedrü- 
ckung der Geistlichen und der Unterthanen der Republik 
nicht dulden* *). 

Wenn wir nun auf die ganze Thätigkeit des Reichs- 
tages während jener von 1773 — 7B dauernden gesetzge- 
berischen Periode zurückblicken, so können wir nicht sa- 
gen, dass diese Zeit für das notwendige Reformwerk vor- 
teilhaft ausgenutzt wurde. Die politischen Zustände waren 
derartig, dass man nur mit der grössten Energie bei steter 
Kriegsgefahr ein solches anbahnen konnte. Es fehlte aber 
bei der Mehrheit der Volksvertreter die richtige Erkennt- 
niss des historischen Momentes und noch mehr der auf- 
opfernde Wille, einem so schwierigen Unternehmen alle 
Kräfte zu widmen. Es wäre aber eine falsche Annahme, 
wenn man hieraus auf eine absolute Unfähigkeit des pol- 
nischen Adels, fortschrittlichen und andere Stände berück- 
sichtigenden Reformen gerecht zu werden, schliessen wollte. 
Die Ueberzeugung, dass es weiter in den alten Bahnen 
nicht gehen konnte, dass eine Neuordnung des Staatswe- 
sens eine absolute Notwendigkeit sei, war schon seit Jahr- 
zenten bei einsichtsvollen und denkenden Männern leben- 
dig. Die Ozartoryskische Familie gruppierte um ihr Pro- 
gramm eine ganze Partei. Jetzt, nach der Teilung des Lan- 
des, nachdem das grosse Unglück über Polen hereingebrochen 
war, leuchtete die Notwendigkeit einer besseren Ordnung 
immer mehr ein und die breiten Schichten des Volkes wur- 
den in die Bewegung hinein gezogen. Die grosse Masse 
musste aber auch allmählich zu der Ueberzeugung erzo- 
gen werden, dass ein freiwilliges Opfer an den Privilegien 
der „goldenen Freiheit**, so schwer ein solches Opfer auch 



1) Volumina legum. VIII. S. 405. 
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sei, gebracht werden müsse. Einen Stand, der alle Rechte 
und Privilegien für sich in Anspruch nahm, und ein sol- 
cher war der polnische Adel, zu bewegen, freiwillig etwas 
von seiner Herrlichkeit abzutreten, war nur möglich, wenn 
man den Verstand und das Gewissen des Volkes vollkom- 
men beherrschen konnte. Das hat in erster Beihe das 
schwerwiegende Ereigniss der Teilung gezeitigt, aber auch 
die Bemühungen der aufgeklärten und von opferbereitem 
Eifer beseelten Männer möglich gemacht. Eine Zusammen- 
wirkung Aller setzt eine starke, gemeinsame Ueberzeugung 
voraus; eine solche konnte aber nicht ohne lange Vorbe- 
reitung und planmässigem Vorgehen an den Tag treten. 
Man muss auch die Zusammensetzung der Beichstags-Ma- 
jorität oft durch Pression, die von auswärts angewendet 
wurde, um die Stimmung nach dem Willen der interessir- 
ten Mächte zu gestalten, erklären, Mittel, welche die Ohn- 
macht der Parlamente beweisen, in dem sie ihre Macht 
schaffen. Im Jahre 1773 konnte nur die äusserste Entschie- 
denheit, die alles zu wagen bereit wäre, dem Lande eine 
bessere Verfassung sichern. 

In einer Bede, die der König Stanislaus Augustus 
am 10 Mai 1773 im ßeichstage hielt, sagte er: „Ich habe 
wiederum gefragt, worin diese Beglückung des Vaterlan- 
des bestehen sollte; da erhielt ich zur Antwort: in der zu- 
künftigen festen Begierung. Da fragte ich zum dritten 
Male, ob diese Begierung auf dem Beichstage in den wi- 
chtigsten Angelegenheiten, als da sind, das Heer, die Steuern 
und Tractate eine beschlussfähige Stimme haben wird? Man 
antwortete: nein, und fügte hinzu dass diese Materien in 
derselben jedem Beschlüsse ausweichenden Art behandelt 
werden, in welcher uns alte, jetzt sich rächende Fehler 
erhielten. Man fügte aber hinzu, dass zwischen den Beichs- 
tagsperioden ein Staatsrat bestehen soll, wobei die Zahl 
der Mitglieder, die Zusammensetzung und die Form der 
Magistratur mir verhehlt und nur so viel gesagt wurde, 

10* 
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dass dieser Bat alles, was bisher der König rechtskräfig 
thun konnte und noch mehr, vermögen wird". Der Mo- 
narch fügt dann weiter hinzu: „Wollt ihr denn, die ihr bis- 
her mit solcher Peinlichkeit die kleinsten Beformen prüf- 
tet, nun mit einem Male, ohne selbst zu wissen, was ge- 
plant ist, euch und das ganze Vaterland den künftigen 
Delegirten blind anvertrauen?" *). 

Jene Delegirten, welche die Friedens- und Tractats- 
bedingungen mit den Teilungsmächten zum Abschlüsse 
bringen sollten, und denen die Ausarbeitung der neuen 
Verfassung anvertraut war, standen unter dem Drucke der 
politischen Notwendigkeit und der Vertreter Eusslands, 
Preussens und Oesterreichs, welche diese Notwendigkeit 
personifizierten. 

In der den Deputirten von der Beichstags-Delega- 
tion am 7 August 1774 erteilten Antwort erklärte der Kan- 
zler von Kronpolen im Namen des Monarchen, dass die 
Vertreter der Mächte sich am 6 Dezember des verflosse- 
nen Jahres zu Stanislaus Augustus begeben hätten und da, 
in Anwesenheit der beiden Unterkanzler (Borch von Kron- 
polen und Chreptowicz von Lithauen) nicht nur ihre For- 
derung, betreffend die Schaffung eines Staatsrates (des 
„consilium permanens") wiederholten, sondern der preussische 
Gesandte auch hinzu fügte, er hätte von seinem Herrn die 
Vollmacht erhalten, auf den grössten Teil der separaten 
Artikel, die von Polen gefordert wurden, eine Antwort 
und selbst eine günstige zu erteilen, doch werde er weder 
einen Schritt thun, noch ein Wort sagen, bevor der König 
das gewünschte „consilium permanens'' mit der Minde- 
rung seiner Prärogativrechte bewilligt. 

Drei Tage später erklärte seinerseits der russische 



*) Zbiör m6w röÄnych w czasie dw6ch seymöw ostatnich 
Roku 1775 y 1776 mianych. (Sammlung verschied. Reden während 
den zwei Reichstage von 1775 und 1776) w Poznaniu 1777. Bd. I. 
S. 28 u. 29. 
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Bevollmächtigte Graf Stackeiberg, dass, falls sich der Kö- 
nig den Absichten der Höfe widersetzen wollte, er, der 
Botschafter, den Freundschafesbruch mit der Kaiserin pro- 
klamiren und dann sich selbst an die Spitze aller ent- 
schiedenen Feinde des Königs stellen und die oesterreichi- 
sehen wie die preussischen Truppen wieder nach Polen 
rufen werde. Unterdessen sollte er den zur Zeit im Lande 
konsistirenden russischen Truppen den Befehl geben, auf 
alle Art das Land zu bedrücken, auf Kosten der Bevölke- 
rung lebend. Aehnliohe Befehle würden Oesterreich und 
Preussen erhalten und es würde im ganzen Lande durch 
ausgestreute Manifeste publicirt werden, dass der Monarch 
seiner eigenen Vorrechte zu liebe, das ganze Land dem 
grössten Unglück preisgebe und er am ganzen Elend 
schuld sei. Eine Weigerung des Königs wurde auch als 
Vorwand zur Vergrösserung der zum Schaden Polens an 
die Mächte entfallenden Landesteile benutzt werden ^). 

Als dann der König, Stackeiberg und den anderen 
beiden Gesandten gegenüber sich über das ihm durch Min- 
derung seiner schon so unbedeutenden Prärogativrechte 
geschehenen Unrecht beklagte und hinzufugend sagte, er 
hätte nie Missbrauoh mit diesen Vorrechten geübt, 
wurde ihm zur Antwort gegeben, dieselben, sowie sie be- 
stehen, könnten in der Hand eines Thronfolgers, der kein 
so guter Patriot wie seine Majestät wäre, gefährlich werr 
den. Hierauf replicirte Stanislaus Augustus: „Es steht der 
Republik frei, irgend welche Bedingungen dem zukünfti- 
gen Tronanwärter vorzuschreiben, doch sei es Unrecht 
dem Herrscher gegenüber, der seinen Eid dem Volke treu 
bewahrte, wortbrüchig zu werden 2). 

Es half aber nichts, im Gegenteil hat man in dem 
Projekte des immerwährenden Rates, welches der Delega- 



*) Sammlung verschied. Reden u. s. w. S. 4f8 u. 49. 
») Ebenda. S. 50. 
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tion vorgelegt wurde, auf der fünften Seite folgende Worte 
eingesohaltet : „Seine Majestät seinerseits erlaubt und ver- 
zichtet in seinem und seiner Nachfolger Namen auf die wei- 
ter aufgezählten Prärogativrechte*^. „Dieser Wortlaut im 
Namen der Nachfolger^, äusserte der kronpolnisohe Kanzler 
in einer Srcde an die Stände, „wurde dem Könige nicht 
einmal vorgelegt, wie es aus den hier angeführten Punk- 
ten, die ich nun lesen werde, ersichtUch ist^ ^). 

Stanislaus Augastus war nicht der Mann, in so 
schwieriger Lage die nötige Entschiedenheit und Energie 
zu entfallten, wie ja überhaupt die Männer die zur Zeit der 
sächsischen Regierung in Polen aufgewachsen waren, es 
nicht vermochten fest entschlossen sich um ein Banner zu 
schaaren, um ein Reformwerk durchzufuhren. Wir wieder- 
holen es, das Land hätte müssen dazu erzogen werden. 

Doch ist man auch noch so geneigt, die Durchfuhrung 
einer gedeihUchen und gründlichen Beform, die mit der Stär- 
kung des monarchischen Prinzips gleichzeitig eine Meh- 
rung der Freiheiten und Rechte der nichtprivilegirten 
Stände zum Ziele hatte, im Jahre 1775 als unmöglich zu 
erklären, so muss man einsehen, dass die einzelnen Bestre- 
bungen, die Lage der ünterthanen zu verbessern, sich im- 
mer mehr verbreiteten und dass die Stimmen immer lauter 
wurden, die eine Freiheitsgewährung an das unterthänige 
Volk forderten. Wir sehen und erkennen diese Bestre- 
bungen weit mehr in der Initiative Privater, als in der 
Thätigkeit der Regierung und die Reformen in einzelnen 
Erbherrschaften werden nun in sehr interessanten Formen 
angebahnt und durchgeführt. Bei der vollkommenen Frei- 
heit, welche der Gutsherr hatte, nach Belieben die Ver- 
hältnisse auf seinen Gütern einzurichten und bei der Schwä- 
che der Centralregierung ist es erklärlich, dass zuerst die 
Privatinitiative das unternimmt und verschiedenartig aus- 



*) Sammlung verschied. Reden. S. 50 u. 51. 
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führt, was die Gesetzgebung bis dahin nicht zu unternehmen 
wagte und nicht durchzusetzen im Stande war. Die Dar- 
stellung und die Beurteilung dieser verschiedenen Consti- 
tutioneUj wie sie von den Grundherrschaften den Unter- 
tlianen oktroirt wurden, (denn es sind das richtige Con* 
stitutionen, die der Herrscher seinem Volke giebt), werden 
'wir erst in einem später folgenden Teile unserer Arbeit 
bringen, da der Stoff ein sehr reichhaltiger ist. Der gesetz- 
geberische Wille des Volkes sprach sich erst nach 20 Jah- 
ren in der Constitution vom 3 Mai 1791 zu Gunsten der 
TTnterthanen aus, nachdem im Jahre 1780 noch das Re- 
formwerk des Kanzlers Andreas Zamoyski: die Vorlage ei- 
nes neuen Gesetzbuches für Polen, das wichtige Bestim- 
mungen zu Gunsten der TTnterthanen enthielt, fast einstim- 
mig verworfen wurde. 

Eine neue Generation musste kommen, die durch das 
Unglück des Vaterlandes gemahnt, durch den Einfluss 
fortschrittlicher Ideen aufgeklärt, nicht mehr den harten 
und unbeugsamen Sinn, der das Sacrosanotum der „golde- 
nen Freiheit" verherrlichenden Adeligen der sächsischen 
Periode hatte und aus eigener Bestimmung die Untertha- 
nen unter den Schutz des Gesetzes nahm, zwanzig Jahre 
dauerte es, bis das Volk dazu erzogen wurde. Es bedeutet 
aber viel, wenn man die Zeit und die politische Lage des 
Landes im Auge behält. Im Jahre 1773 waren noch die 
Männer der „sarmatischen" hartherzigen Gesinnung zu 
mächtig im Reichstage, als dass die Stimmen, die für die Un- 
terthanen erhoben wurden hätten Gehör finden können. 
Solche Stimmen fehlten aber nicht und es waren unter 
den Abgeordneten auch solche, welche das Elend des un- 
terthänigen Volkes mit beredten Worten schilderten. 

Man hört nicht selten in ihren Reden Anklänge an 
die reformatorischen und auch revolutionären Schriften der 
französischen Neuerer, man glaubt fast einen Rousseau zu 
hören und ist erstaunt über die Freimütigkeit, mit der oft 
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dem adeligea Stande seine Vorurteile und sein egoistischer 
Sinn vorgeworfen wird. 

Wir wollen hier zum Schlüsse unserer Betrachtung 
als Beispiel einige Auszüge aus der am 21 September 1778 
im Reichstage gehaltenen Bede des Krakauer Abgeordne- 
ten Oraczewski folgen lassen: ^Lasst in euren, durch die 
Gewohnheit hart gewordenen Herzen die Bücksicht Platz 
finden, dass der arme Ackerbauer, welcher keinen andern 
Preis ftlr seine Mühe findet als die fortwährende Wieder- 
holung der Arbeit; der Bauer, dessen Bestimmung es ist, 
das Wohl der Menschen zu fördern, ohne sein eigenes 
Loos zu verbessern, der Bauer, der in seiner Kindheit 
schon arbeiten muss, dann in seiner Jugend arbeitet, als 
Mann weiter arbeitet, so lange er noch Kräfte hat und oft 
im Greisenalter genötigt ist, durch fremde Barmherzigkeit 
Kleidung und Nahrung zu bekommen, der oft, wenn er 
kein mitleidiges Herz findet, mit seinen letzten Kräften 
und fast sterbend nach Verdienst sucht, der oft, jeder Wit- 
terung preisgegeben, hungernd und durstend Frost und 
Hitze ertragen muss, dass dieser Bauer sich doch nicht 
über euch, sondern über sein bitteres Geschick beklaget^ ^). 
und er ruft in seiner weiteren Bede seinen Landsleuten 
zu: „Haben wir den Mut und befreien wir uns von dem 
Joche des Vorurteils, welches uns vor den Augen Euro- 
pa's als grausam erscheinen lässt, werden wir Beschützer 
dieser uns so nützlichen und arbeitsamen Volksklasse, ge- 
ben wir der Welt ein Beispiel, dass wir auch im Unglück 
andere glücklich machen können^ ^). Die Vorschläge, die 
der Bedner weiter entwickelte, gingen darauf aus, dem 
Landarbeiter einen ausreichenden Schutz gegen die Be- 
drückung von Seiten seines Herrn zu gewähren und ihm 
den Erwerb eines freien Eigentums zu ermöglichen. „Be- 



^) Sammlung der Beden etc. des Abgeordneten O. S. 70, 71. 
2) Ebenda. S. 70 u. 72. 
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schliessen wir^, sagt er, ^eine vermittelnde Instanz zwi- 
sohen dem nützlichen Ackerbauer und jenem, der sein 
Herr ist, d. h. ^die Menschenrechte zwischen zwei Men- 
schen" *). 

Doch die Gesetzgeber sollten auch dies Mal die Un- 
terthanen der Willkür ihrer Gutsherren überlassen. Sie ha- 
ben sie dem Geschicke, der Leidenschaft und der gutsherr- 
lichen Macht geopfert 2). 



*) Sammlung der Reden. S. 
2) Ebenda. S. 73. 




ANHANG. 



Uebep die „Haeredes". 




'er Brennpunkt der ganzen Streitfrage über die so- 
ziale Grundlage der Piastischen Monarchie liegt in 
der Bejahung oder Verneinung der Frage nach der 
Existenz eines freien Kleingrundbesitzes und einer diese 
Besitzfreiheit im vollen Umfange geniessenden Bauemklasse. 
Wir sehen, wie die Eroberungshypothese die Unmöglichkeit 
einer regelmässig fortschreitenden Entwicklung in der Bil- 
dung der staatlichen Macht und des sozialen Gefüges Po- 
lens behauptet und sie zum Grundthema ihrer Kritik gemacht 
hat. Die freien ursprünglichen Landsassen sind nach dieser 
Anschauung ihrer Eechte verlustig geworden und der ganze 
Grund und Boden wurde Eigenthum des neuen Herrscher- 
stammes. 

Was ist dann der Rusticus, der bäuerliche „Haeres" 
einer aus uralter Zeit stammenden Stelle? Ein „adscripti- 
oius" antwortet Prof. PiekosiAski, ein dem Landesherrn 
unterthäniger Bauer, der wohl erblich im Besitze seines 
Ackers bleibt, doch keineswegs als unbeschränkter Eigen- 
thümer gelten darf und vom Grundherrn jeder Zeit elimi- 
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nirt werden kann. Neuerdings ist gegen diese Ansicht ein 
neuer Gegner Prof. Anton Matecki aufgetreten, der in sei- 
ner Abhandlung ^) über die freie bäuerliche Bevölkerung 
in der ersten Epoche der polnischen Geschichte auf ein 
für die richtige Verständniss der 80 wenig klaren Verhält- 
nisse wichtiges Dokument verwies, nämlich auf das ,,Liber 
fundationis claustri Beatae Mariae^ zu Heinrichow in Schle- 
sien. (Im Jahre 1854 von Stenzel ausgegeben). 

Er führt eine Reihe von Fällen an, wo Ländereien 
durch Kauf oder Geschenk ins Eigenthum des Klosters 
kamen und von den Gisterzienser Mönchen von Leuten er- 
worben wurden, die er als freie Haeredes ansieht. So die 
Nachkommen eines Gli^b, der „Rusticus ducis" war, so die 
Haeredes von Sukowitz, die von Kolacz6w, von Bobolitz, 
von Skalitz etc. etc. 

Prof. Malecki's Schrift blieb nicht ohne Antwort von 
Seiten Prof. Piekosinski's, der in einer speziell diesem Ge- 
genstande gewidmeten Abhandlung betitelt: „Die bäuerli- 
che Bevölkerung in Polen in der Epoche der Piastenkö- 
nige'' (Krakau 1896) 2), die Lage des unterthänigen Landvol- 
kes im Mittelalter ausführlich darzustellen sich bestrebte. 
Es ist das nebst den Untersuchungen Malecki's die erste 
dieses Thema wirklich gründlich behandelnde Arbeit, kri- 
tisch in der Prüfung der vorhandenen Quellen und sie mit 
grossem Scharfsinn verwertend. Die von Malecki ange- 
führten Thatsachen reducirt Piekosinski theilweise auf 
seltene Ausnahmen oder bestreitet die nach seiner Ansicht 
irrige Auslegung. Behalten auch einige Fälle ihre Geltung, 
so kann man, sagt er, die wenigen „rari nantes in gurgite 
vasto**, keineswegs als Kern und der Zahl nach bedeuten- 
ste soziale Klasse unserer mittelalterlicher Staatsordnung 



*) Ludnosc wolna w ksi^dze Henrykowskiej. Die freJe Bevöl- 
kerung im Heinrichsbuch. Lemberg 1894. Verlag der historischen 
Gesellschaft. 

')Ludnoi§6wi6äniaczawPolsce dobie Piastowskiej.Kraköw. 1896. 
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ansehen ^). Es konnte vorkommen, dass ein ßustioas zum 
gewissen Wohlstande gelangte und dann im Stande war 
vom Fürsten ein Stück Land käuflich zu erwerben. Im 
XII und Xm Jahrhundert nach dem Ableben Boleslaus 
Schiefmunds sind solche Fälle denkbar, die kleinen Theil- 
fürsten brauchten ja Geld und wir sehen, dass sie in die- 
ser Zeit Ländereien nicht nur an die Ritterschaft verge- 
ben sondern oft selbst an Fremde, auch an Juden, ver- 
kaufen ^). In dessen kann man nicht aus einigen Ausnahms- 
fällen auf einen allgemeinen freien Grundbesitz der Rustici 
scbliessen was durchaus gegen die mittelalterliche Staats- 
ordnung stösse. 

Prof. Malecki demonstrirt seine Theorie an einigen 
im Heinrichsbuoh beschriebenen FäUen. Wir wollen hier 
einen der markantesten vorführen. 

Kwiatek, ein angesehener alter Mann, dessen Hand 
nicht nur den Pflug aber auch das Schwert zu führen 
wusste und der selbst bei Hofe des Herzogs Boleslaus des 
Bärtigen beliebt war „praeter alios eligebatur'' *) sollte 
dem Kloster einen Teil seines bäuerlichen Erbes geschenkt 
haben „per eum venit'' *). Daher der Schluss, — Kwiatek 
hätte ein unbestittenes Eigenthumsrecht an diesem Erbe 
gehabt. 

Betrachten wir den Fall näher. Das Erbe des fürstli- 
chen „Rusticus ducis" Bauern Kwiatek kam ihm vom Gross- 
vater Gtls^h und heisst desshalb (Gl^-bowieo), Glombowitz. 
Es bestand aus einer grösseren Waldfläche und aus bebauten 
Ackern. Der bäuerliche Besitzer fühlte sich von einem 
mächtigen Herrn (Nachbar?) bedrängt und bedrückt und 



^) Piekosii^ski. Die bäuerliche Bevölkerung. S. 147. 
^ Aber auch dann ist es fraglich ob die soziale Stellung des 
Bauern gebessert wurde. 

') Malecki. Die freie Bevölkerung. S. 7. 
*) Malecki. Die freie Bevölkerung. S. 8. 
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verliess eines Tages Haus und Hof, um eine neue Nieder- 
lassung etwas weiter, aber immer auf seinem haereditärea 
Besitz auszubauen. (Kwiatkowitz). 

Was geschieht mit dem brach liegenden Boden? Der 
Fürst sieht die Stelle als eine vacante an und giebt sie zum 
Geschenk seinem Kanzler Nioolaus, (Anno 1215—20) der 
sie dann dem Kloster weiterschenkt. Der rechtmässige Hae- 
reS) der allem dem zugesehen hat, erhebt keinen Protest, 
fordert keinen Schadenersatz, keine Genugtuung. Erst nach 
seinem Tode (f 1245) versuchen entfernte Verwandte, die 
Haeredes von Gieszkowitz (Enkel von Pirosz, einem Bru- 
der des Gl^b) Anspruch auf die vergebenen Grundstücke 
zu erheben. Der Fürst lässt sich dazu bereden die Resti- 
tution anzuordnen. Kaum hat er aber das Urteil zu Gun- 
sten seiner Bauern „proprii sui rustici^ gefallt, als er schon 
seinen Sinn ändert und einem Bitter Stephanus „Kobyla- 
glowa^ mit Namen, die ^rem litis^, Wald und Acker für 
ein schönes Pferd abtritt. 

Von diesem Bitter kauft dann das Kloster jene Gü- 
ter ab. — Es vergehen 60 Jahre. 

Da findet sich ein neuer Anwärter auf die Haeredi- 
tas des alten Gli^b in der Person seines Ururenkels in ge- 
rader Descendenz und droht den Mönchen mit einem Pro- 
oesse, falls sie sein Becht nicht anerkennen. Das Kloster 
ist geneigt diesen Mann mit 2 Mark Silber zum „ewigen 
Schweigen^ zu bewegen und zur Erklärung zu bringen, 
dass er auf alle Ansprüche verzichtet ^). Dies geschieht 
öffentlich in der Curia des Herzogs. — Für Prof. Malecki 
liegt darin der Beweis eines ungeminderten Eigentums^ 
rechtes, welches dem „Eusticus Ducis Gl^b** sowie dessen 
Nachkommen zustand. Das kann man aber aus nicht un- 
wesentlichen Gründen bestreiten. Wir fragen nämlich: 



^) Lib. Fundationis. S. 192. Anno 1*296. 
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1) Warum hat der Fürst die verlassene Stelle ohne 
jedwede Entschädigung an Kwiatek seinem Kanzler Niko- 
laus gegeben? 

2) Wie hat er den Haeredes von Gieszkowitz, nach- 
dem er sie schon als rechtmässige Erben anerkannte, die 
Erbschaft einfach weggenommen? 

3) Warum haben die direkten Nachkommen des Kwia- 
tek keinen Protest gegen die Ansprüche der Gieszkowitzer 
Bauern erhoben? 

Ist es nicht vielmehr überzeugend, dass die Eigenthums- 
reohte eigentlich beim Fürsten stehen, der aber seinen Ku- 
stiel Liändereien zur erblichen Nutzniessung übergibt. Kwia- 
tek siedelt um, und reklamirt nichts für die verlassene 
Stelle, inFolge dessen meint der Grundherr über sie bestimmen 
zu können. Er ist aber bereit Ansprüche Kwiatek's Fami- 
lie als gültig und rechtmässig zu erklären. Warum? Ein- 
fach, weil Kwiatek die Gründstücke zwar unbestellt ver- 
lassen, keineswegs aber auf sie verzichtet hat. 

Sie sind immer seine Haereditas geblieben und die 
Wegnahme ohne Entschädigung bleibt an sich unbillig. — 
Wir wissen nicht, warum Kwiatek Alles ruhig geschehen 
lässt, doch eins bleibt sicher, — hätte dieser Bauer ein 
unbestrittenes Eigenthum an dem verlassenen Gut gehabt, 
so wurde er es Jemandem verkauft haben. Hat doch der 
Ritter Stephanus dem Fürsten ein Pferd im Wert von 28 
Mark Silber dafür angeboten und dann ebensoviel von den 
Gisterzienser in baarem Gelde erhalten. Der Busticus konnte 
das aber nicht thun. Das „dominium directum** war beim 
Fürsten, dem Bauern stand nur das „dominium utile" zu. 

Es ist sehr zu bedauern, dass wir keine genaue Nach- 
richt über die Art und Weise, wie das eigentliche Gut 
Kwiatek's: Kwiatkowitz, in Besitz des Klosters gekommen 
ist. Es war darüber keine Notiz im Heinrichsbuch vorhan- 
den — obwohl man aus einer Gapitelüberschreibung sieht 
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dass daroQ die !ßede sein sollte'). Ob sich das „per eum 
vemt" anf eine direkte Schenkung, eia testamentansohes 
YermächtnisB, — oder aber nar auf einen Vorgang, wie 
wir es bei „Glombowitz" sehen, bezieht, ist nicht zu erfah- 
ren. Zwar sieht es ans, als ob Kwiatek sein Gat dem Klo- 
ster gegeben hätte, da der Abt sein Andenken preist 
und ihn den Gebeten der Ordensbrüder empäelt, doch ist 
daf&r kein sicherer Anhaltspunkt gegeben. Das Dooument 
sagt nur, die Stelle wäre nach dem Tartaren Einfalle dem 
Kloster gegeben „particula, quae data est post paganos". 
Anderdeits weiss man, dasa Kwiatek im J. 1246 stirbt ''). 
Ist es nicht wahrscheinUch, dass er keine direkten Nach- 
kommen hinterliess und seine Haereditas vom Fürsten dem 
Mönchen überlassen wurde? 

Jedenfalls ist er schwer zur Uebenseugung zn kom- 
men, dass Kwiatek als ein absolut freier Eigeuthümer 
von Glombowitz und Kwiatkowitz anzusehen seL 

Änlich verhält es sich mit den meisten bei Malecki 
citirten Fällen. Der schon erwähnte Kanzler Nikolaus 
eliminirt die Haeredes von Kotaczöw, er bewegt sie 
also, — zwar nicht ohne Entschädigung — ihre Stellen zu 
verlassen^. Derselbe hohe Beamte nimmt in Besitz die 
herrenlosen Haereditates in Sukowitz, da die rustici infolge 
von Zwistigkeiten und Fehden weggezogen waren „dispersi 
sunt". 

Wieder kann man fragen, warum haben diese Leute 
e Aecker vor ihrem Abgang nicht an Andere verkaußi? 

Die Haeredes von Bobolitz *) sind eines Verbrechens 
ifiihrt worden. Sie müssen sich dem Gesetze nach los- 
!en. Da sie das nötige Geld nicht haben, so wird ihnen 



>) üb. Fund. S. 46. 

=) Lib. Tand. S. «. 

=>) 0ie freie Bevölk. S. 13. 

') Ibidem. S. 13. 
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die Haereditas abgenommen und zwangsweise verkauft. 
Prof. Malecki sieht darin wieder ein Beleg für die Rich- 
tigkeit seiner Theorie. Warum, fragt er, verkauft der Fürst 
ein Stück Land, das ihm sonst gehörte? Es scheint mir, 
dass er es thut, um Geld zu bekommen. War ja die Ju- 
risdiction in capitalen Sachen nicht wenig aus dem Grunde 
ein Privüeg des Landesherrn, dass sie ihm hohe Einkünfte 
einbrachte. Die schweren Strafen waren Lösegelder vor 
der ^poena capitis" und der Sklaverei — (die „poena sep- 
tuagintorum" kam der Todesstrafe gleich). Warum sollte 
denn der Fürst eine bäuerliche Haereditas nicht öffentlich 
zum Verkauf stellen? Die nächsten Verwandten der Ver- 
urtheilten hatten dann ein Vorrecht beim Kauf, sie kamen 
aber deshalb in keine vorteilhaftere Lage wie die früheren 
Haeredes. Was anderes ist es, wenn das Kloster die Stel- 
len kauft. Man vergegenwärtige sich die Zeit, in der die 
Kirche so ausgedehnte Privilegien besass, in der sie die 
Jurisdiction über alle auf ihren Gütern angesesseneu Leute 
beanspruchte. 

Von der Eliminatio hören wir in einem weiteren 
Dokumente wieder (Radritz, Oieszkowitz). In einem Falle*) 
behalten die Rustici schliedsHch ihre Stellen, aber unter 
fi:anz anderen Bedinfi:unfi:en. Sie werden ihnen als F e u- 
dum zurückersUttet „pfaedictam haereditatem in feudo de 
manu principis receperunf ^). Hiedurch wird aber ihre 
Lage gründlich verändert, — sie verpflichten sich im 
Kriegsfalle einen Reiter zu stellen, können daher mit Recht 
unter die Milites gerechnet werden. Jedenfalls sind sie von 
den auf der Bauernbevölkerung lastenden „angariae solu- 
tiones" frei und dürfen nicht mit den anderen Rusfcici iden- 
tifizirt werden. Dass viele vom Ritterstande für diese 



^) Der Fürst wollte seine Oekonomie vergrössern, desshalb 
ordnet er die Eliminatio an. 
2) Lib. Fund. S. 99. 

II. 11 
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Haeredes beim Fürsten sprechen ist auch eher ein Zeug- 
niss für den Willen der bevorzugten Milites die Haeredes 
von Kadritz nicht als Baaern anzusehen. Wenn nachher 
der Landesherr einem seiner Bitter (Büdiger) das Feudum 
in Badritz übergiebt, so wird dadurch nur das Becht auf 
einen ^dextrarius^ übertragen, keineswegs die Freiheit 
über die Arbeit der Haeredes zu disponiren. Findet sich 
dann das Kloster bereit dem Bitter dieses Feudum abzu- 
kaufen, so kann es auch von den Badritzer Leuten Orund 
und Boden erwerben. Dennoch muss man annehmen, dass 
dem Bitter Büdiger ein volles Einspruchrecht gegen die 
Transaction zustand und dass nur mit seiner Einwilligung 
dieser Verkauf stattfinden konnte. Der andere Fall (Ciesz- 
kowitz) ist für uns noch wichtiger *). Bichter Adalbert, der 
vom Herzog Bolko das Dorf Cieszkowitz käuflich erwirbt, 
eliminirt die altangesessenen Haeredes aus dem einfachen 
Grunde, dass er es für vortheilhafber betrachtet an deren 
Stelle deutsche Kolonisten anzusiedeln. Man mag be- 
denken, ob eine solche Eliminatio nicht einer Zwangsent- 
äusserung gleich kam. Wenn man aber der Ansicht ist, 
die Gieszkowitzer Bustici hätten ein unumschränktes Ei- 
gentumsrecht an ihren Grundstücken gehabt, so muss man 
logisch folgern, dass eine Besitzerklasse mit besseren Be- 
chten einer solchen mit schlechteren Platz gemacht hat. 
Und doch wissen wir, wie anders es um die Golonisten 
stand. Diese kommen in ein fremdes Land, das durch die 
Tartarenwirtschaft schrecklich gelitten hat, wo die Bevöl- 
kerung decimirt war und keine Arbeitskräfte vorhanden 
waren ; sie kommen gerufen von den Fürsten, vom Klerus 
und der Bitterschaft und man ist geneigt ihnen die grösste 
Zuvorkommenheit zu zeigen, die weitesten Bechte einzu- 
räumen. Kann man da meinen, dass die vollberechtigten 
Gieszkowitzer Haeredes eliminirt werden damit ihre Stel- 



>) Mi^ecki. Die freie Bevölk. S. 25. 
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len an Bauern, die zwar persönlich frei sind, doch kein ei- 
gentliches Eigenthum an ihren Stellen beanspruchen können, 
vergeben werden. Wie ist damit die Tatsache in Einklang 
zu bringen, dass so viele nach polnischem ßechte angeses- 
sene Gemeinden bald den Landesherrn um Gewährung des 
^Magdeburgischen^ bestürmen. Aus allen diesen Gründen 
können wir den Ansichten Prof. Malecki's nicht beistimmen. 

Die Eliminatio, die er in dem oben angeführten Falle 
selbst als einen unbilligen und sehr, einer mit Gewalt er- 
zwungenen Abschiebung änlichen Akt kennzeichnet '), ist 
als ein stets dem Grundherrn zustehendes Hecht zu be- 
trachten. Die deutschen Colonisten sind nach den ihnen im 
Locationsprivileg eingeräumten Freiheiten vor einer solchen 
gesichert, — wie aber mit der Zeit ihre Lage den Grund- 
herren gegenüber schlechter wird, sehen wir, dass nach 
dem Statut von Warta der „scultetus inulitis ac rebellis^ 
zum Verkaufen seiner Stelle und Auswandern innerhalb 
Jahr und Tag gezwungen werden kann. 

Warum verlassen so viele Bustici ihre Niederlassun- 
gen ohne sich um das zurückgelassene Gut zu kümmern. 
(Die Suszkowitz, Kwiatek etc.). Weil sie unsicher sind, was 
Morgen geschehen kann. Prof. Malecki meint, sie wären 
nie an die Scholle gebunden. Dann aber ist nicht zu ver- 
stehen, wie ein ganzes Dorf alle Einwohner verliert, die 
weit in die Welt gehen ^dispersi sunt^ (Iszkowitz) ^) ohne, 
dass Jemand bleibt und ohne das Jemand sein gutes Becht 
um gutes Geld verkauft. 

So ist die Lage der Haeredes bei allen ihnen zuste- 
henden ßechten doch eine immer prekäre zu nennen. 

Anders verhält es sich mit den freien Hospites, wel- 
che Ländereien in Pacht nahmen und deren Stellung durch 
ein mit der Grundherrschafb geschlossenes Abkommen si- 



i) Die freie Bevölk. S. 25. 
») Ibidem. S. 13. 
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ohergestellt war. Diese konnten freilich nach Erfüllung 
aller eingegangenen Verpflichtungen frei abziehen, für sie 
galt auch das Becht der „Lazenki^ (prawo Laz^köw), das 
nichts andern als S>echt der Freizügigkeit war. Man kann 
wohl annehmen, dass der Fürst seinen Brustici ein solches 
S>echt in einzelnen Fällen einräumen wollte, ebenso, wie 
es bei ihm stand sie mit einem Feudum zu belehnen oder 
gar zu S>ittern zu schlagen, und zu nobilitiren. Das wa- 
ren aber Gnadeakten des Monarchen und keineswegs be- 
rechtigte Ansprüche des unterthänigen Bauern. Ebensowohl 
und vielleicht öfters geschah es, dass ein Haeres Busticus 
in Folge begangener Verbrechen oder durch Verschuldung 
in die Knechtschaft gerieth, zum Servus gemacht und als 
solcher unter die Decimos und Oentrum Servos oder ^Pstre- 
sto" (Buntes Hundert) ^) einverleibt und in die Narokdör- 
fer übersiedelt wurde, wenn er nicht in kirchliche Güter 
als geschenkter Arbeiter kam. 

Nach alledem wäre der Haeres und „proprius du- 
cis rusticus** ein erblich angesiedelter und erblich besitzen- 
der doch an die Scholle gebundener Bauer, der dem Lan- 
desherrn mit Arbeit und Abgaben dienstlich ist, aber nur 
gemessene Dienste verrichtet. Er hat Anspruch auf seine 
Haereditas allen anderen Leuten gegenüber, der Fürst darf 
ihn nicht ohne billige Entschädigung wegschicken, wie er 
wiederum ohne "Willen des Grundherrn nicht weggehen 
kann, dennoch muss man noch einmal betonen, dass der 
Grundherr das eigentliche Eigenthum an dem Boden sei- 
nes Rustious hat und es in seinem Belieben steht jeder- 



^) Pstre-sto, das bunte Hundert, d. h. eine Organisation der 
Narokdörfer wo die Bevölkerung einer jeden Ansiedlung einer spe- 
ciellen Beschäftigung nachging, z. B. Messerschmiede, Schwertner, 
Böttcher, Fischer, Hirten etc. waren. Diese Colonien standen unter der 
Aufsicht eines besonderen Hofbeamten der Starost „Pstre-sto^' hiess 
und oft ein hoher Würdenträger war. 
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zeit zu einer ^Eliminatio^ des Bauern zu schreiten, was er 
einem Ritter oder der Kirche gegenüber nicht ohne aus- 
drückliche Einwilligung des Eigenthümers unternehmen 
darf. 

Die Haeredes rustici im primitiven Piastischen Polen 
können schwerlich als eine Klasse von freien kleinen Grund- 
besitzern angesehen werden und eine solche Klasse passt 
nicht in den Organismus des abBolutistischen patrimonia- 
len Staates — und zwar so wenig in die soziale Verfas- 
sung Polens wie in die sonstigen mittelalterlichen politi- 
schen Gebilde Europas. 




Errata im I Theil der Abhandlung. 
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n 


174 


n 


24 Starostein 


Starosteien 


n 


177 


n 


13 tratt 


trat 


>7 


182 citat I. quotidi auos 


quotidianos 


n 


182 citat IL taminiquo 


tarn iniquo 


rt 


183 


n 


„ magio 


majus 


n 


183 


n 


sue 


me 
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statt 


soll heissen 


P. 7 Zeile 13 Basdruck 


Ausdruck 


„ 18 


n 


6 Waren 


Waaren 


n 18 


n 


10 Wahren 


Waaren 


„ 18 


n 


32 abgeschafi^ gegebenen 


gegebenen Versprechen abge 
schafiRi. 


„ 20 


n 


9 hypothece 


hypothecae 


„ 24 


n 


3 Staate 


Senate 


„ 28 


n 


1 betitelte 


betitelt 


„ 33 


n 


8 einen 


einem 


„ 42 


n 


5 Frohen 


Prohnen 


„ 43 


n 


4 Assessoren 


Possessoren 


„ 53 


n 


6 mächtigen 


unbeugsamen 


„ 61 


n 


4f Dukaten 


Dukat 


„ 61 


n 


12 Dukaten 


Dukat 


„ 61 


n 


21 in 


im 


„ 61 


n 


33 gleichenstellen 


gleichzustellen 


„ 64 


n 


15 duplant 


duplam 


„ 70 


n 


12 insbesondere 




„ 85 


n 


30 nicht 


nie 


„ 97 


n 


15 ist. In 


ist, in 


„118 


n 


15 Kopftaxa 


Kopftaxe 


„119 


11 


24 Earaibischen 


Karaitischen 


„121 


77 


26 emphyteutischen 


emphyteutischen Besitz 


„136 


n 


10 Adelszeugniss 


A rmutszeugniss 


„151 


n 


22 zwanzig 


Zwanzig 


„157 


n 


19 eligebatur 


diligebatur 


„157 


n 


26 Glqjbowiec 


Gl^bowice 


„158 


n 


11 Cieszkowitz 


Cienkowitz 


„159 


n 


4 

* »7 


77 


„159 


n 


8 Cieszkowitzer 


Cienkowitzer 


„161 


n 


21 Radritz Cieszkowitz 


Kadzic Cienkowitz 


„ 162 Z. 3,5,9 Badritz Radritzer 


Radzic Badzitzer 


„ 162 Z. 13, 15, 21, 33 Cieszkowitz Ciesz- 








kowitzer 


Cienkowitz Cienkowitzer 


„163 


n 


21 Suszkowitz 


Sukowitz 


„163 


77 


25 Iszkowitz 


77 


«164 


n 


14 centrum servos 


centum-servos 



Errata im Curriculum vitae. 
P. I. Zeile 14 statt Philosopie soll heissen Philosophie. 
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,ch wurde am 22 November des Jahres 1870 in Kra- 
kaa, als Sohn des Grafen Ladislaus Krasiäski und seiner 
Gemahlin Bosa, aus dem gräflichen Hause Potocki gebo- 
ren. Im dortigen I (St. Anna) Gymnasium mit 14 Jahren in die 
IV Klasse aufgenommen, befolgte ich als Privatsohüler den 
Lehrplan dieser Anstalt bis 1890. Im Herbsttermin dessel- 
ben Jahres legte ich die Abiturientenprüfung im HI kra- 
kauer Gymnasium ab und begab mich für den Winter nach 
Bonn wo ich an der rheinischen Friedrich- Wilhelm Universität 
unter die ordentlichen Hörer der Bechte aufgenommen 
wurde. Während des Wintersemester's hörte ich in dieser 
Hochschule juristische Materien bei Prof. J. Baron, Ge- 
schichte bei Hofrath A. Dove und Prof. E. Gothein, Phi- 
losopie bei Prof. J. Bender. Den Sommer über war ich in 
Freiburg in der Schweiz immatriculirt , studirte römi- 
sches Becht bei Prof. Bensing, hörte deutsche Litteratur 
bei Prof. Fr. Jostes, slavische Litteratur bei Prof. J. Kal- 
lenbach, scholastische Philosophie bei Pater Kennedy und 
Nationalökonomie bei Pater Weiss. 
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Den Winter 1891 — 1892 musste ich aus G-esundheits- 
rücksichten auf Beisen verbringen, und kehrte erst im 
Sommersemester 1892 naoh Freibarg wieder, wo ich die 
unterbrochenen Studien aufnahm. Im Ootober 1892 J. 
kam ich nach Heidelberg und wurde an der Buprecht- 
Karl Universität als Student der Beohte immatriculirt. 
Von da ab bis zu der im Jahre 1897 erfolgten Doctor- 
prüfung verblieb ich 9 Semester in der Neckarstadt und 
besuchte die CoUegien von Prof. G. Jellinek, Hofrath G. 
Meyer, Geheimrath J. Bekker, Geheimrath K. Knies 
und Prof. E. Leser. Ausser den juristischen und national- 
ökonomischen Fächern hörte ich alle philosophische und 
litterar-historische Vorlesungen von Exe. Kuno Fischer, 
die während dieser Zeit in Heidelberg angezeigt waren. 
Daneben nahm ich an Seminarübungen im national- öko- 
nomischen Seminar vom Geheimerath K. Knies und im 
staatswissenschaftlichen unter der Leitung von Prof. G. 
Jellinek theil. Zur Doctorprüfung meldete ich mich im 
Wintersemester 1896 — 1897 mit der vorliegenden Abhan- 
dlung über „Geschichtliche Darstellung der Bauern- Ver- 
hältnisse in Polen und der wirthschaftlioh-rechtliohen Be- 
formen im ersten Decennium der Begierung Stanislaus Au- 
gustus 1764 — 1774** bei der hohen philosophischen Facul- 
tät an und wurde am 10 März 1897 zum mündlichen Exa- 
men zugelassen. 

An dieser Stelle spreche ich meinen innigsten Dank 
aus f(ir die vortrefäichen Bathschläge und Weisungen wie 
auch für die wohlwollende Anregung die mir von allen 
meinen Lehrern zu theil geworden ist, insbesondere aber 
den Leitern der beiden Seminare Herrn Geheimerath K. 
Knies und Prof. G. Jellinek sowie auch Seiner Excellenz 
Kuno Fischer. An dieses innig empfundenes Gefühl möge 
sich der aufrichtige und herzliche Dank reihen, den ich 
den Herrn Dr. A. Bembowski, Dr. A. Donimirski und Dr. K. 
Potkaiiski für ihren freundlichen Bath und Beistand zoUe. 
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Dem Andenken eines unermüdlichen Forschers, eines 
tief fohlenden Gelehrten sei an dieser Stelle ein Nachruf 
gewidmet. Prof. A. Pawinski ist nicht mehr unter den Le- 
benden. Er war es der dem jungen Studenten die wissen- 
schaftlichen Schätze im warschauer Arohiv eröffnete und 
mit beherzten Worten den Ansporn zur Arbeit gab. 

Dr, Adam KrasinsJci. 
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